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I.     Wie  eine  reelle  philosophische  Pf issefi Schaft  sich  vm 
hlofser  Formular  '  Philosophie  unterscheide^ 

1.)  Der  Charakter  der  Vernünftlgkeit  besteht 
darin,  dafs  das  Handelnde ,  und  das  Behandelte  Eins  sey, 
und  eben  dasselbe;  und  durch  diese  Beschreibung  ist  der 
Umkreis  der  Vernunft ,  als  solcher  erschöpft.  —  Der 
Sprachgebrauch  hat  diesen  erhabnen  Begriff  für  dieje- 
nigen, die  desselben  fähig  sind,  d.  h.  für  diejenigen, 
die  der  Abstraktion ,  von  ihrem  eignen  Ich  fähig  sind^ 
in  dem  Worte:  Ich,  niedergelegt;  darum  ist  die  Ver, 
nunft  überhaupt  durch  die  Ichheit  charakterisirt  wor* 
den.  Was  für  ein  vernünftiges  Wesen  daist,  ist  m 
ihm  da ;  aber  es  ist  nichts  in  ihm ,  ausser  zu  Folge  ei- 
nes Handelns  auf  sich  selbst:  was  es  anschaut,  schaut 
es  in  sich  selbst  an;  aber  es  ist  in  ihm  nichts  an xu» 
sthauen  als  sela  Handeln :  und  das  Ich  selbst  ist  nichts 

*  a  ander% 


anders,  als  ein  Handeln  auf  sich  selbst  *)  —  Hier- 
über sich  in  Erörterungen  einzulassen  lohnt  nicht  der 
Mühe.  Diese  Einsicht  ist  ausschliessende  Bedin^iunc: 
alles  Philosophirens ,  und  ehe  man  zu  ihr  sich  nicht 
erhoben  hat,  ist  man  zur  Philosophie  noch  nicht  reif. 
Auch  haben  alle  wahren  Philosophen  von  jeher  aus 
diesem  Gesichtspunkte  philosophirt ,  nur  ohne  es  deut- 
lich zu  wissen, 

2.)  Je- 

*)  Ich  mochte  nicht  einmal  sagen :  ein  Handelndes., 
um  nicht  zur  Vor^telhmg  eines  Substrats,  in  wel- 
chem die  Kraft  eingewickelt  liege  j  zu  veranlas- 
sen. —  Man  hat  unter  andern  gegen  die  Wis- 
senschaftsichre so  argumentirt ,  als  ob  sie  ein 
Ich,  als  ohne  Zuthtui  des  Ich  v'orhandnes  Sub- 
strat, (ein  Ich,  als  Ding  an  sich,)  der  Philoso- 
phie zum  Grunde  legte.  Wie  konnte  man  doch 
das,  da  die  Ableitung  alles  Substrats,  aus  der 
nothwendigen.  Handeiüwcise  des  Ich ,  etwas  der- 
selben eigenthümliches ,  und  ihr  vorzüglich  an- 
gelegenes isf?  Doch,  ich  kann  gar  wohl  saa.en, 
wie  man  es  konnte  und  niulste.  Diese  Leute 
können  ohne  Substrat  einmal  nichts  . anfanoen, 
w^eil  es  ihnen  unmöglich  is^,"  sich  von  dein  Ge- 
sicht')punkte  der  gemeinen  Erfahrung,  auf  den 
Gesichtspunkt«  der  Philosophie  zu  erheben.  Sie 
beschenkten  sonach  mit  dem,  Substrate,  das  sie 
selbst  aus  ihrem  eignen  Vorra!  he  mit  hinzubrach- 
ten ,  die  Wissenschaftslelifp,  und  züchtigten  nun, 
nicht  als  ob  sie  das  Irrige  der  Sache  s'elbst  einge- 
sehen hätten,  sondern  weil  Kant  ein  solches  Sub- 
strat des  Ich  abweis't  ,  diese  Wissenschaft  für  ih-.. 
re  eigne  Unfähigkeit.  Sie  haben  ihr  Substral.  wo 
anders,  —  in  dem  alten  Dinge  an  sich,  ausser 
dem  Ich.  Dafür  hnden  sie  in  den  Buchitabeu 
Kants,  von  einem  Mannigfaltigen  für  die,  mÖg-^ 
liehe  Erfahrung,  eine  Berechtigung.  Was  diö-^- 
ses  Mannigfalüge  bei  Kant  sey,  und  woher  es. 
komme,  haben  sie  nie  begrÜFen.  ,  Wann  werden 
doch  diese  Leute  auFhoron,  liber  Dinge  railzu- 
sprvichen,  für  die  sich  ihnen  ihieiNatur  versagt? 


s.)  Jenes  Innere  Handeln  des  vernünftigen  We- 
sens gescliiehf^entwedei;  nothw endig  y  od^r  mit  Freiheifi 

5.)  l^as  Yjqrnünftige  Wesen  iif»  lediglich  inwie»- 
fern  es  siqh,p  afs  se^y^nd  sezt^  d.  Ii.  inwiefern  es  seiner 
selbst  sich  hewxifst ,  ist.  Alles  Seyn,  des  Ich  sowohl» 
als  des  Nic^it  Ich,  ist, eine  .bestimmte  Modifikation  des 
Bewufsfcseyns;  und  ohne  ein  Bewufstseyn  giebt  es  kein 
Seyn.  Wer  das  Gegentheil  behauptet,  nimmt  ein  Sub- 
strat des  Ich  an,  dafs  ein  Ich  seyn  soll,  ohne  es  zu 
seyn,  und  widerspricht  sich  selUst.  Nothwendige, 
aus  dem  Begriffe  des  vernünftigen  Wesens  erfolgende 
Handlungen  sind  sonach  i?ur  diejenigen,  du^ch  wel- 
che die  Möglichkeit  des  Selbstbewufstseyns  bedingt 
ist;  aber  diese  alle  sind  notji wendig,  und  erfolgen  ge- 
wifs,  so  gewifs  ein  vernü^ifti^es  Wesei?  ist,  —  .  Das 
vernünft;ige  Wesen  sezt  notlnvendi^  sich  selbst  ;  es 
thut  sonach  notliwendig  aTies  dasjenige,  was  zu  seinem 
Setzen  durch  sich  selbst  gehört,  und  in  dem  Umfange 
der  durch  dieses, §etzen  ausgedrückten  Handlung  liegt. 

4.)  Indem '<ias  vernünftige  Wesen  handelt,  wjrd 
cp'  seines  Handelns  ^ich  nicht  l>ewufst^  denn  «  .s^%« 
ist  ]aL  sein  Handeln  und  nichts  anäeres :  das  aber,  dessen 
es  sich  bewufst  wird,  soll  ausserhalb  dessen  liegen, 
das  sich  beyvufst  wird,  also  ausserhalb  des  Handelns; 
CS  soll  Ohjekty  d.  ,i.  das  Gegentheil  des  Handelns  seyn, 
Pas  Ich  wird  ,  nur  desjenigen  sich  bewufst,  was  ihm 
in  diesem  Handeln ,  und  durch  dieses.  Handeln, 
(^hlos  und  lediglich  dadurch^)  entsteht;  und  dieses  ist 
das  Objekt  des  Bewufst?eyns,  oder  das  Ding.  Ein 
andereSu  t)ing  giebt  es  :^ür  ein  vernünftiges  Wesen  nicht, 
und  da  vopi  einern  Seyn,  und  von  einem  Dinge  nur  in 
Beziehung  auf  ein>  vernünftiges  Wesen  geredet  wer- 
den kann^  überhaupt  nicht.  Wer  von  eiiiem  cmdem 
Diöj^e  redet ,  versteht  sich  selbst  nicht; 

Di#. 


Q.^  DicsefS  itt  einem  nothwendigen  *)  Handeln  ent- 
stehende, vrob fei  aber  das  Ich  seines  Handelns  sich  aus 
dem  angezeigten  Grunde  nicht  be\vufst  wird,  erscheint 
Äelhst  als  nothwendig,  d.  i.  das  Ich  fühlt  in  der  Dar- 
stellung desselben  sich  gezwungen.  Dann  sagt  man, 
das  Objekt  habe  BeaLität.  Das  Kriterium  aller  Reali- 
tät ist  das  Gefühl ,  etwas  so  darstellen  zu  müssen ,  wie 
es  dargestellt  wird.  Den  Grund  dieser  Nothwendig- 
leit  haben  wir  gesehen ;  es  mufs  so  gehandelt  werden, 
wenn  das  vernünftige  Wesen  überhaupt  als  ein  solches 
«eyn  solh  Daher  ist  der  Ausdruck  unsrer  Ueberzeu- 
gung  von  der  Realität  eines  Dinges  der;  so  wahr  ich 
lebe,  so  wahr  ich  bin,  ist  dieses  oder  jenes. 

ö.)  Wetin  das  Objekt  seinen  Grund  lediglich  im 
Handeln  des  Ich  hat ,  "und  durch  dieses  allein  voll- 
ständig bestimmt  ist ;  so  kann ,  wenn  es  eine  Verschie- 
denheit unter  den  'Objekten  geben  sollte,  diese  Ver- 
schiedenheit lediglich  durch  verschiedne  Ilandelswei- 
sen  des  Ich  entstehen.  Jedes  Objekt  ist  dem  Ich  be- 
stimmt so  geworden,  wie  es  ihm  ist,  weil  das  Ich 
bestimmt  so  handelte,  wie  es  handelte;  aber  dafs  es 
so  handelte,  w^ir  nothwendig," denn  gerade  eine  sol* 

che 

*)  Man  hat  den  Saz  der  Wissenschaftslehre:  was 
da  ist,  ist  durch  ein  Handeln  des  Ich  (insbeson- 
dere durch  produktive  Einbildungskraft)  da,  so 
ausgelegt,  als  ob  von  einem  freien  Handeln  die 
Rede  wäre;  abermals  darum,  weil  man  nicht  fä- 
,  big  war,  sich  zu  dem  daselbst,  doch  zur  Gnüge 
ausgeführtem  Begiiife  der  Thätigkeit  überhaupt 
zu  erheben.  Nun  war  es  leicht,  dieses  System, 
als  die  ung*eheuerstc  Schwärmerei,  zu  verschreien. 
Man  sa-^te  damit  viel  wenig.  Die  Verwech- 
selung des,  was  durch  freies  Handeln  daist,  mit 
dem,  was  durch  authwendiges  da  i^t,  und  um- 
,  gekehrt,  ist  eigentlich  llauerey.  Aber,  wer  hat 
a«nn  ein  solchem  System  aufgestellt? 


che  Handlung  gehörte  unter  diö  Bedingungen  de» 
Selbstbewufstseyns.  —  Indem** man  auf  das  Objekt  re- 
flektirt,  lind  die  Ilandelsweise ,  durchweiche  es  ent- 
steht, davon  unterscheidet,  wird  dieses  Handeln,  da 
aus  dem  oben  angeführten  Grunde  das  Objekt,  nicht 
als  durch  dasselbe ,  sondern  als  ohne  alles  Zuthun  4es 
(freien)  Ich  vorhanden  erscheint^  zu  einem  blofäea 
Begreifen,  Auffassen,  und  Umfassen  eines  Gegebe- 
nen. Man  nennt  sonach  diese  Handelsweise,  wenn 
sie  in  der  beschriebenen  Abstraktion  vorkommt,  mit 
Recht  einen  Begriff*.) 

7.)  Nur  durch  eine  gewisse  bestimmte  Handels- 
weise entsteht  ein  gewisses  bestimmtes  Objekt;  wena 
aber  mit  Nothwendigkeit  auf  diese  bestimmte  Weis© 
gehandelt  wird,  entsteht  auch  dieses  Objekt  gewifs. 
Der  Begriff,  und  sein  Objekt  sind  sonach  nie  getrennt^ 
noch  können  sie  es  seyn.  Das  Objekt  ist  nicht  ohne 
den  Begriff,  denn  es  ist  durch  den  Begriff;  der  Be- 
e^riff  nicht  ohne  das  Objekt,  denn  er  ist  dasjenige,  wo- 
durch das  Objekt  nothwendig  entsteht»  Beide  sind  Eins 
und  eben  dasselbe,  von  verschiednen  Seiten  angese* 
hen.    Sieht  man  auf  die  Handlung  des  Ich ,  als  solche^ 

ihrec 

*)  Ein  Leser,  der,  in  der  Freude,  dafs  er  nun  end- 
lich ein  iiim  bekanntes  Wort  gefunden  habe,  ei- 
len wird,  alles  das,  was  er  sich  bisher  bei  dem 
AVorte :  Begriff,  gedacht  hat ,  darauf  zu  übertra- 
gen ,  wird  in  kurzen  ganz  verirrt  seyn,  ind 
nichts  mehr  verstehen;  und  das  durch  seine  eig- 
ne Schuld.  Dieses  Wort  soll  hier  nicht  mehr, 
und  nicht  weniger  bedeuten,  als  das  hier  be- 
schriebne ;  ob  nun  der  Leser  bisher  dasselbe  dabei 
gedacht  haben  möge,  oder  nicht.  Ich  berufe  mich 
nicht  auf  einen  hei  ihm  schon  vorhandenen  Be- 
griff, sondern  ich  will  erst  einen  solchen  in  sei- 
nem Geiste  entwickeln  und  .bestimme«. 
'    "   V     ■  - 


ihrer  Form  nach,  so  ist  es  Begriff;  sieht  man  auf  dea 
Inhalt  der  Handlung,  &uf  das  Materiale,  darauf,  was 
geschieht,  mit  Abstraktion  davon,  dafs  es  geschehe, 
«o  ist  es  Obje]tt.  —  Wenn  man  einige  Kantianer 
über  die  Begriffe  a  priori  sprechen  hart,  so  sollte 
man  glauben ,  dieselben  stünden  im  menschlichen  Gei- 
ste vor  der  Erfahrung,  etwa  als  leere  Fächer  da,  und 
warteten,  bis ) die  leztere  etwas  in  sie  hinein  stellte. 
Was  für  ein  Ding  mag  für  diese  Leute  ein  Begriff 
seyn,  .und  wie  mögen  sie  dazu  gekommen  seyn  ,  die  so 
verstandene  Kantische  Lehre  für  wahr  anzunehmen? 

ß.)  B'Ian  Icänri,  wie  gefagt,  vor  dem^  was  aus 
^nem  Handeln  entfieht  ^  das  Ha/tt^eZ/i  selbst ,  und  die  be-r 
laefiimmte  Haindelsweise  nicht  wahrnehmen.  Für  den 
gewöhnlichen  Menschen ,  und  auf  dem  Gesichtspunk» 
tp  des  gemednen  Bewufstseyns  giebt  es  nur  Objekte, 
und  keine  . Begriffe :  der  Begriff  verschwindet  im  Ob- 
jekte und  fällt  mit  ihm  zusammen.  Das  philosophi- 
sche Genie,  cL  h.  das  Talent,  in  und  während  dtesHan» 
dolns  selbst  nicht  nur  das,  was  in  ihm  entsteht,  son* 
^ern  auch  das  Handeln,  als  solches,  zu  finden ,  diese 
ganz  entgegegesezten  Richtungen  in  einer  Auffassung 
25U  vereini.iien ,  und  so  seinen  eignen  Geist  auf  der 
That  zu  ergreiiFen,  entdekte  zuerst  bei'm  Objekte  den 
B*^riff  j  und  de^v  Uanfang.  (i«"^  Bewufstseyns  erhielt  eia 
Beuels  Gebiet» 

Jene  Männer  von  philosophischem  Geiste 
jÄachte'n  ihre  En tdeckuÄgeri  bekannt.  Es  ist  nichts 
leiqhtet  ajs.'mit  Freiheit y  und  da,  wo  keine  Denknoth- 
wehdi^keit  .  obwaltet ,  jede  < n^Ögliche  Bestimmung  in 
seinem  .Geiste^  l^ervorzubringen*  wilJkührlich  ihn  auf 
j{i>dA^  A^' eise,  dl^'  ein  andrer  uns  etwa  angiebt,  handeln 
?itv  )a'<sen ;  trbi^r  OS  ist  nichfs-schwei'er,  als  denselben  im 
wirhUhent  '^^  K  iiach  gSigeiÜj'fiQtiiw endigen  Haiideln, 


/ 


ader  wenn  er  in  der  Lage  ist,  dafs  er  fiuf  diese  be- 
stimmte Weise  handeln  miifs ,  als  handelnd  ziibemer- 
i.en.  Das  erstcre  Verfahren  giebt  Begriffe  ohne  Ob- 
jekt, ein  leeres  Denken;  nur  auf  die  zweite  Weise 
wird  der  Philosoph  Zuschauer  eiae§  reellen  Denkens 
«eines  Geistes,  f) 

Das  erstere  ist  ein  willkührliches  Nachmachen  der 
von  ändern  Vertiömmeneri  ursprünglichen  Handelswei- 
sen der  Vernunft,  nachdem  die  Nothwendigkeit ,  wel- 
che allein  ihnen  Bedeutung ,  und  Realität  giebt ,  ver- 
schwunden ist;  das  leztere  allein  ist  wahre  Beobach^ 
tung  der  Vernunft,  in  ihrem  Verfahren.    Aus  dem  er- 

Stern 

.  *)  Der  Formular-Philosoph  denkt  sich  dies  und  jenps„ 
beobachtet  sich  selbst  in  diesem  Denken ,  und  nuix 
Stellt  er  die  ganze  Reihe  dessen,  was  ersieh  den- 
ken konnte,^  als  Wahrheit  hin  ,  aus  dem  Grunde,- 

,  weil  er  es  denken  konnte.  Das  Ohjekt  seiner  Be* 
obachtung  ist  er  selbst,  wie  er  entweder  ohne  al* 
le  Richtung,  auf  gutes  Glück,  oder  nach' einem 
ihm  von  aussen  gegebenen  Ziele  hin ,  ß'^i.  v^T^ 
fährt.  Pe?-'  wahre  Philosoph  hat  die  Vernuiift  in 
ihrem  urspränglicheri  und  nothwendigen  Verfahren,^ 
wodurch  sein  Ich  und"  alles,  was  für  dasselbe  ist, 
da  ist,  zu  beobachten.  Da  er  aber  dieses  urspüng* 
lieh  handelnde  Ich  im  empirischen  Bewufstseyii 
nicht  mehr  vorfiridet,  sö  stellt  er  es  durch  den  ein- 
zigen Akt  der  Willkühr,  der  ihm  erlaubt  ist,  (und 
welcher  de.r  freie  Entschlufs  philosophiren  zu 
wollen;  selbst  iat).  in-  seinen  Anfangspunkt,  und 
läfst  es  von  demselben  aus  nach  seinen  eignen^ 
dei?i  Philosophen  wohlbekannten  Gesetzen ,  un-s 
ter  seinen  Augen,  foitha«df.ln-  Das  Objekt  seiner 
Beobachtung  ist  souach  die.i^^iqh  ihren  innern  Ge-« 
setzen ,  olme  alles  äussere  Zfel ,  nothwendig  ver- 
^      fahrende  Vernunft  überhaupt.    Der  ersteie  beob- 

^  achtet  .ein  Individuum,  sein  eignes,  in  seinem 
gesezlosen  Denken ;    der    leztere    die  Vernunft 

.  überhaupt  in  ihrem  nothwendigen  Handeln. 


s.'cru  eotsrclit  <?i"e  leere.  Foj-mular '  Philosophie  y  Jie  gc- 
gellian  zu  haben  glaubt,  wenn  sie  nachgewiesen, 
^afs  man.  sich  irgenrl  elwas  (lenken  könne,  ohne  um 
«las  Objekt  (um  die  Bedingungen  der  Nothwendigkeit 
di'\s..'S  Denkens)  besorgt  zu  seyn.    Eine  reelle Philoso- 
j)l!i<!  stellt  Begriile  und  Objekt  zugleich  hin,  und  he- 
hart  jeit  nie  eins  ohne  das  andere.    Eine  solche  Philo- 
sopliie  einijufiihren ,  und  alles  blos  formelle  Philoso- 
ydiirca  abzuschaffen,,  war  der  Zweck  der  Kantischen 
5cl!ril],te.»,Vi  Ich  kann  nicht  sagen,  ob  dieser  Zweck,  bis 
y  zl.  auch  von  Einem  philosophischen  Schriftsteller  be- 
Dierkt  worden.    Das  aber  kann  ich  sagen ,  dafs  das 
IMirsyerständnifs  dieses  Systems  sich  auf  zweierlei  Art 
^<^7.i;ig»,  hat;  iheils  bei  sogenannten  Kantianern  darin, 
dafs  sie  dasselbe  auch  für  eine  Formular-Philosophie, 
nur  für  die  umgekehrte  ehemalige  hielten,  und  so  leer 
pli^ilbsophirten ,  als  je  philosophirt  worden  ,  nur  voji 
cin-r  entgegengesezten  Seite;  theils  bei  scharfsinnigen 
Skepukei-a,  welche  sehr  wohl  einsahen ,  woran  es  ei- 
^ea  hch  der  Philosophie  fehlte,  aber  nicht  bemerkten, 
clafs  dem  Mangel  in  der  Hauptsache  durch  Kant  abge- 
lioliun  sej'.     Das  blos  formelle  Denkern  hat  in  derPhi- 
lüsopiiic,  in  der  Mathematik       in  der  Naturlehre,  in 

allea 

*)  In  der  Mathematik  zeigt  sich  dies  besonders  durch 
den  Mii^biauch  der  Algebra  von  blos  formalen 
K(')pfen.  So  hat  man  —  dafs  ich  ein  auffallendes 
Beispiel  anführe  —  noch  nicht  recht  einsehen 
können,  dafs  die  Qaadratur  des  Zirkels  unmög- 
lich, und  in  iiirem  Begrilte  widersprechend  sey.  — • 
Der  Ree.  mtiiuer'vSchrift,  über  den  Begriff  der 
If  issenschaft.slehre'i^Aev  yielmehr  einiger  ^oteri 
in  ihr)  in  den  Hallischen  Annalen,  fragt  mich,  ob 
denn  die  Q'uadratur  des  Zirkels  darum  ummöglicb 
sey,  weil  gerade  und  kriini  nichts  gemein  haben. 
i  Er  glaubt,  sehr  klug  gefragt  zuhaben,  sieht  sich 
um,  lacht,  und  läfst  nüch  in  meiner  Beschämung 

Ja 


allen  reinen  Wissenschaften  unbeischreiblzch  viel  ge* 
schadet. 

IL  jras 

da  stehen.  Ich  sehe  ihn  an,  unil  lache  über  clit? 
Frage,  Allerdings  ist  das  im  ganzen  Ernste  mei^ 
ne  Meinung.  Ansam  philosophiae  non  habes,  sagt 
er  mitleidig;  nnd  ich  antworte  ihm:  die  grofse 
Weifsheit  hat  Sie  um  den  gesunden  Menschen-i 
\^erstand  gebracht.  —  Am  Wissen ,  lieber  Herr^ 
fehlt  es  mir  über  diesen  Punkt  nun  eben  nichts 
aber  am  Verstehen.  Ich  habe  es,  als  ich  nochi^i 
Secunda  safs,  gar  wohl  vernommen,  dafs  die  Pe- 
ripherie gleich  seyn  soll  einem  Polygon  von  un- 
endlich vielen  Seiten,  und  dafs  man  den  Flächen'^ 
Inhalt  des  erstem  bekommen  soll,  wenn  man  de'H 
des  leztern  hat:  aber  ich  habe  die  Möglichkeit  die^ 
ser  Ausmessung  nie  begreiffen  können  ,  und  hoife 
zu  Gott,  dafs  er  bis  an  mein  Ende  mich  sie  nicht 
werde  begreiffen  lassen.  Was  ist  denn  der  Begriff 
eines  Unendlichen  ?  doch  wohl  der  einer  Aufga'^ 
he  y  die  Seite  des  Polysjons  in  das  Unendliche  forC 
zu  theilen ,  also  die  Aufgabe  eines  unendlichen  Ee* 
Stimmens?  Aber  was  ist  denn  ein  Maas,  zu  dem 
ihr  hier  das  Unendliche  brauchen  wollt?  Doch 
wohl  etwas  bestimmtes?  Theilt  ihr  ins  Unendliche 
fort,  wie  ihr  der  Aufgabe  nach  sollt,  so  kommt  ihr 
iiicht  zum  Messen.  Geht  ihr  aber  an  das  Messen, 
so  müfst  ihr  vorher  aufgehört  haben,  zu  theilea; 
und  euer  Vieleck  ist  sonach  ein  endliches,  und 
nicht,  wie  ihr  vorgebt,  ein  unendliches.  Aber 
weil  ihr  die Handelsweise  ein  unendliches  zu  be- 
schreiben, d.i.  den  leeren  Begriff  des  Unendlichen, 
auffassen,  und  etwa  mit  A.  bezeichnen  könnt,  so 
bekümmert  es  euch  nicht  weiter,  ob  ihr  auf  diese 
Weise  wirklich  gehandelt  habt;  und  handeln 
könnt,  und  ihr  geht  mit  euerm  A.  rüstig  an  das 
Geschäft.  So  macht  ihr  es  in  noch  mehrern  Fällen. 
Der  gesunde  Menschenverstand  staurit  ehrfurchrs- 
vall  eure  Thaten  an ,  und  nimmt  die  Schuld,  dafs 
er  euch  nicht  versteht,  bescheiden  auf  sich  selbst ; 
wenn  aber  ein  unbesch^eidnerer  seine  Meinung  nur 
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JI?    ^f^ßs  \  NatHrrecht ,  als  eine  reelle  phi' 

losophische  WUsenschafc ,  zu  leisten  habe. 

1.)  Es  ist  ein  o;ewisser  bestimmter  BegrilF  ur- 
sprünglich durch  die  Vernunft,  unrl  in  der  Vernunft 
enthalr.en,  'kftnn  ,  ''dem  obigen'  t^u' 'Folge  nichts'  anders 
lieissen,  jjls^  /e^'  wird  duvch:  das  vernünftige  Wesen, 
§ö  gewifs  es  ein  solches  ist,  nothv/endig  auf  eine  ge- 
Vy^issft  hesUnpj^^.e  Vv'eise  gel>andelt.  ,.X)er  Philosoph  hat 
von  dieser  bestimmten -Handlung  zu  zeigen,  dafs  sie 
eine  Bedingung  des  Selbstbewufstseyns  sey  ,  welches 
5ie  Deduktion  deSselb.cn  ausmacht,'  Er  hat  sie  selbst 
nach  ihrer  Foxiu,  der  Handelsweise'in  ihr  sowohl,  als 
dasjenige,,  rsvas  in  diesem  llandeln  für  ,die  Reflexion 
entsteht,  au,  beschreiben.  Er  liefert  dadurch  zugleich 
den  Erwels;dör  Nöthwendigkeit  de$ Begriffs,  bestimmt 
ihn  selbst  iintJ^'zeia;t  seine  Ariwendunor.  Keines  dieser 
Stücke  kann  von  den  übrigen  getrennt  werden ,  oder 
selbst  die  einigeln  behandelten  sind  unrichtig  beha^ndelt, 
iH^.d  es  is't  blös  formell  philpsophirt»  Oer  Begriff  des 
Röchts  Söll'  ein  ursprünglicher  Begriff  der  reinen  Ver- 
♦  nunft  seyns'  (if  ist  mithin  auf  4ie  angezeigte  Weise  zu 
behaudeiii'''^  ' 

a.)  Eä .  findet,  sieh  in  Absicht  dieses  Begriffs.,  dafs 
er  nothwendig  werde  dadurch,   dafs  das  vernünftige 
Wesen  sich  nicht  als  ein  solches  mit  Selbstbewürstseyn 
setvcn  kann ,  ohne  sich  als  Individuum  y_  als.  Eins',  un- 
ter 

^'  '  im  mindesten  verlauten  läfsfe ,  so  könnt  ihr  seine 
Uiifiilttokeil  zu  einer  '  Saelie  ,  die  euch  so  unge- 
niein  klar  ist,  und  aus  d-^r  ihr  nicht  das  eringste 
Arge  habt,  durch  nichts  erklaren  ,  als  dadurch,  dafs 
der  anne  Mann  die  '  Anfftnosgr-inde  der  Wissen- 
schaften mciit  gelernt  habe-u  müsse 


ter  Mehrern  vernünftigen  Wesen  zu  sejtzen ,  M^elclie 
es  ausser  sich  annimmt,  so  wie  es  slchseAst  annimmt. 

Wie  die  Handclsweise  m  diesem  Setzen  der  Be- 
griff des  Rechts  sey,  läfst  sich  sogar  sinnlich  darstel- 
len. Ich  setze  mich  als  vernünftig,  d.  h.  als  frei.  Es 
ist  in  mir  bei  diesein_^Geschä£te  die  Vorstellung  der  Frei- 
heit. Ich  setze  in  dergleichen  ungetheilten  Handlung 
zugleich  andere  freie  Wesen.  Ich  beschreibe  sonach 
durch  meine  Einbildungshraft  eine  Sphäre  für  die  Frei- 
heit, in  welche  mehrere  Wesen  sich  theilen.  Ich  schrei- 
be mir  selbst  nicht  alle  Freiheit  zu,  die  ich  gesezt  ha- 
be, weil  ich  auch  noch  andere  freie  Wesen  setzen,  und 
denselben  einen  Theil  derselben  zuschreiben  niufs.  Ich 
beschränke  mich  selbst  in  meiner  Zueignung  der  Frei- 
heit dadurch,  dafs  ich  auch  für  andere,  Freiheit  üljri"^ 
lasse.  Der  BegrilF  des  Rechts  ist  sonach  der  BegrifT 
von  dem  nothwendigen  Verhältnisse  freier  Wesen  zu 
einander. 

3.)  I)n  Begriffe  der  Freiheit  Hegt  zuforderst  nur 
das  Vermögen  durch  absolute  Spontaneität,  Begriifö 
von  unsrer  jr.öglichen Wirksamkeit  zu  entwerfen;  und 
nur  dieses  bloCse  Vermögen  schreiben  vernünftige  We- 
sen einander  mit  Noihwendigkeit.  zu.  Aber,  dafs  ein 
vernünftiges  Individuum,  oder  eine  Person  sich  selbst 
freifiad«^,  dazu  gehört  noch  etwas  anderes,  nemlich 
dafs  dem  Begriffe  von  seiner  Wirksamkeit,  der  dadurch 
gedachte  Gegenstand  in  derErfahrung  entspreche  ;  dafs 
also  aus  dem  Denken  seiner  Thätigkeit  etwas  in  der , 
Welt  ausser  ihm  erfolge. 

Sollten  nun  die  Wirkungen  der  vernünftigen  Vv^e. 
sen  in  dieselbe  Welt  fallen,  sonach  auf  einander  ein* 
fiiessen,  und  sich  gegenseitig  stören  ,  und  hindern  kön- 
Pen,  wie  es  sich  allerdings  findet,  äo  würde  Freiheit' 

ia 


in  der  letztem  Bedeutung  für  Personen,  die  In  diesem 
gegenseitigen  Einflüsse  mit  einander  stehen  ,  nur  unter 
der  Bedingung  möglich  seyn  ,  dnfs  Alle  ihre  Wivksam- 
Iseit  in  gewisse  Grenzen  einschlössen,  und  die  Welt, 
als  Sphäre  ihrer  Freiheit ,  gleichsam  unter  sich  theilten. 
Öa  sie  aber  frei  gesezt  sind ,  so  könnte  eine  solche 
Grenze  nicht  ausserhalb  der  Freiheit  liegen ,  als  wo- 
durch dieselbe  aufgehoben ,  keinesweges  aber  als  Frei" 
heit  beschränkt  würde;  sondern  alle  müfsten  durch 
Freiheit  selbst  sich  diese  Gränze  setzen,  d.h.  alle  müfs- 
ten es  sich  zum  Gesetze  gemacht  haben,  die  Freiheit 
derer,  mit' denen  sie  in  gegenseitiger  Wechselwirkung 
stehen ,  nicht  zu  stören.  — 

4.)  Und  so  hätten  wir  denn  das  ganze  OhjeJit  des 
RechtsbegriiFes  ;  nemlich  eine  Gemeinschaft  zivischen  frei» 
en  We^en  als  solchen.  Es  ist  nobhwendig,  dafs  jedes 
freie  Wesen  andere  seiner  Art  ausser  sich  annehme  ; 
aber  es  ist  nicht  nothwendig,  dafs  sie  alle,  als  freie 
Wesen  ^  neben  einander  fortbestehen;  der  Gedanke  ei. 
ner  solchen  Gemeinschaft,  und  die  Realisation  dessel- 
ben ist  sonach  etwas  willkührliclies.  Wenn  er  aber 
gedacht  werden  sollte;  wie,  durch  welchen  Begriff, 
durch  welche  bestimmte  Handelsweise  wird  er  gedacht? 
Es  findet  sich,  dafs  man  in  Gedanken  jedes  Mitglied 
der  Gesellschaft  seine  eigne  äussere  Freiheit,  durch  in- 
nere Freiheit,  so  beschränken  lasse,  dafs  alle  andere 
neben  ihm  auch  äusserlich  frei  seyn  können.  Dies  nun 
ist  der  Rechtsbegriff.  Wird  er,  weil  der  Gedanke,  und 
die  Aufgabe  einer  solchen  Gemeinschaft  willkührlich 
ist,  geflacht  als  ein  praktischer  Begriff,  so  ist  er  blos 
technisch  -  praktisch:  d.h.  wenn  gefragt  würde ,  nach 
welchem  Grundsätzen  eine  Gemeinschaft  zwischen  frei« 
cn  AVosen  ,  als  solchen  ,  errichtet  werden  könnte,  wenn 
etwa  jemand  eine  solche  errichten  wollte,  so  müfate 
geantwortet  werden ;  nach  dem  Rechtsbegriffe.  I^^fs 
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aber  eine  solche  GemeinscLaft  errichtet  werden  solle, 
wird  dadurch  keinesweges  gesagt. 

5.)  Es  ist  in  dieser  ganzen  DarsteÄÜ|  des  J\echt$- 
begrilFes  unterlassen  worden,  diejenigen  ausführlich  zu 
widerlegen ,  welche  die  Rechtslehre  von\  Sittengeaet/ie 
abzuleiten  versuchen ;  weil,  sohaW die  richtige  Deduk- 
tion nur  einmal  da  ist,  jed«^'  unbefangene  sie ,  Dlme 
dafs  ihm  die  Unrichtigkeit  der  übrigen  weiter  ge/.eigt 
worden,  von  selbst,  annimmt;  für  befangene  aber, 
und  für  ihre  eigne  Sache  känipfende^,  jedes  äu  ihrer 
Widerlegung  gesagte  Wort  verloren  ist. 

Die  Rechtsregel:  beschränke  deine  Freiheit  durch 
den  Begriff  von  der  Freiheit  aller  übrigen  Personen, 
mit  denen  du  in  Verbindung  kommst,  erhält  allerdings 
durch  das  Gesez  der  absoluten  Uebereinstimmung  mit 
sich  selbst  (das  Sittengesez)  eine  neue  Sanktion  für  das 
Gewissen;  und  dann  macht  die  philosophische  Behand- 
lung desselben  ein  Kapitel  der  Moral  aus,  keineswe. 
ges  aber  die  philosophische  Rechtslehre,  die  doch  vt  ohl 
eine  eigne  für  sich  bestehende  Wissenschaft  scyn  soll. 
Man  würde  sagen  können,  dafs  mehrere  gelehrte  Miin- 
ner,  welche  Systeme  des  Naturrechts  aufgestellt  haben, 
ohne  ihr  Wissen,  jenes  Kapitel  der  Moral  behandelt 
hätten,  wenn  sie  nicht  vergessen  hätten,  anzugeben» 
warum  denn  die  Befolgung  dieses  Gesetzes,  dassiedocii 
immer  im  Sinne  haben  mufsten ,  mit  welcher  Formel 
sie  es  auch  ausdrückten,  dieUebereinstlmmung  des  Veir* 
nunftwesens  mit  sich  selbst  bedinge :  wie  denn  über- 
haupt, dafs  ich  das  im  Vorbeigeben  bemerke,  die  Leh- 
rer der  Moral  nicht  bedacht  haben  ,  dafs  das  Sittenge* 
sez  lediglich  formal,  mithin  leer  sey,  und  dafs  ihm  ein 
Inhalt  anderwärts  her  nicht  erschlichen,  sondern  gründ- 
lich deducirt  werden  müsse.  Wie  sich  die  Sache  in 
unserra  Falle  verbälte,  kann  im  Vorbeigehen  angege- 
ben werden.     Igh  mu/a  mich  nothwendig  in  Gesell- 
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Schaft  mit  <^en  Menschen  denken  ^  mit  denen  die  Na- 
tur mich  ve^^iget  hat  ,  aber  ich  kann  dies  nicht,  oh* 
nc  meine  F^ffRit  durch  die  ihrige  beschränkt  zu  den" 
ken;  nach  diesem  nothwendigen  Denken  mufs  ich  nun 
Äucli  handehi ,  ausserdem  steht  mein  Handeln  mit  mei- 
nem Denken  und  ich  sonach  mit  mir  selbst  im  Wi* 
derspruche;  ich  bin  im  Gewissen,  durch  mein  Wissen 
wie  es  Seyn  soll,  verbunden,  meine  Freiheit  zu  be* 
schränken.  Von  dieser  moralischen  Verbindlichkeit  ist 
nun  in  derRechtslehre  nicht  die  Rede;  jeder  ist  nur  ver- 
bunden durch  den  willkührlichen  Entschlufs  ,  mit  andern 
in  Gesellschaft  zu  leben,  und  wenn  jemand  seine  Will* 
kühr  gar  nicht  beschränken  will ,  so  kann  man  ihm  au£ 
dem  Gebiete  des  Naturrechts  weiter  nichts  entgegen»- 
stellen  ,  als  das,  dafs  er  sodann  aus  aller  menschlichen 
Gesellschaft  sich  entfernen  müsse» 

6.)  In  der  gegenwärtigeil  Schrift  ist;  der  BegrilF 
des  Rechts  als  Bedingang  des  Selbstbevvufstseyns ,  zu- 
gleich mit  seinem  Objekte  deduciret  worden  i  et  istab- 

ich  lese  irgendwo ;  der  Saz :  die  maniiigfalügeri 
Handlungen  des  freitiu  Willens  sollen  mit  sich 
selbst  übereinstimmen,  sey  der  Grundsaz  der  Sit- 
tenlehre» Dies  ist  eine  sehr  verunglükte  Anwen- 
dung des  Vorl  mir  in  den  Vorlesungen  übe?-  die  Bt- 
Stimmung  des  Gelehrten  aufgestellten  Postulats  der 
absoluten  Uebereinstimmung  des  Vernunftwesens 
mit  sich  selbst.  Man  darf  dann  nur  darauf  den- 
ken, ein  recht  konsequenter  Bösewicht  zu  wer- 
den^ wie  D.  Lhrkard  in  seiner  Apologie  des  Teu- 
fels (Niethammers  Thilos.  Journal  v.  f.  1795:.) den 
Teufel  schildert;  die  Handlungen  des  freien  Wil* 
lens  stimmen  dann  unter  sich  voll]%ommen  übercin, 
denn  sie  widersprechen  insgesammt  det  Ueber- 
zeugung  von  <lem ,  was  seyn  soll^  und  man  hat  ei- 
ner solchen  Sittenlehre  ^enug  gcthan. 


geleilet,  ])cstimmt,  und  seine  Anwendung  gesichert, 
wie  von  einer  reellen  AVissenschaft  zu  fordern  ist.  Es 
ist  dieses  geschehen  im  ersten  und  zweiten  Abschnitte 
dieser  Unterßuchung.  Er  ist  weiter  bestimmt,  und  die 
Art,  wie  er  in  der  Sinnenwelt  realisiret  werden  raüs- 
te,  nachgewiesen,  in  der  Lehre  voai  Staatsbürgerrech- 
te, der  die  Untersuchungen  über  das  Urrecht,  und 
Zwangsrecht,  zur  Vorbereitung  dienen.  Die  drei  für 
die  vollendete  Bestimmung  des  Staatsbürgerit  chts  nolh- 
wendigen,  und  in  dem  Buche  angegebenen  Kapitel, 
über  den  Staatsbürgervertrag,  die  bürgerliche  Gesezge^ 
bung  und  die  Constitution,  sind  bereits  ausgearbeitet, 
und  meinen  Zuhörern  vorgetragen  worden  *)  ;  und  si© 
werden  zugleich  mit  dem  Völker  „dem  Weltbürger,, 
und  dem  Familienrechte  in  der  nächsten  Messe ,  unter 
dem  Titel  des  angewandten  Naturrechts  erscheinen. 

m.  u^. 

*)  Der  Abdruck  derselben  war  gegenwärtig  unmög- 
lich ;  darum  blieben  sie  zurück  ,  und  ich  erhielt 
dadurch  Gelegenheit,  die  übrigen  Theile  der  all- 
gemeinen Reclitslehre  ihnen  beizufügen.  —  Nur 
eine  Unbequemlichkeit  entsteht  daraus  für  dieses 
Buch»  Ich  bin  nemlich  durch  die  bisherige  Er- 
fahrung berechtigt ,  anzunehmen,  dafs  nicht  alle 
Kunstrichter,  mit  meinen  Grundsätzen  zugleich 
die  Fähigkeit  erhalten  ,  dieselben  weiter  anzuwen- 
den. Ich  bitte  sonach  jeden,  der  nicht  das  schon 
durch  Erfahrung  bestätigte  sichere  Selbstbewufst- 
seyn  dieser  Fähigkeit  hat,  sich  mit  jener  weitern 
Anwendung  lieber  nicht  zu  übereilen,  sondern 
meine  Schrift  zu  erwarten. 
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IIL     XJeher         Vej-haltnifs  der  gegenvardgen  Theorie 
des  Rechts  zu   der  Kantischen, 

Ausser  einigen  vortrefflichen  Winken  des  Herrn 
D.  Ehrhardt  in  melirern  seiner  neuesten  Schriften,  und 
Herrn  Maimons ^  in  einem  Aufsatze  über  das  Natur- 
recht,  im  Prof.  Niethammers  Philosophischen  Journal 
hatte  der  Verf.  dieser  Schrift  keine  Spur  gefunden, 
dafs  irgend  ein  Philosoph,  in  die  ge\vöhniiche  Weise 
das  Naturrecht  zu  behandeln,  ein  Mistrauen  setze,  als 
er  nach  völliejer  Vollendung  der  Grundlage  seiner 
Bechtstheorie  aus  Principien  der  Wissenschaft^lehre 
durch  die  höchstwichtige  *)  Schrift  Kants :  Zum  eiui" 
gen  Frieden,  auf  das  angenehmste  überrasclit  wurde. 

Eine  Vergleichung  der  Kantischen  Grundsätze 
über  Recht,  soviel  dieselben  aus  der  genannten  Schrift 
hervorgehen ,  und  des  hier  vorgetragenen  Systems, 
dürfte  vielleicht  manchen  Lesern  nicht  unangenehm 
fieyn. 

Ob 

*)  Was  soll  man  von  dem  Scharfsinne  eines  Theih 
des  Pablikum  denken,  wenn  man  diese  Schrift 
mit  den  Ideen  des  Abts  St.  Pierre,  oder  Kons- 
seaus  über  denselben  Gegenstand  in  Eine  Klasse 
setzen  hört?  Die  erstem  sngten  nur,.dafs  die 
Ausführung  dieser  Idee  wünschenswüidig  w;  re, 
worüber  iluien  ohne  Zweifel  jeder  wohldenkende 
den  Beweis  scht^ikt,  dals  sie  nicht  unmöglich 
•^väre ,  —  wenn  die  Menschrn  anders  wären ,  .als 
sie  vor  der^Iand  nocij  sind.  Kaut  zeigt,  dafs  die- 
se Idee  eine  nothivendige  Aufgabe  der  V<  raunft, 
und  die  Darstellung  derselben  ein  Naturzweck 
ist,  den  dieselbe  über  kur^  oder  lang,  erreiciien 
wird,  da  sie  unaufhörlich  dahin  arbeitet,  und 
schon  so  vieles  wirklich  erreicht  hat,  was  auf  d  ;m 
Wege  dazu  liegt:  welches  ohiSe  Zweifel  eine 
sehr  verschiedene  Ansicht  d(^sseibeu  Gegentan- 
deü  ist. 


OL  Kant  das  Re-chtsgesez ,  nach  der  gewölmll- 
clien  Weise  vom  Sittengesetze  ableite,  oder  eine  an- 
dere Deduktion  desselben  annehme,  läfst  aus  der  an- 
geführten Schrift  sich  nicht  deutlich  ersehen.  Doch 
wird  durch  die  Bemerknns:  über  den  Beg-riff  eines  Er- 
laubnisgesetzes  (S.  15.)  wenigstens  höchst  wahrschein- 
lich >  dafs  seine  Deduktion  mit  der  hier  gegebenen 
übereinstimme. 

Ein  Recht  ist  offenbar  etwas,  dessen  man  sich 
bedienen  kann ;  oder  auch  nicht  ;  es  erfolgt  sonach 
aus  einem  blos  erlaubenden-  Gesetze :  und  ein  solches 
Gesez  daher,  dafs  ein  Gesez  sich  nur  auf  eine  gewiss© 
Sphäre  einschränkt,  woraus  durch  die  UrtheiJskraffe 
gefolgert  wird,  dafs  man  ausserhalb  der  Sphäre  des 
Gesetzes,,  vo-n  dem  Gesetze  frei,  und  wenn  es  kein 
anderes  Gesez  über  diesen  Gegenstand  gebe,  überhaupt 
blos  und  lediglich  an  seine  Willkühr  verwiesen  sey. 
Die  Erlaubnifs  lie2;t  nicht  ausdrücklich  im  Gesetze,  sie 
wird  nur  durch  die  Ausle£"uu<T  desselben .  aus  seiner 
Beschränktheit  gefolgert^  Die  Beschränktheit  eines 
Gesetzes  zeigt  sich  dadurch ,  dafs  es  ein  bedingtes  ist. 
Es  läfst  sich  schlechterdings  nicht  einsehen ,  wie  aus 
dem  unbedingt  gebietenden,  und  dadurch  über  alles 
sich  erstreckend'en  Sittengesetze  ein  Erlaubnifsgesez 
sollte  abgeleitet  werdfen  können. 

Mit  den  Behauptungen  Kants  ,  dafs  def  Flie- 
dens- oder  rechtsgemässe  Zustand,  unter  den  Men- 
sche», kein  Nätnrstand  sey ,  sondern  gestiftet  werde» 
müsse ;^  d-afs  man  das  Recht  habe,  auch  den,  der  uns^ 
noch  nicht  angegrilfen,  zu  nöthigen,  dafs  er  durch 
Unterwerfung  unter  die  Gewalt  d(  r  Obri<jkf  it,  uns 
die  erfoiderliche  Sicherheit  leiste,  stimmt  unsie  TLeo- 
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rie  vollkommen  überein,  und  jene  Sätze  sind  in  der- 
selben ,  auf  die  gleiche  Weise ,  wie  bei  Kant ,  erwie- 
sen worden. 

Eben  so  übereinstimmend  ist  dieselbe  mit  der 
Kantischen  Begründung  der  Sätze,  dafs  die  Staats ver-.. 
bindung  nur  auf  einem  ursprünglichen,  jedoch  noth- 
wendig  zu  schliessenden  ,  Vertrag,  aufgebaut  werden. 
3<LÖune;  ferner,  dafs  das  Volk  die  exekutive  Gewalt 
nicht  selbst  ausüben,  sondern  sie  übertragen  müsse, 
daXs  sonach  die  Demokratie  in  der  eigentlichen  Bedeu- 
tung des  Worts,  eine  völlig  rechtswidrige  Verfassung 
sey. 

Aber  darüber,  dafs  es  zur  Sicherheit  des  Rechts 
im  Staate  hinreichend  sey,  die  legislative  und  exeku- 
tive Gewalt  zu  trennen  ,  wie  Kant  anzunehmen 
scheint,  —  blos  scheint y  denn  offenbar  war  es  seine 
Absicht  nicht  ,  in  dieser  Schrift  den  Gegenstand  zu  er- 
schöpfen —  bin  ich  auf  andere  Gedanken  geführt  wor- 
den. Ich  fasse  die  in  der  Abhandlung  zerstreuten 
Hauptpunkte ,  worauf  es  bei  dieser  Untersuchung  an- 
kommt, hier  kurz  zusammen, 

Dafs  von  Menschen ,  die  bei  einander  leben  sol* 
len ,  jeder  seine  Freiheit  einschränken  müsse,  so  dafs^ 
neben  derselben,  auch  anderer  Freiheit  bestehen  kön- 
ije ,  li^'[^-  iiTi  Rechtsgesetze.  Aber  dafs  diese  bestimm- 
te i^er-^an  gerade  durch  die  Freiheit  dieser  bestimmten 
^weiten ,  dritten ,  vierten  Person ,  die  ihrige  beschrän* 
Icea  solle  ,  darüber  sagt  dasselbe  nichts.  Dafs  ich  ge» 
jpnXe  nach  diesen  bestimmten  Menschen  mich  beque» 
jnen  mufs,  kämmt  daher,  weil  ich  gerade  mit  ihnen 
in  Gesellschaft  lebe ;  aber  ich  lebe  gerade  mit  ihnen 
in  Gesellschaft  zu  Fol-c  jiielnes  freien  Entschlusses, 
Iteineweges  aber  aus  einer  VeilündUtfhkeit.    Dies  auf 
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den  Bürgervertrag  angewendet :  es  steht'  utsprüngllck 
in  der  freieir 'Willkühr  eines  jeden,  ob  er  in  diesem 
bestimmten  Staate  leben  wolle,  oder  nicht,  ob  es  gleich, 
wenn  er  nur  unter  Menschen  leben  will,  nicht  in  sei- 
ner Willkühr  steht,  ob  er  überhaupt  in  irgendeinen 
Staat  treten,  oder  sein  eigner  Richter  bleiben  wol.le; 
aber,  so  wie  er  den  Willen  äussert,  in  einen  bestimm* 
ten  Staat  zu  treten,  und  in  demselben  aufgenommen 
wird,  so  ist  er,  durch  diese  blofse  gegenseifige  Erklä- 
rung, allen  Einschränkungen,  die  für  diese  Menschen- 
menge das  Rechtsgesez  verlangt,  ohne  weiteres  unter- 
worfen ;  durch  die  zwei  Worte:  ich  will  in  diesem 
Staate  leben,  hat  er  alle  Gesetze  desselben  angenom- 
men. Das  Gesez.des  Staats  wird,  der  Form  nach,  sein 
Gesez,  durch  seine  Einwilligung,  aber  der  Materie 
nach  ist  es  ohne  alle  seine  Einwilligung  durch  das 
Rechtsgesez,  und  durch  die  Lage  dieses  Staats  be- 
stimmt. 

Ferner,  das  Gesez:  beschränke  deine  Freiheit 
durch  die  Freiheit  aller,  ist  blos  formal,  und  aufge- 
stellter Maafsen  keiner  Anwendung  fähig ;  denn  wie 
weit  soll  denn  für  jeden  die  Sphäre  gehen ,  innerhalb 
welcher  ihn  keiner  stören  darf,  über  welche  er  aber 
auch,  von  seiner  Seite,  nicht  hinausgehen  darf,  ohne 
für  einen  Störer  der  Freiheit  anderer  angesehen  zu 
werden  ?  Hierüber  müssen  $ich  die  Partheyen  in  „der 
Güte  vereinigen.  Dies  auf  den  Staat  angewendet ;  je- 
der mufs,  bei  seinem  Eintritte  in  den  Staat,  sich 
mit  demselben,  über  einen  gewissen  Umfang  für  sei- 
ne freien  Handlungen,  (ein  Eigenthum,  bürgerliche 
Gerechtigkeiten  u.  s.  w. )  vergleichen.  Was  schrankt 
ihn  denn  nun  gerade  auf  diese  Sphäre  ein  ?  OiFenbar 
seine  eigne  freie  EntSchliessung;  denn  ohne  dieselbe 
hätte  er  auf  alles,  was  für  die  andern  übrig  bleibt,  ge- 
rade soviel  Recht,  als  bie.     Wodur«h  aber  wird  es 
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5enn  beslimmt,  wie  viel  jedem  Individuum  "für  sieb, 
zugestanden  werden  könne?  OIFenLar  durch  den  ge* 
ineinsamen  Willen,  nach  der  Regel:  diese  bestimmte 
Anzahl  Menschen  sollen  neben  einander  in  dieser  be- 
Stiniair.eu  Sph;ire,  für  die  Freiheit  überhaupt,  frei 
seyn ;   es  kommt  sonach  auf  einen  Einzelnen  soviel. 


In  dir!S(^n  Schranken  nun  müssen  die  Bürger  durch 
Zwang  erhalten  werden,  and  ein  gewisses  ihnen  be- 
vorstehendes Uebel,  f als  sie  dieselben  überschreiten, 
mufs  ihren  Willen  von  der  EntSchliessung  der  Ueber- 
tretung  abschrecken.  Es  ist  klar,  dafs  ihnen  dieses 
Uebel,  das  durch  das  Strafgesez  bestimmt  wird,  be- 
kannt seyn  müsse ,  wenn  es  auf  ihren  Willen  wirken. 
60II ;  forner,  dafs  sie  sich  demselben,  auf  den  Fall  der 
tiebertretung  des  Gesetzes  bei  ihrem  Eintritte  in  den, 
ßtaat  unterworfen  haben. 

Aber  wer  soll  denn  den ,  durch  die  Natur  der  Sa^ 
che  allerdings  vollkommen  heatimmten  gemeinsamen 
Willen ,  über  die  Bcchte  der  Einzelnen  sowohl ,  als 
über  die  Bestrafung  dessen,  der  die  seinigen  über- 
schreitet, ,  nn/cü/ifZ/o^t'«?  Wer  soll  denn  jene  nothwen- 
di-e  Verfügung  der  Natur,  und  des  Rechtsgesetzes 
deuten  und  auslegen?  Niemand  würde  dazu  ungeschick- 
ter seyn  als  die  Menge;  und  durch  die  Vereinigung 
der  einzelnen  Stimmen ,  dürfte  man  das  Resultat  des 
wahri^n,  gemeinsamen  Willens  sehr  unfein  bekommen. 
Dieses  Geschäft  kann  keinem  zukommen,  als  demjeni- 
gen, der  das  Ganze,  und  alle  Bedürfnisse  desselben, 
immerfort  übersieht,  und  der  dafür,  dafs  das  streng- 
ste Recht  ununterbrochen  herrsche,  verantwortlich  ist; 
iginem  als  dem  Verwalter  der  exekutiven  Macht.  Er 
gie.bt  die  ihm  selbst,  durch  die  Vernunft,  und  die  La- 
ge des  Staats,  gegebne  Materie  des  Geselzes;  aber  die 
For-ia  des  GoscUes,.  öeias  Y;2i-bindtinde  Kraft,  erhält 
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es  für  den  einzelnen  nur  rlurcli  die  Ein  will!  !;iinsr  dti^ 
selben,  nicht  geradezu  diesem  bestiirimten  Gesetze, 
aber  dazu,  mit  diesem  Staate  vereinigt  zfi  seyn.  Aus 
diesen  Gründen,  uad  in  diesem  Sinne  ist  in  unsrer 
Theorie  behauptet  worden,  dafs  die  legislative  Gewalt, 
in  der  Civilgesezgebung ,  und  die  exekutive,  gur  nicht 
zu  trennen  sind ,  sondern  vielmehr  nothwendig  verei- 
nigt bleiben  müssen.  Die  Civilgesetzgebung  ist  selbst 
ein  Zweig  der  Ausübung,  inwiefern  nur  das  Rechfe 
überhaupt  in  Ausübung  gebracht  werden  soll.  Der 
Verwalter  der  exe]vuii\  en  Gewalt  ist  der  natürliche  In- 
terpret des  gemeinsamen  Willens,  über  das  Verhält- 
niis  der  Einzelnen  zu  einander  im  Staate ;  nicht  gera- 
de desjenigen  Willens ,  den  sie  wirklich  haben ,  son- 
dern dessen,  den  sie  haben  müssen,  wenn  sie  bei  ein- 
ander bestehen  sollen;  ob  ihn  auch  in  der  That  etwa 
kein  Einziger  hätte,  wie  sich  zuweilen  wohl  dürfte 
annehmen  lassen. 

Von  ganz  anderer  Art  ist  das  Gesez,  über  did 
Weise,  wie  das  Gesez  55ur  Ausübung  gebracht  werden 
soll ,  oder  die  Constituiion.  Zu  dieser  niafs  jedeü 
Staatsbürger  seine  Sliaune  geben  ,  und  sie  kann  nur 
durch  absolute  Einbtimmigkeit  festgesezt  werden;  da 
sie  die  Garantie  ist,  die  sich  jeder  von  Allen,  für  die 
Sicherheit  seiner  sammtlichea  Rechte  in  der  GcselU 
scliaft,  geben  läfst.  Der  wesentlichste  Bestandtheil 
jeder  Constitution  ist  das  in  dieser  Theorie  aufgeitell* 
te  Ephorat.  Ob  dieses  hinreichend  sey,  die  Rechte 
aller,  ohne  die  von  andern  vorg(''schl«gene ,  (denn  in 
wieweit  Kant  diese  Meinung  billigt,  die,  zum  Thtil^ 
ganz  rlclitig  ist,  getit  aus  seiner  Schrift  nicht  hervor> 
imd  mir  unthunlich  scheinende  Trennung  der  legisla 
tiven  und  exekutiven  Gev,  alt  überhaupt  ,  zu  sichern, 
überlasse  ich  der  Beurtheilung  unbefangener  Kenner, 
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Erstes  Hauptstück. 
Deduktion  des  Begriffs  vom  Rechte. 


§.    X»      Erster  Lehrfaz. 

&t   endliches  vernünftiges  Wesen  kann  sich  seilst  nicht 
setzen ,  ohne  sich  eine  Jreie  Wirksamkeit  zuzuschreiben* 

B  e  w  e  i  f  s* 

X.  iSoll  ein  Vernunjtwesen  sich  als  sotchet  setzten  y  S9 
9nufs  es  sich  eine  Thatigkeit  zuschreiben  ^  deren  ictztef 
ürunä  schlechthin  in  ihm  selbst  liege.  (Beides  siiidt 
Wechseldätze ;  einer  sagt,  was  der  andere  sagt») 

-  In  sich  seihst  zurücltgehende  ^kätigheit  üherhätipt 
J^Tchheit,  'Subjektivität  )  ist  Charakter  des  Vernunft" 
Wesens*  .Das  Setzen  seiner  selbst  ( die  Reflexion  übet 
ßichjselbst)  ist  ein  Akt  diesel:  Thätigkeit»  Diesa 
Keflexion  heisse  A*  Durch  den  Akt  einer  solchen  Thä^ 
tigkeit  sezt  sich  das  Venmnftwesen.  "  Alle  Reflexioa 
geilt  auf  etwas ,  als  aufsein  Objekt,  B.  Was  füi  ein, 
EUvds  liiufs  deiin  das  Objekt  der  gefederten  Pieflexiorl 
Ä-'seyn?  —  Das  Verhunftv^esen  soll  in  ibr  sich  selbsü 
iteen,  sieh  selbst  aiim  Objekt  Ualea*  seia 


a  — — ^  

Charakter  ist  in  sich  zurückgehende  Thiitigkelt.  Das 
Tezte  höchste  Substrat  B.  seiner  Reflexion  auf  sich 
selbst  mufs  demnach  auch  seyn ,  in  sich  selbst,  zurück" 
gehende ,  sich  seihst  he  stimmende  Thätigkeit.  Ausserdem 
sezt  es  sich  nicht  als  Vernunftwesen ,  und  sezt  über- 
haupt sich  «/icht,  welches  der  Voraussetzung  wider- 
spricht. 

Das-  aufgestellte  Vernunfitwfesen  ,  isU 
ches.  Aber  ein  endliches  Vernunjtwestn  ist  ein  solche Sy 
das  auf  nichts  reßehtiren  kann,  ausser' auf  ein  begrenztes. 
Beide  BegrilFe  sind  Wechselbegriffe ,  und  einer  be- 
deutet, was  der  andere  bedeutet,  i  Deainach  müfste  die 
ifi  sich  zurückgehende  ThäbigktJ.it>  B.  eine  hegrenKtfe 
seyn  y  d/  h.  e's  müfste  ausser  ijir  r»oicb  ein«  C.«  ^b  eh, 
und  durch  das  reflektirende  zu  setzen  seyn,  welches 
nicht  diese  Thätigkeit ,  sondern  derselben  entgegenge- 
s,^^t,  wäre. 

II.     Seine  Tlidtigkeit  in  der  TVeltanschauun^  kann 

das  Vernunjtwc^en  nicht  als  eine  solche  petzen; 
■\    '  ' "  - 

d'enn  diese  soll  ja  vermöge  des  Begriffs ,  nicht 

ixt  -das- Anschauende  zurückgehen;  nicht  dieses^  son- 
dern vielmehr  etwas ,  das.  ausser  ihm  liegen ,  und  ilin< 
entgegengesezt  seyn  soll  ,  —  eine  Welt  —  zum  Ob- 
jekte haben. ^ 

(Hinterher  kann  das  dabei  vorkommende  Handeln 
das  Anschauen,  allerdings  dem  Vernunftwesen  durcli. 
sich  selbst  zugeschrieben,  und  zum  Bewufstseyn  erho- 
ben werden  ;,  das  .Vernunftwesen  kann  sich  setzen,  als 
das  anschauende.  Ja,  von  dem  Gesichtspunkte  eine^ 
transscendentalen  Philosophie  aus  sieht  man  sogar  ein, 

dar« 


dafs  selbst  das' Anschauen  nichts  weiter,  als  ein  in  sich 
st^lbst  zurückgehendes  Ich,  tmd  die  Welt  nichts  wei- 
ter sey,  als  das  in  seinen  ursprünglichen  Schranken 

.  angeschaute  ^Jch.  .  Dann  aber  niuls  das  Ich  schon  für 
sich  selbst  da  seyn,  um  etwas  sich  zuschreiben  zükön- 

.jaen;  hier  ist  nur  die  Frage  davon,  wie  es  ursprünglich 

rfürisich  s&}}).ßt'4^  seyn  könne,  und  dies  ist  aus  der 
Weltanschauung  nicht  zu  erklären;  sondern  diese  selbst 

.yielmehr  wird  erst  durch  jenes,  welches  wir  aufsu- 
chen, möglich.) 

III.  Aher  dasselhe  liann  eine  TJidtigkeit  j  wie  wir 
sie  suchen^  der  IV elt  ^  welche  das  hcff-enzende  derselben, 
seyn  würde  y  entgegensetzen  und,  um  sie  entgegensetzen 
zu  können ,  dieselbe  erzeugen ;  und  wenn  eine  solche  Thd- 
"  ti^iieit  die  einzige  Bedingung  der  Möglichkeit  des  Selb stb e- 
"wufstseyns  ist ,  ^elhsthewufstseyti  aber  dem  Vernunjtwcsen 
nach  seinem  BcgrijJ^e  nothwendig  zukommen  mufsj  so 
mufs  das  ge joder te  geschehen. 

a.)  Die-  Thätigkeit  des  Vernunftwesens  In  der 
Weltanschauung,  welche  uns  ,  die  wir  philosophiren, 
aher  noch  nicht  dem  Vernunftwesen,  über  welches  wir 
philosophiren  ,  bekannt  seyn  mufs ,  wenn  wir  mit  uns- 
rer  Spekulation  bis  zur  Aufftellung  eines  Naturrechts 
'irorgerückt  sind,  ist^  wenn  auch  nicht  ihrer  Form 
nach,  d^  i*  dafs  sie  überhaupt  statt  findet,  doch  ihrem 
Inhalte  nach  ,  d.  i.  dafs  sie  nachdem  ße  nun  einmal  in 
einem  bestimmten  Falle  statt  findet,  gerade  so  verfährt, 
gezwungen  un^  gebunden.  Wir  müssen  die  Gegenltän- 
de  so  vorstellen,  wie  sie  unserm  Dafürhalten  nach, 
ohne  unser  Ziithun  sih'd,  unser  Vorstollen  mufs  sich 
nach  ihrem  Seyn  richten.    Eine  dieser  Thätigkeit  ent- 
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gegöngcsezte  Tliütigkelt  müfste.  niiilun  in  B.üclvsiclif 
ihres  Inhalts  frei  seyn;  es  müfste  so,  oder  anders, 
oder  auch  noch  anders  gehandelt  werden  können. 

Ferner,  die  freie  Thätigkelt,  soll  durch  die  Tha« 
tigkeit  in  der  Weltanschauung  hegrenzt  seyn,  d.  h. 
die  Thätigkeit  in  der  Weltanschauung  ist  selbst  jene 
freie  Thätigkeit  im  Zustande  der  Gebundenheit;  und 
umgekehrt,  die  freie  Thätigkeit  ist  die  in  der  Welt- 
anschauung beschäftigte,  wenn  die  Gebiiiidenheit  weg- 
fällt: die  Objekte  sind  Objekte  lediglich  dadurch  und 
infofern ,  dafs  sie  durch  die  freie  Thätigkeit  des  Ich 
nicht  dasejn  sollen,  und  dafs  diese  aufgehalten  und 
eingeschränkt  werden  mufs,  wenn  sie  da  seyn  sollen. 
Die  freie  Thätigkeit  aber  gehet  darauf  aus,  die  Ob- 
jekte ,  inwiefern  sie  dieselbe  binden ,  aufzuheben^ 
Sie  ist  mithin  TVirksamkeit  auf  die  Objekte,  und  die 
Anschauung  ist  aufgehobene,  durch  das  Vernunftwe« 
5cn  selbst  freiwillig  aufgegebene  Wirksamkeit. 

Das  ist  die  zu  setzende  Thätigkeit  B..  in  Beziehung 
auf  die  Weltanschauung,  und  die  Welt  selbst^  Nun 
..aber  soll  sie  nothwendig  seyn  ein  Zurückgehen  des 
Vernunftwesens  in  sich  selbst,  und  inwiefern  sie  auf 
die  Objekte  geht,  ist  sie  dies  nicht»  Sie  mufste  da« 
her,  auf  das  Yernunftwesen  selbst  bezogen,  seyn  ei- 
ne freie  Selbstbestimmung  zur  Wirksamkeit.  Inwie- 
fern sie  auf  das  Objekt  geht,  ist  sie  bestimmt  ilirem 
Inhalte  nach.  Dies  soll  sie  ursprünglich,  und  ihrem 
Wesen  nach ,  nicht  seyn ;  sie  wird  daher  durch  sich 
selbst  bestimmt,  ist  bestimmt  und  bestimmend  zu- 
gleich, ist  daher  recht  eigentlich  eine  in  sich  selbst 
»urückgeheude  Thätigkeit. 

Syste- 


Systematifcli  ist  das  jezt  gesagte  so  darzustellen« 
Oie  aufzuzeigende  Thätigkeit  ist  'dem  Anschauen  ent" 
gegenzusetzen,  und  ist  insofern  absolut  frei,  weil  jenes 
gebunden  ist;  geht  auf  das  Vernunftwesen,  oder  was 
dasselbe  gesagt  ist,  die  Thätigkeit  geht  in  sich  selbsj: 
zurück  ( denn  das  Vernunftweseh  und  seine  Tliätig- 
sind  eins  und  dasselbe)  weil  jene  auf  etwas  axisser 
dem  Vernunftwesen  geht;  und  ist  insofern  das  Bilden 
des  Begriffs  von  einer  vorgesezten  Wirksamkeit  aus- 
ser uns,  oder  von  einem  Zv/ecke.  Zug-leich  ist  sie 
auf  das  Anschauen  zu  beziehen  y  d.  u  demselben  gleich 
zu  setzen ;  dann  ist  sie  Wirksamkeit  auf  die  Objekte, 
die  aber,  welches  ja  nicht  aus  der  Acht  zu  lassen, un- 
mittelbar-aus  dem  Begriffe  folgt,  und,  nur  aus  einem 
©ndern. Gesichtspunkte  angesehen,  dasselbe  ist, 

b.  )  Vermittelst  einer  solchen  Thätigkeit  wird  das 
geforderte  Selbstbewustseyn  möglich.  Sie  ist  etwas, 
das  seinen  lezten  Grund  in  dem  vernünftiGien  W^esen 
selbst  hat,  und  als  solches  zu  setzen  ist,  vermittelst 
des  möglichen  Gegensatzes  eines  solchen,  das  seinen 
Grund  nicht  in  ihm  hat«  Das  Ich  (das  vernünftige  We- 
«en  selbst,  als  solches}  wäre  jezt  ein  beschränktes  be- 
stimmtes ,  und  darum  durch  die  Reflexion  zu  umfassen- 
des :  nemlich  das  praktische  Ich  wäre  das  Ich  für  die 
Keflexion  ,  das  durch  sich  selbst  gesezte ,  und  in  der 
Tveflexion  durch  sich  zu  setzende  Ich,  und  diesem,  al3 
logischem  Subjekte,  könnte  in  einem  möglichen  Prä* 
dikate  etwas  beigemessen  werden ,  wie  hier  die  Welt- 
anschauung. 

c.  )  Nur  vermittelst  einer  solchen  Thätigkeit  wird 
das  Selbstbewustseyn  möglich*    Denn  in  dem  aufge- 
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Stellten  lie^t  weiter  nichts,  als  die  Merkmale,  die  wir 
oben  als  Bedingungen  des  Selbstbewustseyns  aufge^ 
zeigt  haben;  dafs  nemlich  eine  in  sich  zurückgehende 
ThätigJceit  sey  oder  eine  solche  die  ihren  lezten  Grund 
im  Vernunftwesen  selbst  Irnbe,  dafs  diese  endlich  sey> 
und  begrenzt,  und  dafs  sie  als  begrenzte,  d.  ii.  imGe- 
gensaz  und  Beziehung  mit  dem  begrenzenden  gesezt 
werde,  als  welches  blofs  dadurch,  dafs  überhaupt  über 
sie  reflektiret  wird ,  geschieht. 

Mithin  whxL  eine  folche  Thätigkeit ,  und  das  Setzen, 
dei-selhen  nothwendig  angenommen ,  so  wie  das  Selhfthe^. 
ivufstseyn  angenommen  wird,  und  heide  Begrijj^e  sindiden* 

Cor  o  Ilaria. 
1»)  Es  wird  behauptet,  dafs  das  praktische  Ich 
das  Jch  des  ursprünglichen  Selbstbewufstseyns  sey; 
dafs  ein  vernünftiges  Wesen  nur  im  Wollen  unmittel- 
bar sich  wahrnimmt,  und  sich  nicht,  und  dem  zufol- 
ge auch  die  Welt  nicht  wahrnehmen  würde,  mithin 
auch  nicht  einmal  Intelligenz  seyn  würde,  wenn  es^ 
nicht  ein  praktisches  Wesen  wäre.  Das  Wollen  ist 
der  eigentliche  wesentliche  Charakter  der  Vernunft; 
das  Vorstellen  steht  mit  demselben  der  Einsicht  des 
Philosophen  nacii ,  freilich  in  Wechselwirkung,  ahet 
dennoch  wird  es  gesezt  als  das  zufällige^  Das  prakti- 
sche Vermögen  ist  die  innigste  Wurzel  des  Ich,  auf  dieses 
wird  erst  alles  andere  aufgetragen ,  und  daran  angehef- 
tet. 

Alle  andere  Versuche,  Jas  Ich  in  Selbstbewufst- 
s^eyn  zu  deduciren ,  sind  vei;unglükt,  weil  sie  ^immer 
voraussetzen  inüssen ,  was  sie  deduciren  wollen ;  und 
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hier  zQigt  sicli ,  warum  sie  verunglücken  jnufsteij.  — 
IViü  konnte  man  doch  annehmen,  dafs  durch  Verknü- 
pf ung  mehrerer  Vorstellungen,  in  deren  keiner  das  Ich 
Inge,  wenn  nur  die  niehrern  zusammengesezt  würden, 
ein  Ich  entstünde.  Erst  pactdem  das  Ich  da  ist,  kann 
in  demselhen  etwas  verknüpft  werden ;  dasselbe  mufs 
sonach  vor  aller  Verknüpfung,  es  versteht  sich,  wie 
hier  immer,  für  das  Ich,  da  seyn  *). 

Wollen  und  Vorstellen  stehen  sonach  in  ste- 
ter tiothwendiger  VV^echselwirkung,  und  keines  von 
bisiden  ist  möglich,  ohne  dafs  das  zweite  zugleich  sey. 
Das  jedes  Wollen  durch  ein  Vorstellen  bedingt  sey, 
wird  man  ohne  Mühe  zugeben,  und  ist  seit  langem  zu- 

*)  Das  Ich  ^  '  welches  reflektiren  soll,  (so  wie  auch 
dasjenige,  welches  sich  zum  W^irken  bestinnncn 
welches  die  Welt  anschauen  soll ,  u,  s.  f.)  geht  '--' 
es  versteht  sich  für  das  im  Philosophiren  reflekti- 
rende  Ich,  welches  doch  wohl  auch  Ich  ist,  und 
gebunden  an  die  Gesetze  seines  Wesens,  zujolge 
dieser  Gesetze  allein y  voraus,  und.das  ist  dasjeni- 
ge ,  von  welchem  der  erste  Grundsaz  der  Wis- 
senschaftslehre redet, 

Tür  dieses  reflektirende  Ich  nun  soll  ein  ande» 
res  Ich,  d.  h.  dieses  Ich  soll  für  sich  selbst,  Ob- 
jekt seyn.  Wie  ist  dies  möglich?  davon  wird 
hier  geredet^  —  Aufmerksame  Leser  verzeihen, 
mir  diese  Note.  Sie  ist  nicht  für  sie,  sondern 
für  die  flüchtigen  und  zerstreuten,  die  ihrer  hier 
bedurften;  und  diese  sind  gebeten,  dieselbe  al- 
lenthalben zu  suppliren ,  wo  sie  ihrer  wieder  be- 
dürfen  w,e,rde^i<. 
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gegeben :  ich  mufs  dasjenige  vorstellen ,  was  ich  will^ 
Umgekehrt,  dürfte  tiie  Behauptung,  dafs  jedes  Vorstel- 
len durch  ein  Wollen  bedingt  sey,  Schwierigkeit  ge* 
funden  haben.  Aber  ein  Vorstellen  kann  nicht  seyn. 
ohne  ein  Vorstellendes ,  und  kann  nicht  mit  Bew^.ifst- 
geyn  gesezt  werden ,  ohne  dafs  das  Vorstellende  ge- 
€ezt  werde.  Dies  aber  ist,  nicht  accidentaliter,  in- 
wiefern es  jetzo  vorstellt,  sondern  substantialiter,  in- 
wiefern es  überhaupt  ist,  und  etwas  ist,  entweder  ein 
wirklich  wollendes ,  oder  döch  ein  durch  seine  Wit^ 
.Jensfähigkeit  geseztes,  und  charakterisirtes.  —  ■  Di© 
jblosse  Intelligenz  macht  kein  vernünftiges  Wesen,  denn 
-sie  ist  allein  nicht  möglich ,  noch  macht  das  blofse  prak- 
tische Vermögen  eins,  weil  es  gleichfalls  allein  nicht 
möglich  ist,  sondern  beide  vereinigt  vollenden  erst 
dasselbe,  und  machen  es  zu  einem  Ganzen. 

5.)  Durch  diese  Wechselwirkung  zwischen  An- 
schauen und  Wollen  des  Ich  wird  erst  das  Ich  selbst» 
und  alles,  was  für  das  Ich  (für  die  Vernunft)  ist,  d^ 
h.  alles,  was  überhaupt  ist,  möglich. 

Zuförderst  das  Ich  selbst.  —  Es  soll ,  dürfte 
jiian  sagen  ,  eine  Wechselwirkung  zwischen  dem  An- 
jciiauen  und  Wollen  des  Ich  der  Möglichkeit  des  Ich 
■selbst  vorhergehen;  im  Ich  soll  etwas  seyn,  das  in 
Wechselwirkung  steht,  ehe  das  Ich  selbst  ist,-  und  dies 
sey  widerspreclicnd»  Aber  gerade  hier  liegt  die  Täu- 
schung, welche  abgehalten  werden  soll^  Das  An- 
schauen und  Wollen  geht  dem  Ich  v/eder  vorbei:  noch 
liaciiher,  sondern  es  ist  §elbst  das  Ich;  es  geschieht 
b  i  les  nur,  inwiefern  das  Ich  sich  seihst  sezt,  es  ge- 
schiohfe  nur  in  diesem  Setzen^  und  durch  dieses  Set- 
zen 
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zen ,  dafs  es  geschähe ;  und  es  ist  nichtig ,  an  ein  Ge- 
schehen ausser  dem  Setzen ,  und  ünahhängig  von  ihm 
zu  denken;  umgekehrt,  das 'Ich  'sezt  sich'  inwiefern 
beides  geschieht,  imd  inwiefern  es  sezt,  dafs  beides 
geschehe,  und  es  ist  eben  so  nichtig,  an  ein  ander^es 
Setzen  des  Ich  zu  denken^  Es.  ist  zum  wenigsten  un- 
philosophisch, zu  glauben,  dafs  das  Ich  noch  etwas 
anderes  sey,  als  zugleich  seine  That,  Und  sein  Frodiikt^ 
So  wie  wir  von  dem  Ich ,  als  einem  thätigen  hören* 
ermangeln  wir  nicht  sogleich  ein  Substrat  uns  einzu-, 
bilden,  in  welchem  die. Thätigkeit,  als  blofs  es  Vermö- 
gen,  inwohnen  soll.  Dies  ist  nicht  das  Ich ,  sondern 
es  ist  ein  Produkt  unserer  eigenen  Einbildungskraft,, 
das  wir  auf  Veranlassung  der  Anfoxderung,  das  Ich  zu 
denken,  entwerfen.  Das  Ich  ist  nicht  etwas ,  das  Ver* 
mögen  hat,  es  ist  überhaupt  kein  Verniügen,  sondern 
es  ist  handelnd;  et  ist,  was  es  handelt,  und  wenn  es 
nicht  handelt,  so  ist  es  nichts. 

Man  hat  gefragt:  wie  kommt  das  Vorstellende za 
der  Ueberzeugun^ ,  dafs  ausser  seiner  Vorstellung  ein 
Objekt  derselben  vorhanden  sey,  und  clafs  dasselbe  so 
beschaffen  sey ,  wie  es  vorgestellt  wird.  W enn  man 
mir  recht  bedacht  hätte,  was  diese  Frage  sagen  wollte, 
so  würde  man  schon  von  dieser  Ueberlegung  aus  auf. 
die  richtigen  BegrilFe  gekommen  seyn.  —  Das  Ich 
selbst  macht  durch  sein  Handeln  das  Objekt;  die  Form 
seines  Handelns  ist  selbst  das  Objekt,  und  es  ist  an 
kein  anderes  Objekt  zu  denken.  Dasjenige,  dessen' 
Handelsweise  nothwendig  ein  Objekt  wird,  ist  ein  Ich, 
und  das  Ich  selbst  ist  nichts  weiter,  als  ein  solches, 
dessen  blosse  Handelswcise  ein  Objekt  wird.  Handelt 
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CS  mll:;  .5elnem  ganzeia,.  rV^ rixi eigen  —  man  mufs  sich 
^ohl  so  ausdrücken ,  lim  sich  überhaupt  ausdrücken 
zu  können, — •  so  is,t  es  sich  selbst  Objekt;  handelt 
es  nur  mit  einem  Theile  desselben,  so  hat  es  etwas, 
das  ausser  ihm  seyn  soll,  zuih  Objekte. 

/  • 

Sich  selbst  in  dieser  Identität  des  Handelns ,  "«-ind 
Bohnndeltwerdens ,  nicht  im  Handeln,  nicht  im  Be- 
handeltwerden ,  sondern  in  der  Identiiät  beider  ergrei- 
fen, und  gleichsam  auf  der  That  überra.sch(5n ,  heilst 
das  reine  Ich  begreifen,  und  sich  des  Gesichtspunktes 
aller  transcendentalen  Philosophie  bemächtigen.  Die- 
ses Talent  scheint  manchen  ganz  und  gar  versagt  zu 
seyn.  Wer  beides  nur  einzeln  und  abgesondert  anse-f 
hen  kann ,  und  auch ,  wenn  er  sich  Mühe  giebt ,  den' 
angezeigten' Gedanken  zu  fassen,  immer  nur  so  wie  es 
sSch  trilft  ,  entweder  das  thätige,  öder  das  Objekt  der 
.  Thatigkeit  ergreift,  erhält  durch  beide  in  ihrer  Abson- 
derung ganz  widersprechende  Resultate ,  die  nur  schein- 
bar vereinigt  werden  können,  weil  sie  es  nicht  gleich 
■fom  Anfange  an  waren» 

§.2»  Folgesaz, 

Durch,  diesen  Setzen  seines  VermÖgenszur  jreien  TVirk' 
snmheit  sezt  y  und  hcsümmt  das  Vernunftwesen  eine  *Sm- 
Henwelt.  ausser  sich. 

J.)  Es  sezt  sie.  Nur  das  absolut  selbstthätige,. 
oder  praktische  wird  als  subjektiv,  als  dem  Ich  zuge- 
hörig, gesezt,  und -durch  die  Beschränkung  desselben 
ist .  das  Ich  selbst  beschränkt.  Was  ausserhalb  dieser 
Sphäre  liegt,  wird  eben  dadurch,  dafs  es  ausser  ihr 
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liogt ,  gesezt  als  nicUt  durch  die  ThäUgkelt  des  Ich  lier- 
voraebracht,  noch  durch  sie  hervorzubringeiv;  es  wird 
eonach  aus  der  Spliiire  des  Ich,  und  dieses  aus  seiner 
Sphäre  ausgeschlossen;  es  entsteht  ein  System  der  Dh- 
jekte,  d.i.  eine  Welt,  die  unabha>f.gi^\vom,Ich^,neiri^^ 
lieh  vom  praktischen,  welches  hier  Jftir  das  Ich^ühoi;^ 
haupt  gilt,  da  ifiy  und  von  welcher,  unahluinalff  das 
Jchy  abermals  das  praktische,  seine  Zwecke  bestim- 
inende,  gleichfalls  da  ifi^  die  mithin  ausser  einander 
da  sind ,  und  jedes  seine  besondere  Existenz  haben, 

Corollaria, 
1.)  Der  transcendentale  Philosoph  nmfs  anneh- 
men, da^  alles  was  sey,  nur  für  ein  Ich,  und  was', 
für  ein  Ich  seyn  soll,  nui'  dmch  das  Ich  seyn  könne; 
Der  gemeine  Menschenverstand  giebt  im  Gegentheil 
beiden  eine  unabhängige  Existenz ;  und  behauptet,  dafs' 
die  Welt  immer  seyn  würde,  wenn  auch  er  nicht  wa." 
re.    Der  leztere  hat  nicht  Rücksicht  auf  die  Behaup- 
tung des  erstem  zu  nehmen,  und  kann  es  niclit ,  denn" 
er  Steht  auf  einem  niedern  Gesichtspunkte ;  der  erste- 
re  aber  mufs  auf  den  leztern  allerdings  sehen,  und  sei- 
ne Behauptung  ist  so  lange'unbestimmt,  und  eben  da- 
rum zum  Theil  unrichtig,  his  er.  gezeigt  hat,   wie  .gfi-, 
rade  nur  aus  seiner  Behauptung  das  leztere  nothwendig, 
folge  j  und  nur  durch  ihre  Voraussetzung  sich  erklären  laJSr 
s.e.  Die  Philosophie  mufs  unsere  Ueberzeugun^-  von  d^ni 
Daseyn  einer  Welt  ausser  uns  deduciren*  ■   .  . 

Dies  ist  nun  hier  aus  der  IMöglichkeit  des  Selbst^ 
bewufstseyns  geschehen ,  und  jene  Uebefzeugun*:^  ist 
als  Bedingung  dieses  Selbst  bew  ufstseyns  erwiesen.j 
Weil  das  Ich  sich  im  Selbstbewufslseyn  nur  praktisch 
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setzen  kann,  überlinupt  alber  niclits,  denn  ein  endli* 
ches,  setzen  kann,  mithin  zugleich  eine  Grenze  seiner 
praktischen  Thätigkeit-  setzen  mufs,  darum  mufs  es  ei- 
ne Welt  ausser  sich  setzen.  So  verfahrt  ursprünglich 
jedes  vernünftige  Wesen,  und  so  verfährt  ohne  Zwei- 
fel auch  der  Philosoph} 

Wenn  nun  gleich  der  leztcre  hinterher  einsieht, 
flafs  das  Yernünftvvesen  zuförderst  seine  unterdrückt» 
praktische  Thätigkeit  setzen  müsse,  um  das  Objekt 
setzen  und  bestimmen  zu  können,  dafs  mithin  das 
Objekt  selbst  gar'nicht  unmittelbar  gegeben,  sondern 
4afs  es  zu  Folge  einvs  andern  ursprünglich  erst  hervor- 
gebracht sey;  so  hindert  dies  den  gemeinen  Menschen- 
verstand nicht,  der  dieser  so  eben  postulirten  Verrieb- 
tmijren  sich  nicht  bewufst  seyn  kann,  da  sie  dieMög" 
lichkcit  alles  BewufsLseyns  bedingen ,  und  sonach  aus- 
serhalb des  Umkreises  desselben  liegen  ,  und  der  die 
Spekulationen ,  die  die  Ueberzeugung  des  Philosophen 
leiten ,  nicht  macht ;  es  hindert  selbst  den  Philosophen 
nicht,  fobald  er  auf  den  Gesichtspunkt  des  gemeinea 
Menschenverstandes  zu  stehen  kommt^ 

'  Man  dürfte  fragen:  Welche  Pvealitat  soll  denn 
nun  jenen  ausserhalb  des  Umkreises  alles  Bevvufst- 
seyns  liegenden,  tmd  im  Bevnifstseyn  nicht  gesez- 
ten  Handlungen  zukommen ,  wenn  nur  dem  Realität 
zukommt,  was  durch  das  Ich  nothwcndig  gesezt 
wird?  — ■  Natürlich  keine,  ausser  inwiefern  es  ge- 
sezt w'ird ,  demnach  lediglich  eine  Realität  für  dea 
philosophirendcn  Verstand,  Wenn  man  die  Verrich- 
tungen des  menschlichen  Geistes  systeniatisch  in  einem 
lozten  Grunde  vereinigen  wolle,    müsse  man  dieses 
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^n-ä  jenes  als  Handlungen  desselben  annehmen ;  jedes 
vernünftige  Wesen  ,  das  es  versuchen  würde ,  werde 
in  diese  Nothwendigkeit  versezt.  werden  j  dies  und 
weiter  nichts  behauptet  der  Philosoph.  Jene  iir- 
fprüno^lichc  Thathandlungen  haben  die  gleiche  Keali- 
tät ,  welche  die  Kausalität  der  Dinge  in  der  Sinnen- 
w:eU  auf  einander,  und  ihre  durchgängige  Wechsel- 
wirkung hat.  Für  jene  Urvölker,  von  denen  wir  noch 
Denkmäler  haben,  die  ihre  Erfahrungen  wenig  verei- 
nigten ,  sondern  die  einzelnen  Wahrnehmungen  zer- 
Streut  in  ihrem  Eewufstseyn  liegen  Hessen,  war  kein» 
solche,  v/enigstens  weit  fortgehende  Kausalität,  noch 
Wechselwirkung.  Fast  alle;  Gegenstände  in  der  Sin- 
nens elt  belebten  sie,  und  machten  dieselben  zu  ersten 
freien  Ursachen,  wie  sie  selbst  waren.  Ein  solcher 
allgemeiner  Zusammenhang  hatte  für  sie  nicht  etwa 
keine  llealitat,  fondern  er  war  ühej-haupt  nicliC  da  für 
sie.  Wer  aber  seine  Erfahrungen  zur  Einheit  ver- 
knüpft, —  und  die  Aufgabe  dazu  liegt  auf  dem  Wege 
der  synthetisch  fortschreitenden  menschlichen  Ver- 
nunft, und  mufste  über  kurz  oder  lang  aufgenommen 
luid  erfüllt  werden ,  —  der  mufs  nothwendig  auf  jens 
W'^eise  verknüpfen ,  und  für  ihn  hat  der  dadurch  gege- 
bene Zusammenhang  des  Ganzen  Realität.  Sobald 
nach  Vollendung  dieses  Geschäfts  der  menschliche 
Geist  in  sich  selbst  zurückkehrt,  wie  er  in  ei- 
nem seiner  erhal>ensten  Repräsentanten,  Kdnty  T.iv- 
erst  mit  klarem  jBewufstseyn ,  und  vollstänüi.'; 
g(than  hat,  und  findet,  dafs  alles,  was  er 
ausser,  sich  wahrzunehmen  glaubt,  er  doch  nur  auS 
sich  selbst  hervorgebracht  habe,  so  ergeht  an  die 
noch  immex  synthetisch  fortschreitende  Vernunft  die 
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Aufö;af)e,"  a^le^äiese  ^erncLlnngen  cicsselben  gleich- 
Tafls'  in  einem  'lezten  Grunde  zu  vereinigen,  und 
IJicses  Verfaiireri  liat  aus'  demselben  Grunde  dieselbe 
iElealität,  weltlie  jenes  hatte.  "Diese  lezte  Aufgabe 
an  das  synthetisclie  Vermögen ,  riacli  dessen  Vollerr- 
clung  die  'Menschheit  wieder  zur  Anal pe  zurückkehrt, 
^ie  von  nun  an  eine  ganz  andere  Bedeutung  bekommt, 
mufste  gleichjratls "  über  kurz  oder  lang  gelöfst  wer- 
den; vmd  es  Ware  blofs  das  zu  wünschen,  dafs  die- 
jenigen, die  ihre  Fähigkeit  nicht  bestimmt,  an  die- 
sem Geschäft  Antheil  zu  haben,  von'  der  llealitäf, 
die  durch  dasselbe  hervorgezogen  v/erden  soll,  über- 
haupt keine  Noüz  nähmen,  wie  es  sonst  immer  ge- 
wcsen  ist,  nicht  aber  verlangten,  sie  unter  die  be- 
sondere Art  der  Realität ,  die  ihnen  bekannt  ist, 
Ke^rabzuzichen.  —  Ein  reines  Ich ,  und  die  Verrich- 
tungen, desselben  vor  allem  Bewufstseyn  haben  kei- 
ne Realität,  weil  sie  nicht  im  gemeinen  Bewufst- 
seyn vorkommen,  heifst  dasselbe  sagen,  was  ein 
ungebildeter  Wiljie -sagen  wurde ,  wenn  er  spräche: 
curti ,  Kausalität,  und  eure  Wechselwirkung  haben 
keine  Realität,  flenn  man  kann  sie  riicht  essen, 

'  h       '      '  '  '  ■ 

,  ü.)  Aus  ^er  Deduktion ^  ü^nsrer  Ueberzeugung 
vom  Daseyn,  einer  Si^inenwelt  ausser  uns ,  folgt  zu- 
gleich, wie  v/eit  diese  Ueberzeugung  gehe,  und  iti 
w-elchem  Zustande  des  Gemüths  sie  statt  finde:  denii 
kein  begründetes  geht  weiter  als  der  Grund,  und 
sobald  man  den  Grund  einer  bestimmten  Denkweise 
kennt,  kennt  man  auch  ihren  Umfang.  Sie  geht 
so  weit,  als  unser  praktisches  Vermögen  von  dem 
theoretischen  unterschieden,!   uucl   ihm  entgegenge- 
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SftVt '  wird  '  soweit'^*?iIs'' ii&rfe^ 't^orstett dlfg  von  '  deV 
Einwirkung  der  Dinge  aiif 'uiis',  Wd  '  ünsre  Rück- 
wirkung, auf  ^sie  gellt  V  weil"  nuf'Äaäufcli  unsSr  prak- 
tiscKes  Yerrn'ögen  als  begren'zl;  gesezt'*'wirä.  ' 
aucli  die  I^lii'losöpiien  von'  jeKer  irVre  Beweise  'tut 
die  Realität  einer  WeTf;  ausser  üris  aus  der  Kiriwir- 
Ivuntr  ders'elbeii  auf  uns  »refüliret  liaben;  ein  Beweis 
der  freilicli  voraussezt',  was  erwiesen  Werd'eil  soll; 
der  aber  dem  gemeinen  Menschenverstände  sieb '"än- 
schmiegt  j'  weil  es  derselbe  iät,  deu  ei*  sich,  ^selbst 
fiihrt  '-'■^''''^'  ''^^''^^^         ,'t;<'?if.oa!Vjg..-A*y*?»''" •  • 

Aber  wie  macht  es  der  ST)elinlative  rhilbsöpB 
um  diese  Ueberzeugung  auf '"  einige  Zeit  zu  entfer- 
nen,  damit  er  über  sie  hinaus  untersuch'eiV  "Coline  ? 
OiTenljar.  so  ,  dafs  er  jene  sie  bedingende  Unter- 
scheidung, ^xiclit*  vornimmt.  Wenn  wir  "  blos' auf  die 
Thätigkcii:  des  "^rorstellens/sehi^n,  'imd  nur  diese' er- 
khi-ren  wollen,  so  wird  ein  nothwendiger  Zvveifel 
über  das  A'^orhandenseyn  der  Dinge  ausser  üns^ent- 
stel^en.  .  ^transscendentale,. Idealist  umfafst  die 

prnktische  und,  theoretische  Thiiti2;keit  zugleich  ,  als 
Tliäti^keii^  über|iaupt,  und  kommt  dadurch'  notliweu- 
dig ,  weil  nun  kein  .Leidisn  im  Ich  ist,  wie  es  denn 
nicht  seyn  jkann  ,  , zu,  dem  Resultate  ,  dafs  das  ganze 
System  der  Objekte  für  das  Ich  durch  das  Ich  selbst 

hervoro-ebrapht  seyn  müsse.    Aber  eben  darum .  weil 

Mi!-     -9.^::v.\A  -//«v    ■>  .  ■  \ 

er  beides  wipfafst  hat ,  kann  er  es  zu  seiner  Zeit 
auch  scheidpp,  .-^"J^d  den  Gesichtspunkt  aufzeigen, 
auf  welchen  der  gemeine  -  Menschenverstand  noth- 
wendiff  stehen  ^niufs.  Der  dogmatische  Idealist 
schliefst  die  praktische  Thätigkeit  von  seinen  Un- 
ter- 


tersiicliungen  ganz  aus,  sieht  lediglich  auf  die  theo- 
retische und  ,  will  sie  durch  sich  selbst  begründen, 
tind  da  ist  es  denn"  natürlich,  dafs  er  sie  zu  einer 
unbedingten  machen  mufs.  —  Diese  Spekulation  ist 
.beiden  nur  solange  möglich  als  sie  in  der  Abgeschie- 
denheit des  Denkens  verbleiben,  sobald  aber  ihre 
praktische  Tliätigkeit  aufgeregt  wird,  vergessen  sie 
auf  der  Stelle  ihre  spekulativen  Ueberzeugungen' 
und  kehren  zur  gemeinen  menschlichen  Ansicht  der 
Dinc^e  zurück,  weil  sie  müssen.  Es  hat  keinen 
Idealisten  gegeben,  der  seine  Zweifel  oder  vermein; 
te  Gewifshelt  bis  auf  sein  Handeln  ausgedehnt  hät- 
te, und  es  kann^  keinen  geben;  denn  dann  könnt© 
'  er  gar  nicht  handeln,  aber  dann  könnte  er  auch 
nicht  leben. 

IT»  Durch  jenes  Retzen  einer  freien  Thätigkeit 
wird  die  Sinnenwelt  zugleich  ivjitnnmf,  d.  i.  sie  wird 
mit  gevvüssen  unveränderlichen  und  allgemeinen  Merk, 
malen  gesezt. 

Zuförderst  —  der  Begriff  von  der  Wirksümkeifc 
des  Vernunftwesens  ist  durch  absolute  Freiheit  entwori 
fen;  das  Objekt  in  der  Sinnenwelt,  als  das  Gegentheil 
derselben  ist  also  fes^gesezt)  fixirt,  unabänderlich  be- 
stimmt. Das  Tch  ist:  ins  unendliche  bestimmbar;  das 
Objekt,  well  es  ein  solcbes  ist,  auf  einmal  für  immet 
bestimmt.  Das  Ich  ist  was  es  ist  im  Handeln^  das 
Objekt  im  Seyn.  Das  Ich  ist  unaufhörlich  im  \Yerden,- 
es  ist  in  ihm  gar  nichts  dauerndes:  das  Objekt  ist,  so 
wie  es  ist,  für  immer  ^  ist  was  es  War ^  und  was  es 
seyn  wird.  Im  Ich  liegt  der  lezte  Grund  geines  Han- 
delns ; 


Mns;  im  Objekte,  der  seines  Seyns:  denn^es  liatwei* 
ter  nichts  ,  als  Seyn» 

Dann  —  det  Begriff  von  der  Wirksamkeit,  det 
mit  absoluter  Freiheit  entworfen ,  und  unter  den  glei* 
clien  Umständen  ins  unendliche  verschieden  seyn  könn-» 
te ,  geht  auf  eine  Wirksamkeit  im  Objekte»  Mithin 
mufs  das  Objekt  ins  unendliche  verändert  werden  kön* 
nen,  zufolge  eines  ins  unendliche  veränderlichen  Be- 
griffs, man  mufs  alles  daraus  machen  können ,  was  maii 
daraus  machen  wollen  kann»  Es  ist  festgesezt,  und 
könnte  daher  Wohl  durch  seine  Beharrlichkeit  der  Ein* 
■  Wirkung  ividerßeheii;  aber  es  ist  keiner  Veränderung 
durch  sich  selbst  fähig  (es  kann  keine  Wirkung  anfan* 
gen) ;  es  kann  mithin  dieser  Einy/irkung  nicht  zuvri* 
der  handeln. 

Endlich  —  das  Vernunftwesen  kann  sich  nicht 
wirkend  setzen,  ohne  sich  zugleich  vorstellend  zu  se* 
tzen ,  es  kann  sich  nicht  ;  setzen  als  wirkend  auf  ein, 
bestimmtes  Objekt  ohne  dieses  bestimmte  Objekt 
immerfort,  vorzustellen  ;  es  kann  keine  bestimm-^ 
te  Wirkung  als  vollendet  setzen  ,  ohne  das 
Objelct.,  auf  welches  sie  gegangen  ,  zu  setzen^  Ncm* 
Kch,  da  das  Objekt  gesezt  wird,  als  die  Wirksam* 
keit  vernichtend,  aber  die  Wirksamkeit  doch  neben 
dem  Objekte  bestehen  soll,  so  entsteht  hier  ein  Wi* 
derstreit,  der  sich  nur  durch  ein  Schweben  der 
Einbildungskraft  zwischen  beiden,  'Wödürch  ein^ 
Zeit  entsteht  *),    vermitteln  läfst»      Die  Wirksam* 

keit 

Man  kann  hierülDeif  nachlesen  Jacoli  Gespräch 
üher  Idealismus  und  Reali^nius  ^  wo  einleuchtend 
nachgewiesen  wird ,  daCs  Zeitvorstc]]un|>en,  dl<* 
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"keit  auf  das  OLjf;kt  gescKifeht  daher  snccessiv  in  der 
Zeit.      Vvird  mm  auf  ein  und  eben  dasselbe  Objekt 
gewirkt,  und  sonach  die  Witksamkeit  in  jedem  ge- 
genwärtigen Momente  betpächtet,    als  bedingt  durch 
den  vorhergehenden,    und  mittelbar,    durch  die  in 
allen  vorhergehenden ,    so  wird  der  Zustand  des  Ob- 
jekts in  jedem  Momente  gleichfalls  betrrfchtot,  als 
-bedingt  durch  den  in  allen  vorhergehenden  Momen- 
ten,    von   der  ersten  Erkenntnifs  des  Obj-ekts  an; 
und  so  bleibt  das  Objekt  dasselbe ,    ohnerachtet  6$ 
unäufliörlich  verändert  wird;    neralich  das  durch  die 
Einbildungskraft  hervorgebrachte    Substrat,     um  in 
demselben   das  Mannichfalfcig<j  •  zu  verknüpfen,  die 
Unterlage  der  hinauf hörlich  sich  ausschliesseudon  Ac^ 
cidenzen,    welche    man    den    blossen    Stoff  nennt, 
bleibt    dieselbe.     Daher   kommt   es,    dafs  wir  un$ 
nur  setzen   können,    als  verändernd    die  Fornirdcr 
Dinge,   keineswegs   aber   den   Stoff,     dafs    wir  uns 
wohl   des   Vermögens    bewufst  sind,    die  Gestalten 
der  Dinge  ins   unendliche   zu   verändern,    aber  des 
■Unvermögens,    dieselben    hervorzubringen,    oder  zu 
vernichten ,    und  dafs    die  Materie  für  uns  weder 
\^ermchrt,    noch  vermindert  werden  kann,    und  au£ 
diesem  Gesichtspunkte   des    gemeinen  Bewufstseyns, 
keineswegs  aber  auf  dem  der  transscendentalen  Phi- 
losophie,   ift  uns  ursprünglich  ein  Stoff  gegeben 

an  sich  dem  reinen  Begriffe  der  Kausalität  wi- 
dersprechen, nur  aus  der  Vorstellung  unsrer 
eigene-ii  Wirksamkeit  '  auf  die  Dinge  auf  ihn 
übertragen  weiden. 

Eine  Philosophie,    die  von  Thatsachen  des  l^e- 

wufst- 


19 


3.        Zweiter  Lchrsaz. 
Das  endliche  Vernunftwesen  kann  eine  freie  Wirksamkeit 
in  der  Sinnenwelt  sich  seihst  nicht  zuschreiben^,   ohne  sie 
auch  andern  zuzuschreiben ,  mithin  ^  auch  andere  end- 
liche Vernunftwesen  ausser  sicli  anzunehmen. 

B  e  w  e  i  f  s, 

a.  )  Das  vernünictige  Wesen  kann,    nach  dem 
1.  geführten  Beweise,  kern  ,  Objekt  setzen  (wahr* 

nehmen,  und  begreifen),  -ohne  zugleich,  in  der- 
selben ungetheilten  Synthesi^^  sich  ein®  Wirksam- 
keit zuzuschreiben. 

b.  )  Aber  es  kann  sich  keine  Wirksamkeit  zü- 
schreiben, ,  ohne'  ein  Objekt,  äaf  welches  diese 
Wirksamkeit  gehen  soll,  gesezt  zu  haben.  Das  Se- 
tzen des  Objekte,  als  eines  durch  sich  selbst  ; be- 
stimmten,  ui^d:  insofern  die  freie  Thätigkeit  des  ver- 
Jniinftigen  Wiespn?  hemmeAde^,  mufs  in  einem  vor- 
hergehenden Zeitpunkt  gesezt  werden,  durch  wel- 
-chen  allein  derjenige  Zeitpunkt,   in  welchem  der  Be- 

griff  der  Wirksamkeit  gefafst  wiid,  der  gegen  ivär* 
tige  wird», 

c.  )  Alles"  Begreifet!   ist    durch    tin  Setz'eri  der 
Wirksamkeit  des  Vernunftwesens  j    und   alle  Wirk^ 

'  "  B  2  Samkeit 

wutstseyns .  töä  ^  dem ,  was  man  findet ,  wenu 
man  das  Ich  blos  als "  das  behandelte  ansieht, 
ausgeht,  kiann  über  jene  öi'enze,  wo  ein  Stoff 
gegeben  ist,  nicht  hinausgehen,  und  verfährt 
sonach  völlig  conse(][u«nt,  w^nn  gi<$  jenen  Sas 
aufstdllt^ 


saintiui:  ist  durch  ein  vorhergegangenes  Begreifen  des- 
seihen  hcdingl:,  ,  Also  ist  jeder  mögliche  Moment  des 
Bewufstscyns,  durcli  einen  vorhergehenden  Moment 
desselben,  bedingt,  imd  das  Bewufstseyn  wird  in 
der  Erklärung  seiner  Möglichkeit  scho'ri  als  wirklich 
vorausgesezt.  Es  lalst  sich  nur  durch  einen  C  irkcl 
erklären;  es  lafst  sich  sonach  überhaupt  nicht  erklä- 
ren, und  erscheint  als  unmöglich. 

Öle  Aufgabe  war,  zu  zeigen,  ^Tvie  das  Selbste 
bewufstseyn  mö/:^l'.öh  fe'ey.  Wir  haben  darauf  geant- 
wortet r' Da^  Selhstbewufst'seyn  ist  möglich,  wenn 
das  \erniinflige  Wesen  in  einem  und  demselben  un- 
eetlieilten  Momente  sich  eine  Wirksamkeit  zuschrei- 
ben,  und  dieser  Wirksamkeit  etwas  entgegensetzen 
kann.  Man  setze ,  dafs  dies  geschehe  im  Mo- 
mente Z. 

.Tezt  wird  W(^iter  gefragt,  unt^r  welcher  Be- 
dingung dies  so  cb(rn  geforderte  möglich  scy;  und 
da  ist  denn  sogleich  klar,  dafs  die  zu  setzende 
\Viiksamkeit ,  nur  in' Be'ziehung  auf  irgend  ein  be- 
slinnntes-  Ob'jckt  A. ,  auf  welches  sie  gehe,  gesezt 
werden  kann»  Ivfan  mufs  nicht  sagen,  es- könne  ja 
etvv'a  eine  AVirksamk-eit  überhaupt  <,  eine  blos  mö°  li' 
che  Wirksamkeit  gesezt  werden;  denn  das  wiirc  ci;i 
unbefümmtcs  Denken,  und  das  Argumentiren  aus 
Voraussetzungen  überhaupt  möge  doch  nunmehro  der 
Philosophie  genug  geschadet  haben.  Eine  blos  mö<r. 
liehe  W^ii ksamkoi !. \/  oder  eine ^Vyli ksä mkeit'  überhaupt 
Vv  ird  gesezt  ledigltcli;  dürchi  Abstraktion  ,Von  einer  ge- 
wissen ,  oder  von  üWer  wirklichen  ^  aber  ehe  von  et- 
was abstrahirt  werden  kann,    mufs  es  gesezt  seyn, 

und 


lind  es  gellt  Ller,  Vv'Ie  immer,  dem  unbestimmten  Bc- 
griife  des  üherhaupt^  ein  bestimmter  Begriff^  von  ei- 
nem beltimmten.'  wirklichen^  voraus,  und  der  erstere 
ist  durch  den  leztern  bedinst.  —  Eben  so  weniff  wol- 
le  man  sagen,  die  Wirksamkeit  könne  gesezt  werden, 
als  gehend  auf  das  ,  im  Momente  Z.  selost,  zu  setzen- 
de Objekt  B.,  dennB.  wird  gesezt  als  ein  Objekt,  ledi- 
glich, inwiefern  keine  Wirksamkeit  daraufgeht. 

Demnach  mufs  der  Moment  Z.  erklärt  werden 
aus  einem  andern  Momente,  in  welchem  das  Objekt 
A.  gesezt  und  begrilfen  worden  seye.  Aber  A.  kann 
auch  nur  unter  der  Bedingung  begriffen  werden ,  un- 
ter welcher  B.  begrüFeu  werden  konnte  ;  nemlich  der 
Moment,  in  welchem  es  begrilxen  wird,  ist  auch  nur 
möglich  unter  Bedingung  eines  vorhergehenden  Mo- 
ments, und  so  ins  unendliche.  Wir  finden  keinen 
möglichen  Punkt,  in  welchem  wir  den  Faden  des^ 
Selbsthewufstseyns,  durch  den  alles  Bev/ufstseyn  erst 
möglich  wird,  anknüpfen  könnten,  und  unsere  Auf- 
gabe ist  sonach  nicht  gelöste. 

Es  ist  um  der  ganzen  Wissenschaft  willen ,  die 
hier  aufgestellt  werden  soll ,  wichtig ,  dafs  man  sich 
eine  deutliche  Einsicht  von  dem  so  eben  geführten  Ra- 
sonnement  verschaffe. 

II.)  Der  Grund  der  Unmöglichkeit,  das  Selbst* 
bewufstseyn  zu  erklären,  ohne  es  immer,  als  schonfc 
vorhanden,  vorauszusetzen,  lag  darinn,  dafs  um  sei- 
ne Wirksamkeit  setzen  zu  können,  daS  Subjekt  des 
Selbsthewufstseyns  schon  vorher ein^  Objekt,  blos  als 
solches,  gesezt  haben  mufste;  und  wir  sonach  immer 
aus  dein  Ä^oflaente  ,  in  .welchen),  ^yir  den  Faden  anknü- 

jtfen 


pfew  Vrollfcen ,  zu  einem  vorherigen  getrieben  wurden, 
yvo  er  schon  angeknüpft  seyn  inufste.  Dieser  Grund 
piuls  gehoben  werden.  Er^ist  aber  nur  so  zu  heben, 
tlafs  angenommeri  werde,  die  Wirksamkeit  des  Suh^. 
jekts  sey  mit  dem  Objekte^  in  einem  und  eben  demsel- 
[3eq  Momente  synthetisch  vereinigt;  die  Wirksamkeit 
des  Subjekts  sey  selbst  das  wahrgenommene  und  begrif- 
feno  Objekt,  das  Objekt  sey  kein  anderes,  als  dies© 
Wirksamkeit  des  Subjekts,  und  so  seyn  .beide  dasselbe. 
Nur  von  einer  solchen  Synthesis  würden  wir  nicht 
weiter  zu  einer  vorhergehendem  getrieben ;  sie  allein, 
enthielte  alles,  was  das,  Selbstbewufslseyn  bedingt,  in 
^ich ,  und  gäbe  eiqen  Punkt,  911  welchen  der  Faden 
desselben  sich  anknüpfen  Hesse,  Nur  unter  dieser  Ee- 
dingung  ist  das  Selbtsbewufstseyn  möglich,  So  gewifs 
daher  SelbstUewufstscyn  statt  finden  soll ,  so  gewifs 
piüssen  wir  das  aufgestellte  annehmen.  Der  strenge 
ßynlhetisrhe  Beweifs  ist  sonach  vollendet;  denn  das 
l>eschricbene  ist  erhärtet,  als  absolute  Bedingung  des 
^elbstbevvufstseyns, 

Es  ist  die  Frage  nur  noch  die ,  was  denn  die  auf- 
gestellte Synlhcsis  bedeuten  möge,  was  sich  darunter 
verstehen  lasse,  und  wie  das  in  ihr  geforderte  möglich 
ßejn  werde,  Wir  haben  sonach,  von  jezt  an^  das  Er- 
^vie^ene  nur  ^loch  zu  analysiren, 

III.)  Es  scheint  ,  dafs  die  vorgenommene  Synthe- 
siä  ,  statt  der  blofsen  Unbegreiflichkeit,  die  sie  h«beH 
wqIIU'j  uns  einen  vollkoinmnen  Widerspruch  anmu- 
thet, 

Pas  durch  sie  aufgestellte  soll  seyn  ein  Objekt; 
?ih©v       xat  der  Charakter  des  Objekts,- ^la-fs  die  freie 

Thä- 
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TkÄtigJceit  des  Subjekts .  bey  seiner  Auffassung  gesezt 
werdje,.  A.]s  geliemmt.;  Dieses  Objekt  aber  soll  seyu 
eine  Wirksamkeit  des  Subjekts ;  aber  es  ist  der.Cbarak- 
ter  einer  solcben  Wirksamkeit,'  dafs  die Tliatigkeit des 
Subjekts  absolut  frei  sey,  und  sich  selbst  bestimme, 
liier  soll  beides  gereinigt -seyn;  beide  Cbaraktere  sol- 
len erbalten  werden,  und  keiner  verloren  geben.  Wi« 
mag  dies  möglicb  geyn? 

Beide, sind  vollkommen  vereinigt,  wenn  wir  uns 
denken  ein  Bcstiimntseyn  des  Subjehcs  zur  S elhsthe Stim- 
mung,  eine  Aufforderung  an  dasselbe,  sich  zu  einer 
Wirksamkeit  zu  entscblicfsen, 

Inwiefern  das  geforderte  ein  Objekt  ist,  mufs  es 
in  der  Empfindung  gegeben  werden ,  und  zwar  in  der 
äussern  —  nicbt  in  der  innern  ;  denn  alle  innere  Em- 
pfindung entsteht  lediglich  durch  Reproduktion  einer 
äussern,  die  erstere  seit  demnach  die  leztere  voraus, 
•und  es  würde  sonach  bey  dieser  Annahme  abermals  das 
Selbstbewufstseyn,  dessen  Möglichkeit  erklärt  werden 
soll,  als  vorhanden,  vorausgesezt.  —  Aber  dasselbe 
wird  nicht  anders  begriffen,  und  kann  nicht  anders 
begriffen  werden ,  denn  als  eine  blosse  Aufforderung 
des  Subjekts  zum  Handeln.  So  gewifs  daher  das  Sub- 
jekt dasselbe  begreift,  so  gewifs  hat  es  den  Begriff  von 
seiner  eignen  Freiheit,  und  SelbsLthätigkeit,  und  zwar 
als  einer  von  aussen  gegebenen.  Es  bekommt  den  Be- 
griff seiner  freien  Wirksamkeit,  nicht  als  etwas ,  das 
im  gegenwärtigen  Momente  ifi^  denn  das  wäre  ein 
wahrer  Widerspruch ;  sondern  als  etwas,  das  im  künf- 
tigen seyn  soll. 

(Die  Fra^e  war:   wie  Tcrmag  das  Subjekt  sich 
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selbst  zu  finden  als  ein  Objekt?  Es  konnte,  nm  sich 
zu  finden ,  sich  nur  als  selbstthätig  finden ;  ausserdem 
findet  es  nicht  sich;  und,  da  es  überhaupt  nicht  fin- 
det, CS  sey  denn,  und  nicht  ist,  es  finde  sich  denn, 
findet  überhaupt  gar  nichts.  Es  konnte ,  um  sich  als 
Objekt  (seiner  Reflexion)  zu  finden ,  sich  nicht  finden, 
als  sich  bestimmend  zur  Selbstthätigkeit ,  (wie  die  Sa- 
che an  sich ,  von  dem  transceadentalen  Gesichtspunkte 
aus ,  seyn  möge ,  davon  ist  hier  nicht  die  Frage ,  son- 
dern nur,  wie  sie  dem  zu  untersuchenden  Subjekte 
vorkommen  müsse)  sondern  als  bestimmt  dazu  durch 
einen  äussern  Anstois,  der  ihm  jedoch  seine  völlige 
Freiheit  zur  Selbstbestimmung  lassen  mufs;  denn  aus- 
ser dem  geht  der  e.rstere Punkt  verloren,  und  ^as  Subr 
jekt  findet  sich  nicht  als  Ich, 

Ich  nehme  einiges,  was  in  der  Zukunft  wieder 
kommen  wird ,  voraus ,  um  den  Iczten  Punkt  klärer  zu 
machen.  Das  Subjekt  kann  sich  nicht  genöthigt  fin- 
den,  auch  nur  überhaupt  wirklich  zu  handeln;  es  wä- 
ye  dann  nicht  frei,  noch  ein  Ich,  Es  kann,  wenn  es 
sich  entschliessen  sollte  zu  handeln,  noch  weniger  sich 
genöthiget  finden,  auf  diese  oder  jene  bestimmte  Wei- 
se zu  handeln  ;  es  wäre  dann  abermals  nicht  frei ,  noch 
ein  Ich,  Wie  und  in  welchem  Sinne  ist  es  denn  also 
besUnnnt  zur  Wirksamkeit,  um  sich  als  ein  Objekt  zu 
finden?  luediglich  in  so  weit,  dafs  es  sich  findet  als 
etwas,  das  hier  wirken  könnte ,  zum  Wirken  aufgefor- 
dert ist,  aber  es  eben  sowohl  auch  unterlassen  kann.) 

IV,)  Das  Vernunftwesen  soll  seine  freie  Wirk- 
samkeit realisiren  ;  diese  Anforderung  an  dasselbe  liegt 
im  Begriffe,  und  so  gewifs  es  den  beabsichtigten  Be- 
griftfafst,  realisirt  es  dieselbe  : 


entweder  durch  wirkliches  Handeln.  Es  ist  nur 
Thätigkeit  überhaupt  gefordert;  aber  es  liegt  ausdrück- 
lich im  Begriffe,  dafs  in  der  Sphäre  der  möglichen 
Handlungen  das  Subjekt  Eine  durch  freie  Selbstbestim- 
mung wählen  soll.  Es  kann  nur  auf  eine  Weise  han- 
deln ;  sein  Empfindungsvermögen ,  das  hier  sinnliches 
"W  irkungs vermögen  ist ,  nur  auf  Eine  Weise  beslim- 
men.  So  gewifs  es  handelt,  wählt  es  durch  absolute 
Selbstbestimmung  diese  Eine  Weise,  und  ist  insofern 
absolut  frei,  und  Yernunftwesen,  und  sezt  sich  auch 
als  solches:! 

oder  durch  Nichthandeln.  Auch  dann  ist  es  freyJ 
denn  es  soll  tinsrer  Voraussetzung  nach,  den  BegrilF 
seiner  Wirksamkeit  gefafst  haben :  als  etwas  geforder- 
tes ,  und  ihm  angemuthetes.  Indem  es  nun  gegen  die- 
se Anmuthung  verfährt,  und  sich  des  Handelns  ent- 
hält, wählt  es  gleichfals  frei  zwischen  Handeln,  imd 
Nichthandeln. 

Der  aufgestellte  Begriff  ist  der  einer  freien  Weck* 
Seiwirksamkeit  ^  in  der  höchsten  Scbärfc:  der  also  auch 
nichts  anders  ist,  denn  dies.  Ich  kann  zu  irgend  ei- 
ner freien  Wirkung  eine  freie  Gegenwirkung  als  zii-' 
fällig  hinzu  denken ;  aber  das  ist  nicht  der  geforderte 
Begriff  in  seiner  Schärfe.  Soller  scharf  bestimmt  seyn; 
so  mufs  Wirkung  von  Gegenwirkung  sich  gar  nicht  ab- 
2,csondert  denken  lassen.  Es  mufs  so  seyn ,  dafs  bei- 
de die  partes  integrantes  einer  ganzen  Begebenheit  aus- 
machen. So  etwas  wird  nun  als  nothwendio;e  Bedin- 
gung  des  Selbstbewufstseyns  eines  vernünftis^en  We- 
sens postuliret.  Es  nmfs  vorkommen  ,  laut  unsers  B(ä- 
weifsesr.  .  . 

An 
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An  fiO  etwas  ist  es  allein  rnof^licu,  den  Faden  des 
JBfc-yvufsrseyns  an^Lijuui])fen ,  der  dann  wohl,  olniß 
Scluvieri^keit,  auch  über  die  andern  Gegenstände  weg- 
laijfeu  möchte» 

■  Dieser  Faden  i?t  durch  unsere  Darstellung  ange- 
tniipfL.  Das  Snhjckt  kann  nnd  mufs  unter  dieser  l^e- 
dinguujT-sieli'nKi  freiwirkendes  Wesen  setzen;  laut  des 
gegen vHäriigen  Beweises.  Sezt  es  sich  als  solches,  so 
Kanu  und  mufs  es  eine  Sinnenwelt  setzen;  und  sich 
selbst  ihr  entgegensetzen.  —  Und  jezt  gehen  alle  Ge- 
schäfte des  menschlichen  Geistes  ohne  Anstand  nach 
.den  GeseVzen  desselben  von  statten ,  nachdem  die 
Hauptaufgabe  gelös't  ist, 

V.)  Unsere  Analyse  der  aufgestellten  Synthesis 
war  bis  jezt  Mos  erläuternd-^  wir  hatten  uns  nur  deut- 
lich zu  machen,  was  wir  in  dem  hlofscn  Begriffe  der- 
3e]ben  gedacht  hätten.  Die  Analyse  geht  nocli  immer 
fort;  aber  sie  wird  von  nun  an  folgernd ,  d.  h.  das 
Sul^lekt  nuifs  vielleicht  zu  Folge  der  gesezten  Einwir- 
Jvuui^  auf  sich  noch  manches  andere  setzen:  wie  ge- 
schieht dies,  oder  was  sezt  es,  nach  den  Gesetzen  sei- 
nes Wesens  ,  zu  Folge  seines  ersten  Setzens  ? 

Die  beschriebene  Einwirkung  war  nothwendig© 
Bedingung  alles  Selbsthewufstseyns ;  sie  kommt  vor, 
*o  ge\^ifs  Selbs'hewufstseyn  vorkömmt,  und  ist  dem. 
»ach  ein  nothwendiges  Faktum.  Mufs,  nach  den 
pothwendigen  Gesetzen  vernünftiger  Wesen ,  zugleich 
püt.  densQiben  noch  manches  andere  gesezt  werden ,  so 
ist  das  Setzen  dess.ölben  ^leichfals  nothwendiges  Fak- 
tum, wie  dai?  erslere, 

Jaiwiwfer»  die  hesqhriehenc  Einwirkung  ist  ein 
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em-pfundenes^  ist  sie  fine  ^eschrairkiimg  Ses  Ich,  und 
das  Subjekt  mwh  sie  als  eine  soldie-^esöÄt, haben ;  aber 
-  keine  Begrenzung  ohne  ein  Begrenzendes.  Das  Sub*- 
jekt  mufs  daher,  so  -wie  es  dieselbe  scjste,  zugleich 
etwas  ausser  sich  als  den  Bestimmiingsgrund  derselben 
gcsezt  haben;  welches  das  erste  ist,  und  ohne  alle 
Schwierigkeit  eingesehen  wird^ 

Aber  diese  Einwirkung  ist  ein  bestimmtes,  und 
durch  das  Setzen  derselben  als  eines  beistimmten,  wird 
nicht  nur  ein  Grund  überhäupt,'  sondern'  ein  bestimm- 
ter Grund  derselben  gesezt.  Was  muls  dies  für  einer 
seyn,  welche  Merkmale  müssen  ihm  darum,  weil  er 
•Grund  dieser  bestimmten  ■  Einwirkung  seyn  soll ,  zu- 
kommen? Dies  ist  eine  Frage,  die  uns  etwas  län- 
ger beschäftigen  wird,. 

Die  Einwirkung  wurde  begriffen ,  als  eine  Auf- 
forderung des  Subjekts  zu  einer  freien  Wirksamkeit, 
und,  worauf  alles  ankommt,  konnte  gar  nicht  anders 
begriiTen  werden ,  und  wurde  überhaupt  nicht  begrif- 
fen ,  wenn  sie  nicht  so  begriffen  wurde. 

Die  Aufforderung  ist  die  Materie  des  Wirkens, 
und  eine  freie  Wirksamkeit  des  Vernunftwesens,  an 
welche  sie  ergeht,  sein  Endzweck.  Das  leztere  soll 
diirch  die  iVufforderung  keinesw^eges  bestimmt,  neces- 
silirt  Wörden,  wie  es  im  Begriffe  der  Kausalität  das 
Bewirkte  durch  die  Ursache  wird,  zu  handeln;  son- 
dern es  soll  nur  zu  Folge  derselben  sich  selbst  dazu  be- 
stimmen. Aber  soll  es  dies,  so  mufs  es  die  Aufforde^ 
rung  erst  verstehen ,  und  begreifen,  und  es  ist  auf  ei- 
ne vorhergehende  Erkenntnifs  desselben  gerechnet, 
^le  gcsezfee  Ursache  'der  Aufforderung  ausser  ^«m  SuV 
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jekte  mufs  demnach  wenigstens  die  Möe,liclilteit  vor- 
iiussetzen,  dafs  das  leztere  verstehen  und  begreifea 
könne,  aussejrdem  hat  seine  Aufforderung  gar  keinen 
Zweck.  DieZweckmäfsigkeit  derselben  ist  durch  den 
Verstand,  und  das  Freiseyn  des  AVesens,  an  welches 
sie  ergeht,  bedingt.  Diese  Ursache  mufs  daher  noth- 
wendig  den  Begriff  von  Vernunft  und  Freiheit  haben,^ 
also  seihst  ein  der  Begriffe  fähiges  A7esen,  eine  Intel- 
ligenz, und,  da  eben  erwiesener  Maasen  dies  nicht 
inö(>lich  ist,  ohne  Freiheit,  auch  ein  freies  ,  also  über- 
haupt ein  vernünftiges  Wesen,  seyn ,  und  als  solches 
gesezt  werden. 

Wir  setzen  über  diese  Schlufsart,  die  hier  auf- 
gestellt wird ,  als  eine  nothwendige,  ursprünglich  in 
dem  Wesen  der  Vernunft  gegründete  ,  und  ohne  alles 
unser  wissentliches  Hinzuthun  sicherlich  erfolgende, 
noch  einige  Worte  zur  Erläuterung  hinzu^ 

Man  hat  mit  Recht  die  Frage  erhoben :  welche 
Wirkungen  sind  nur  durch  eine  vernünftige  Ursadie 
zu  eildäten?  Die  Antwort:  solche,  denen  nothwen- 
dig  ein  Begriff  von  ihnen  selbst  vorhergehen  mufs ,  ist 
wahr,  aber  nicht  hinreichend,  denn  es  bleibt  immer 
die  höhere,  ein  wenig  schwierigere,  Frage  zu  beant- 
worten :  w  elches  sind  denn  nun  solche  ,  von  denen  ge- 
urtheilt  werden  mufs ,  dafs  sie  nur  nach  ein^m  vorher 
entworfenen  Begriffe  möglich  waren  ?  lede  Wirkung 
kann,  nachdem  sie  da  ist,  gar  wohl  begriffen  werden, 
und  das  Mannigfaltige  in  ihr  fügt  sich  unter  die  Ein- 
heit des  Begriffs  nur  geschickter  und  glücklicher,  je- 
mehr  der  Beobachter  selbst  Verstand  hat.  Dies  nun 
ittt  fci^ie  Einheit,  die  der  Beobachter  selbst  in  das^A^Ian- 
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Tiio;faltige,  diircli  das  ,  was  A^'ari^t  veflcktirendeUitheilöK 
kraft  nennt,  hineingetragen  hat,  und  ;es  nothwcnclig 
hineintragen  iniifs,  wenn  für  ihn  überhaupt  Einie  Vv^lr.- 
tung  da  seyn  soll.  -  Aber  wer  bürgt  ihm  denn'  dafüf j 
dafs  so^  wrs  er  jezt  das  winhlicJie  Mannigfaltige  unti^r 
dem  BcgriiF  ordnet,  xox  der  Wirkung-  -vorher  durch  ei- 
nen Verstand  die  Begriffe:A<is  Mannigfaltigen,  das  er 
wahrnimmt,  nnter  dem.Begriff  der  Einheit,  die  ersicl,! 
denkt,  untergeordnet  gewesen  seyn und  was  kömite 
ihn  zu  einer  solcken  Folgerung,  berechtigen?  Es  mufs 
sonaqh  (?in  höherer  |ierechtigungsgrund  angeführt  werr- 
dea  können,  oder  der  Schlufs  auf  eine  vernünftige 
Ursache  ist  überhaupt  grundlos,  und  —  im  \or- 
beigehen  sey  es  gesagt  —  es ,  wäre  nach  dem  Zwangs- 
gesetze der  Yernunft  36gar;^physiSjch  ua^nöglicli ,  ihri 
unrichtig  zu  gebrauchen,  wenn  er  nicht  in  irgend 
einer  Sphäre  der  Erkenntnifs  mit  Recht  gemacht  wür, 
de,  weil  er  dann  gar  nicht  im  vernünftigen  Vv^eseä 
vorhanden  seyn  würde. 

Es  ist  kein  Zweifel:  eine  vernünftige  Ursache, 
so  gcwifs  sie  dies  ist  ,  entwirft  sich  den  BegiiilF  vom 
Produkte,  dafs  durch  ihre  Thiitigkeit  realisirt  .wer- 
den soll,  und  nach  w^clchem  es  sich  im  Handeln  rich- 
tet, und  gleichem  auf  denselben  unablässig  hinsieht^ 
jDieser  BcgriiF  heifst  der  BegriÄF  vom  Zwecke. 

Nun  aber  kann  ein  vernünftiges  Wesen  gar  kei- 
nen Begriff  seiner  Wirksamkeit  fasse^,  ohne  dafs  es  ei" 
ne  Jlrkemitnifs  von  (Jcm  Qhjekte  dieser^J'Virksamkeit  huhe» 
Denn  es  kann  sich  nicht  zu  einer  Thatigkeit  —  es 
.verstxäht  sich  mit  dem  Böv^TifstSeyn  dieser  Selhalbe- 
stimmung,  denn  ^ur  tiftdurch,  wird  es  eiu®  freie  Thä- 
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tigkeit —  bestimmen,  es  liabiC  denn  diese  Tiiätigkeif; 
^esezt,  als  gehemmt;  aber  das,  was  es  sezt,  v/eiine$ 
eine  bestimmte"  Thätigkeit  sezt',  als  gehemmt ,  ist  ein 
Objekt  ausser  ihm.  Darum  kann  —  im  A^'orbeygehen 
sey  es  gesagt—^  der  Natur  ^  wenn  man  ihr  auch  In«, 
telligenz  und  Frejibeit  zugesthehen  wollte,  doch  nicht 
das  Vermögfeii  zugestanden  werden,  einen  Zweckbe- 
griff zu  fassertv  (und  eben  darum  müfste  ihr  umgekehrt 
Tntelligeri^  u:n<l  Freiheit- abgesprochen  werden weil 
iiichts  ausser  iiir  ist,  worauf ysie  wirken  könnte.  Al- 
TeisV  worauf  gewirkt  werden  kann  ,  ist  selbst  Näifuf*''-R' 

Ein  sicheres  Kriterium  der  Wirkung  eines  ver- 
nünftigen Wesens  wäre  demnach"  dieses,  dafs  dieWir- 
kung  sich  nur  unter  Bedingung  einer  Erkeriritnifs  des 
Objekts  derselben  als  möglich  denken  Hesse.  Nun  aber 
ist  nichts^  was  sich  nicht  durch  blosse  Naturkraft, 
sondeirn  lediglich  darch  Erkenntnifs ,  als  möglich  den- 
keniäfsl:,  als  die  Erkenntnifs  selbst.  AYenn  sonach 
das  Objekt,  uhd  hier,  auch  der  Zweck  einer  Wirkung 
nur  der  seyii '  lohnte ,  eine  Erkenntnifs  hervorzubrin- 
gen ,  dann  W|äre  ii'o'thw endig  feine  vernünftige  Ursache 
der  Wirkiüig  anstunehmem 

Nur  niü.Cs|:c  die  Annahme,  dafs  eine  Erkenntnifs 
beabsichtiget  werde ,  nothwendig  seyh,  d.  h.  es  müfs- 
te sich  gar  kein  andrer  Zweck  des  Handelns  denken, 
und  die  Handlung' selbst  müfste  sich  gar  nicht  begrei- 
fen lassen  j 'und  wirklieh  gar  nicht  begriffen  werden, 
wenn  sie|  nicht  als  ei^ieErkettntnifs  beabsichtigend,  be- 
'griffen'würdei  '-^  ^  So  sagt 'riiart  :f'die  Nätur  <  gebe  uns 
diese  ,  oder  jMie  Lehren  abier  man  will  damit  keines- 
^c(gs  Sagen ;     dafs  die 'NÄtüt^egebenheit  nitht  noch 


ganz  andere  Z^\'ecivC  habe ,  son^-lern,  rlafs  ,  wenn  man 
etwa  wollet  und  seine 'freie  Bv.fA\ic}ituhg  au^^  diesen 
Zweck  ritjlitc ,.  mau  unter  andern  durch  dieselbe  sich 
auch  beleljiren  könne. 

Der  ])eschriebene  Fiill  tritt,  ^^^n  hier  öhi.  ,  Di0 
Ursache  de):  Eiavvirkung  auf;  uns  hat  gar  keinen  Z>W'^ck, 
wenn  sie  ni^tt  zufärdei^st  den, «hat,  dafswir  sie  als.Bpl?* 
che  erkennen  splüen ;  es  iui,ifg  ,<}aiier  ein  vernüni^Uge* 
Wesen  als  jdiese  Ursache,  .^lUgeriQminen  werden, ,  .  , 

Es  istjezt  e^wi^sep,  .rvy.a^^.qrvvieseri  werd,en  sollte. 
{Das  vern.Linitjge  .i'^Tesea  kann  sich  ,  nicht  setzen',  als 
ein  solches )  es  geschehe  .  .d^niJ-  ^uf  dasse]he  eine  Auf- 
forderung zur^i  freien  llandßlii,  nach  !■*  iy<  ^  Ge- 
schieht aber  eine  solche  Aufforderung  zum  Hand,elnauf 
dasselbe ,  so  niufs  es  noth.w^ödip;  ein  vernünftiges  We- 
sen ausser  sich  setzen  als,di0  .üi'sache  derselben,  alsö 
überhaupt  ein  vernunftiges  Wesen  aussei*  sich  setzen, 
nach  Y. 

Coro  llnriß. 
1.)  Der.  Mensch  (so  alle  endliche  Wesen  über- 
haupt) wird  nur  unter  Menschen  ein  jMensch ;  und 
da  er  nichts  andprs  "seyn  kann,  denn  eiti^J^Ieiisch ,  und 
,gar  nicht  sevn  w^ürde ,  wenn  et  xlies' nicht  wäre  — ■ 
sollen  üherhnupt  Blcnschcn  seyn^  so  müssen  mehrere  seyn. 
Dies  ist  nicht  eine  willkühdich  ange 
bisherige  Krfaiirung  ,  oder  -  auf  andre  Wahrscjieinlich- 
keitsgrüade  aufgebau te- Meinung ,  sondern  es  ;i5.t  ein© 
.aus  dei»  Begfiix  des' Mensclien  streng,  zu  erweisend« 
W^ahrheit.  Sobald  man  diesen  B.egrilf  vollkommen  be- 
stimmt, wird  man  von  dem  Denken  eines  Einzelnen 
aus,  gfe'fcri&bert  'züi' 'Annahme  eines  zweitdii , "  um  den 
ersten  erklären  zu  kröimeh.    Der  Kegriff  des  Mensdim 
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ist  sonacH  gar  niclit  Begriff  eines  Einzelnen ,  denn  ein 
solcher  ist  undenkbar,  sondern  der  einer  Gattung. 

Die  AalForderüiig  zur  freien  Selbstliatiglceit  ist 
das  ,  was  man  Erziehung  nennt.  Alle  Individuen  müs- 
sen zu  Menschen  etzogen  werden ,  ausserdeni  -Würdea 
sie  nicht  Menschen»  Es  dringt  sich  hierbei  jedem  di© 
Frage  äuf^;  wenn  es nothwendig  seyn  sollte,  einen Ur-" 
Sprung  des  ganzen  Menschengeschlechts ,  und  also  eia 
erstes* Menschenpaar  anzunehmen  ,  —  tmd  es  ist  dies 
auf  einem  gewissen  Reflexionspunkte  allerdings  noth- 
wendig; —  wer  erzog  denn  das  erste  Menschenpaar^ 
Erzogen  mufsten  sie  werden;  denn  der  geführte  Be- 
weis ist  allgemein.  •  Ein  Mensch  konnte  sie  nicht  er- 
ziehen, da  sie  die  ersten  Menschen  seyn  sollten.  Al- 
so ist  es  nothwendis,  dafs  sie  ein  anderes  vernünfti* 
ges  Wesen  erzogen,  das  kein  Mensch  war  es  ver" 
steht  sich ,  bestinnnt  nur  so  weit ,  bis  sie'  sich  selbst 
unter  einander  erziehen  konnten.  Ein  Geist  nahm  sich 
ihrer  an,  ganz  so,  wie  es  eine  alte  ehrwürdige  Urkun- 
de vorstellt,  welche  überhaupt  die  tiefsinnigste  erha- 
benste Weifsheit  entl^iält,  und  Resultate  aufstellt,  zu 
denen  alle  Philosophie  am  Ende  doch  wieder  zurück 
mufs. 

ö.)  Nur  freie  Wecliselwirkung  durch  BegrifFej 
und  nach  BegrifFbn,  nur  Geben  und  Empfangen  von 
Erkenntnissen,  ist  der  elgeiithümliche  Charakter  det 
Menschheit,  durch  \V'elchen  allein  jede.  I^etson  sich 
als  Menschen  unwidersprechlich  erhärtet 

Ist  ein  Mensch,  so  ist  nothwendig  auch  eine 
Welt,  und  bestimmt  solch*  eine  Welt,  wie  die  unsri- 
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ge  es  ist,  die  rei-nunftlose  Objektei  uri^  rernünftigö 
Wesen  -in  sich  enthalt.  .(Es  ist  hier  nicht  der  Oi  t^ 
noch  weiter  .zu  gehen  und  die  Nothwendi^keit  alTel: 
bestiinunt&n  Qhjektean  der  Natur ,  und  ihre  nothweü- 
dige  Klassiiikatio»  zu  erhärten  V »die  .sich  aber  eben  so- 
wohl erhärten  läfst,  als  die  Nothwendigkeit  einer  AYelt 
überhaupt  *\  Die  Frage'  über  den  Grund  der  JR.eali- 
taV  der  Objekt^  "ist  soriacH^  behhtfwortet '  t)ie  Realität 
det  Welt  —  es  versteht  sich  für  üns-,  di  ti.  für  alle  enä- 
licKe  Vknrtnft  ist  Bedingung  des  Selbstb'ewüfst^ 
ijfeyils  V  äeiin  wir  k<?iiilen  uns  selbst  nicht  setzen  ohnw 
etwas  äträser  ims  «;u  setzen ,  deni  wir  die  gleiche  Rea- 
lität Zuschreiben  müssen  ,  die  wir  uns  selbst  beileircn. 
Nach  einer  ftealität  zü  fragen,^  die  bleiben  soll,  näch- 
stem Von  aliet  Vernunft  abstrahirt  worden ,  ist  wider- 
sprechend ;  denn  der  Fragende  selbst  hat  doth  wohl 
Vernunft,  fragt,  getrieben  durch  einen  Vernunftgrund, 
und  will  eine'  vei*nünftige  Antwort  J  er  hat  mithin  von 
der  Vernunft  ni-cht  abstrahiret.  Wir  können  aus  dem 
Umkreise  ünsrei?  Vernunft  nicht  herausgehen;  ceeen 
die  Sache  selbst  ist  gesorgt,  die  Philosophie  vv'ill  hur 
das  erreichen  ,  dafs  wir  mit  dariim  wissen  j  und  nicht 
wähnen  sollen ,  heraiisgegangeti  zu  seyn,  wenrl  wir 
doch,  wie  sich  versteht,  noch  immer  darihü  befdilgen 
sind. 

'  §-  4. 

Wer  dies  nicht  einsehen  kann,  der  habe  nur  Ge* 
duM,  und  folgre  aus  seinem  Nichieinsehfiii  iu^ 
defs  nichts  weiter,  als  waj  wirklich  darinn  licgt^ 
nemlich  dafs  er  es  nicht  einsehen  kannv 
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.§.        Dritter  Lehes az. 
Das  endliche  Vernunftwesen  kann  nicht  noch  andere  endli" 
che  yei  niinjtwesen  ausser  sich  annehmen  y   ohne  sich  zu  sC' 
tzen-,  als  stehend  mit  demselben  in  einem  bestimmten  Vev 
hältnisse ,  welches  man  das  Rechtsverhdltnifs  nennt, 

Beweifs, 

I.)  Das  Subjelit  mufs  sich  von  dem  Vernunjtwespii» 
welches  es  zu  Folge  des  vorigen  Beweises^  ausser  sich  an' 
genommen  hat  y  durch  Gegensaz  unterscheiden.  Das  Subf» 
jekt  hat  sich  jezt  ge5ezL ,  als  ein  solches,  das  den  lez- 
ten  Grund  von  etwas,  das  in  ihm  ist,  in  sich  selbst 
enthalte  (dies  war  die  Bedingung  der  Ichheit,  der  Ver- 
nünftigkeit überhaupt) ;  aber  es  hat  ein  Wesen  ausser 
sich  gleichfals  gesezt,  als  den  lezten  Grund  dieses  in 
ihm  vorkommenden. 

Es  soll  sich  von  diesem  Wesen  unterscheiden 
können :  dies  ist  unter  unsrer  Voraussetzung  nur  un- 
ter der  Bedingung  möglich,  dafs  es  an  jenem  gegebe» 
nen  unterscheiden  könne,  inwiefern  der  Grund  dessel- 
ben in  ihm^  und  inwiefern  er  ausser  ihm  liege.  Der 
Grund  der  Wirksamkeit  d-es  Subjdits,  liegt  zugleich 
in  dem  Wesen  ausser  ihm^  und  vi  ihm  selbst,  der  Form 
nach,  oder  darinn,  dafs  überhaupt  gehandelt  werde 
Hätte  jenes  nicht  gewirkt,  und  dadurch  das  Subjekt 
zur  Wirksamkeit  aufgefordert,  so  hätte  dieses  selbst 
auch  nicht  gewirkt.  Sein  Handeln  als  solches,  ist 
durch  das  Handeln  des  Wesens  ^»nsser  ihm  bedingt.  Es 
\  ist  auch  der  Materie  nach  bedingt;    es  ist  dem  Sub^ 

jekt  die  Sphäre  seines  Handelns  überhaupt  angewiesen. 

Aber  innerhalb  dieser  ihm  angewiesenen  Sphäre 
hat  das  Subjekt  gewählt;  die  nächste  Grenzbestimmung 
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ieiiies  Handelns  aich  selbst  absolut  gegeben;  von  dec 
iezten  Bestimmung  seiner  Wirksamlicit  allein",  llegk 
ganz  allein  in  ihm  der  Grund»  Insofern  -allein  kann  es 
3ich  als  absolut  freies  Wesen',  als  alleinigr  n  Grund  , 
von  etwas  setzen ;  von  dein  freien  Wesen  ausser  ihm 
sich  ganz  abtrennen,  und  seine  Wirksamkeit  nur  sich 
anschreiben. 

Innerhalb  des  Kreises,  von  dem  Grenspunkte des 
Produkts  des  Wesens  ausser  ihm  X,  bis  zum  Grenz- 
punkte seines  eignen  Produkts  hat  es  gewählt,  un- 
ter den  Moelichkoiten ,  die  hier  liefen ;  aus  niesen 
Möglichkeiten ,  und  durch  das  Be;^reif(?n  derselben^ 
als  Möglichkeiten ,  die  alle  es  hiitte  wählen  können, 
constituiret  es  sich  seine  Freiheit  und  Selbstständigkeit. 

In  jener  beschriebenen  Sphäre  mufyte  gewählt 
werden,  wenn  das  Produkt  Y.  als  ein  Einzelnes,  au» 
der  Sphäre  der  durch  sie  gegebenen  ,AV  irkungen ,  mög- 
lich werden  sollte^ 

In  dieser  Sphäre  nun  kann  aber  nur  das  Subjekt 
gewählt  haben ,  und  nickt  der  andere ;  denn  er  hat  si© 
unbestimmt  gelassen  ,  laut  der  Voraussetzung. 

Das ,  w*as  ausschliefsend  in  dieser  Sphäre  wählte, 
ist^eiVilch,  ist  das  Individuum ,  das  dnrch  Entgegen- 
setzung mit  einem  andern  vernünftigen  \'\'^en"  ho 
stimmte  Vernünftwesen ;  und  das^ielbe  ist  charakteri- 
siret  durch  eine  bestimmte,  ihm  aus^chliefsend  zu- 
kommende Aeusserung  der  Freiheit^ 

11.)  In  dieser  Unterscheidung,  durch  'Gegensaz  tcird 
durch  das  Suhjeht  der  Begriff  seiner  seihst,  iuls  eines  frei*, 
cti  Wesens ,  und  der  des  Vernunftwesens  ausser  ihm  ^  <ih 

p  2  chef^ 
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ehenjah  eines  freien  Wesens^  gegenseitig  hestimmt  un^ 
tedingt^ 

Es  kann  nicht  entgcgengesezr.  werden,  wenn 
niclit  in  demselben  ungeth eilten  Momente  der  Reflexi- 
on die  entgegengesezten  aucli  gleicbgesezt,  auf  einan- 
der bezogen ,  mit  einander  verglichen  werden  ;  .  ist  ein 
formaler  theoretischer  Saz,  der  an  seinem  Orte  streng 
erwiesen  worden,  der  aber hofFentl ich  wohl  auch  ohne 
Beweifs  dem  gesunden  Menschenverstände  einleuchtete 
Wir  wenden  denselben  liier  an^ 

Das  Subjekt  bestimmt  sich  als  Individuum,  und 
als  freies  Individuum  durch  die  Sphäre,  in  welcher  es 
"unter  den,  in  ihr  gegebenen  möglichen  Handlungen 
eine  gewählt  hat;  und  sezt  ein  anderes  Individuum 
ausser  sich,  sich  entgegen,  bestimmt  durch  eine  ande- 
re Sphäre,  in  w^elcher  dieses  gewählt  hat.  Es  sezt  so- 
nach beide  Sphären  zugleich,  und  nur  dadurch  ist  die 
geforderte  Gegensetzung  möglich. 

Das  Wesen  ausser  ihm  ist  gesezt,  als  frei,  mit- 
hin als  ein  solches,  welches  die  Sphäre,  durch  die  es 
gegenwärtig  bestimmt  ist,  auch  überschreiten,  so  über- 
schreiten gekönnt  hätte,  dafs  dem  Subjekte  die  Mög- 
lichkeit eines  freien  Handelns  nicht  übrig  geblieben 
wäre.  Es  hat  mit  Freiheit  sie  nicht  überschritten ; 
hat  also  seine  Freiheit  —  materialiter,  d.  i.  die  Sphä- 
re der,  durch  seine  formale  Freiheit  möglichen,  Iland- 
lungen,  durch  sich  selbst  beschränkt:  und  das  wird  im 
Gegeusetzen  durch  das  Subjekt  nothwcndig  gesezt; 
so  wie  alles,  was  wir  noch  aufstellen  werden,  ohne, 
um  der  Kürze  willen,  die  gegenwärtige  Erinnerung 
zu  wiedenliolen^ 

Fer- 


Fernfer ,  cla^  Wesen  ausser  'dem  Subjekte  hat,  vor- 

ausgesezter  Määssen ,  das  leztere  durch  seine  Hand- 
lung zum  freien  Handeln  aufgefordert;  es  hat  demnach 
eeine  iFreihcit  heschränkt  durch  einen  Begriff  vom  Zwe- 
cke, in  welchem  die  Freiheit  des  Subjekts  —  wenn 
auch  etwa  nur  problematisch —  vorausgese^t  wurde; 
CS' hat  sonach  seine  Freiheit  beschrankt  durch  den  Be- 
griif  von  der  (formalen)  Freiheit  des  Subjekts. 

^.  .Durch  diese  Selbstbeschränkung  des  andern  Wct 
sens-  nun  ist  zuförderst  die  Erkenntnifs  des  Subjekts 
von  ihm  ,  als  selbst  einem  vernünftigen  undfreien  We- 
sen bedingt.  Denn  lediglich  zu  Folge  der  geschehe- 
nen  Aufforderung  zur  freien  Thäligkeit,  mithin  zu 
folge  der  geschehenen  Selbstbeschränkung  hat ,  erwie- 
sener Maassen,  das  Subjekt  ein  freies  Wesen  ausser  , 
sich  o-esezt.  Seine  Selbstbeschränkung  aber  war  be- 
dingt,  durch  die,  wenigstens  problematische  ,  Erkennt- 
nifs vom  Subjekte,  als  einem  möglicher  Weise  freien 
Wesen.  Demnach  ist  der  Begriff  des  Subjekts  von  dem 
Wesen  ausser  ihm ,  als  einem  freien ,  bedingt  durch 
den  gleichenBegriff  dieses  Wesens  von  ihm,  und  durch 
ein  durch  diesen  Begriff  bestimmtes  Handeln. 

Umgekehrt,  ist  die  Vollendung  der  kategorischen 
Erkenntnifs  des  Wesens  ausser  dem  Subjekte  von  die- 
sem, als  einem  freien  Wesen,  bedingt  durch  die  Er- 
kenntnifs ,  und  das  ihr  gemässe  Handeln  des  Subjekts. 
Würde  es  nicht  erkennen ,  dafs  ein  freies  Wesen  aus- 
ser ihm  wäre ,  so  erfolgte  etwas  nicht ,  was  nach  den 
Gesetzen  der  Vernunft  hätte  erfolgen  müssen  ,  und  das 
Subjskt  wära  nicht  vernünftig*  Oder  erfolgte  dies 3 
Erkenntnifs  in  ihm  awftr,  ab,(^r  es  beschränkte  nicht 

21^ 
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ZU  Folge  derselben  sei^ie  Freiheit,  um  den  andern  auch 
die  Möglichkeit,  frei  zu  handeln,  übrig  zu  lassen;  so 
tonnte  der  andere  den  Schlufs  nicht  machen,  dafs  es 
ein  vernünftiges  Wesen  wäre,  weil  der  Schlufs  ledi- 
glich durch  die  geschehene  Selbstbesqhränkung  uotl*- 
wcndig  wird. 

Das  Verhältnifs.  freier  Wesen  zu  einander  ist 
aemnach  nothwendig  auf  folgende  Weise  bestimmr, 
und  wird  gesezt,  als  so  bcstimuit:  Die  Erkenntnifs 
^es  Emen  Individuums  vom  andern,  ist  bedingt  da- 
durch,  dafs  das  andere  es  als  ein  freies  behandle,  (d.  i, 
seine  Freiheit  beschranke  durch  den  Begriff  der  Frel- 
Iieit  des  ersten.)  Diese  Weise  der  Behandlung  aber 
ist  bedingt,  durch  die  Handelsweise  des  ersten  gegen 
das  andere;  diese  durch  die  Handelsweise,  und  durch 
die  Erkenntnifs  des  andern,  and  so  ins  unendliche 
fort.  Das  Verhältnifs  freier  Wesen  zu  einander  ist 
daher  das  Verhältnifs  einer^  Wechselwirkung  durch  In- 
telligenz und  FreiheU.  idines  kann  das  andere  aner. 
kennen,  wenn  nicht  beide  sich  gegenseitig  anerken- 
nen: und  keines  kann  das  andere  behandeln  als  eia 
freies  Wesen,  wenn  nicht  beide  sich  gegenseitig  s* 
fcehaadeln.  ^       .  •     ö  > 

Der  aufgestellte  Begriif  ist  höchst  wichtig  ftir 
uinser  Vorhaben,  denn  auf  demselben  beruKt  unser* 
ganze  Theorie  des  Rechts.  Wir  ^  suchen  ihn  daher 
durch  folgenden  Syllogismus  deutlicher  und  zuaängli. 
eher  zu  machen.  * 

TO  Ick  kann  einem  hestimmten  Vaimnftwesen  nur 
inwjemanmuthen,  mich  für  ein  vanlurfd^^es  JVe^en  an^ 
iuerke^mm,  4ui.iejern  ich  seihst  es  als  ein  solches  hehandie. 

1.)  Da, 
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i.)  Das  Bedingte  in  dem  aufgestelltien  Satze  ist 

a.  )  nichts  dafs  dasselbe  an  si<ib , ,  und  abstraliirt 
TOn  mir  und  meinem  Bewufstseyn,  etwa  vor  seinem 
eigenen  Gewissen  (das  gehört  in  die  Moral ) ,  oder  vor 
andern  (dies  gehört  vor  den  Staat)  mich  anerkenne, 
sondej-n ,  dafs  es  -mich ,  nach  meinem '  und  seinem  Be- 
wufstseyn, synthetisch  in  Eins  vereinigt,  (nach  einem 
uns  gemeinschaftlichen  Bewufstseyn),  dafür  anerken- 
ne', so  dafs  ich  ihn,  so  gewifs  er  für  ein  vernünftiges 
Wesen  gelten  will ,  iiöthigen  könne,  zuzugestehen, 
•r  habe  gewufst,  dafs  ' ich  selbst  auch  Eins  bin. 

b.  j  nicht,  dafs  ich  überhaupt  nachweisen  könne, 
ich  sey  von  vernünftigen  Wesen  überhaupt  als  ihres 
gleichen  anerkannt  worden;  sondern,  dafs  dieses  be* 
stimmte  Individuum  C.  mich  dafür  anerkannt  habei. 

ft.)  TDie  Bedinoiing  iß; 

a.  )  nicht  j  dafs  ich  etwa  nur  den  Begriff  von  C. 
als  einem  vernünftigen  Wesen  fass^e»  söndern,  dafs 
ich  wirklich  in  der  Sinnenwelt  handle.  Der  Begriff 
hleibb  im  Innersten  meines.  B-ewufstseyns  nur  mir, 
nicht  dem  ausser  mir ,  zugänglich^  Nur  Erfahrung 
'giebt  dem  Individuum  G.  etwas ,  und  diese  errege  ich 
lediglich  durch  Handeln»  Was  ich  denke  j  kann  de» 
andere  nicht  wissen«. 

b.  )  nicht,  dafs  ich  nur  döm  gefafsten  Begriffe 
nicht  entgegenhandle,  sondern,  dafs  ich  ihm  wirklich 
gemäfs  handle,  mich  wirklich  auf  eine  Wecbselwir- 
kung  mit  C.  einlalTe,  Ausserdem  bleiben  wir  geschi^ 
deii  und  sind  gar  nichts  für  einander. 

5v)  Grund  eUi  Zitsammmkangeyi. 
/  >.)  OL- 


a,)  Ohne*  eine  Einwirkung*  auf  ihn  fcann  ich  «ic^^^^ 
Ti'issen ,  oder  ihm  nachweisen ,  dafs  er  nur  überhaupt 
eine  Vorstellung  von  mir,  vqn  meiner  blofsen  Exi_ 
Stenz;  habe,  Gesezt  .auch,  ich  erscbeine  als  Objekt  der 
Sinnenwelt,  uh^  lie^e  in  äer  Sphäre  der  für, ihn  n^y^g*. 
lifhen  Erfahrungen,  so  bleibt  doch  immer  die  Frage: 
ob  cf  auf  mich  refiektirt  habe;  und  diese  kann  er  ledi- 
glVcli "  sich  j^elbst  beantworten^ 

fr  b.J.QbnQ  "Haii'^eiln  4uf  il>n,  näch  deaii,  Begriffe 
Yon  ihm,  als  vernünftifgen  WesQii,,kann  ich  ihm. nicht- 
nachweisen,  dafs  mich  nothw'en^ig  fi?a::i.ein  yornünf-*' 
tiges  Wesen  hät",e  ansehen  ii^üssen,  jso.gewifs  er  selbst 
Vernunft"  hat/'  Öenn 'jede^Äeusserun  der  Ivraft  kann, 
von  einer  liäch  "raechänischen  Oesetzen  wirkenden  I^a^ 
tur^  Mächt  herkoiiimen  ;  nür '<ifie^M."i^^  der  lirafe" 

durch  Be2;riffe  ist  untruolicheS'^'und'''aüs's"ciiliessen^es 
Kriteriuni  der  Vernunft  undijdecvii'r.eih^.ciiCi  (.je 

Sir- mir  y   in  ß^lefi,  ■;mögliche^n^F4llm.'fi  («MfA  »/^fö 

^it^  vernünftiges  Wesen  anzu€jf]\mPr^f^\  s]  .iiiw  u-n 

'X)ie'  Nbthwendigkeit    'diöscr'  allgem'eineh  "uni* 
durcligangigen  Anmurhung  iriufs' ' '^ai'gefchan  '  werflefl,' ' 
fils  Ecdingung  der  Möglichkeit  de$  SieibsCbewnfst!se"j^fe. 
Aber  es  ist  kein  SfelbtsbewufsL-sfeyii,'  b^nö  BeWufiH-äeyri' 
der-  Individualität,  wie  erwiesen  \ifofdeh,''  tls  "Wät« 
jezt  nur  noch  -z^u-eiw^ci^^in    dafs.ikeiii.iB-wufstseyn  der 
ludividualildt  möglioh  sey  ohne, jene' Anniuthung>  'tiafs- 
dls  leztere  nothwendi,g  aüu 4er  erstem  folge; .  »Otwär«- 
eivyieseii,  W"Ji§.. er  wiesen  We^deA  soll. 

i.)  leb  se^ze  mich  im  Gegensatz^  venfG./aJs  In- 

divi- 
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'  JierllgJisGK  dadufch , ;  dafs  Jcli;  Äiir  iusscWies* 
send  eine  Sphärfe  für  meine  freie '.!W.ätil  zusehfeibis^ 
die  ich  lihxiii  abfij)rf?clie ,  nach  fiein  Begriffe  der  ladivi- 
diialititi  überha,ujJtt:  -       .  rro..;     ,j  'W^l  - 

•^^i         Ich  Seue 'nlich  iil^>^Viern(i^^^^  und  ffeies 

Wfesen  '  i'm^  Ge*ÖDsat^«"iÄ^  C.  lediglich  dadunch  .,  -dafs' 
iich'  atach'  ihm' ^V^^^rtünft  und  Fre'iheit' zuschreibe mit« 
h"iii*' annehmb ,  dafs^  er  in  eirifet  von  der  meinigeh  üil-«' 
t§rscbiedenea  Sphlire  gleichfals  ffei  ' gewählt  habe,'  - 

,  ^.J  Ich  nehme  das  alles  aber  nur  dem  zu  Folg© 
ari,  dafs  er  meiner,  eignen  .  Annahme  nach  in  seiner 
Wahl,  in  der  Sphäre  seiner  Freiheit,  auf  meine  rreie 
Wahl  Bedacht  genommen,  eine  Sphäre  für  mich  mit 
Z\Yeck  und  A|)sicht  offen  i^elasseii;  laut  , der  vorherge- 
liend^n  Bev/eise.  .  (  Erst  dem  zu  F^Ve,  dafs  ich  ihn 
ge-|ezt,  als^  eiii  IV^icn  als  "^ernünfp^es  Wesen  behan- 
delndes, setze  ich.ihn  überjiaupt  als  ^vernünftiges  We- 
,sen.  ^yon  nyr.und  ine^ner  Beharidlüng  geht  mein  gan- 
zes Ürtheil  über  ihn  aus,  Vi^ie  es  iii  elnem^  Systeme, 
dafs  das  Ich  zur  Grundlage  hat,  nicht  anders  seyn 
konnte.    Aus  diesex  hestimmteji  Aeusserunff  seiner  Ver- 

nurtftrund  aus  dieser  allein  schliesse  ich  erst  auf  sei- 

':--^rA-  '  J   n-.  '.;;;/  .  "    .        -        .  .-,    •  ' 

Ire  V.ernünftiekeii  .  überhaupt.)  .  . 

,  f  V :  4^ )  '  Aber  '  das  ;  Individuiin*  ■  ß»-  nicht  auf  di« 

biäSichriebßfip  W£is^.<auf,i^niqJ>.  g^Ji^ndeU,  h  ohn« 
wei;iigstens'.py£^l4ly^madsch  xnich  anerkannt  zu  haben ; 
und  ich;^aAii;es,  uicht,  ..als  »so  handelnd,  setzen, 
ohne  dieSv,i(dafs  es^wch.jjf^t^igstens  problematisch  an- 
erkenne ),i  z,4,  §§t#ie4i,f/idt5f  htm  , 

5.)'  Allesiyinöfblemätische  :#ird  kategorisch ,  wenn 
die  Bedingung :ihinzukömnit.    Es  ist  theils  überhaupt 

•  kate- 
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hätegorhüb ,  als  i  Saz ;  -  eine  Bemerkung ,  •  die  wichtig, 
imd  dennoch  oft  übergangen  ist ;  die  Verbindung  zwi-' 
sclibn  zwei  Sätzen  wird  kategorisch  behauptet;  wird* 
die  Bedingung  gegeben ,  so  ist  nothwendig  das  Be»' 
dingte  anzunehmen.  Die  Bedingung  war,  dafs  ich 
den  andern  als  vernünftiges  Wesen  (für  ihn  und  mich 
gültig)  anerkennte  ,  d,  i.  dafs  ich  ihn  als  ein  solche«, 
h^Jmndelte  —  denn  nur  Handeln  ist  ein  sol»j 
ehes^r^gemeing  iiltig  e  s  Anerkennen,  :  Dies  nuH; 
mufs  ich  nothwendig ,  so  gewifs  ich  mich  als  vernünfti- 
ges Individuum  ihm  entgegensetze,  —  es  versteht 
sich,  inwiefern  ich  vernünftige  d.  i,  meinen  Erkennt»; 
»issen  consecj^uent  verfahre* 

So  gewifs  ich  ihn  nun  anerkenne,  d.  i.  behandle, 
so  gewifs  ist  er  durch  seine  erst  problematische  Aeus- 
serung  gebunden ,  oder  verbunden ,  durch  theoretisch« 
Consequenz  genöthigt,  mich  kategorisch  anzuerkennen, 
und  zwar  gemeingültige  d.  h.  mich  zu  behandeln  wi* 

mn.  freies  Wesen.  '  . 

..  .) 

,   ■  •■  .  .        ,  ■    ,  .  ^  ^  .     .  .1 

Es  geschieht  hier  eine  VerSfinIgung  entgegen ge- 

eezter  in  Eins.     Unter  der  gegenwärtigen  Vorausse- 
tzung liegt  der  Vereinigungspunkt  in  mz>,  in  meinem' 
B'eiC'ufstseyn:  und  die  Vereinigung  ist  bedingt  dadurch, 
dafs  ich  des  Bewufstseyns  ßihig  bin.  —    Er,  an  sei- 
nem Theil,  erfüllt  die  Bedingung,  unter  der  ich  ihn- 
anerkenne;  und  schreibt  mir  sie  an  meiner  Seite  vor,  " 
jlch  thue  von  der  nieinigen  die  Bedingung  hinzu  —  an- 
erkenne ihn  wirklich,    und  verbinde  dadurch  ihi  zu - 
.Folge  der  durch  ihn  selbst  aufgestellten  Bedingung, 
»ich  kategorisch  anzuerkennen :   verbinde  viick ,  zu 

Folge 
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Folg©  der  Anerkennung  seiner,  ihn  gleichfals  so  zu 
ii^handeln. 

Corollarium, 
Der  Begi*iff  der  Individualität  ist  aufgezeigter 
Mafsen  ein  Wechselhc griffe  d.  i.  ein  ^blcher,  der  wui 
in'Bezieliune  auf  ciu  anderes  Denken  gedacht  \verden 
Icanri,  und  durch  dasselbe ,  und  zwar  durch  das  gleiche 
Denken,  der  f^orm  nach,  bedingt  ist.  Er  ist  in  je- 
dem Vernunftwesen  nur  insofern  möglich,  inwiefern' 
er  als  durch  ein  ä^i(lei*es  rbZ/ieWet,  gesezt  wird.  Er 
ist  demnach  nie  mein;  sondern  meinem  eignen  Gs- 
St-ändnifs,  und  dein  Geslandnlfs  des  andern  ti ach, 
mein  und  sein;  sßiii  und  mein;  ein  gemeinschaftlicher' 
Begriff,  in  welchem  zwei  Bewufatseyii  vereinigt  wer- 
den in  Eins. 

Dtirch  jeden  meiner  .Begriffe  wird  der  folgend« 
in  meinem  Bewüfstseyn  bestimmt.  Durch  den  gege- 
benen Begriff  ist  eine  Gemeinschaft  bestimmt,  und  die 
weitern  Folgerungen  hängen  niciit  blos  von  mir,  son-* 
dem  auch  von  dem  ab,  der  mit  mir  dadurch  in  Ge- 
meinschaft getreten  ist.  Nun  ist  der  Begriff  nothwen- 
dig,  und  diese  Noth wendigkeit  nöthigt  uns  beide» 
über  ihn  und  seine  iiothwendigcn  Folgen  zu  halten 
wir-  sind  beide  flurch  unsere  'Existenz  an  einander 
^ehundeny  und  einander  verhunden.  Es  mufs  ein  uns 
gemeinschaftliches,  und  von  uns  g<^meinschafllich  noth- 
wcndig  anzuerkennendes  Gesez  geben,  'nach  welchem 
wir  gegenseitig  über  die  Folgerungen  halten;  und  die- 
i  ses  Gesez  mufti  in  demselben  Charakfcer  liegen,  nach 
welchem  wir  eben  jene  Gemeinschaft  eingegangen : 
dies  aber  ist  der  Charakter  der  Vexncinftigkeiti  und 


 , 

ifir  lÖesez  übel*-  die'  Folgerung  heifsh  Einstimmigkeit 
mit  sich  selbst,  oder  Consequenz,  und  wird  wiss'eix- 
Schaf  dich  aufgestellt  in  der  gemeinen  Logik, 

. ,  .  ,  •  pie  •  gan?:^-  beschriebne  Vereinigung  der  Begriffe 
\yar  ;ii^r  möglich  in  und  durch  Handlungen.  Die  fo»t- 
gesezte  Consequen.}5.  ist  es  daher  auch  nur  in  Ilandkin- 
gen  :  Lann  gefordert  werden ,  -  und*  wijrd  nur  geforder|( 
für  HaiKl]q,ugenj,^\  Die;  Handlungen  gelten  hier  ,statf 
der  begriffe:  und  von  Begriffen  an  sich,  ohne  Hand- 
lungen,  ist  nicht  die  Jlede,  weil  von  ihnen  nicht  die, 
Re^e,  seyu  i^nn. 

B.-.  Ich  mufs  auf  jene  geschehene  Anerkennung 
?n  jedem  V  erhaltiiilie  ,  in  das  ich  mit  dem.  Individuum 
C»  koinme ,    mich  berufen  ,    und  ihn  nach  derselben 

beurtheilen,  .  n:-,  ■ 

'  1.)  E.'^  i&fe  vörati'ögeSezt ,  ich  komme  mitzAm,  ei- 
jiem  und  d6mBel^)en  C. ,  in  mehrere  Verhältnisse,  Be- 
j'ührungspunktie ,  Fälle  des  r  gegenseitigen  Behandeins. 
Icii  muTi?:  d^alrer  'die  'g-egebnen  W'^irkungen  auf  ihn  he. 
ziehen.,  •  ian ''«b*e ,  - schön  als  die  seinigen  beurtheilteri 
anknüpfen  kqnnen;  - 

2.)  Aber  ferr  iV-t,  so  wie  er  gesezt  ist,  gesezt  als 
bds^i^nmtes  Sinhenwesen,  und  Vernunftwesen  .  zu- 
gleich;  'beide  Merkmale  sind,  in  ihm  synthetisch  ver- 
einigt. Das  erste,  zu  Folge  der  sinnlichen  Prädikate 
seinet  Einwirkung  auf  mich;  das  lez^tere  lediglich  zu 
Folge  der  geschehenea  Anerkennung  meiner.  Erst  in 
der  Vereinigung  beider  Prädikate  ist  er  durch  mich 
überhaupt  gesezl ,  inir  erst  ein  Objekt  der  Erkenntnifs 
geworden.  Ich  kann  demnach  auf  ihn  lediglich  inso- 
fe-ra  ^iae  Handlung  beziehen,  inwiefern  sie  theils  mit 

dea 
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den  Sinnlichen  Prädikaten  der  vorheVgehenden ,  tlieila 
Äiit  der  durch  ihn  geschehenen  Anerkennung  meiner 
zusammenhängt,  und  durch  heide  i^itimmt  ist. 

5.)  Gesezt ,  er  handelt ,  so,  dafs  seine  Handlung 
z\yar  durch  die  sinnlichen  Präditat^  iler'  vorhergehen* 
"den  hesti.mmfc'  Sey ,  — und  clas  is  t  schiön  zu  Folge  des 
iVaturmechanismUS  det  Natur  nothwendig,  nicht 
aher]  durch  die  geschehene  Anerkennungmelner  ^  "als  frei* 
es  Wesen,   d»     er  raubt  mir  durch  sein  Handeln  di^ 
mir  zukommende  Freiheit,   und  behandelt  mich  inso- 
ferne  als, Objekt ^    so  hin  ich  immer  genöthigt>  di^ 
Handlung  ihn^  deni  gleidien  .Siilnenvvesen  C.  zuzu- 
sclii-eiben  (Fs  ist  z.      die  gleiche  Sprache ,  der  gleich® 
Gang  u.  s.  f«).    Nun  ist  deir  Begriff  dieses  Sinnenwe- 
sens C.  durch  die  Anerkennung  ^   mid  vielleicht  durch 
eine  Folge  von  Handlungen^   die  dadurch  bestimmt 
ßind,  in  meinem  Eewufstseyn  vereinigt  mit  dem  Be- 
griile  der  Yernünf tigkeit ,    und  was  ich  _  einmal  verei- 
nio^thabe,  kann  ich  nicht  trenneil.    Aber  jene  Begrif- 
fe sind  ge^ezt,  als  nothwendig  lind  wesentlich  verei- 
21!^,  ;  ich  habe  Sinnlichkeit  und  Vernunft  in  Vereini- 
gung als  d«s  Wesen  von  C.  gesezt.    lezt  in  der  Hand- 
lung X.  mufs  ich  sie  nothwendig,  trennen ;  und  kann 
demnach  ihm  die  Vernünftiokeit  nur  noch  als  zujällig 
zuschreiben.    Meine  Behahd.lung seiner,  als  e^nes.ver^ 
liünftigen  Wesens,  v/ird nun  selbst  auch  zufällig ^  uiict 
bedingt,    und  findet  nur  für  den.  Fall  Statt,    dafs  er 
selbst  mich  so.  behandele.    Ich  kann   demnach^  mit 
vollkommner  Consec[uenz^  die  hier  mein  einziges  Ge- 
sez  ist,  ihn  für  £?z>je«  FaZ/ behandeln ,  als  blofses  $in- 
nenw^escn,    so  lange,   his   bgides,    tSinnlulikeit  und 
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VeriiimfugJieit  In  (1cm  Bt.'grliTe  von  seiner  Handlung- 
wiigder  vereinigt  ist. 

Meine  Behauptung  In  dem  angegebenen  Falle 
wird  die  seyn :  Seine  Handlung  X.  w^ider spreche  sei- 
ner eignen  Voraussetzung,  dafs  ich  ein  vernünftiges 
Wesen  sey:  er  sey  inconsequent  verfahren.  Ich  da** 
gegen  sey  vor  X.  in  der  Regel  gewesen ;  und  sey ,  z\x 
Folge  seiner  Inconseq^uenz ,  gleiclifnls  in  der  Regel, 
wenn  ich  ihn  in  sofern  behandle,  als  ein  blosses  Sin- 
nenwesen. Ich  stelle  mich  daher  auf  einem  höhern 
Gesichtspunkt,  zwischen  uns  beiden ,  gehe  aus  meiner 
Individualität  heraus ,  berufe  mich  auf  ein  Gesezy  das 
für  uns  beide  gilt,  und  wende  das^selbc  an  auf  den  ge- 
genwärtigen Fall.    Ich  setze  mich  daher  als  itfc/i£/?r,  d. 

als  seinen  Oberen.    Daher  die  Superiorität,  die  sich 
jeder  zuschreibt,   der  Recht  zu  haben  vermeint,  über 
,den,  gegen  welchen  er  Recht  hat.  • — ■  Aber,  indem  ich 
mich  gegen  ihn  auf  jenes  gemeinschaftliche  Gesez  be- 
xufe,    lade  ich  ihn  ein,    mit  mir  zugleich  zu  richten; 
und  fordere,  dafs  er  in  diesem  Falle,  mein  Verfahren 
gegen  ihn  selbst  consequent  finden  und  billigen  müs- 
se,  durch  die  Denkgesetze  gedrungt.n.     Die  Gemein- 
schaft das  Bewufstseyns  dauert  immer  fort.    Ich  rich- 
te ihn  nach  einem  Begriffe,  den  er,  meiner  Anforde- 
rung nach ,    selbst  haben  miifs^    (Daher  das  poßtivr^ 
das  im  Begriile  des  Rechts  liegt,    wodurch  wir  dem 
andern  eine  Verbindlichkeit  aufzulegen  glauben,  un- 
serer Behandlung  sich  nicht  zu  widersetzen,  sondern 
sie  selbst  gut  zu  helfsen.    Dieses  Verbindende  ist  kei- 
iiesweges  das  Sittengesez:    sondern  das  Denkgesez; 
und  es  tritt  hier  ein  eine  praktisch<^  Gültigkeit  des 
Syllogismus.) 

C.)  Jfas 


 47 

H^'^      ü.y- PTas  zwhchefi  mir  und  G.  gilt;    gilt  tivi^chek' 
mir  und  jedem  vernunjtt^en  Individuum  ,  mit  welchem  ich 
in  JVechselwirkuTtg  komme. 

-  1.)  Nur  gerade  auf  dieselbe  Art,  und  unter  cleiji 
tclben  Bedingungen ,  kann  jedes  andere  verniinflige. 
Wesen  mir  gegeben  werden,  wie  C.  mir  gegeben  wur- 
de; denn  nur  unter  diesen  Bedingungen  ist  das  Setzert 
eines  vernünftigen  Wesens  ausser  mir  möglich. 

a.)  Das  neue  Individuum  D.  ist  ein  anderes  den a 
C.,  inwiefern  seine  freie  Handlung,  ihren  sinnlidicn 
Prädikaten  nach ,  (denn  in  Absicht  der  Folgen  aus  der 
iiothwendig' geschehenen  Anerkennung  meiner,  sind 
nothwendig  alle  Handlungen ,  aller"  freien  Wesen  ein- 
ander gleich)  nicht  zu  beziehen  ist  auf  die  sinniichea 
Prädikate  der  Handlung;en  anderer  durch  mich  grsez- 
ten  Indiridueri» 

Die  Bedingung  der  Erkenntnifs  derldentU^it  des 
llandelnden,  war  die  Möglichkeit  der  Verknüpiung 
der  charaktcrislischen  Merkmale  seiner  eeffenwärtijdCii 
Handlungen  mit  den  yorhergeoaDgenen.  Wo  dies® 
jiichfc  Statt  findet,  kann  ich  die  Handlung  auf  keine» 
der  mir  bekannten  Vci;nunftwesen  beziehen;  da  ich 
nun  aber  doch  ein  Vernunftwesen  setzen  muTs,  so  s«- 
tze  ich  ein  neues. 

(Vielleicht  ist  es  nicht  überflüssig,  die  in  der 
Menge  der  Glieder  zerstreute  Schärfe  des  so  eben  ge- 
führten Beweises ,  unter  einem  einzigen  Gesichtspunkt 
te  zu  versammeln»  — -  Der  zu  erweisende  Saz  war  5 
so  gewiss  ich  mich  als  Individuum  setze,  so  gewifa 
muthe  ich  allen  mir  bekannten  vernünftigen  Wesen, 
ia  alle»  Fällen  des  gegenseitigen  Hand«l>as  ai^i,  micli 

selbst 
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selbst  für  ein  vernünftiges  Wesen  anzxierkje'nnen»  Es 
soll  sonach  in  eineoi  gewissen  Setzen  meiner  selbst  eia 
Postulat  an  andere,  und  zwar  ein,  auf  alle  mög^lickc 
Fälle  seiner .  Anwendung  sich  erstr.ecla^rides  Postulat 
liegen ,  und  durch  eine  hlofse  Analyse  darinn  sich  äuj^ 
finden  lassen.  .-^^i/ 
Ich  Set?e  (inich  als  Individuum.,  im  Gegensätze  mit 
einem  andern  bestimmten  Individuum,  indem  icfe  mir 
eine  Sphäre  für  meine  Freiheit  zuschreibe  j  voft  wel- 
cher ich  den  andern  ^  und  dem  andern  eine  zvischreibpi 
von  welchei:  ich  mich,  aus^chliefse  —  es  versteht  sich 
lediglich  im  Denken  eines  Faktum^  und  zufolge  dieses 
Faktum,  Ich  habe  mich  also  j^r ei  gesezt;  neben  ihm^ 
und  unbeschadet  der  Mög]i^)h]keit  seiner  Freiheit. 
Durch  dieses  Setzen  meiner  Freiheit,  habe  ich  micli^e- 
stimmt ;  das  Freisein  macht  meinen  wesentlichen  Cha-i 
rakter  aus.  Aber,  was  heifst  das ,  freisey?i?  oifenbar, 
die  gefafsten  Begriffe  seiner  Handlungen  ausführen 
köntlen^  Aber  die  Ausführung  folgt  immer  dem  Be- 
griife,  und  die  Wahrnehmung  des  entworfenen  Pro-' 
dukts  der  Wirksamkeit,  ist  immer,  in  Beziehung  auf 
die  Entwerfung  des  Begriffs  dkvö^n',  zukünftig.  Die 
Freiheit  wird  daher  immer  in  die  Zukunft  gesezt;"  und! 
wenn  sie  den  Charakter  eines  Wesens  ausinactiefi  solT, 
für  alle  Zukunft  des  Individuum;  sie  whd  in  del'  Zii- 
Ivunf t  gesezt ,  soweit  das  Individuum  selbst  in  ihr  ge- 
sezt wird. 

Nun  aber  ist  meine  Freiheit  nur  dadurch  möglich,, 
dafs  der  andere  innerhalb  seiner  -Sphäre.  bleibe ;  ich 
fordere  sonach,  so  wie  ich  die  erstere  auf  alle  Zukunft 
fordere,  auch  seine  Beschränkung ,  und  daer  freyseyn 
soll,  seine  Besciiränkung  durch  sich  selbst,  auf  ^llai 


iiakvLhh:  und  dies  alles  unmittelbat ,  sö  wie  ich  ftuch 
als  Individuum  setze^ 
i  ^ 

Diese  Anforderung  an  ihn^  ist  in  dem  SetäeÄ  rtiei* 
Her  als  Individuum  enthalten»  ^ 

Erkanh  aber  hur  zit  Folgö  giiifes  BegtüFs  von  mif^ 
als  einem  freien  Wesen  j  sich  beschränken.  Doch 
fordere  ich  diese  Beschränkung  absolut;  ich  fordere 
Bonacb  von  ihm  Consecjiienz^  d»  h^  dafs  alle  seine  künf- 
tigen BegrüFe  durch  einen  gev^issenvorhergegarigenen* 
die  Erkenntnifs  von  mit  als  einen^  vernünftigen  \Ve» 
ßen ,  bestimmt  seyen* 

Nun  abet  kann  er  mich  f'ür  eiii  Vernünftiges  Wc- 
sen  anerkennen,  nur  unter  der  Bedingung ^  dafs  ich 
ihn  selbst  als  ein  solches  behandle,  zu  Folge  dieses  Be» 
griffs  von  ihm.  Ich  lege  mir  also  die  gleiche  Conse- 
queinz  auf,  und  sein  Handeln  ist  bedingt  dutch  daa 
ineinige.  Wir  stehen  in  Wechselwirkung  der  Coiise* 
^üena  ürisres  Denkens  und  unsers  Handelns  mit  sich 
Selbst^  und  ge:genseitig  üiitet  einartden 

III.)  Die  Schlufsfolge  hat  sich  schöti  etgebörii 
Jck  mufs  das  f  reie  TVeseh  ausser  mir  in  allen  Fällen  aner-^ 
limnen  als  ein  solches  ^  di  h,  ineine  Freiheit  dutch  denBe^ 
griff  der  Möglichkeit  seiner  Freiheit  heschränkerü 

Das  deduGirte  Vethältnifs  zvvischeö  vetiiiitiftigeil 
Weseii,  dafs  jedes  seine  Freiheit  dütch  deil  ißegHiF 
der  Möglichkeit  der  Freiheit  des  andern  beschtähke^ 
luiter  der  Bedirigüng^  dafs  cläs  ferstere  diö  ßeinlg^ 
gleichfals  durch  dies  des  andern  beschränke  i  hcifst  dae 
%.echtsverhälthifs  i  ünd  die  jezt  aufgestelltö  Föiiäfei  ist 
der  Rechtssazi  ^  . 
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'  Dieses  Verhältnifs  ist  aus  dem  Begriffe  des  Indi- 
viduum deducirt.  Es  ist  sonach  erwiesen ,  was  zu  er- 
weisen war. 

Ferner  ist  vorher  der  Betriff  des  Individuum  er- 
wiesen  worden,  als  Bedingung  des  Selbstbewufstseyns  ; 
mithin  ist  der  Begriff  des  Rechts  selbst  Bedingung  des 
Selbstbewufstseyns.  Folglich  ist  dieser  Begriff  gehö- 
rig a  priori ,  d.  i.  aus  der  reinen  Form  der  Vernunfbj 
aus  dem  Ich ,  deduciret. 

Cor  ollaria. 
1.)  Es  wird  sonach  zu  Folge  der  geleisteten  De- 
duktion behauptet,,  dafs  der  Reclitsbegrift' im  Wesen 
der  Vernunft  liege ,  und  dafs  kein  endliches  vernünf- 
tiges Wesen  möglich  sey,  in  welchem  derselbe  nicht  — 
keinesweges  zu  Folge  der  Erfahrung,  des  Unterrichts, 
w^illkiihrlicher  Anordnungen  unter  den  Menschen, 
s.  f.  sondern  zu  Folge  seiner  vernünftigen  Natur,  vor- 
komme. Dafs  die  Aeusserung  desselben  im  wirklichen 
Bewiifstseyn  bedingt  sey  dadurch,  dafs  ein  Fall  seiner. 
Anwendung  gegeben  werde,  imd  dieser  nicht  etwa 
ursprünglich ,  wie  eine  leere  Form  in  der  Seele  liege, 
und  warte ,  dafs  die  Erfahrung  etwas  in  ihm-  hineinle- 
ge ,  wie  einige  Philosophen  über  die  Begriffe  a  priori 
zu  denken  scheinen ,  versteht  sich  von  selbst.  Dafs 
der  Fall  seiner  Anwendung  aber  nothwendig  eintreten 
müsse,  weil  kein  Mensch  isolirt  seyn  kann,  ist  gleich- 
fals  erwiesen. 

Es  ist  also  dargethan ,  dafs  ein  gewisser  Begriff, 
d.  i.  eine  gewisse  Modifikation  des  Denkens,  eine  ge- 
wisse Weise ,  die  Dinge  zu  beurtheilen ,  dem  vernünf- 
tigen 


tigen  Wesen ,  als  solchem,  nothwehdig  «ey.  Nefirr» 
man  diesen  BegrilF  vorläufig  X,  Wirken  mufs  dieses 
,X, ,  wo  nur  Menschen  bei  einander  leben,  und  sich 
-aubserh,  und  eine  Benennung  in  ihrer  Sprache  haben, 
von  selbst,  und  ohne  alles  Zuthun  des  Philosophen^ 
iler  es  erst  mühsam  deducirt.  Ob  nun  dieses  X.  gera- 
de das  sey,  was  der  Sprachgebrauch  das  Piecht  nennt, 
ist  eine  Frage,  über  die  der  gemeine  Menschenver- 
stand, aber,  wohl  zu  merken  ,  nur  der  gemeine  sich 
sellfet  überlassene,  keinesweges  der,  durch  die  will- 
kührlichen  Erklärungen  und  Deutungen  der  Philoso- 
phen,  betäubte ,  und  irre  gemachte  Menschenverstand, 
zu  entscheiden  hat.  Vorläufig  erklären  wir  mit  unserm 
eigenen  vollkommenen  Rechte,  dafs  der  deducirte  Be- 
gritF  X. ,  dessen  Realität,  eben  durch  die  Dedüktioa 
erwiesen  ist,  uns,  in  dieser  Untersuchung,  derRechtS" 
he^rijf  heissen  solle,  und  kein  möglicher  andrer:  auf 
unsre  eigene  Verantwortung,  ob  wir  alle  die  Fragen, 
welche  der  gemeine  Menschenverstand  über  das  Recht 
erheben  kann ,  aus  ihm  werden  beantworten  können 
oder  nicht. 

2.)  Der  deducirte  Begriff  hat  mit  dem  Sittenge»- 
setze  nichts  zu  thun,  ist  ohne  dasselbe  deducirt,  und 
schon  darinn  liegt,  da  nicht  mehr  als  Eine  Deduktion 
desselben  Begrilts  möglich  ist,  der  faktischö  Beweifs, 
dafs  er  nicht  aus  dem  Sittengesetze  zu  deduciren  sey. 
Auch  sind  alle  Versuche  einer  solchen  Deduktion  gänz- 
lich mislungen^  DerBegrifF  der  Pßicht,  der  aus  jenem 
Gesetze  hervorgeht,  ist  dem  des  Rechts  in  den  mei- 
sten Merkmalen  geradezu  entgegengesezt»  Das 
Sittengesez    gebietet  kategorisch    di«    rilicht:  das 

D  9  Rgchts- 


sa'  —  

. Keclitsgesez  erlaubt  nur,  aber  gebietet  nie,  dafs 
man  sein  Recht  ausübe.  Ja ,  das  Sittenges^ 
verbietet  sehr  oft  die  Ausübung  eines  I\echts, 
das  dann  doch,  nach  dem  Gest.ändnifs  aller  Welt,  dai- 
um  nicht  aufhört ,  ein  Recht  zu  seyn.  Das  Recht  da- 
zu hatte  er  wohl ,  urtheilt  man  dann  ,  aber  er  hätte 
sich  desselben  hier  nicht  bedienen  sollen.  Ist  denn 
dann  das  Sittengesez,  ein  und  eben  dasselbe  Princip, 
mit  sich  selbst  uneins  ,  und  giebt  zugleich  in  demsel- 
ben Falle  dasselbe  Recht,  das  es  zugleich  in  demsel- 
ben Falle  aufhebt  ?  Es  ist  mir  keine  Ausrede  bekannt^ 
die  diesem  Einwurfe  etwas  scheinbares  ent";e2;eno:e- 
sezt  hätte. 

Ob  etwa  das  SittetigeSez  dem  Rechtsbegriffe  eine 
tieue  Sanktion  gebe,  ist  eine  Frage,  die  gar  nicht 
in  das  Naturrecht ,  sondern  in  eine  reelle  Moral  gehört, 
und  in  ihr  zu  seiner  Zeit  wird  beantwortet  werden. 
Auf  dem  Gebiete  des  Naturrechts  hat  der  gute  Wille 
nichts  zu  thun.  Das  Recht  mufs  sich  erzwingen  las- 
SeA,  wenn  auch  kein  Mensch  einen  guten  Willen 
hätte;  und  darauf  geht  eben  die  Wissenschaft  des 
Rechts  aus,  eine  solche  Ordnung  der  Dinge  zu  ent- 
werfen. Physische  Gewalt,  und  sie  allein,  giebt  ihm 
auf  diesem  Gebiete  die  Sanktion. 

So  bedarf  es  keiner  künstlichen  Vorkehrungen, 
um  Naturrecht ,  und  Moral  zu  scheiden ,  welche  dana 
auch  ihres  Zweks  allemal  verfehlen :  denn  wenn  man 
nichts  anders  vor  sich  genommen  hat , '  als  Moral  — ■ 
eigentlich  auch  diese  nicht  einmal,  sondern  nur  Me* 
taphysik  der  Sitten  —  so  wird  man  nach  der  künst* 
iichsteu,  Scheidung  doch  nie  etwas  anders  unter  seinen 
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Händen  finden ,  als  Moral.  —  Beide  WissenschafteH 
sind  schon  ursprünglich  und  ohne  unser  Zuthun  durch 
die  Vernunft  geschieden ,  und  sind  völlig  entgegen- 
gesezt. 

5.)  Der  Rechtshegriff  ist  der  BegrilF  eines  Vei«' 
hältnisses  zwischen  Vernunftwesen.  Er  findet  dahei: , 
nur  unter  der  Bedingung  Statt,  dafs  solche  Viesen  ia 
Bbziehung  auf  einander  gedacht  werden. "  Es  ist  nich- 
tig, von  einem  Rechte  auf  die  Natur,  auf  Grund  und 
Boden,  auf  Ilviere ,  u.  s*  f.  blos  als  solche,  und  nur 
die  Beziehüng  zwischen  ihnen,  und  den  Menschea 
gedacht,  zu  reden.  Die  Vernunft  hat  über  diese  nur 
Gewalt,  kein^sweges  ein  Recht,  denn  es  entsteht  in 
dieser  Beziehung  die  Frage  gar  nicht  nach  dem  Rechte. 
Ein  anderes  ist,  dafs  man  sich  etwa  ein  Gewissen  machea 
kann,  dieses  oder  jenes  zu  geniessenj  aber  dies  ist 
eine  Frage  vor  dem  Richterstuhlo  der  Moral,  ünd 
wird  nicht  aus  Bedenklichkeit,  dafs  die  Dinge,  son- 
dern dafs  unsrer  eigner  Seelenzustand  dadurch  verlezt 
werden  möchte,  eiifeioben;  wir  gehen  nicht  mit  den 
Dingen,  sondern  mit  uns  selbst  zu  Rathe,  ^nndrihs  Ge* 
licht.  Nur  wenn  mit  mir  zugleich  ein  andrer  auf  die- 
selbe Sache  bezogen  wird,  entsteht  die  Frage  vom 
Rechte  auf  die  Sache  ^  als  eine  abgekürzte  Rede,  'statt 
der,  wie  sie  eigentlich  heissen  sollte ,  vom  Rechte  auj 
den  alldem t  ihn  vom  Gebrauche  dieser  Sache  auszu^ 
ßchliessen,  ^ 

4.)  Nur  durch  Handlungen,  Aeusserungen  ihrer 
Freiheit,   in   der  Sinnenwelt,    kommen  vernünftig« 
Wesen  in  Wechselwirkung  mit  einander  ;  der  Begriff 
des  Rechts  bezieht  sich  sonach  nur  auf  das,  vvas  ia 
'  '  d«i 


der  Sinnenwelt  sich  äussert  :  was  in  ihr  keine  Kausa. 
lität  hat,  sondern  im  Indern  d^ß  Gemüths  verbleibt,- 
gehört  vor  einen  andern  Richterstuhl,,  dem  der  MöraL, 
Es  ist  daher  nichtig  von  einem  Rechte  auf  Denkfrei- 
heit, Gewissensfreiheit,  u.  s.  f.  zu  reden.  Es  giebt  zu  - 
dil3sen  irinern' Handlungen  ein  Vermögen,  und  über 
sie  Pflichten ,  aber  keine  Rechte. 

5.)  Nur  inwiefern  vernünftige  Wesen  wirklich 
im  Verhältnisse  mit  einander  stehen ,  und  so  haijdeln 
können,  dafs  die  Handlung  des  einen  Folgen  habe 
für  den  andern,  ist  zwischen  ihnen  die  Frage  vom 
Rechte  möglich ,  wie  aus  der  geleisteten  Deduktion, 
die  immer  eine  reelle  Wechselwirkung  voraussezt, 
hervorgeht.  Zwischen  denen ,  die  sich  nicht  kennen^ 
oder  deren  Wirkungssphären  gänzlich  von  einander 
geschieden  sind,  ist  kein  Rechtsverhältnifs.  Man 
verkennt  den  Rechtsbegriff  ganz ,  w  enn  man  z»  B.  von 
den  Rechten  längstverstorbener  auf  die  Lebendigen 
redet.  GewissenspÜichten  kann  man  wohl  haben  ge- 
gen ihr  Andenken  ;  aber  keinesweges  zu  Recht  bestän- 
dige Verbindlichkeiten. 


Zweites  Hauptstück. 

Deduktion  der  Anwendbarkeit  des 
Rechtsbegriffs* 

 »iriariaMaaBgjEitw.»--  

§.    5.      Vierter  Lehrfaz. 

Das  vernünftige  Wesen  kann  sich  nichts    als  wirksames 
Individuum ,    setzen ,    ohne  sich  einen  materiellen  Leih 
zuzuschreiben  ,    und  d^enselhen  dadurch 
zu  bestimmen. 

B  €  w  e  i  f  s. 
Das  vernünftige  Wesen  sezt,  nach  dem  ob^n  gefühis- 
ten  Beweise ,  sich  als  vernünftiges  Individuum ,  statt 
Welches  Ausdrucks  wir  uns,  von  nun  an,  des  derVer- 
son  bedienen  werden,  dadurch,  dafs  es  sich  ausschlies- 
send  zuschreibt  eine  Sphäre  jilr  seine  Freiheit,  Sie  ist 
diejenige  Person,  die  ausschliesserid  in  dieser  Sphäre 
"Vrählt ,  und  keine  mögliche  andere  Person ,  die  in  ei- 
ner andern  Sphäre  wähle ;  so  ist  keine  andere  sie  selbst^ 
d.  h.  keine  andere  kann  in  dieser  nur  ihr  zugetheilten 
Sphäre  wählen.  Dies  macht  ihren  individuellen  Cha- 
rakter aus:  durch  diese  Bestimmung  ist  sie  derjenige^ 
der  sie  ist,  dieser  oder  jenei?,  der  sich  so,  oder  an- 
ders, aenat. 
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Wir  haben  nichts  weiter  zu  thun ,  als  die  ange- 
geigte Handlung  zu  analysiren ;  zu  sehen ,  was  denn 
eigentlich  geschieht,  indem  sie  geschieht. 

I.)  Das  Suhjekt  schreibt  diese  Sphäre  sich  zuj 
lestimmt  durch  dieselbe  sich.  Es  sezt  sie  sonach  sich 
entgegen,  (E§  selbst  ist  logisches  Subjekt  in  dem  mög- 
jichen  Satze,  den  man  sich  denken  kann ;  die  genana-^ 
te  Sphäre  aber  das  Prädikat}  Subjekt  aber  und  Prädi- 
kat sind  immer  entgegengesczt.)  Welches  ist  nun  hier 
miförderst  das  Subjekt?  Offenbar  das  lediglich  in  sich 
^elb^it,  und  auf  sich  seihst  thäti.o-c,  das  sich  selbst  be- 

CD  ' 

Stimmende  zum  Denken  eines  Objekts  ,  oder  zumWcU 
hn  eines 2wek3,  das  geistige,  dio  blofse Ichheit.  Die. 
Sern  nun  wird  entgegengesezc  eine  begrenzte  ,  aber  ihm 
«usschlicssend  zugehörige,  Sphäre  seiner  möglichen 
freien  Handlungen,  (Indem  es  diese  sich  zuschreibt, 
hß^xeuzt  es  sich,  imd  wird  au§  dem  absolut  formalen 
ein  bestimmtes  materiales  Ich,  oder  eine  Person.  Man 
wolle  doch  diese  zwei,  sehr  verschiedenen,  Begriffe, 
die  hier  abstechend  genug  neben  einander  gestellt  vrerr 
ÖenV  "^ic^it  weiter  verwechseln. 

Sie  wird  ihm  entgegengesezt,  heifat.-  sie  wird 
von  dejnselben  ausgeschlossen,  ausser  ihm  gesezt,^  ab- 
j^etrcnnt  von  ihm,   und  gänzlich  geschieden.  Wird 

bestimmter  gedacht,  so  heifst  es  zwförderst:  die 
SpliärQ  .wird  gese^t  als  nicht.  vorhanä^H,  dxixch  die  in 
sich  zurückgehende  Thätigkeit,  ,und  diese,  als  mcht 
■^Qrhanckn  durch  sie;  beide  sind  gegenseitig  unabhän- 
gig, und  zufällig  flir  einander,  i\ber  was  zum  Ich 
gioh  SQVvirhält,  geliört,  nach  obigem,  zuxWelt,  Die 
^f^mmxtö  Sphäre;  wird  sonach  zuförderst  ge§ez;t,  als  ^//i 

II.)  Diese 


II.)  Diese   Sphäre  wird  *^esezt  durcli  eine  ur- 
sprüngliche ,  und  nothwendige  Thätiglteit  des  Ich ,  d, 
sie  wird  angeschaut,   und  wird  dadurch  zu  einem 
reellen.  —    Da  gewisse  Resultate  der  .Wissenschafts- 
lehre nicht  füglich  vorausgesezt  werden  können^  so 
stelle  ich  die  hiev  nöthigenkürz  hin.       Man  hat  nicht 
die  leiseste  Ahndung  ^  wovon  hei  der  transcendentaleiv 
Philosophie,   und  ganz  eigentlich  hei; I^ant  die  Redo 
sey,  wenn  man  glauht,    dafs,  beim  Anschauen,  es 
ausser  dem  anschauenden ,  und  der  Anschauung ,  noch 
ßin  Ding,  etwa  einen  Stolf,  gehe,i  auf  welchen  die 
.^schäuung  gehe,  wie  etwa  der  gemeine  Menschen- 
verstand das  leibliche  Sehen  zu  denken  pflegt.  Durch, 
das  Anschauen  selbst,  und  lediglich  dadurch  entsteht 
das  angeschaute;  das  Ich  geht  in  sich  selbst  zurück; 
und  diese  Handlung  giebt  Anschauung  und  angeschan- 
tes  zugleich;  die  Vernunft  (das  Ich)  ist  in  der  An- 
schauung keinesweges  leidend,  sondern  absplut  thä-« 
tig ;  sie  ist  in  ihr  produktive  Emhildungskraft,    Es  wird 
durch  das  Schauen  etwas  hingeworfen,  etwa,  weni^ 
man  ein  Gleichniß  will,    wie  der  Maler  aus  seinen* 
Auge  die  vollendete  Gestalt  auf  die  Fläche  hinwirft, 
^Jeichsam  hinsieht ehe  die  langsamere  Hand  ihre  üm- 
riss e  hiachma'cheii  i^aiiö*    Auf  dieselbe  Weise  wird  hiey 
die  genannte  Sphäre  ge^ezt» 

Ferner — •  das  sich  seihst  als  thätig  anschauend© 
Ich  schaut  seine  Thätigkeit  an,  als  ein#  Linie-ziehen^- 
Dieses  ist  das  ursprüngliche  Schema  der  Thätigkeit' 
•Äheihaupt,  wie  Jeder,  der  jene  höchste  Anschauung' 
in  sich  erregen  will,  finden  wird.  Diese  ursprüngli- 
^ho  Liiöio  ist  di©  reim  Ausdehmn^^  da§  gemeinsame 
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der  Zeit  und  des  Raums ,  aus  welcher  die  leztern  erst 
durch  Unterscheidung  und  weitere  Bestimmung  entste- 
hen. Sie  sezt  nicht  den  Raum  voraus,  sondern  der 
Raum  sezt  sie  voraus ;  und  <lie  Linien  im  Räume,  d^ 
die  Grenzen  der  in  ihm  Ausgedehnten  sind  etwas  ganz 
anders.  Eben  so  geschieht  in  Linien  die  Produktion 
der  Sphäre ,  Von  welcher  hier  die  Rede  ist ,  und  sid 
W'ird  dadurch  ein  ausgedehntes*  ' 
'•^  III.)  Diese  Sphäre  ist  ein  h e stimmte s ;  also  das 
Produciren  hat  irgendwo  seine  Grenzen ,  und  das  Pro- 
dukt wird  als  ein  vollendetes  Ganzes  im  Verstände, 
dem  Vermögen  des  Festhaltens,  aufgefafst,  und  erst 
dadurch  eigentlich  gesezt ,   (fixirt ,  und  gehalten). 

Die  Person  wird  durch  dieses  Produkt  bestimmt» 
sie  ist  dieselbe,  nur  inwiefern  jenes  Produkt  dasselbe 
bleibt,  und  hört  auf,  es  zu  seyn ,  wenn  jenes  aufhört. 
Nun  aber  mufs  nach  obigem  die  Person ,  so  gewifs  sie 
Ssich  als  frei  sezt,  sich  auch  als  fortdauernd  setzen, 
Sie  sezt  sonacli  auch  jenes  Produkt  als  fortdauernd  das- 
selbe, als  ruhend,  festgesezt,  und  unveränderlich, 
als  ein  mit  einem  Male  vollendetes  Ganzes.  ,  Aber  ru- 
hende ,  und  einmal  für  immer  bestimmte  Ausdehnung 
ist  Ausdehnung  ■  im  "Räume.  lene  Sphäre  wird  sonacli 
nothwendig  gesezt^  als  ein  im  Räume  ausgedehnter, 
und  seinen  Raum  erfüllender  beschränkter  Körper, 
lind,  in  der  Analyse,  deren  SBewufstseyn  allein  uns  mög- 
lich ist  (da  die  jezt  geschilderte  Synthesis,  oder  Pro- 
duktion, nur  für  die  Möglichkeit  der  Analyse,  und 
durch  sie  des  Bewufstseyns  vorausgesezt  wird),  noth- 
wendig als  ein  solcher  gefunden, 

TV,)  Der  abgeleitete  materiella  Körper  ist  gesezt, 


aU  Umfang  aller  möglichen  freien  Uandlungeif.  flt'r  Per- 
son; und  nichts  wfeiter.  Darinn  allein  besteht  sein 
Wesen. 

Die  Person  ist  frei,  heifst  nach  obigem :  sie  wird 
lediglich  durch  das  Entwerfen  eines  Begriffs  vom  Zwe- 
cke, ohm^  weiteres  ,  L'rsache  eines ,  genau  diesem  Be- 
griffe entsprec^henden  Objekts ;  sie  wird  blos  und  le-' 
diglich  durch  ihren  Willen ,    als  solchen',  ■  'Urää(jRe 
denn  einen  Begtiff  vom  Zwecke  entwerfen,  heiffeft» 
Wollen.    Aber  der  beschriebene  Körper  soll  ihre  frdi-^' 
€fn  Handlungen  enthalten ;  in  ihm  also  müfste  siö' auf 
die  besch'rieberife  -Weise  Ursache  seyn.  Unmittelbar 
durch  ihren  Willen,  ohne  irgend  ein  anderes  Mittel, 
müfste  sie  in  ihm  das  gewollte  hervorbringen  j  vv4e  sie'' 
etwas  wollte,  miifste  es  in  ihm !geschehen^ 

Ferner  —  da  der  beschriebei^e  Jj^örper  nichts  vrei^, 
t^r  ist,  alsj  die  Sphäre  der  freien, Handlungen;  so  ist, 
durch  seinen  Begriff,  der  Begriff  der  leztern,  , durch, 
den  Begriff  der  leztern  der  seinige  erschöpft.  Die  Per-, 
son  kann  nicht  absolut  freie,  d.  h.  unmittelbar  durch; 
den  Willen  wirkende,  Ursache  seyn,  ausser  in  ihm; 
wenn  ein  bestimmtes  Wollen  gegeben  ist,  so  läfstsich 
sicher  auf  eine  ihm  entsprechende  bestimmte  Verände- 
jung  im  Körper  ischliessen.  Umgekehrt  kann  in  ihm 
k.eirje  Bestimmumg  vorkommen ,  ausser  zu  Folge  einer 
Wirksamkeit  der  Person;  und  aus  einer  gegebenen  Ver* 
ä^iderung  in  ihm  läfst  sich  eben  so  sicher  auf  einen  be- 
stimmten, und:  derselben  entsprechenden  Begriff  der 
Person  schlic^ssen.  •— •  Der  leztere  Saz  wird  erst  in  der. 
Zukunft  seine  gehörige  Bestimmtheit,  und  seine  voil* 
Bedeutung  erhalten» 

T),  Wie' 


.1  V.)  Wie,  und  auf  welche  Weise  sollen  nun  it\ 
«ittßm  materiellen'  Körper  durch  Veränderung  dessel- 
ben Begriffe  ausgedruckt  werden  ?  Die  Materie  ist  ih* 
rem  Wesen  nach  unvergänglich:  si«  kann  weder  ver. 
nichtet,  noch  kann  neue  hervorgebracht  werden.  Hier- 
auf könnte  der  Begriff  von  der  Veränderung  des  gese?;-' 
t.en  liörpers  sonach  nichi.  gehen.    Ferner  ,  der  gesc2,te 
Körper jSpli  ununterbro€;hen  fortdöuerji  j'  eß  sollen  dem- 
nach dieselben  Theile  der  Materie  bei  einander  bleiben, 
und  den  Körpev  fortdauernd  ausmachen;  und  dennoch 
soll  ex  durch  jeder\  gefäfsten  Willen  der  Person  auch 
verändert  werden.    Wie  kann  er  nun  ununterbrochen 
fortdauern,  und  dennoch,  unaufhörlich,  wie  zu  ex- 
W^rt^  is,t,  verändert  werden?  . 

Er  ist  Materie,    Die  Materie  ist  theilbar  ins  un- 
endliche.   Er,  d.i.  die  materiellen  »Theile  in  ihm- wür- 
den bleiben,  und^erK^^-tirde' dennoch  verändert  werden, 
wenn  die  Theile  ihr  Verhältnifs  unter  einander  selbst,'* 
ihre  Lage  zu  einander,  veränderten.    Das 'Verhältnifs 
äes  Mannigfaltigen  t^u  einander  nennt  man  die  Form» 
Die  Theile  demnach',   imuiejern  sie  die  Form  constitui"' 
mi,  sollen  bleibensj  aber  die  Form  selbst  soll  verän- 
dert werden.       ('Jrtw;f eifern  jie  die  Form  cofistitiiiren  ^  sa- 
ge ich  :   es  könnten  sonäch  unaufhörlich  welche  sich 
ahtirennen,  wenn  sie  nur,  in  demselben  ungetheilten  ' 
Momente,  durch  andere  ersezt  würden ,  ohne  dafs  die 
geforderte  Dauer  des  beschriebenen  Körpers  dadurch 
l^eschädigt  würde«)  ^  Demnach  —  ummittelbar  durch 
deii  Begriff  entsteht  Bewegung  der  Theile  y  und  dadurch 
Veränderung  der  F'Qoa. 

VI.}  Im  bescbaebenen  Körper  weyd^u  die  Kau-"'' 
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«aUtätstegrifte  der  Person  durch  Yerilnfletutig  der  La* 
ce  der  Theile  zepoAi  einander  ausjredriikt.  f)ies0  Be» 
grilFc,  d.  h.  das  Wollen  der  Person,  kann  ins  tirtendli* 
che  verschieden  seyn;  und  der  Körper,  d^r  die  Sphnrö 
^ihrer  Freiheit  enthält,  darf  dieselbe  nicht  hemnien.  le- 
der  Theil  niüfste  sonach  seine  Lage  zu  den  übrigen 
ändern  Itonnen ,  d.  h.  er  nnifste  sich  bewegen  können^ 
indefs  alle  übrige  ruhen;  jedem,  in  das  unendliche, 
müfste  eine  eißnc  Bewegung  zukommen.  Der  Kör* 
per  miifste  so  eingerichtet  seyn,  dafs  es  jedesmal  von 
der  Freiheit  abhlenge ,  den  Theil  gröfser ,  oder  klei- 
ner, zusammengesczter,  oder  einfacher,  s^u  denkend 
'liinwiederum',  jede  Menge  vonTheilen  55ü  denken,  als 
ein  Ganzes:  mithin  Selbst  als  Ein  Theil  in  Beziehtincr 
auf  das  gröfsere  Ganze ;  jedes  in  dieser  Rücksicht  als 
Eins  gedachte ,  wieder  zu  theilen.  Die  Bestimmung, 
was  jedesmal  Ein  Theil  seyn  solle,  müfste  ylduingen 
lediglich  vom  BegrilTe.  l^erner,  daraus,  dals  etwas 
als  ein  Theil  gedacht  wiire,  müfste  folgen  eine  eigen- 
thümliche  Bewegung  desselben ;  und  diese  äbennals 
vom  Begrilte  abhängen.  —  Etwas,  das  als  ein  einzel- 
ner Theil,  in  diesem  Verhältnifse  ,  gedacht  wird,  hcifst 
ein  Glied;  in  diesem  müssen  wieder  seyn  Gtiechr;  im 
jedem  wieder  Gliecler^  und  sö  ins  unendliche  fort. 
Was  jedesmal  als  Clied  betrachtet  werden  soll,  mufa 
abhängen  vom  KausalitatsbegrilFe»  Das  Glied  bewegC 
sich,  wenn  es  als  solches  betrachtet  wird ;  das,  wel- 
.ches  dann,  in  Beziehung  darauf,  das  Ganze  ist,  ruhtj 
d'as,  was,  in  Beziehung  darauf ,  Theil  isf-,  ruht  gleich* 
fals,  d»i»es  hat  keine  eigne  Bewegun^^,,  wohl  abef 
die  mit  seinem  gegenwärtigen  Gnnzen  genieinschaftli- 
che.    Dies«  Beschafi'esnheit  eines  Körpers  hcifst  yiriihw 
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.latioft''  Der  deducirte  Körper  ist  nol.iivrendig  artiku- 
-lirt,  und  mufs  als  ein  solcher  gesezt  werden. 

Ein  K  örpet,  wie  der  beschriebene,  an  dessen 
Fortdauer,  und  Identität  wir  die  Fortdauer ,  und  Iden- 
tität unsrer  Persönlichkeit  knüpfen;  den  wir  als  ein 
geschlofsnes  artikulirtes  Ganzes  ,  und  uns  in  demselben 
als  Ursache  unmittelbar  durch  unsern  Willen  setzen, 
ist  dasjenige,  was  wir  unsern  Leih  nennen;  und  es  ist 
sonach  erwiesen ,  was  erwiesen  werden  sollte. 

§.     6.        Fünfter  Lehrsaz. 
Die  Person  kann  sich  keinen  Leih  zuschreihen ,  olme  ihn 
zu  setzen ,    als  stehend  unter  dem  F.inßusse  einer  Person 
ausser  ihr-,  und  ohne  ihn  dadurch  weiter  zu  hestimmen. 

B  e  IV  e  i  f  s» 
1.)  Die  Person  Icann,  zu  Folge  des  zweiten  Lehr- 
satzes sich  gar  nicht  setzen  mitBcwufstseyn ,  sie  setze 
denn,  dafs  eine  Eiawirknng  auf  sie  geschehen  sey» 
Das  Setzen  einer  solchen  Einwirkung  war  ausschlies- 
sande  Bedingung  alles  Bewufstseyns ,  und  der  erste 
Punkt,  an  den  das  ganze  Bewufstseyn  angeknüpft  wur- 
de* Diese  Einwirkung  wird  gesezt,  als  geschehen  auf 
'^le  hestinimte  Person  ^  das  Individuum  ,  als  solches ;  denn 
das  Vernunftwes'en  kann  sich,  wie  gezeigt  worden,  nicht 
etwa  als  Vernunftwesen  überhaupt,  es  kann  sich  nur 
als  Individuum  setzen;  eine  von  ihm  gesezte  Einwir- 
kung auf  sich  selbst,  ist  daher  nothwendig  eine  auf 
das  Individuum,  well  es  für  sich  selbst  nichts  anders  ist, 
noch  seyn  kann ,  als  ein  Individuum* 

Es  ist  auf  ein  Veruunftwesen  gewirkt,  helfst» 
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^leiclifals  nach  den  oben  geführten  Beweisen,  soviel: 
seine  freie  .Thätigkeit  ist  zum  Theil,  und  in  einer  ge- 
wissen Rücksicht  aufgehoben.  Erst  durch  diese  Auf- 
he'bung  wird  für  die  Intelligenz  ein  Objekt,  und  sie 
schliefst  auf  etwas,  das  nicht  durch  sie  da  ist. 

Es  ist  auf  das  Vernunftwesen,  als  Individuilm^ 
gewirkt,  heifst  sonach:,  eine  Thätigkeit,  die  ihn\,  als 
Individuum,  zukommt,  ist  aufgehoben.  Nun  ist  die 
umfassende  Sphäre  seiner  Thätigkeit,  als  eiiiics  Indi- 
viduum ,  sein  Leib ;  die  Wirksamkeit  in  diesem  Leibe 
demnach,  das  Vermögen  in  ihm,  durch  den  blofsen 
Willen  Ursache  zu  seyn,  müfste  gehemmt,  oder  kür- 
zer, es  müfste  auf  den  Leib  der  Person  eingewirkt 
seyn. 

Man  nehme  dem  zu  Folge  an,  dafs  eine,  in  der 
Sphäre  der  an  sich  möglichen  Handlungen  der  Person, 
liegende  Handlung  aufgehoben ,  für  den  Augenblik  un- 
möglich gemacht  sey,  so  wäre  die  geforderte  Einwir- 
kung erklärt. 

Aber  die  Person  soll  die  geschehene  Einwirkung 
auf  sich  beziehen  ;  sie  soll  die  für  den  Augenblick  auf- 
gehobene Thätigkeit  setzen ,  als  eine  ihrer  möglichen 
Thätigkeiten  überhaupt,  —  als  enthalten  in  der  Sphä- 
re der  Aeusserungen  ihrer  Freiheit.  Sie  mufs  dieselbe 
sonach  setzen,  um  sie  nur  als  aufgehoben  setzen  zu 
können  ;  dieselbe  mufs  sonach  wirklich  vorhanden  seyn, 
lind  kann  keineswege3  aufgehoben  seyn^  (Man  sage 
nicht  etwa ,  die  Person  könne  sie  ja  wohl  ehemals  als 
die  ihrige  gesezt  haben ,  undjezt,  heim  Durchlaufen 
der  Sphäre  ihrer  vorhandenen  Freiheit  sich  erinnern, 
dafs ,  wenn  diese  vollständig  wäre ,  auch  noch  ein  ge- 
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Wissos  bestimmtes  Vermögen  vorhahden  seyn  müfate* 
das  nicht  vorhanden  ist ;  denn  andrer  Gründe  der  Un* 
Statthaftigkeit  dieser  Voraiissetzung  nicht  zu  gedenken, 
reden [wit  ja  von  dem  Momente,  an  w^elchen  alles  Be* 
wufstseyn  angeknüpft  vrird  j  und  welchem  gar  kein 
ehemaliges  BevFufstseyn  voraasgesezt  werden  darf*) 

Es  mufs  sonach  dieselbe  bestimmte  Thätigkeitdcif 
Person  zugleich ,  in  demselben  ungetheilten  Momente, 
aujgeliohen  seyn,  und  duck  nicht  auf  gehohen  seyn,  wenn 
ein  Bewufstseyn  möglich  seyn  soll.  Wir  haben  zu  un- 
tersuchen, wie  dies  geschehen  könne. 

II,)  Alle  Thätigkeit  der  Person  ist  eine  gewissd 
Bestimmung  des  arlikulirten  I^eibes ;  es  ist  eine  Thä-« 
tigkeit  derselben  gehemmt,  heifst  sonach :  es  ist  eine 
gewisse  Bestimmung  des  artikulirten  Leibes  unmög- 
lich. 

ISun  kann  die  I^erson  gar  nicht  setzen ,  dafs  ihre 
*rhiltigkeit  gehemmt  j  dafs  in  ihrfin  artikulirten  Leibe 
eine  gewisse  Bestimmung  unmöglich  sey^ohne  zugleich 
zu  setzen^  dafs  dieselbe  möglich  sey;  denn  nur  unter 
der  Bedingung,  dafs  eine  BestimmAing  durch  den  blos- 
sen Willen  in  ihm  möglich  sey^  seztsie  etwas  als  ihren 
Leib.  Sie  müfste  sonach  gerade  die  Bestimmung,  welche 
unmöglich  seyn  soll ,  indem  sie  unmöglich  seyn  soll,  als 
iiiÖ2,lich  setzen;  und,  da  sie  nichts  setzen  kann,  es  sey 
denn  (für sie),  sie  wirklich  hervorbringen.  Doch  mufs 
diese  Thätigkeit,  ohnerachtet  sie  wirklich  hervorgebracht 
wird,  immerPort  gehemmt,  und  aufgehoben  bleiben, 
denn,  eben  um  sie,  als  aufgehoben  setzen  zu  können, 
bringt  die  Person  sie  hervor*  Dieselbe  Bestimmung 
der  Artikulation  —  so  viel  können  wir  vorläufig  erse* 
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J>en  —  istziifgleicii,  auf  eine  gewisse  Weise,  v/lrk- 
licli  hervoroe?jraclif: ,  durch  die  Wirkäanikeit  des  Wil- 
lerls,  und  zugleich  auf  eine  andere  Weise  aufgehoben, 
durch  eine  Einwirkung  von  aussen. 

Ferner  -—  die  Person  soll  in  dem ,  gegenwärtig 
zu  beschreibenden,  Momente,  ,  sich  finden ,. als  frei 
in  ihrer  Sphäre,  sich  ihren  Leib  ganz,  und  durchgan* 
gig  zuschreiben.  ,  Sezte  sie  es  nicht  wenigstens  Jilä 
möglich,  daß  sie  die  gegebene  Bestimmung  der  Arti- 
kulation, auch  in  dem  Sinne,  in  welcbem  sie  aufrehö- 
ben  ist,  und  bleibt,  durch  den  blofsen  Willen  wieder 
herstellen  konnte,  so  schriebe  sie  insofern  den  Leib 
sich  gar  niclfit  zu,  und  sezte  keine  Einwirkung  au£ 
sich  als  geschehen  ,  welches  der  ^Voraussetzung  wider- 
spricht, Dafs  sie  die  Hemmung  nicht  auf  hebt ,  mufs, 
ihrer  Annahme  nach,  abhanoen  von  ihrem  freien  XVil- 
len;  und  sie  mufs  es  als  möglich  setzen,  sie  aufzu- 
heben. 

Wie  soir  es  nun  diese  Möglichkeit  setzen?  Kei*' 
nesweges  etwa  ^u. Folge  einer  vorhergegangenen  Er- 
fahrung, denn  es  ist  hier  der  Anfang  piler  Erfahrui),g,^ 
demnach  nur  dadurch,  dafs  sie  sctze,  aus  derHervoibria» 
gung  jener  Bestimmung,  anf  die  Weis.e,  wie  sie  wirk* 
lieh  hervorge,bra^<;ht .  wird ,  würde  di^  Aufhebung  . de« 
Ge.bundenheit  der  Artikulation ,  inw  iefern  sie  statt  fi;U- 
detj  erfolgen,  wenn  die  Person  nicht  ihren  Willen, 
dies  zu  bewirken,  zurückhidke. 

Was  wird  denn  nun  eigentlich  geseet,  ind^m 
das  beschriebene  gesezt  wird  ?  Offenbar  eine  döp^eltö 
Weise^  die  Artikulation  zu  bestimmen.y>  die^'iiiaa  in* 
defa  selbst  eine  doppelte  Artikuktipiij-  oder '  ein'  tl'ö\>» 
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-piMca  Organ  nennen, mag,  die  sich  folgendermafsen  zu 
einander  veilialten:  .  das  ersterc  ,  in  welchem  die  Ter- 
son  die  aufgehobne  Bewegung  hervorbringt,  und  das 
wir  das  höhere  0/  °-^  nennen  w-ollen ,  kann  modificiiet 
werden  durch  den  Willen ,  ohne  dafs  es  dadurch  das 
andere,  welches  wir  das  niedere  Organ  nennen  wollen, 
werde.  Höheres  und  niederes  Organ  sind  insofern  un- 
terschieden. Aber  ferner;  soll  durch  die  Modifikation 
des  höhern  Organs  das  niedere  nicht  zugleich  mit  mo^ 
dihciret  werden,  so  mufs  die  Person  den  Willen  zu- 
rückhalten, dafs  es  dadurch  modificiret  werden  solle: 
also  höheres,  und  niederes  sind  durch  den  Willen  auch 
zu  vereinigen,   sind  Ein  und  eben  dasselbe  Organ.. 

Es  gehört  sonach  zur  Wahrnehmung  der  hier  ge- 
forderten Einwirkung  folgendes.  Die  Person  mufs 
der  Einwirkung  stille  halten,  sich  ihr  hingeben,  sie 
mufs  die  in  ihrem  Organ  hervorgebrachte  Modifikation 
nicht  aufheben.  Sie  könnte  dies  durch  ihren  blofsen 
Willen,  und  mufs,  wenn  es  nicht  geschehen  soll,  die 
Freiheit  ihres  Willens  beschränken.  Ferner,  sie  mufs 
die  in  ihr  hervorgebrachte  Modifikation  ihres  Organs 
itinerlich  mit  Freiheit  nachbilden.  Es  ist  gesagt,  ei- 
ne mögliche  Aeusserung  ihrer  Freiheit  ist  aufgeho- 
ben. Dies  heifst  keinesweges,  es  ist  überhaupt  die 
Thätigkeit  nach  irgend  einer  Richtung  und  zu  einem 
gewissen  Zwecke  ihr  unmöglich  gemacht,  sondern 
nur,  es  ist  etwas,  das  sie  selbst  hervorzubringen  ver- 
mag, in  ihr  hervorgebracht,,  aber. so,  dafs  sie  es  nicht 
ihrer  eigenen  Wirksamkeit,  sondern  der -Wirksamkeit 
eines  Wesens,  ausser  ihr  zuschreiben  mufs.  Ucl>er- 
haupt,  nichts  kommt  in  der  Wahrnehmung  eines  ver- 
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kiTrifHgen  Wesefls  vor,  was  es  ntcht  selbst  hervorbi-in- 
geii  zu  können  ^laübl:,  oder  dessen  Hervöibrmfxung  es 
sich  nicht  zuschrerhen  hann  ;    für  alles  ändert«,  hat  es  ' 
keinen  Sinn ,  nn<:r  eS  liegt  schlechterdings  ausserhalb 
Seiner  Sphäre.'    iflc^V^S  in  ihrem  Organ  hervorgebracH 
te,  bildet  si6  iiiit  Freiheit  durch  das"  höhere  Organ  bach'; 
doch  so,   dafs  sre  iruf  das  niedere  nicht  ei'nfliesse ,  in- 
dem sonst  aHötd'ings  zwar  dieselbe  Bestimmung  d^^ 
artikulirten  Leibes  da  seyn  wui'de,  hür  nicht  als  eine' 
wahrgenortimene,    sondern  als  eine  her'/orgebrachföV 
nicht  als  durch  eine,  fremde,  sonde^^i  als  durch  eig- 
ne Wirksamkeit   des  , Subjekts  entstanden.     .]Js  kann 
nicht  gesehen  werden,  wenn  nicht  zuförderst  der, Ein- 
wirkung stille,  gehalten,  und  dann  rlle  Form  des  Olj- 
jckts  innerlich  nachgebildet,  ihr  Umrifs  thäi-ig  entworr 
feu.  wird;  es  wird  nicht  gebort,  wenn,  nicht  innerlic^ 
tjie  ,-;röiae  nacbgcahivit  werden  durch  , dasselbe  Or^an^ 
durch  welches  im  Sprechen  dieselben  Töne  hervorge-. 
bracht  werden.    Gienge  aber  diese  innere  Kausalität 
fprt  bis  auf  das  äussere  Organ,  so  würde  gesprochen, 
nnd  nicht  gehört;  <  '  ■  ' 

Inwiefern  das  Verbal tnifs  ist,  wie  das  beschrie- 
bene v  so  ist  der  ar-tikulirte  Leib  des  Menschen  67««. 
Aber  er  ist,  wie  jeder  einsiehet ,  nur  Sinn,  in  Bezie- 
hung auf  ein,  in  ihm  vorhandenes,  Produkt  einer 
Wirksamkeit,  die,  allerdings  Wirksamkeit  des  Sub- 
jekts seyn  könnte,  aber  im  gegenwärtigen  Falle  es 
nicht  ist,  sondern  Wirksamkeit  einer  Ursache  au^er 
€lcm  Subjekte. 

't)ie  Person  bleibt  bei  dieser  Art  '^er  iJinwirltuno- 
gjaiiz"  und  volikoinmeii  frei.    Das ,  ron  einer  Ursache 
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ausser  ihr,  i"  ilir  hervorgebrachte  l^^iin .  sie  sogiei;cU 
aufheben,  und  sie  .sezt  ausdrücklich  ,  4af3  sie  es  Äp^ 
gleich  aufheben  kÖAne,  dafs  sonaiJi^die,  Existenz 
ser  Eiiivv.irk^ung  lediglich  von  ihr  adjhänge.  Ferner 
luufs  sie,  wenn  au^  sie, eingewirkt  werdeji  .^pll,  durcl| 
iVeibeit  ,  die,  ^escljehenp  ^i;LinwixkHng  pacli^^  4^ 
realisii;t,jSOi?peh,  ^i^-e  Freiheit,  au^driickliqh^  unj  ^ucl[^ 
nur  wahrnekm«ai  zu- können»  ,  (Es  ist  iyi  yor^ei^e^iei^ 
die  ahsolute  ■  Freiheit  der  ,  Affyppfji  J?J?fi^te^V h "  u 
ausführlich  besUnimt  werden,) ,       ^  n,f'>ir'-ivv  ;-'fdK^- 

Dadurfch  ist  nun  der  artikulirte 'Leih '  dier  Per'sdri 
.  weiter' 'bestimmt  ,'  Vie  ^refördert^  wurde. '  Er'ist'huHfi 
gesezt'iils  Sinn;  üiid  därnit  er''sa  ^^ßSczt  wferd^ 
ist  'iE  m  zugeschrieben,  ein  höheres 'und"  Niedere 
^ön  ;  von  denen  das  niedere  ,  durch  Vv-elches  er  mit 
Objekten  und  vcmünttigen  Wesen  iausser  sich  erst  in 
Bfea^tehung  koirimt,"  'unter'  einem  'fremden  Einflüsse 
Sfelieri  kann,  das iii^herd  aber  Me,"        •  -  ' 

^,  III.)  Als  Ursache  der  beschriebenei^i  Einwirkung 
auf  das  Subjekt,  soll  lediglich  ein  vernünftiges  "^\^e-? 
sen  ausser  dem  Subjekte  gesezt  werden  können.  Der 
Zweck  dieses  Weäehs-  Wäre'  d^'r  getvfesen;  auf  das 
Subjekt  einzuwirken.  Aber  es  ist',  erwiesener  Maas- 
seh,  "auf  dasselbe  gar  liicht  eingewirkt,  wenn  es  riicht 
durch  seine  eigene -Freiheit  dem  geschehenen  Eindrü- 
cke still  hält,  und' ihu' innerlich  nachahmt:  Das  Sub- 
jekt mufs  selbst  zvre^mdSsig  haiidelnj"  d.  i.  eS  mufä  die 
Summe  seiner  Freiheit,  die  den  g'esdiehenen  Eindruck 
aufheben  könnte,  auf  die  Erreichung  des  vo-rgeseitdflt 
Zwecks  der  E^enntnifs  beschränken,  welche  .-^jelbst-r 
beschrünkung  e'ljen  das  ausschliessende  Kriterium  der 


Vernunft' iSf  '-'tiSs  Sul>jekt' also  i«'Tifs'_'(lureh  slcli  selbst 
VTle  ferreichung  Hes  Z\VecIty  cTcs'^  tTesens  iu^s'er  ihm 
vollenden ,  xirfä  mhesmiiMe'ihAa^^^^ 
cTuno- ' 'dürcK ' das  ' Subjekt •  ^gerß-clinef '  habett,''  wenn'  es 
überall  einen  Zweck  gehabt  haBcii  Soll.  Es  ist  dem- 
nach fiir  ein  verniinfliges  W'6sen-zu  halten,  inWiefewi 
cs*durch  diese  Voraussetzung  der  Freiheit  des  Subjekts 
seaie  eigne  Freiheit  auf  die 'W'eis«' d'eir  gegebenen  Ein- 
wirkung'^e^cfcraVi^t  hat.      '■      ■  . 

'  Aber  es  bleibt  immer'  mSgHcli ,  dafs  es  nur  von 
oJingefähr  SQ-^gewtrkt  häbe  ,''(?d^r  dafs  es'  nicht  anders 
wirken  könne.  Es  i^t  imrtiet  'noch  kein  Grund  die 
SelbstbeschräWkmVfi:  desselben  afiz^u'n^hmen,  wenn  nicht 
darirethan  werden  kann ,  dafä'  es  auch  anders  hätte 
bändelri  köhhghVirfafe  'die  Fülfe  seirtes  Vermögens  das- 
selbe auf  feine  ^^nz  ' andere  Hän^lfelsvi^feise  werde  ge- 
führt haben,  und 'dafs  -  es  dieselbe^fi'ö'tltwendig  beschrän- 
ken, und  durch  den  Begri'fF  der  Vefniinftigkeit'  des 
Subjekts  beschränken  mufst^i^^Wetin  eine  Handlung-, 
wie  die  beschriebene  ,  erfolgöh '^olltie. 

I  r 

Ich  mufs|'e  sonach,  wenn  der  geforderte  Schiufa 
möglich  seyn  sollte,  setzen,  dafs  auch  auf  die  entge- 
gengesezte  Weise  auf  mich  eingewirkt  werden  könnt e.» 
und  dafs  das  anzunehmende  Wesen  ausser  mir  auf  die 
entgegengesezte  Weise  hätte  wiIke^  können. 

Welches  ist  die  entgegengesezte  Weise  ?  Der  Cha- 
rakter der  beschriebenen  Einwirkung  war  der ,  dafs 
es  gänzlich  von  der  Freiheit  meines  Willens  abhieng, 
ob  auf  mich  eingewirkt  seyn  sollte,  indem  ich  der 
Einwickung  erst  stille  halten ,  und  sie ,  als  geschehe^i, 
setzen  mutsta;  widrigenfalls  auf  mfc/i  gar  nicht  einge- 
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wi*rkt  .gewesen  wäre.  Der  Charakter  einer  entgegen- 
gesezten  Kinwirkung  \yäre  sonach  der,  dafs  es  nicht 
von  meiner  Freiheit  abhienge ,  die  geschehene  Einwir- 
kung zu  bemerken,  oder  nicht,  sondern  dafs  ich. sie 
bemerken  müfste,  so  gejwifs  ich  irgend  etwas  bemerk- 
te,   y^ie  ist  eine  solche  möglich? 

Dafs  die  beschriebene^ Einwirkung  \'on  meiner 
Freiheit  abhieng,  kam  zuförderst  daher,  tlafs  ich  durch 
die  blofse  FreiheU.,de$  .  Willens  die  hervorgebrachte. 
Form  meines  artikulirten  Leibes  zerstören  konnte;  in 
der  entgegengesßzten  müfste  es  nicht  lediglich  von 
der  Freiheit  des  Willens  abhängen ,  die  hervorgebrach- 
te Form  müfste  fest,  unzerstörbai:,  wenigstens  nicht 
unmittelbar  vermittelst  des  höhern  Organs  z)u  zerstören, 
mein  Leib  müfste  in.  ihr  gebunden  und  gänzlich  ge- 
hemmt seyn ,  in  seinen  Bewegungen.  Aus  einer  sol- 
chen gänzlicl^en  Hemmung  würde  ;4^nn  auch  die  Re- 
flexion darauf  nolhw^ndig  erfolgen  ;  nicht  der  Fornt, 
nach,  dafs  ich  üb^rhau]^)t  ein  reflektirendes  Wesen 
würde,  welches  lediglich  im  Wesen  der  Vernunft  ge- 
gründet ist,  sondern  fer  Materie  ^ach,  dafs  wena 
ich  überhaupt  nur  reflettirete ,  ich  nothwendig  auf  die 
geschehene  Einwirkung  reflektire^  müfste.  Denn  das 
freie  Wesen  will  sich  nur  finden ,  als  ein  freies.  So 
gcwifs  es  demnach  über  sich  reflektiret,  ahmt  es  eine 
in. ihm  hervorgebrachte  Bestimmung  innerlich  nach, 
mit  der  Voraussetzung,  dafs  es  von  der  Freiheit  ihres 
Willens  abhänge,  dafs  dieselljc  bleibe.  Sie  schränkt 
ihre  Freiheit  seihst  ein.  Ist  aber,  der  Voraussetzung 
nach,  jene  Bestimmung  durch  die  blofse  Kaus-salität 
des  Willens  nicht  zerstörbar,  so  bedarf  es  einer  sol- 
chen 
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dien  Selbstbeschränkung  nicht;  es  fehlt  etwas,  was 
in  die  Reflexion  eines  freien  Wesens ,  als  eines  sol- 
filien,  gehört,  und  es  wird  dadurch  der  Zwang  ge- 
fühlt. So  gewifs  über  irgerid  etwas  reflektirt  wird, 
wird  der  Zwang  gefühlt;  denn  alles  im  artikulirten 
Leibe  hängt  nothwendig  zusammen ,  und  jeder  Theil 
fliefst  ein  auf  alle,  zu  Folge  des  Begriffs  der  Artiku- 
lation, 

Diese  Hemmung  der  freien  Bewegung  in  meinem 
Leibe  mufs  ich ,  zum  Behuf  der  postulirten  Entgegen- 
setzung, nothwendig  als  möglich  setzen;  und  mein 
Ijcib  ist  abermals  weiter  bestimmt.  Als  Bedingung 
derselben  mufs  ich  ausser  mir  setzen  eine  zähe  haltba- 
re Materie ,  fähig,  der  freien  Bewegung  meines  Lei- 
l)es  zu  widerstehen ;  und  so  ist  durch  die  weitere  Be- 
stimmung meines  Leibes  auch  die  Sinnenwelt  weiter 
bestimmt. 

Jene  zähe  haltbare  Materie  kann  nur  einen  Theil 
meiner  freien  Bewegungen  hemmen,  nicht  aber  alle ; 
<jenn  dann  wäre  die  Freiheit  der  Person  gänzlich  ver- 
nichtet, icli  wäre  als  solche  todt,  todt  für  die  Sinuen- 
welt.  Ich  mufs  sonach,  durch  die  freie  Bewegung 
des  übrigen  Theils  meines  Leibes,  den  gebundenen  des 
Zwangs  entledigen  können;  mithin  auch  auf  die  zähe 
Materie  eine  Kausalität,  der  Leib  mufs  physische  Kraft 
haben,  ihrem  Eindrucke,  wenn  auch  nicht  unmittel- 
bar durch  das  Wollen ,  dennoch  mittelbar  durch  Kunst, 
d.  i.  durch  Anwendung  des  Willens  auf  den  noch  freien 
Theil  der  Artikulation,  zu  widerstehen.  Dann  aber 
mufs  das  Organ  dieser  Kausalität  selbst  aus  solcher  zä- 
hen haltbaren  Materie  zusammengesezt  seyn  ;  und  die 
Uebermacht  des  freien  Wesens  über  diese  Materie  aus- 
ser 


ser  ihm,  entsteht  lediglich  aus.  der  Freiheit  nach  Be-. 
grilFen;  da  hingegen  die  leztere  hlos  nach  mechani-, 
sehen  Gesetzen  wirkt,  mithin  nur  eme  Wirkungswei- 
se hal,  das  freie  Wesen  aber  mehrere. 

Besteht  mein  Leib  aus  zä|ier  haltbarer  Materie,' 
und  hat  er  die  Kraft,    alle  Materie,    in  der  Sinnen.' 
weit  zu  modificiren,  und  sie  nach  meinen  BegrifFea. 
zu  bilden,    so  besteht  der  Leib   der  Per.on  ausser' 
JTiir  aus  derselben  Materie,  und  sie  hat  dieselbe  Kraft, 
IVun  ist  mein  Leib  selbst  Materie,    mithin  ein  mögl 
lieber  Gegenstand  ,  der  Einwirkung  des  andern  durch 
blolse  physische  Kraft;    ein  möglicher  Gegenstand, 
dessen  freie  Bewegung  er   geradezu  hemmen  kann. 
Haue  er  mich  für  blofse  Materie  gehalten,    und  er 
hütte  auf  mich  einwirken  wollen,,  so  würde  er 
auf  mich  eingewirkt  haben  ,   gleicliev  Weise  wie  ich 
auf  alles,   was  ich  für  blofse,  Materie  halte,  einwir- 
-Jke.    Er  hat  nicht  so  gewirkt,    mithin  nicht  den  Be- 
griff der  blofsen  Materie  von  mir  gehabt,  sondern 
den  eines  vernünfiigen  Wesens,    und  durcli  diesen 
sein  Vermögen    beschrankt;    und    erst    jezt  ist  der 
Schlufs  vollkommen  gerechtfertigt,  und  nothwendi.; 
die  Ursache  der   oben  beschriebenen  Einwirkung  auf 
mich  ist  keine  andere,    als  ein  vernünftiges  Wesen. 

Es  ist  hiermit  das  Kriterium  der  Wechselwir- 
kung vernünftiger  Wesen  als  solcher,  ^ufgesteHt, 
Sie  wirken  nothwendig  unter  der  Voraussetzung  auf 
.inander  ein,  dafs  der  Gegenstand  der  Einwirkung  ei- 
Sinn  habe;  nicht  wie  auf  bloH^e  Sachen,  um  "ein- 
«ncier  ciurch  physische  Kraft  für  ihre  Zwecke  zu  mo- 
dificlrv'^n. 

1^0  In  der  beschriebenen  Einwukuno-  ist  da^' 
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Organ    des   Subjekts    wirklich    modificlret  woi^deri, 
durch  eine  Person  ausser  ihm.    Nun  ist  dies  weder 
geschehen  durch  unmittelbaro  liaiperJiche.  Berührung 
dieser  Pereon,    nach  vermittelst  hakbarer  Materie; 
denn  dann  liesse  sich  nicht  auf  die  Einwirkung  einei' 
Person  sehlios^cn ,  und  auch  das  Subjekt  selbst' näh« 
me  sich  nicht  wahr,  als  frei,        '  ,Oas-  Qra;an  ist  in 
jrdem  Falle,  etwas   materielles,    da  der  ganz.e  Leib 
03  ist:    es   ist   so.nach  nothwendig  durch  eine  Ma- 
terie, ausser  ihm  modihciret ,    in  eine  gewisse  Form 
gebrachj; ,    und    in  derselben  erhalten.     Der  blofs^ 
Wille  des  ^ubjelvt?  würde  diese  Form  aufheben  ,^  und 
es  muf^  diesen  Willen,  zurückhalten ,   tlamit  sie  nicht, 
g^estört,  werde.  ..  üre  Materie,,  durch  welche  clies$ 
Forui  hervorgebracht  ist,    ist  deinnach  keine,  ,zähe, 
und  haltbare^    iind  .deren   Theile_  nicht  durch  den 
^lofsen  Willen  getrennt  werden,  können ,  sondern  ei* 
ne  feinere  und  subtilere.    Eine  solche  subtilere  Mate- 
rie  miifs ,   als  Bedingung  der  geforderten  Einwirkung 
in  der  Sinnenwelt  nothwendig  gesezt  werden.  ^ 
D/e  Modifikation  des  Organs für  die  Einwirkung 
durch  Freiheit ,  soll  auf  das ,  für  die  Einwirkung  durch 
•^warvg  gar  kei,n&n  Einßufs  haben,  soll,  dasselbe  ganz, 
und  völlig  frei  lassen.    Demnach  mufs  die  feinere  Ma- 
tcrie  nur  auf  das  erstere  Organ ,  ,  auf  das  leztere  gar 
nicht  einfliessen,  dasselbe  nicht  hemmen,  und  binden 
können:  es  mufs  daher  seyn  eine  solche  M-aterie,  de-^ 
ren  Beslandthcile  gar  keinen,  dem  nie  dar  n,  d.  h,  ge- 
zwungenen Sinn bemerkbaren  ,  Zusampenhang  haben^^ 

'  Ich  ei^ne  in  dem  beschiieb6nen;Zustan4a  rak  da 
Vermöseii  zu,-  auf  diese  subtilere  Materie  zUE^^^v?»*' 
wirken  ,.duv.gh  den  blofsen  Willen,  vennittal&t  f4nf.ir. 
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AfFfektion  des  hohem  Organs  durch  das  niedere ;  den'n 
CS  ist  ausdrücklich  gesagt  worden,  dafs  ich  eine  sol- 
che Bewegung  des  niedern  Organs  zurückhalten  müsse/ 
um  die  im  hohem  hervorgebrachte  Bestimmung  nicht 
7U  zerstören ;  mithin  auch  der  unmittelbar  damit  in 
Verbindung  stehenden  subtileren  Materie  eine  andere 
Bestimmung  zu  geben.  Die  subtilere  Materie  ist  alsm 
jur  mich  modißknbel ,  durch  den  blofsen  JVillen. 

Um  möglichen  Verwechselungen  zu  vorzukommen^ 
Selzen  wir  noch  einige  Worte  hinzu.  — -  Es  ist  ge^zt' 
ein  doppeltes ,  ein  höheres ,  und  niederes  Organ.  Das 
fiöhere  ist  dasjenige,  welches  durch  die  subtilere  Ma- 
terie modificiret  wird;  das  niedere  dasjenige,  welches 
diirch  die  zähe,  und  nur  mit  Mühe  zu  trennende  Ma- 
terie gehemmt  wferden  kann. 

Entweder ,  es  wird  beschriebener  Maassen  au£ 
die  Person  gewirkt,  als  auf  ein  freies  Wesen.  Dann 
ist  durch  eine  bestimmte  Form  der  subtileren  Materie 
das  höhere  Organ  modihciret,  und  gehalten  ;  und  soll  die 
Person  wahrnehmen,  so  mufs  sie  die  Bewegung  des 
riiedern  Organs,  inwiefern  es  sich  auf  diesen  Theil 
des  hohem  bezieht,  zurückhalten,  doch  aber,  jedoch 
nur  innerlich,  in  demselben  die  bestimmte  Bewegung" 
liachahmen  ,  die  sie  machen  müfste ,  um  selbst  die  be- 
stimmte gegebene  Modifikation  des  höhern  Organs  her- 
vorzubringen. Wird  eine  Gestalt  im  Baume  durch  das 
Gesicht  wahrgenommen ,  so  wird  innerlich ,  aber  bliz-' 
schnell,  und  unmerklich  dem  gemeinen  Beobachter, 
das  Gefühl  des  Gegenstandes,  d.  h.  der  D^uck^  wel-- 
«het  geschehen  müfste ,  um  durch  Plastik  diese  Gestalt 
h'^tvotzubringen ,  nachgeahmet,  aber  der  Eindruck  im 
Auge^  wird,  als  Schema  dieser  Nachahm^ung, .f es tge- 
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halten.  Daher  denn  auch  ungezogene,  nocK 
nicht  genug  erzogene  Leute ,  bei  denen  die  Verrich- 
tungen der  Menschheit  noch  nicht  zu  Fertigkeiten  ge- 
worden sind ,  einen  erhabenen  Körper,  den  sie  recht 
fcesehen  wollen,  oder  wohl  gar  die  Fläche  eines  Ge- 
raJildes,  eines  Kupferstichs ,  d^s  Buchs,  das  sie  lesen, 
/Aigleich  betasten,  —  Wer  hört,  der  Jtann  unmöglich 
zugleich  sprechen  ,  denn  er  mufs  durch  das  Sprachor- 
gäri  die  äussern  Töne ,  mittelst  ihrer  Construction, 
hächähmen  ;  woher  es  denn  auch  kömmt,  dafs  einige 
Leute  öfters  fragen,  was  man  gesagt ,  da  sie  es  sonach 
gar  w^ohl  gehört,  aber  nicht  vernommen  haben;  auch 
wohl  bisweilen ,  wenn  es  ihnen  nicht  zum  zweitenma- 
le  2;esagt  werden  soll,  es  wirklich  wissen,  weil  sie 
nun  genöthiget  sTnd ,  hinterher  die  Nachbildung  der 
Töne  vorzunehmen,  die  sie  vorher  nicht  vorgenommen 
hatten.  Andere  pflegen  wohl  aiicli  die  an  sie  ergan- 
^Me  Rede  laut  zu  "iviederhiolen ,  und  reden  sie  erst  so 
in  sich  hinein.  —  In  diesem  Falle  dienet  der  Leib,  als 
Sinn,  und  zwar  als  höherer  Sinn.  ' 

Oder  —  es  wird  in  dem  liöKern  Organ  durch  den 
lilofsen  Willen  der  Person  eine  Modifikation  hervor- 
gebracht, begleitet  von  dem  Willen,  dafs  das  niedere 
Organ  dadurch  zweckmäfsig  bewegt  werden  solle,  so 
erfolgt,  wenn  dasselbe  nicht  gehemmt  ist,  die  beab- 
sichtigte Bewegung  desselben,  und  aus  ihr  die  beab. 
siclitiii,te  Modifikation  der  subtilereii  oder  grobem  Ma- 
terie ,  je  nachdem  der  Zweck  ist ,  den  sie  sich  vorge- 
sezt  hat.  So  wird  z«  B.  im  Auge,  als' thätigem  Organ, 
die  Gestalt  oder  der  Buchstabe  gebildet,  und  auf  die 
Fläche  hingeworfen,  ehe  die  langsame,  durch  das  Au* 
o'«  geleitete  und  .unfccr  seirfein  Gebote  stehcsdf  Hand 


3"es '  Malers  ,  orler-äes  Sclireibers  sie  darauf  befestigt. — 
Tri  diesem  Fälle 'dient  der  Leib  kl sf  Werkzeug. 

Es  erfolgt  die  beabsichtigte  Bewegung  des  nle- 
dern  Organs  nicht  — -  die  des  höhern  erfolgt  immer, 
so  hinge  der  Mensch  lebendig  ist  —  so  ist  dasselbe  ge- 
hemmt, es  wird  ein  Widerstand  gefühlt,  und  der  Leib 
dient  dann  als  Sinn,,  aber  als  niederer  Sinn. 

-  Wenn  ein  vernünftiges  Wesen  auf  ein  anderes 
^in;v7irkt,  als  aufJ^lofse  Materie,  so  wird  der  niedere 
Sinn  desselben  allerdings  auch,  und  zwar nothwendig, 
und  völlig  unabhängig  v^on  der  Freiheit  desselben  afh- 
ciret,  wie  es  mit  diesem  Sinne  stets  bewandt  ist;  aber 
es.  ist  nicht  anzunehmen,  dafs  diese  Aifektion  die  Ab« 
siclit  des  Wirkenden  war^  Er  wollte  nur  schlechthin 
seinen  Zweck  in  ^er  Materi^^  erreichen,  seinen BegrilF 
in  ih.r  ausdrüpken;  ob  sie  ein,  Gefühl  davon  haben  wer- 
de ,  oder. nicht,  darauf  ist  in  seinem  Zweckbegrilfe  gar 
nichts  F..ücksicht  genommen^  Die  AVechselwirku-ng 
vernünftiger  Wesen ,  als  solcher,  geschieht  sonach  stets 
verpiittelst  des  hphern  Sinnes ;  denn  nur  dieser  i^t  ein 
solcher  j  auf  welchen  man  nicht  wirken  kann  ,  ohne 
ihn  .vorauszusetzen ;  und  so  bleibt  das  obige  Kriterium 
dieser  W~echselwirkung  rich^g :  es  ist  eine  solche,,  in 
welcher  der  Sinn  des  Objekts  der  Wirkung  vorausge- 
sezt  wird. 

■  V.)  Als  Bedingung  des  Selbstbewufstseyns  ist  ei- 
ne Wirkung  von  aussen,  zu  Folge  derselben  eine  ge- 
wisse. Beschaffenheit  des  Leibes ,  und  zu  Folge  '  dieser ' 
eine  gewisse  Einrichtung  der  Sinnenwelt  gesezt wor- 
den. Daher  zuförderst—,  soll  Bewufötseyn  möglich 
seyn,  so  muf$  die  Sinnenwelt  jo  beschaiFen  seyn  ,^,  in 
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tcr  giebt ,  es  iialiii'Jkl}.^  ia.  der ,  Siiiivenwßlt.  ,jQj^h4^ ,  al^ 
das,  was  im  Yerhältnils  zu  imserm  Leibe  steht;,  es 
ist  für  uns  ;nur  da$ ,  was^  Resultat  dieses  yerhäl^nis- 
ges  -  ist.  -r,,  ])Ian  vergesse  uicht, ,  (Ja^^s  diesa  FalgexPing 
nur  trans^cej:idenjtal.jju^qrste,];}e;i;;^ ist.. .  .Es  ist  so,,  bcifst, 
wir  naiis^pn  es  so  setzen  :  und  weij  wix  eS' §o.  setzen 
yvüssen ,  .daruifi  ist  es  so.  Das  VorLandenseyn  elfies 
Leibes  wurde  geschlossen  aus  der  Selbstst^iidigkeit  ^i^d 
Freiheit.  Aber  diese  ist  nur,  inwiefern  sie  gesezt 
wiiidV'riiitiii'n^aiätHv  **'da  das  Begründete  iiicht  weiter 
gelietf ' tänn',  ''ab  d^ßr'Gnind,  der  Leib  nur  für  den, 
durcii  den  et  gesezt' wird. 

.  Die  .w.eitj^re  -Bestimmung^  des ^Le  und  ,  yer* 
mittel^  seiner, -^.^ er  Siunenvyelt^  ist  g^eschlo^  ^uS 
der  notliwendig^n  jjGemeinschaft  fpier /Wesen  «wel- 
che abernials  BodhigJ-ing  der  Möglichkeit  des  Selbst- 
bewufstsevns  ist,    und  so  an- unserm  .ersten  Punkte 

^  in  Gemeinschaft  ,seyn  sollen ,  daajum  mufs  ^  die^  W^t  so 
eingerichtet -seyn»  Nun  aber  ist  eine  Gemeinschaft; 
freier  Wesen  lediD,lich,  inwiefern  sie  durch  dieselben 
sesezt  wird:  mithin  ist  die  Welt  auch  nur  so,  in- 
wTefern.  sie  dieselbe  so  setzen  :j- -^j^  jkeinesweges,  mit 
Freiheit,  sondern  mit  absoluter  Npthwendigkeit;  und 

•ein  auf  diese  Weise  ^eseztes  hat  für  , uns  Realität. 

^r^?  '^T;;j^Ith\s'(?hreibe  mir  zu  ein  niedieres,  un4  ho^ 
her^s  Orgßn.,,j  die  in  dem  beschriebenen  Verh^ltnifs 
einander  stehen;    ich . nehme  dem  zu  Folge,  ^nr  iii 
^  der.  Sinnen  weit  ausser  mir  eine  .^f  obere,  und..subti-. 
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meinen  Organen.  "Ein  solches  Setzen  ist  nöthwen^ 
dige  Bedingung  des  SelbstbewiiFstse^rns ;  und  liegt 
daher  im  Begriffe'  der  Person,  Sef:ze  ich  daher  eiii 
Wesen  ausser  mir  als  Person ,  so  muls  ich  von  ihm 
nothwendig  annehmen,  dafs  es.  das  gleiche  setze, 
oder,  was  hier  dasselbe  ist,  ich  ninfs  ihm  den  reelcrt 
Besitz  und  Gebrauch  zwei  soldhef 'unterschiedenen  Ot^ 
gane  ziuschreiben ,  ich  mufs  die  reelle  Existenz  eihe¥ 
so  bestimniten  Sinnenwclt  für  ihn  annehmen.  • - 

Auch  dieses  Uebertragen  meines  nothwendigea 
Denkens ,  auf  ei^ne  Person  ausser  mir ,  liegt  im  Begrif- 
fe der  Person.  Ich  mufs  demnach  der  Person  aussei* 
mir  zuschreiben  ,  dafs ,  falls  sie  mich  als  Person  setze, 
aie  dasselbe  von  mir  annehme,  was  ich  selbst  von  mir, 
und  ihr  annehme;  und  zugleich  von  mir  annehme,  dafs 
ich  dasselbe  von  ihr  annehme.  Die  Begriffe  von  der 
bestimmten  Artikulation  vernünftiger  Wesen,  undvoii 
der  Sinnenwelt  ausser  ihnen,  sind  nothwendig  gemein- 
schaftliche Begriffe  ;  Begriffe,  worüber  die  vernünfti- 
gen Wesen  nothwendig,  ohne  alle  vorhergegangene*" 
Verabredung ,  übereinstimmen,  weil  bei  jedem,  iu 
seiner  eigenen  Persunlichkeit  ^  die  gleiche  Art  der  An* 
schauung  begründet  ist,  und  sie  müssen  als  solche  ge- 
dacht werden*  leder  kann  von  dem  andern  mit  Grün- 
de voraussetzen,  ihm  anmuthen ,  uiid  sich  darauf 'i)e- 
rufen ,  dafs  er  die  gleichen  Begriffe  über  diese  Gegen- 
itändpr  habe,  so  gewifs  er  ein  vernünftiges  AVesen  sey. 

'""  VII.)  Es  thut  sich  ein  neuer  Einwurf  hervor, 
dnd  erst  nach  dessen  Beäntwortung  ist  der  Leib  eined' 
vernünftigen  Wesens  Vollkommen  Bestimmt.  '  Neiri- 
lieh:  es  ist  behauptetw^otden;  Ich  käme  gar  nicht ztüh* 
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^elbslbewufstseyn ,  und  könne  nicht  da%u  komme/i; 
ausser  zu  Folge  der  Einwirkung  eines  vernünftigen 
Wesens  ausser  mir,  aiif  mich.  Wenn  es  nun  gleich  le- 
diglich von  mir  aljhängt,  ob  ich  dieser  Einwirkung 
niich  hingebeil  wolle  oder  nicht;  ferner,  wenn  gleidli, 
ob  ich  überhaupt,  und  wie  ich  zurück  wirken  wolle^ 
von  mir  abhängt ,  so  hängt  doch  die  Möglichkeit  die- 
ser Aeuöserung  meiner  Freiheit  ab  von  der 'ges^fiehe- 
nen' Einwirkung  des  andern.       '  v.^:.r:-..' 

'''^Ich  WeV'äe  zu  «mem^vefnun^tig^^  der 
Wirlliclikeit ^  nicht  dem  Termo'oe/i  nach,  erst  gemacht  -^ 
wäre  jene  Handlung  nicht  geschehen,  so  wäre  ich  niö 
wirklich  Vernünftig  geworden.  Meine  Vernünftigkeit 
hcmgt  demnacli  ab  von  der  Willkühr,  dem  guten  Wil^ 
r^n  eines  andern  ,  von  derri  Zufalfe ;  und  alle  Verniin f- 
tigkeit  hängt  ab  von  dem  Zufalle*  \ 

So  kann  es  i^icht  seyn  :  denn  dann  bin  ich  als  Per-^ 
son  zuerst  doch  micht  s^lbstständig ,  sondern  nur  ein 
Accidenz  eines  andern  ,  welcher  wieder  ist  cinAccidena 
eines  dritten,  und  so  ins  unendliche. 

Dieser  Widerspruch  läfst  sich  nicht  anders  heben, 
als  durch  die  Voraussetzung,  dafs  der  andere,'  sSchon 
ixi  jener  urspTÜti glichen  Einwirkung  ^<?wö7Az^er,  -  als^ 
vernünftiges  Wesen  genöthiget,  d.'ij  durch  Conse-» 
<:^\xQTi\'t  verbunden  Sey,  mich  als  ein  vernünftige^"  We- 
sen zu  behandeln  :  und  zwar ,  dafs  er  durch  mick  dazu 
genöthiget  sey ;  also ,  dafs  er  schon-  in  jener  ersten 
ursprünglichen  Einwirkung,  in  welcher  ich  voin  ihm 
abhänge,  zugleich  von  mir  ahhärigig;  sey ;  dafs  dem- 
n ach:  schon  j mas  ursprüngliche  Verhäl tnifs  eine<  W ecli- 
selwirkung.  sajy;    M^ex  vor  \i'mt  Eiiiwirtung  voizher, 
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\)^i\.u:h.gar  nicht  Ich;  ich  habe  mich  nicht  gesezt^  denn 
f^as>  Setzen  meiner  selbst  ist  ja  xltirch  diese'  Einwir- 
lylng  bedingt,  nur  dufch  sie  möglich.  Doch  soll  ich 
wirken..  Mi  s.oll  sonach  Avirken/  ohne  zu  wirken; 
^virk^n  ohne  Thätigkcit.  Wir  wollen  sehen,  wiediea 
gich.  denken  laösö. 

ct.)  fVirken ^  ohne  zu  ii^-zV^c«  .  bedeutet  «in  blofse» 
Vermögen.  Dieses  blofse  Vermöge^ ; sq]]L  w.irk<^n,  -K^b«;L' 
eiu  Vermögen  ist  nlcl^its.  als  ein  idealer  BegrilF:  und  es 
tväre  ein  leerer  Gedanke,  ,  einem  solchen  das  ausschlie§^ 
sende  Prädikat  der  Realität,  die  Wirksamkeit  zuzu- 
schreiben, ohne  anzunehmen,  dafs  es  realisirt  sey.  j 
j^jun,  ist  das  geflammte  Vermögen  der'Ilerspn  in  derSin- 
ncnwelt  allerdings  realisiret ,  in  dem  BegrJfF  ihres  Lei- 
bes ,  der  da  ist,  so  gewifs  die  Person  ist ,  der  da  fort-^ 
dauert,  so  gewifs  sie  fortdauert,  der  ein  vollendetes 
OanzeS'  materi'eH^^Hdlö  ist  ^  ''u4id'*de''Äiiach  eine  be- 
^'t{mÜhtk  ufsprühgHehe'Oestalt  hat,  h'ach'^'dem  obigen- 
Meih  Leib  müfste  also  wirken,  thiitig  seyn,  ohnedafs 
ich  durch  ihn  wirkte.  ' 

B,)  Aber  meJn  Leih  ist  mei/e  lieibV  lediglich' im 
wißfem  er  durch  meiiien  Willen  in  Bewiegung  gesext? 
ist ajisserdem  ist.  er  nur  Masse  5  er  ißt  ''als  mein.X/eib 
thStig,  lediglich  inwiefern  ich  dii^ch  ihn  thätig  bin. 
Nun  soll  ich)  in^  gegenwärtigen  Falle.W»oa:h  gar  nicht 
Ich  ,  demnach  auch  nicht  thätig  seyn  ,  demnach  istauclij 
mein  Leib  nicht  thätig»  ,  Er  miifste  dülier  durch  jseilt 
blofses  Daseyn  im  FtaüJlie,  und  durch  seine  Gestalte 
vrirken,  und  zwar  30  wirken,  dals,  jedes  Verniinftig^ 
>^;fS«A  verbundtJU  wäre,  fiiüch  fufc'.  eiiv  der.  Veniunöf. 
f  £.ilii- 


fiihi^es  anzuerkennen  y  und  nach  blieset  Voraussetzung 
zu  behandeln. 

y.)  ZufÖrderst  der  schwierigste  Punkt  i  Wie  kamt 
überhaupt  etvvas  durch  sein  blofses  Daseyn  im  Raumci 
ohne  alle  Bewegung^  wirken? 

,  Die  Einwirkung  soll  gesclieheh  auf  ein  vernünf* 
tiges  Wesen,  als  ein  solches ;  sie  mufs  daher  geschehen 
nicht  durch  unmittelbare  Berührung  und  Heirnnung  sei* 
nes  niedel'n  Organs,  sondern  auf  sein  höheres,  dem* 
nach  vermittelst  der  suhtileren  Materie^  Nun  ist  oben 
allerdings  von  dieser  angenommen^  dafs  sie  ein  Mit> 
tel  der  wechselseitigen  Einwirkung  vernünftiger  We- 
sen auf  einander  sey  ,  dadurch,  dafs  sie  durch  eine  Be- 
wegung des  höhern  Organs  selbst  modiiiciret  würde. 
Das  aber  soll  hier  der  Fall  nicht  seyn.  Ein  menschli-» 
cheY  Eeib  soll  in  seiner  Ruhe,  ohne  alle  Thätigkeit» 
eine  Einwirkung  liervorbiiiigen :  die  subtilere  Materie 
mufs  daher  in  unserm  Falle  so  gcsezt  werden,  dafs  sia 
durch  die  biofse  nJitnde  Gestalt  modinciret  werde  ,  und 
zu  Folge  dieser  erhaltenen  Modifikation  den  hqhern  Sinn 
eines  möglichen  andern  vernünftigen  Wesens  modifi* 
cire.  —  t)er  menschliche  Leib  wird  bis  jezt  blos  als 
Gestalt  ini  Räume  betrachtet,  mithin  mufs  das  von  ihm 
erwiesene  für  alle  Gestalt  gelten ,  und  so  geseüfc  tverden* 

(Es  ist  nicht  erwiesen,  dafs  die  So  eben  aufge* 
zeigte  subtile  Matelie,  vermittelst  welcher  die  biofse 
Gestalt  im  Räume  wirken  soll  i  von  der  oben  abgelei* 
teten  spccifisch  verschieden  sey,  sondern  nur,  dafs  der 
subtilen  Materie  diese  beiden  Prädikate  zukommen  müs- 
sen. Das  lezteie  wäre  erwiesen^  wenn  sich  zeigen 
liefse ,  dafs  die  durch  die  bloiäe  Gestalt  2u  modinci* 
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rendc  Materie,  gar  nlclit  unmittelbar  durch  die  Bewe- 
gung des  Organs  erschüttert  werden  'könne  ,  sondern 
für  dasselbe  fest,  und  unwiderstehlich  sey.  Dieser 
[ßcweirs  liegt  nicht  eigentlich  auf  unserm  Wege ,  ich, 
will  ihn  aber  gleich  mit  führen  ,  um  die  Materien  nicht 
7Ai  sehr  zu  zerstreuen.  —  Die  Gestalt  der  Person  aus- 
ser mir  mufs  für  sie  tortdauern ,  wenn  sie  sich  selbst 
als  die  gleiche  vorkommen  soll,  und  sie  mufs  es  aus 
eben  dem  Grunde  für  mich.  Nun  setze  man,  dafswir 
in  £;egenseitiger  Einwirkung  auf  einander  stünden, 
durch  die  zu  erschütternde  subtile  Materie  (mit  ein* 
ander  sprächen),  so  wird  die  Materie  A.  sich  unauf* 
hörlich  verändern,  und  ist  sie  das,  worinn  unsre  Ge- 
stalten abgedruckt  werden ,  so  werden  auch  diese  sich 
unaufhörlich  für  uns  beide  verändern ,  welches  der 
Voraussetzung,  dafs,  nach  unserer  beider  Vorstellung, 
dieselhen  Personen  in  Wechselwirkung  stehen  müssen, 
widerspricht.  Mithin  mufs  die  Materie,  in  der  unse- 
re Gestalten  ausgedruckt  sind,  bei  der  beständigen  Be- 
wegung der  Materie  A.  unbeweglich  und  unerschütter- 
lich ,  daher  für  unser  Organ  nicht  modinkabel ,  mithin 
darinn  eine  von  A.  unterschiedene  ~  B.  seyn.  Luft, 
lÄcht.  {Die  Erscheinungen  im  Lichte  sind  nur  mittel* 
bar  durch  uns  zu  modificiren,  indem  die  Gestalt  selbst 
modificlret  werden  kann.) 

f,)  Mein  Leib  mufs  der  Person,  ausser  mir  sichtbar 
seyn,  ihr  durch  das  Medium  des  Lichts  erscheinen^  und 
erschienen  seyn,  so  geiuifs  ^ienuf  mich  ivirkt  :  wodurch  der 
erste  und  mindeste  Theil  unsrer  Frage  beantwortet  wäre. 
!Nun  soll,  nach  der  notliwendi^en  Voraussetzune:,  die- 
se  Erscheinung  sa  seyn,  dafs  sie  schlechterdings  nicht 

zu 


rvL  vetstehen  j  hAd  zu  begreifen  iät,  ausser  dulTli  riie» 
Voraussetzung,  ich  sey  ein  verniinftiges  Wesen;  dafa 
sonach  dem  andern- angemuthet  Werden  könne:  so  wie 
du  diese  Gestak  erblicktest,  mufstest  du  sie  nothwen- 
dig  für  die  Repräsentation  eineis  vernünftigen  Wesens 
in  der  Sinnenwelt  halten  j  wenn  du  selbst  ein  vernünf«  ' 
tiges  Wesen  bist*  —  Wie  ist  dies  möglich  ? 

Zuf orderst  Was  hellst  denn  verstehen  oder  he- 
greifen?  Es  heilst  festsetzefi^  hesthnmen,  legrenzen.  Ich 
habe  eine  Erscheinülig'  begrilTett';  wenn  ich  ein  voll- 
ständiges  Ganzes 'döt  Erkenntnifs  diadufch  ei-halten  ha- 
be, das  allen  seinen  Tlieilen  nach  in  sich  begründet  ist ; 
wehrt  jedes  durch  ialleS,  lüid  alles  durch  jedes  einiielne' 
begründet,  odef  ferklärt  vvird.  '  Dadurch  erst  iat  es 
vollendet,  oder  begrenzt*  —  leh  habe  nicht  bcfijrilTeni 
wenn  ich  noch  iin  Erklären  bin,  wenn  meine  Dafür-« 
halten  nbch  ein  Schweben^  Und  also  noth  nicht  befe- 
stigt  ist;  wenn  ich  nodh  von  den  Theilen  meiner  Ei*-» 
kenntnifs  zu  andern  Theilen  fortgetrieben  werden  (Ich 
habe  A, ,  Welches  ein  zufälliges  seyn  soll  j  noch  nicht 
begrüFen,  wenn  ich  nicht  eine  Ursache  dafüf^  und, 
da  dem  A.  eine  bestimmte  Art  det  Zufälligkeit  izukom» 
men  mufs ,  eine  bestimmte  Ursache  daau  gedacht  ha- 
be.) Ich  kann  eine  Etsciheinung  nicht  verstehen  j  aus*> 
ser  auf  eine  gewisse  Äff-^  heifst  daher:  ich  werde  von 
den  einzelnen  Theileri  der  Erschfeinüng  iirtrnei^  foitge-^' 
trieben  bis  auf  einen  gewissen  Punkt;  und  erst  bei  die* 
sem  kann  ich  mein  Aufsammeln  Ordner!  Und  das  Auf- 
gesammelte in  ein  Ganzes  'der  ErlielinLhis  zuSfainnlön*' 
fcissen.  Ich  kann  die  Erscheinung  eines  mciisclilicliert' 
Loibes  nicht  begreifen^  ausser  durch  die  Annahme  dafs 


ci-  der  Leib  eines  vernunftigen  Wesens  sey,  heirsf.  da- 
hei-  i  ich  Jiaati  bei  Aufsammluag.  'der  Tbeile  seiner,  Er- 
scheinung nicht  eher  stille  stehen,,  .bis  ich  auf  den 
Punkt  gekommen  hin,  dafs  ich  ihn  als  den  I.eib  eines 
vernünftigen  Wesens  denken  mufs.  Ich  will  diesen 
genetischen  Beweifs  strenge  führen,  d.  i.  ich  will  die 
Hauptmomente  desselben  angeben.  -  Ausführlich  kann 
er  hier  nicht  dargestellt  werden.  Er  allein  bildet  eine 
eione  Wissenschaft,  die  Anthropologie. 

6.)  Zuförderst  mjifstö  es  nothwendig  scyn,  den 
menschlichen  Leib,a)s  ein  Gati;^^s  zu  denken  :  und  un- 
möglich die  Tbeile  desselben  im.EegrüFc  zu  trennen, 
wie  es  bei  Objekten,  die  blofs^  rohc  Materie  sind, 
Schult,  Sandhaufen  u.  s..  f.  geschieht.  Aber  was.  so 
Leschaifcn  ist,  dafs  es  nothwendig  als  ein  Ganzes  ge- 
dacht werden  mufs,  heifst  tiin  organhirte^  Natm-pro- 
duht.  Der  menschliche  Leib  mufs  zufördcrst  ein  orga- 
iiisirtcs  Naturprodukt  seyn.  Was  ein  organisirtes  Na- 
turprodukt sey,  nnd  warum  und  inwiefern  dasselbe 
nav  als  ein  Ganzes  zu  denken  sey^  liifst  sich  am  besten 
erkennen  durch  die  Vergleichuug  desselben  mit  einem 
Kiinscprodukte welches  darinn  mit  dem  Naturprodukte 
übereinkommt,  dafs  es  auch  nur  als  ein  Ganzes  zu 
denken  i|st.  In  beiden  ist  jeder  Theil ,  um  eines  jeden 
andern  willen  ,  demnach  um  des  Ganzen  willen  da; 
und  die  Urtheilskraft  wiird^i  daher  bei  der  Betrachtung 
des  einen,  wie  des  andern,  von  dem  Setzen  des  einen 
Theils  fortgetrieben  zu  allen ,  bis  sie  das  Auffassen  vol- 
lendet hat.  Im  Naturproflukt  aber  ist  das  Ganze  auch 
um  der  Theilc  willen  da;  es  hat  keinen  andern  Zweck, 
als  den,  bestimmt  diese  Theilc  zu  produciren ;  im  Kimst- 
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Produkte  hingegen  weifst  das  Ganze  niclit  zurücJc  auf  die 
Theile,  sondern  auf  einen  Z^v eck  ausser  ihm ;  es  ist 
"Werkzeug  zu  etwas.  Ferner,  im  Naturprodukte  bringt 
jeder  einzelne  Thcil  durch  seine  innere  Kraftsich  selbst 
hervor,  und  so  bringen  alle  das  Ganze  hervor:  imKunst- 
Produkte  aber  ist,  ehe  es  nur  Kunstprodukt  werden 
konnte,  der  innere  Bildungstrieb  getödtet,  und  es  ist 
oar  nicht  auf  ihn,  sondern  auf  die  Zusammensetzung 
nach  mechanischen  Gesetzen  gerechnet;  daher  weifst 
.dies  auf  einen  Urheber  ausser  ihm  zurück  ;  da  hinge- 
gen das  Naturprodukt  fortdauernd  sich  selbst  hervor- 
bringt, und  eben  dadurch  erhält. 

Es  ist  durch  die  Voraussetzung,  dafs  sie  ein 
'Naturprodukt  sey,  eine  Erscheinung,  vollkommen  be- 
griiFen,  wenn  alles,  was  in  ihr  vorkömmt ,  sich  wieder 
zurück  auf  die  Organisation  bezieht,  und  sich  vollstäu- 
difT  aus  dem  Zwecke  dieser  bestimmten  Organisation 
erklaren  läfst.  Z.  B.  das  höchste,  und  Iczte,  die  äus- 
serste  Staffel  der  Organisationskraft  in  der  einzelnen 
Pflanze  ist  der  Saamen :  dieser  nun  läfst  sich  vollkom- 
men erklären,  aus  der  Organisation  als  Zweck  :  dureh 
ihn  wird  die  Gattung  fortgepflanzt;  durch  ihn  geht  die 
Organisation  wieder  in  sich  selbst  zurück,  und  fängt 
ihren  Lauf  von  ferne  an.  Der  Akt  derselben  ist  gar 
nicht  geschlossen ,  sondern  treibt  in  einem  ewigen 
l^reislaufe  sich  fort.  —  Eine  Erscheinung  ist  durch  je- 
ne Voraussetzung  nicht  vollkommen  begriffen,  hcifst 
daher :  das  lezte  und  höchste  Produkt  des  Bildungstrie- 
bes läfst  sich  gar  nicht  wieder  als  Mittel  auf  den  Bil- 
dungstrieb  selbst  beziehen ,  sondern  deutet  auf  einen 
andern  Zweck  hin.    Die  Erklärung  geht  nach  den  Ge. 
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setzen  clcr  Organisation  2\yar  eine  Zelt  lang  fort;  (nicht 
etwa,  dieses  Gosez  läfst  sich  gar  nicht  anwenden, 
wie  hei  dem  Kunstprodukte;  aher  zulezt  kann  darnach 
nicht  xveiter  erklärt  werden,  d,  i.  es  kanii  das  lezte 
Trodakt  desselben  nicht  wieder  auf  sie  bezogen  wer- 
den. Dann  ist  der  Umkreis  nicht  geschlossen,  und 
der  Begriff  nicht  vollendet,  d.h.  es  ist  nichts  begriffen: 
die  Erscheinung  ist  nicht  verstanden.  (Der  Mensch 
vollendet  den  Umkreis  der  Organisation  allerdings  auch 
durch  die  Fortpflanzung  seines  Geschlechts.  Eristei- 
Tie  vollkommne  Pflanze;  aber  er  ist  noch  mehr,) 

Ein  solches  wäre  nun  die  Jrtihdation,  die  noth-^ 
wendig  aiclitbar  seyu  nuifs,  und  welche  allerdings  ein 
Produkt  der  Organisalion  ist.  '  .Aber  die  Artikulation 
produciret  nicht  umgekehrt  die  Organisation,  sondern 
sie  deutet  auf  einen  andern  Zweck  hin,  d.  h.  sie  wird 
nur  in  einem  andern  Be.grifte  voll  kommen  susammen- 
gefafst,  und  auf  Eins  rcduciret.  Dieser  BegrilT  könn- 
te  seyn  der  der  besf  immten  freien  Bewe-ung ,  und  inso- 
fern wäre  der  _Mensch  Thier, 

«.)  Aber  auch  durch  diese  Voraussetzung  solider 
menschliche  Leib  nidht;  begriil^n  werden  können.  Sei- 
nc  Arfikulationmüiste  sonach  sich  überhaupt  nicht  be- 
greifen lassen,  in  ('inem  Eegriffe.  .Sie  müfs- 
te  Njiicht  hindeuten  auf  einrn  hestimmtcn  Umkreis  der 
willkiihrlichen  Bewegung,  wie  bei  dein  Tbicre,  son- 
dern auf  alle  denkbaren  ins  unendliche.  Es  würde  anx 
lerne  Bestimmtheit  döT  Artikulation  da  seyn,  sondern 
lediglich  eine  Bestimmbarkeit  ins  unendliche;  keine 
Bildung  desselbrn,  sondern  nur  Eild.amkeit.  —  Kurz 
äIIo  Tiuere  Mad  vuHendc!:,  und  ferüg,  der  Mensch  ist 


iiiir  angedeutet,  und  entworfen.'    Der  vernünftige  Be* 

o]);\cliter  kann  die  Thcile  gar  nicht  vereinigen,  ausser 
in  dein  Begriffe  seines  gleichen  y  in  dem  ihm  durch  sein 
S(dbsthewufstseyn  gege]>enen  Begriffe  der  Freiheit.  Er 
jnufs  den  Begriff' von  sich  selbst  unterlegen,  um  et- 
was denken  zu  können ,  weil  gar  kein  Begriff  gegeben 
is!  ;  nach  jenem  Begriffe  aber  kann  er  nun  alles  erklä- 
ren, ledes  Thier  ist,  was  es  ist:  der  Mensch  allein 
ist  ursprünglich  gar  nichts.  Was  er  seyn  soll  mufs  er 
werden:  und  da  er  doch  ein  Wesen  für  sich  seyn  soll, 
durch  sich  selbst  werdend  Die  Natur  hat  alle  ihre 
Werke  vollendet ,  nur  von  dem  Menschen  zog  sie  die 
Hand  ab ,  und  übergab  ihn  gerade  dadurch  an  sich  selbst. 
Bitdsamkeit,  als  solche,  ist  der  Charakter  der  Mensch- 
heit. Durch  die  Unmöglichkeit  einer  Menschengestalt 
irgend  einen  andern  Begriff  unterzulegen,  als.  den  sei* 
ner  selbst,  v/ird  jeder  Mensch  innerlich  genöthigt,  je- 
den andern  für  seines  gleichen  zu  heilten^  J 

Corollaria, 

1.)  Es  ist  eine  bedenkliche  Frage  an  die  Philoso- 
phie^ die^sie,  meines  Wissens,  noch  nirgends  gelös'fe 
hat:  wie  kommen  wir  dazu  auf  einige  Gegenstände 
der  Sinnen  weit  den  Begriff  der  Vernünftigkeit  über- 
zutragen, auf  andere  nicht;  welches  ist  der  charak- 
teristische Unterschied  beider  Klassen  ? 

Kant  sagt :  handle  so ,  dafs  die  Maxime  deinesr 
Willens  Princip  einer  allgemeinen  Gesezgebung  seyn 
könne.  Aber  wer  soll  denn  in  das  Reich,  das  durch 
diese  Gesezgebung  regiert  wird,  mit  gehören^  und 
Antheil  an  dexn  Schutze  derselben  haben  ?  Ich  soll  ge- 
wisse 


wisse  Wesen  so  Ijehanrleln,  dafs  ich  wollen  kann,  clafs 
sie  umgekehrt  mich  nach  der  gleichen  Maxime  behan- 
deln. Aber  ich  handle  doch  alle  Tage  auf  Thierc,  und 
leblose  Gegenstände,,  ohne  die  aufgegebne  Frage  auch 
nur  im  Ernste  aufziuwcrfen.  Nun  sa^t  man  mir:  es 
versteht  sich,  dafs  nur  von  Wesen ^  die  der  Vorstel- 
lung von  Gesetzen  fähig  sind  ,  also  von  vernünftigen 
Wesen,  die  Rede  sey;  und  ich  habe  zwar  statt  des 
einen  unbestimmten  BogvifFs  einen  andern,  aber  kei- 
nesweges  eine  Antwort  auf  me'me  Frage,  Denn ,  wie 
weils  ich  denn»  welches  bestimmte  Objekt  ein  vernünf- 
tiges Wesen  sey?  ob  etwa  nur  dem  weissen  Europäer, 
oder  auch  dem  schwarzen  Neger,  ob  nur  dem  erwach- 
senen Menschen,  orler  auch  dem  Kinde  der  Schutz  je- 
ner Gesezgebung  zukomme ,  und  ob  er  nicht'  etwa 
9uch  dem  treuen  Hausthiere  zukommen  möchte.  So- 
lange diese  Frage  nicht  beantwortet  ist,  hat,  bei  al- 
ler seiner  VortreiFlicbkeit,  jenes  Princip  keine  An- 
wendbarkeit und  Rejilität. 

Die  Natur  hat  diese  Fr3ge  längst  entschieden. 
Es  ist  wohl  kein  Mensch,  der  bei  der  ersten  Erbli- 
ckuDg  eines  Menschen,  ohne  weiteres,  die  Flucht,  neh- 
me ,  wie  vor  einem  reissenden  Thiere ,  oder  Anstalt 
mache  ihn  zu  tödten ,  und  zu  verspeisen,  wie  ein 
Wild^  der  nicht  vielmehr  soglei^i  auf  wechselseitige 
Mittheilung  rechnete.  Dies  ist  so,  nicht  durch  Ge- 
wohnheit  und  Unterricht,  sondern  durch  Natur  und 
Yernuuft,  und  wir  haben  so  eben  das  Gesez  abgelei- 
tet ,  nach  welchem  es  so  ist. 

Nur  wolle  man  ja  nicht  —  v/elches  nur  für  we- 
mge  erinnert  wird  ^  glauben,  dafs  der  Mensch  erst 
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jenes  lange  und  miilisame  Rasonnemenf;  an^u$tellefi 
habe ,  welches  wir  geführt  haben ,  um  sich  bCiO;reiflich 
zu  machen  ,  clafs  ein  gewisser  Körper  ausser  .ihm  ei- 
nem Wesen  seinem  gleichen  angehöre.  Jene  Anerl;en- 
nung  geschieht  entweder  gar  nicht  ,  oder  sie  wird 
einem  Augenhlicte  vollbracht,  ohne  diifs  man' sich  der 
Gründe  bewufst  wird.  Nur  dem  Philosophen  koipp^t 
es  zu,  Rechenschaft  über  dieselben  abzulegen.^  ^ 

2.)  Wir  verweilen  noch  einige  Augenblicke  böi 
der  uns  eröffneten  Aüssicht. 

a.)  Jedes  Thier  bewegt  sich  wenige  Stunde^ 
nach  seiner  Geburt,  und  sucht  seine  Nahrung  in  den 
Brüsten  der  Mutter.  Es  wird  durch  den  thierischen 
Instinkt,  das  Gesez  gewisser  freier  Bewegungen,  wor- 
auf sich  auch  dns  gi-ündet,  was  man  Kunsttrieh  der 
Thiere  genennt  hat,  geleitet.  Der  Mensch  hat  zwar 
Pflanzen- Instinkt,  aber  thierischen,  in  der  gegebenen 
Bedeutung,  hat  er  gar  nicht»  Er  bedarf  der  freien 
Hülfe  der  Menschen,  und  würde,  ohne  dieselbe»  bald 
nach  seiner  Geburt,  umkommen.  Wie  er  den  Leib 
der  Multer  verlassen  hat,  zieht  die  Natur  die  Hand 
ab  von  ihm,  und  wirft  ihn  gleichsam  hin.  Tliniusy 
und  andere  haben  darüber  sehr  gegen  sie,  und  ihren 
Urheber  geeifert.  llednerisch  mag  dies  se)  n  ,  aber 
philosophisch  ist  es  nicht.  Gerade  dadurch  wird  be- 
wiesen,  dafs  der  Mensch,  als  solcher,  nicht  der  Zöo^- 
ling  der  Natur  ist,  noch  es  seyn  soll,  Ist  er  ein  Thier, 
so  ist  er  ein  äusserst  unvollkomnieues  Thier,  und  ge- 
rade darum  ist  er  kein  Thier.  Man  hat  die  Sache  oft 
so  angeseheii,  als  ob  der  freie  Geist  dazu  da  wäre, 
das  Thier  zu  püegen.    So  ist  es  nicht.    Das  Thier  ist 
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da,  um  fleri  freien  Geisl;  in  der  Sinnenwelt  zu  trasjen, 
'und  mit  ihr  zu  verbinden. 

Durch  '  diese  äussersLe  Ilülfslosigkeit  ist  die 
Menschheit  an  '  sich  selbst ,  und  hier  zuförderst  die 
Gattung  an  die  Gattung  gewiesen.  IVie  dpr  Baum 
durch  das  Abwerfen  seiiier  Frucht  seine  Gatbüliff  er- 
halt  W  erhäli:  der  Mensch  * durch  Pflege  und  Erzie- 
hunfT  des  hülü-oscetiöhrnen ,  sich  selbst,  als  Gattune:. 
,Sio  producirt  dia  Vernunft  sich  selbst,  und  so  nur 
ist  der  Fortschritt  derselben  zur  Vervollkommnu'njr 
möglich.  vSo  werden  die  Glieder  an  einander  gehängt' 
'titidjedes  liiinftigc  erhält  den  Geisteserwerb  aller  vor- 
herf^eo-aniTcnen. 

OD  O 

b.)  Der  Mensch  wird  nakt  geboliren,  die  Thiere 
bekleidet.    In   ihrer  Bilduno-  hat  die  Natur  ihr  AYerk 
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geendigt,  und  das  Siegel  der  VoHendung  darauf  ge- 
drückt; sie  hat  die  feinere  Organisation,  durch  eine 
rohere  Decke  vor  dem  Einflüsse  der  gröbern  Materie 
geschiizt.  Im  IMenschen  wurde  das  erste  und  wich- 
tigste Ori^an,  das  des  Betastens ,  das  durch  die  ganze 
Haut  sich  verbreitet,  geradezu  der  Einwirkung  dersel- 
ben blos  gestellt:  nicht  aus  Nachlässigkeit  der  Natur, 
sondern  aus  Acli'.img  derselben  für  uns.  Jenes  Organ 
war  bestimmt,  die  Materie  unmittelbar  zu  berühren, 
um  sie  auf  das  ifenaueste  unsern  Zwecken  ano-emesseii 
zu  machen:  aber  die  Natur  stellte  es  uns  frei,  in  wel- 
chen Thcil  des  Leibes  wir  unser  Eildungsvermögen 
vorzüglich  verlegen,  und  welche  vfir  als  blofse  Masse 
betrachten  wollten.  Wir  haben  es  in  die  Fingerspi- 
tzen gelegt,  aus  einem  Gmnde,  der  sich  bald  zeigen 
wird.  Es  ist  daselbst,  weil  wir  es  gewollt  haben. 
AV  ir  hätten  jedem  Theile  des  Leibes  ■  dasselbe  feine 


(jefühl  geben  körinen,  wenn  wir  es  gewollt  hätten; 
das  beweisen  diejenigen  Menschen,  die  mit  den  Zelieti 
nähen  und  schrcii)cn,  mit  dein  Bauche  sprechen  u.  S;  f. 

c.)  Jedes  Thier  hat,  wie  wir  schon  oben  an- 
merlvten,  angehohrnc  BeW^:güngsfertigkeiten.  Man 
denke  an  den  Biber,  die  Biene  u.  s.  f.  Der  Mensch 
hat  nichts  dergleichen ,  und  sogar  seine  Lage, 
auf  dem  Rücken ,  wird  dem  Kinde  gegeben ,  um  den 
künftigen  Gang  vorzubereiten,  —  Mait  ' hat'  ge- 
fragt, ob  der  Mensch  bestimmt  sey  auf  vier  Füssen 
zu  gehen,  oder  aufrecht»  Ich  glaube,  er  ist  zu  kei- 
nem voll  beiden  bestimiiit;  es  ist  ihm  als  Gattung  über- 
lassen worden ,  seine  Bewegungsweisc  sich  selbst  zu 
wählen.  Ein  menschlicher  Leib  kann  auf  vier  Füssen 
laufen;  und  man  l>at,  unter  Thieren  aufgewachsene, 
Menschen  gefunden,  die  dies  mit  unglaublicher  Schnel- 
ligkeit konnten.  Die  Gattung  hat,  meines  Erachtens, 
frei  sich  vom  Boden  empors;ehobcn ,  und  sich  dadurch 
das  Vermögen  erworben,  ihr  Auge  rund  um  sich 
lierum  zu  werfen ,  um  das  halbe  Universum  am 
'Hirrim'el  zu  überblicken,  indefs  das  Au2;e  des  Thie- 
res  durch  seine  Stellung  an  den  Eoden  gefes- 
selt ist,  welcher  seine  Nahrung  trägt.  Durch  die- 
se" Erhebung  hat  es  der  Natur  zswei  Werkzeuge  der 
Freiheit  abgewoniien,  die  beiden  Arme,  welche,  äl- 
T[er  animalischen  Verrichtungen  erledigt,'  am  Köi-^er 
hängen,  blos  um  das  Gebot  des  Willens  zu  erwarten, 
und  lediglich  zur  Tauglichkeit  für  Äle  !l^wecke  desselben 
nusgebildet  werden.  Durch  ihren  gewRgten  Gang  ,  der 
chi  immerfortdanernder  Ausdruck  ihrer  Kühnheit  und 
Geschicklichkeit  ist,  in  Bepbachtung  des  Gleichge- 
wichts» 


;V\riollt9,  orliält  sie  iliye .Freiheit,  und  Vernunft  stets  in 
dß,? üebung  ,  bleibt  iimnerfort  im  Werden,  und  drückt 
es  aus.  Durch  diöse  Stellung  versezt  sie  ihr  Leben  in 
das  Reich  des  Lichts ,  und  flieht  immerfort  die  Erde, 
■die  sie  mit  dem  kleins  mögllchslßu  Theile  ihrer  selbst 
berührt.,  Dem  Thi^Me  ist  der  Boden  Bette,  und  Tisch.; 
der  M'enseh  erhebt  alles  das  über  die  Erde. 

d.)  Was  den  schon  .gebildeten  Menschen  am  aus- 
^rückendsten  charakterisiret,  ist  das  geistige  Auge, 
und  der  die  innersten  Regungen  des  Herzens  abbilden- 
de Mund»  Ich  rede  lucht  davon,  dafs  das  erstere 
durch  die  Muskeln,  in  denen  ^s  befestigt  ist,  frei  her- 
|inibewegt,  und  sein  Blick  dahin ,  dorthingeworfen 
,werden  kann;  eine  Beweglichkeit,  die  auch  durch  diß 
aufrechte  Stellung  des  Menschen  erhöht,  aber  an  sich 
mechanisch  ist.  Ich  mache  darauf  aufmerksam,  dafs 
das  Auge  selbst  und  an  sich  dem  Menschen  nicht  blos 
ein  todler,  leidender  Spiegel  ist,  wie  die  Fläche  des 
ri^henden  Wassers,  durch  Kunst  verfertigte  Spiegel, 
,pder  das  Thievauge,  Es  ist  ein  mächtiges  Organ,  das 
selbstthätig  die  Gestalt  im  Räume  umläuft,  abreisset, 
nachbildet;  .das  selbstthätig  die  Figur,  welche  aus 
dem  rohen  Marmor  hervqrgehen,  oder  auf  die  Lein- 
^vand  geworfen  werdei*  soll,  vorzeichnet,  ehe  der 
lyleisel,  oder  der  Pinsel  berührt  ist ;  das  selbstthätig 
für  den  willkühr-lich  entworfenen  geistigen  BeorilF  ein 
Bild  erschpiit,  Durch  dieses  Leben  und  Weben  der 
Theile  untereinander  ins  unendliche,  wird  das,  was 
sie  irrfüsches  vom  Stoilie.an  sich  hatten,  gleichsam  ab- 
.ge;^treift,  und  ausgeworfen,  das  Auge  verklärt  sich 
selbst  zum  Lichte,  und  wird  eiue  sichtbare  Seeie.  — > 

Daher, 
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pah«r,  jemchr  gci;stigere  Sclli^MhiiL^i^kelt  jeipand  1  ;jt, 
desto  geistreicher  sein  Auge.;!  j«;  WjC^Ü^or , .  desicuju-lir 
])leibt  es  ihm  ein  trüber,  mit  eiaem  iNicbclÜore  über* 
zogener  Spiegel. 

Der  IVIand,  deri  die  Natür  2iüm  niedrigsten ;  ^ani 
s^lbstigstenk  Geschäfte,  , ziit  Ernährung  bestimmte ,  vvird> 
diirch  Selbstbilduhg,  der  f Ausdruck  allei:  gesellöcfeefdi*- 
chen  Empfi^dJJngen,  so  wie  er  düs  Organ  der  Mit^' 
theilung  ist.  Wie  das  Individuum,  oder^  da'  hier 
von  festen  Theilen  die  Rede  ist,  die  Ra9e,  noch  thie* 
rischer,  und  selhatsüchtiger  ist)  drängt  er  sich  hervor; 
wie  sie  edler  wird ,  tritt  er  zutiick)  untet  den  Bogen- 
der  denkendea>  Stitne» 

Alles  dies,  das  ganze  ausdrückende  Gesicht,  iöt, 
wife  wir  aus  den  Händen  dö'r  Ka'bar  kommen ,  nichts ; 
CS  ist  eine  weiche  ineiiianderfliessende  Masse ,  in  det 
man  höchstens  finden  kann ,  was  aus  ihr  Werden  soll, 
und  nur  dadurch,  dafs  man  seine  eigne  Bildung  in 
der  Vorstellung  darauf  übertragt^'  findet;  —  und  eben 
durch  diesen  Mangel  an  Vollendung  ist  der  Mensch 
dieser  Bildsamkeit  fähig. 

Dieses  alles V  iiictit 'einzöfe  ,  wie  es  dtirch  den 
Philosophen  zersplittert  wird,  sondern  in  Seiner  iibei?#. 
raschenden,  und  in  einem  Mortiente  aufgefafsten  Ver- 
hindung,  in  der  es  sich  dem  Sinne  giebt^  ist  es^  vv^as 
jeden,  der  menschliches  Angesicht  trägt,  nöthigt,  die 
menschliche  Gestalt  überall ,  sie  sey  nun  blos  angedeu- 
tet,  und  werde  erst  dui'ch  ihn ,  fjbermals  mit  Noth- 
wendigkßit^. darauf  übergetragen,  oder  sie  stehe  schon 
auf  einer  ge,wis.^<?n  Stufe  der  Vollendung,  anzuerken- 
nen, 
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lieft ,  und  zu  respektirfen.  Menschengestalt  ist  dem 
Meiischen  nothwendig  heilig. 

§.     7.      heweifs,  dafs  durch,  die  aufgestdlti^n  ScUzt 
,        die  Jnivendufig-  des  Rechtshep-iff;;  mOglich  ist. 

,)  I.)  Personen y  als  solche,  sollen  al^solut  frei» 
und.  lediglich  von  ihrem  Willen  al^hängig  seyn.  Per- 
soii^?!  sollen ,  so  gewifs  sie  das  sind,,  in  gegenseitigem 
Einflüsse  Stehen,  und.  demnach  nicht  lediglich  von 
sich  seihst  ahhängig  seyn.  Wie  heides  heiSammen  be- 
s.teheji  könne,  dieses  zu  beantworten,  ist  die  Aufga- 
]>e  der  Jlechtswissejischaft;  und  die  ihr  zum  Grunde 
liegende  Frage  ist  die:  wie  ist  eine  Gemeitischaft  freier 
Wesen  j  als  solcher^  mÖ^lichl 

Bis  jezt  haben  yirix  die  äW^m  Bedingungen  die- 
ser Möglichkeit  aufgezeigt.  Wir  haben  erklär t,  wie  un- 
ter dieser  Voraussetzung  die  im  gegenseitigen  Einflüsse 
stehenden  Personen,  und  wie  die  Sphäre  ihrt-s  gegen- 
seitigen Einllusses ,  die  Sinnenwelt ,  beschalFen  seyn 
müsse.  ..  Der  Erweifs,  urisrer  Sätze  stüzt  sich  ledii:;]ich 
auf  die  Voraussetzung  einer  solchen  Gemeinschaft, 
welche  selbst  sich  auf  die  Möglichkeit  des  Selhstbe- 
wufstseyns  gründet.  S'o  ^ind  alle  bisherigen  Folgerun- 
gen durch  mittelbare  Schlüsse  abgeleitet  aus  dem  Po- 
btulate.  Ich  bin  Ich;  und  sind  daher  eben  so  gewifs 
'  als  dasselbe.  VV^ir  werden  durch  den  systejuaüschen 
Gang  je^t  zu  der  .ErörtQrung  der  irt^w  Bedinguno en 
einer  solchen  Wecliselwirkung  geleitet,,.,  p,  „, 

Der  leÄte  Punkt,  auf  Welchem  wit  stelleii  freblie* 
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ben,  und  von  welchem  aus  wir  jözt Weitet  vörschrei- 
ten,  ist  dieser  ;  Aller  wilMhrlichcn  Wechselwirkung 

freici* 
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fyeictf  Wesen  ^  lle^^r.  eine  Tir»spriir.<;li,cli<^  iiiltl  -notliwcn*^ 
dige  Wechselwirkiing^  derselben  zum  Gvu»fley  dl^ese  ^ 
das  freie  Wesen  nötliigt  tiurcli  seine  blofse  Gegen- 
wart iti  der  Sinneriwelt,  [ohne  weiteres,  jedes 
ati'dere  freie  AVeseii  es  für  eine  Person  anzuer- 
Ivennen.  Es  giebt  dife  bestimmte  P-^rscheiirungj' der  äti- 
dcre  giebt  den  bestimmten  BegtifF.  Beides  ist  noth- 
wendig  vereinigt,  und" die  Freiheit  hat  ^abei  nicht  den 
geringsten  Spielraum.'  —  Hierdurch  entsteht  eine  ge- 
meinschaftliche'Erkönntnifs ,  und  nichts  weiter.  Bei- 
de Erkennen  einander  in  ihrem  Innern,  aber  sie  sind 
isolirt,  wie  zuvor. 

J^s  istin  jedem  von  beiden  der  Begriff  vorhanrlenj  - 
d^ifs  der  andere  ein  freies,  und  nicht  wie  eine  blofse 
Sache  zu  behandelndes,.  Wesen  sey.  .  Werden  nun 
durch  dies'en  Begriff  alle  ül)rigen  Beorilfe  derselben,,, 
und  da  ihr  Wollen  auch  zu  ihren  Begriifen  gehört,  und 
d\n'ch'diesei  ihre  Handlüngen  bestimmt  werden,  alles 
ihr  \Vollen,  und  Handeln  bedingt,  nach  dem  Gesetza' 
des  Widerspruchs ,  d.  i.  findet  DenkzWang  Statt,  so 
werden  sie  auf  einatider  willkührlich  einwirken  nicht 
n*oUeh  können j  d.  i.  überhaupt  nicht  können;  die  phy- 
sische Macht  dazu  sich  nicht  luachreihen  können,  dem- 
nach sie  auch  nicht  haben. 

So  ist  es  nun  offenbar  nicht»  leder  hat  den  Leib 
<ltjs  andern  auch  gcsezt  als  Materie,  als  bildsame  Ma- 
tgrie,^  laut  des  Begriffs:  jeder  hat  sich  überhaupt  zuge- 
schrieben das  Vermögen  die  Materie  zu  rnodiiiciren.  le. 
der  kann  daher  offenbar  den  Leib  des  andern ,  inwie- 
fern er  materiell  ist,  subsumiren  jenem  Begriffe:  sich 
denken ,  als  ihn  modifiGirend  durch  physische  Kraft ; 

und. 
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und,   da  sein  WiHe  durch  nichts  besclirankt  Ist,  als 

durch  sein  Denkvermögen ,  es  auch  v  ollen. 

.  t     ■  ■ 

^.  .  Aber  jeder  kann ,  eben  darum,  well  er  frei  ist> 
4.»  hf  weil  er  in  der  ganzen  Sphäre  seiner  Wirksamkeit 
wählen  kann ,  die^Äufiübung  seiner  Kraft  einschränken, 
ihr  Gesetze,  und  insiDesondere  auch  das  angezeigte 
Gesez  gpbeu.  ,,Die  Gültigkeit  des  Gesetzes  hängt  dem- 
nach lediglich :j4^'^oii  ab,  ob  jemand  fconsequent  ist» 
oder  nicht»  Consel^uenz  aber  hiingt  hier  ab  von  der 
Freiheit  des  Willens:  und  es  läfst  sich  nicht  einsehen, 
warum  jemand  consequenfc  seyn  sollte,  wenn  er  tiicht 
mufs:  eben  sowenig,  als  sich  im  Gegentheile  einse- 
hen läfst) 'warum 'fer  es  hicfit  sefh  sollte.  T)as  Gesez 
nuifste  sich  an  die  Freiheit  richten.  — -  Hier  also  ist 
die  Grenzscheidurig  zwischen  der  Nothwendigkeit»  und 
der  Freiheit  für  oihäere  Wissensichaft. 

IT..)  Es  läfst  kein  absoluter  Grund  sich  angeben, 
warum  das  .ycrnnnftige  Wesen  consetjuent  seyn ,  und 
zu  Folge  desselben ,  das  aufgezeigte  Gesez  sich  gebe^ 
sollte.  Vielleicht  aber  läfst  ein  hypothetischer  Grund 
dafür  sich  anführen.  Nun  ist  sogleich  dies  darzuthun, 
datsy  wenn  eine  absolute  Gemeinschaft  zwischen  Per- 
sonen, als  solchen,  Statt  finden  solle jedes  Glied  ei- 
ner solchen  Gemeinschaft  das  obige  Gesez  sich  geben 
müsse.'  reisoneii  behandeln  einander  gegenseitig  als 
PtTSOiien,  lediglich,  insofern  ,  inwiefern  jede  nur  auf 
den  höhera  Sinn  des  andern  einv/irkt,  und  demnach 
es  der  Freilveit  desselben  überläfst,  die  Einwirkuiiff 
aris5unehmen,  das  niedere  Organ  al)er  gnüzlich  unan- 
gti^viiFen  ,  und  ungehemmt  läfst.  Tede  Einwirkung  von 
anderer  Art  hebt  die  Freiheit  dessen,  auf  welchen  ge- 
;  .  .  -v^  irkt 
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wirkt  wild»  niithiii  die  Gemeinschaft  der  Personen,  als 
solcher,  als  freier  Wesen >  auf.  Nun  aber  ist  es  einer 
jeden  physisch  gar  wohl  möglich,  unmittelbar  auf  den 
inaLeriellen  Körper  der  andern  Person  zu  wirken ,  wie 
wir  so  eben  gesehen  haben.  Will  sie  in  einer  fortge- 
seaten  Gemeinschaft  eine  solche  Einwirkung  nie^  so 
läfst  sich  dies  nur  denken  dadurch ,  dafs  sie  jenes  Gc«. 
sez  aufgenommen  habe ,  und  der  Freiheit  ihres  Wil* 
lens  dadurch  die  Grenze  Vorschreibe  j  und  — -  da  keiii 
anderer  Grund  für  diese  Beschränkung  des  Willen« 
sich  aufzeigen  läfst,  als  der,  dafs  eine  Gemeinschaft 
zwischen  freien  Wesen ,  als  solchen ,  Seyn  solle ,  — 
dafs  sie  es  aus  diesem  Grunde,  und  in  dieser Vorausse» 
tzung  aufgenommen  habe. 

Wenn  nun  gezeigt  Werden  konnte,  dafs  jedes 
vernünftige  Wesen  nothwendig  das  erstere  wollen 
müfste,  so  Hesse  sich  auch  die  Nothwendigkeit  derpo- 
stulirten  Qpnseqaenz  darthun.  Aber  das  läfst  aus  den 
bisher  aufgestellten  Prämissen  sich  nicht  darthun.  Es 
ist  zwar  gezeigt,  dafs  wenn  ein  vernünftiges  Wesen 
zum  Selbstbewufstseyn  kommen,  mithin  ein  vernünf- 
tiges Wesen  werden  sollte»  nothwendig  ein  anderes 
auf  dasselbe  einwirken  müsse,  als  auf  ein  der  Vernunft 
fähiges.  Es  sind  WechselsÖtze^t  keine  Einwirkung, 
als  auf  ein  vernünftiges  Wesen ,  kein  vernünftiges  We* 
sen.  Dafs  aber ,  auch  nachdem  das  Selbstbewufätseyn 
gesezt  ist,  , immerfort  vernünftige  Wesen  auf  das  Sub- 
jekt desselben  vernünftiger  Weise  einwirken  müssen, 
ist  dadurch  nicht  gesezt,  und  läfst  sich  daraus  nicht 
ableiten,  ohue  die  Consequenz,  die  erwiesc4  Werden 
soll ,  selbst  als  Erweifsgrund  zu  brausen. 

C  Ba^ 


Das  Postulat,  dafs  Gemeinschaft  zwischen  freaeii 
W'efeenS  als  solchen,  fortdauernd 'Statt -finden  solle,  Ißi- 
-  scheint  demnach  hier  seihst  als  ein  helicbiges,  als  ei^i 
'solches,  dafs  jeder  nur  sich  selbst  durch  die  Freiheit 
"aufgehen  könne;  gielDt  es  aber  einer  sich  auf,- so -u^- 
tervvirft  er  dadurch"  zugleich  tiothx^ttdig'^  sich  dem  obi- 
gen 'G'es'etze.    (Das  vernünftige  Weien  ist  nicht  absö- 
M' durch  den  GharalclÄ  der  Vernünftig'keit  verbunden, 
die  Freiheit  aller  Vernünftwesen  ausser  ihm  zu  wollen; 
'  dieser 'Saz  ist  dio-Grenzscheidung  «wischen  Natw^cht, 
und  Moral:  und  das  charakteristische  Merkmal  einer 
■  reiben  Behandlung i der  erstem  Wissenschaft.    In  der 
Moral  zeigt  sich  eine  Verbindlichkeit  dies  zu  wollen. 
Man  kann  im  Naturrechte  jed&m  nur  sa^en ,    das.  und 
das  werde  aus  seiner  Handlung  folgen.  Uebernimmt 
'er  dies  nun,  oder  liöfft  er  ihm  zu  erilgfehön,  so  kann 
"nian  , weiter  kein  Argument  gegen  ihn  brauchend)  ' 

lU.)  Man  setze,  dafs  ich  mit  völligef  Freiheit, 
wie  es  sich  aus -de^' obigen,  versteht,  de,r>  Vorsaz  gp 
fafät  habe,  mit  freiQji  Wesen,. fund,  ;daii^it  unsere  Ar- 
^uin^ntadon  bessep  einleuchte  ,  mit  einem  bpstimmt^n 
.f^ßieri  Wesen  ;!Q.,,^  ,aJp.  ein  freier  mitreinem  freien  inQp- 
,  n^pifischaft  zu  stehen :  was  habe  ich  dadurch  gese.^, 
iipfl'  was  h?ibe  iclr  nicht  gesezt  ?  ,  Wir ,  wollen  dpu  ß^.z 
^  analysj^en*  ... 

-  Ich  will  in  G'ethtnnschaft  der  vernünftigen  gegen» 
seitigen  Behandliing  stehten  mit  G.  Aber'eine  Gemein- 
schaft ist  nichts  ohne  mehrere.  Ich  dehke'  daher  hifc^ 
die  Person  G.  nothwendig  mit  dazn,  und  lege '-ihm  in 
meinem  BegrilFe  von  ihm,  denselben  Votsaz  bei.' 
Ich  selbst  habe  diesen -Vorsaz  mifc  Freiheit  gefafst;  ich 

denke 
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denke  C.  kiit  meines  Vorsatzes ,  als  frci,>  ich  miifs  iha 
auch  in  dem  Ergreifen  d«s  VoisaLzcs,  den  ich  ihm  in  m^ii- 
nem  Begriffe  anmulhe ,  als  frei  denken.  Ich  setze,  al- 
sq  nolhvvendig  unsre  Gcmeinsqi^^iCt ,  als  mit  abhängig 
-von  dem  freien  Entschlüsse  des  andern,-  i^Isp  ah  zuldh 
llg,  ah  IXesnhüt  ehii  s  JV,echj^iitv€l.l^hs,  .  ■ 

Ich  will  nichts  ;\Tei? er,   als  in  Gemcin^chnft  der 
vernHnCtniälsig'i^n  Behan'dl^ft^^^'mit  ihm  stehen  ;  die  Vcr- 
fahrungj^veise  sqil  gegenseitig  seyn.     Wir  wollen  bei- 
W<?..uns  §0  hahmdelxij^;.  Er  mich  ,  ich  ihn;  ich  ihn,  er 
mich.    j^iiSü  hahe  .icjbij/iuf  den^iVil^  h       dafs  ernnch. 
^jfiiciit^so.  be}iari(^^^lt., ,  i^.jeneiQ  X^I^^^zq  nichts  gesezfc; 
.xij^^^^A^e^n  iiierü.her  weiter,  nichls  cL.^jsfc,   als  j  iief 
Vorsatz  V  ajif  diesen  FaU.  nherhaugt ^nichts  g^^aezt. 
.liabe- nicht  ,gasez^   dafs  ich  ihn  als  freies  Wes<?n'.lie- 
handeln  wolle^^^^uc^i  'W^n  er  mich  nicl^t  s.o  beha?iddt^ 
ehen  so  wenig ,  dafs  ich  .  ihn  dann  ntch.t  als  freies  .Vvfx^;. 
scn,    sondern  so  behandeln   wolle,  , wie    er  lüich 
behandelt;    ich  habe  darüber  weder  Eins  noch,  ur;s 
andere,  _  ich  habe .  gai;  nichts  gesezt.    .  So  wie 
ne   3^handlimg  ., unter    meinen., . Begvü? .  nichc    j)i\i's t, 
so  fällt  derselbe   aufgestellrermaarsen  hia ,  und 
.(^escz,     das    ich    mir    durch.  ib»,i    vorschrieb,  di» 
..Yjßrbindlichkeit,  4ie_ich  mit  mir  Sfiljjjit  e?.};igieng,  f^OU 
,hj[n;  ich  bin  durch,  sie  in  nichts  mehr^^gehalten  ,  und 
jjiänge  wieder  lediglich  von  meinem  freien  Enlschlus- 
ab.  -  . 


se 


'  ■     ly.)  Die  Resultate  des  bisher  gesagt(?ri  sind^ese. 
Es  läüt  sich  gar  keiri  ;gibsolurcr-  Grund  aufzeigen'f 
.räin  .jemand  sich  die  B-ocJitsibrnud  :.   beschranke,  deine 
Freiheit  so ,  .  dafs  der  alidere,  neben  dir  auch  frei  S(  yn. 
:".  G  2  kön- 
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könne,  zum  Gpsrtze  seines  Willens  ,  uud  seiner  Ilanrl- 
lungen  machen  sollre.  So  viel  ] als r  sich  einsehen,  cLtTs 
cinfe  Gemeinschaft  freier  Wesen  ,  als  solcher,  nlchfhe- 
S^;ehen  könne,  wenn  nicht  jeder  diesem  Gesetze  unter- 
worfen ist;  und  dafs  sonach,  wer  diese  Gemeinschaft 
wolle,  nothwendig  das  Gesez  auch  wollen  müsse; 
dafs  es  also  hypoüietische  Gültigkeit  hahe.  JVenn  ei- 
ne Gemeinschaft  freier  Wesen,  als  solcher,  möglich 
seyn  soll,  so  mufs  das  RechtsgeseÄ  gelten. 

Aber  die  Bedingung  sogar ,  die  Gemeinschaft  freiet 
Wesen,  ist  abermals  bedingt ,  durch  ein  gemeinschaft- 
liches Wollen.  Keiner  kann  durch  seinen  hlofsen  Wil- 
len eine  solche  Gemeinschaft  mit  einem  andern  realisi« 
ren,  wenn  der  andere  nicht  denselben  Willen  hat, 
und  /.u  Folge  desselben  sich  dem  dadurch  ' bedingten 
I\echtS2;esetze  unterwirft.  Hat  der  andere  diesen  Wil- 
len nicht,  und  welches  der  sichere  Beweifs  davon  ist, 
hehandek  er  den  erstem  dem  Rechtsgesetze  zuwider, 
so  ist  der  erstere  durch  das  Gesez  selbst  vom  Gesetze 
losgcsprocVien.  Es  galt  nur  unlerBedingung'des  rechts- 
gemässen  Bt^tragens  des  andern ;  diese  Eediitgttng  ist 
nicht' gegeben  :  Also  ist  das  Gesez  zu  Folge 's'ein6s  eig- 
nen Ausdrucks  nicht  anwendbar  auf  diesen  Fall,  und 
der  erstere  ist,  wenn  es  weiter  kein  Gßsez  giebt,  wie 
hier  vorausgesezt  wird,  blos  und  lediglich  an  seine 
eigene  Willkühr  verwiesen :  er  hat  ein  Recht  gegen 
den  andern. 

Die  Schwierigkeit,    welche  die  bisherigen  Be- 
liandlungen  der  Rechtslehre  gröfstentheils  ungclös't  ge- 
lassen haben,  ist  die:  Wie  mag  doch  ein  Gesezvgebie- 
ten,  dadurch  dafs  es  nicht  gebietet,  Kraft  haben,  da- 
durch 
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durch  dafs  es  gänxlicli  cessiret ,  eine  Sphäre  begreifen, 
dadurch  dafs  es  dieselhtj  nicht  begreift  ?  Die  Antwort 
darauf  ist:  dies  wird  noth wendig  erfolgen,  wenn  das 
Gesez  sich  selbst  eine  bestimmte  Sphäre  vorschreibt, 
die  Quantität  seiner  Gültigkeit  gleich  bei  sich  führt. 
So  wie  es  die  Sphäre  aussagt,  von  der  es  redet,  be- 
stimmt es  dadurch  zugleicli  diejenige,  von  der  es  nicht 
redet;  und  bescheidet  sich  ausdrücklich,  von  dieser 
nicht  zu  reden,  noch  über  sie  etwas  vorzuschreiben.  — 
Ich  bin  in  Beziehung  auf  eine  bestimmte  Person  von 
dem  Gesetze,  sie  als  ein  freies  Wesen  äu  behandeln, 
losgesprochen  ,  es  hängt  lediglich  von  meiner  Willkühr 
ab,  wie  ich  sie  behandeln  wolle,  oder  ich  habe  ein 
Zwangsrecht  gegen  sie,  heifst  nichts  weiter ,  nndkanu 
nichts  weiter  heifsen  ,  als:  diese  Person  kann  durch  das 
llofse  Rechtsgesez  (wohl  etwa  durch  andere,  durch  phy- 
sische Stärke,  oder  durch  Berufunfr  auf  das  Sittenge- 
Sez)  meinen  Zwang  nicht  verhindern.  Er  ist  nicht 
gegen  dieses  Gesez,  und  wenn  sie  nichts  anders  für 
sich  anzuführen  hat ,  als  dasselbe ,  so  mufs  sie  ihn  lei- 
den. *) 

V.  Di» 

*)  Kant  macht  in  seiner  Schrift :  Zum  ewigen  Friedeny 
die  Liehrer  des  Naturrechts  aufmerksam,  auf  den 
Begriff  einer  lex  pernüsiva.  ledes  Gesez,  das  die 
Quantität  seiner  Gültigkeit  bei  sich  führt,  ist  ei- 
ne solche.  Denn  indem  es  eine  bestimmte 
Sphäre  einschliefst,  läfst  es  alles,  was  aus- 
ser dieser  Sphäre  liegt,  frei.  Das  Sittenge- 
sez  ist  nicht  von  der  Art»  Es  sezt  sich  kei- 
ne"! bestimmte  Sphäre,  sondei n  gebietet  über  alles 
Handeln  der  vernünftigen  Gi  ister,  folglich  hätte 
maa  aus  ihm  den^^Rechtsbegriff  nicht  ableitea 
sollen. 


VO  T>ie  Anwendbarkeit  des  Bc^rifFs  vom  Reclite 
i'5t  jezt  vo]]]iOinmen  gesichert,'  und  die  Grenzen  der* 
Selben  sind  beslimmt  ano^eseben. 

Es  ist  ein  sicheres  Kriterium  aufgestellt,  welchen 
Sinnenwesen  Rechte  zuzuschreiT)en  sind  ,  und  -welcheH 
nicht.  leder,  der  menschliclie  Gestalt  hat,  ist  inner- 
lich G;enöthigt,  jedes  andere  Wesen,  "das  dieselbe  Ge- 
stalt hat,  für  ein  vernunftioes  Wesen,  und  sonach  für 
ein  mögliches  Subjekt  des  Rechts  anzuerkennen.  AI- 
les  aber,  was  diese  Gestalt  nicht  hat,  ist  auszusclilies- 
spn  aus  der  Sphäre  dieses  Bej^^rliFs ,  und  es  kann  von  den 
Rechten  dessell)en  nicht  die  Rede  sey^« 

Die  Möglichkeit  desjenigen,  was  durch  den 
RechtsberrilF  bestimmt,  und  nach  ihm  beurlhcilt  wer- 
don  soll,  ist  erwiefen ;  das  gegenseitige  Einwirken 
freier  und  vernünftifi;er  Wesen  auf  einander.  Es  ist 
gezeigt,  dafs  solche  Wesen,  unbeschadet  ihres  Cha- 
rakters der  Freiheit  j  auf  einander  einwirke«  können. 

Das  Rechtsgesez,  als  Gesez  überhaupt,  ist,  be- 
stimmt. Es  ist  darcethan ,  dais  es  keinesweres  ein 
'iiiöchanisches  Naturgescz,  sondern  ein  Gesez  für  di« 
Freiheit  scy:  indem  es  physischer  Weise*  eben  so  mög- 
lich ist,  dafs  vernünftige  Wesc?n  einandör,  ''öhna^ge- 
^-,enseitige  Achtang  für  ihre  Freiheit,  jd^rcli.jjloise  Na- 
turkraft behandelrt ,  'als'dafijedts-JBeine  Kfaft  durch  das 
Rechtsgesez  beschräniter '  /Es'ist'd^ijgethah  ,  dafä^  wenn 
dieses  Gesez  wiiklich  gelte,  und  in  Ausübung  komme, 
<ites  nur  dadurch  geschehen  könne ,  idafs  jeder  fortdau- 
ernd sich  selbst  mit  Freiheit  es  ium  Gesetze  mache. 

Dis  Quantitiit  der  Anwendbarkeit  ditjse«  Gesetzes 
ist  bestimmt  angegeben.    Es  gilt  überhaupt  nnr  unter 

der 


der  Bedingung,  und  für  den  Fall,  dafs  eine  Gemein- 
scliaft,  ein  wechselseitiges  Einwirken  zwischen  freien 
Wesen,  als  solchen,  unbeschadet  ihrer  Freiheit,  Statt 
finden  solle.  Da  aber  der  Zweck  dieser  Gemeinschaft 
selbst  wieder  bedingt  ist  durch  das  Betragen  desjeni- 
gen,  mit  welchem  jemand  in  Gemeinschaft  treten  will, 
so  ist  seine  Gültigkeit  für  die  einzelne  Person  abermals 
bedingt  dadurch ,  ob  der  andere  sich  demselben  unter- 
werfe ,  oder  nicht :  wo  es  jedoch ,;  in.derBeurtheilung, 
gerade  durch  sein  Nichtgelten  ^ilt ,  und  den  rechtswi- 
drig behandelten  zur  willkührlichen  Behandlung  d@9 
Angreifers  berechtigt.  ^  ' 


Drittes  Hauptstück. 

Systematische  Anwendung  des  Rechts- 
bjegrifFs;  oder  die  Rechtslehre» 

§•8.  Deduktion   der  Eiutheilung 

einerRechtslehre.  ^ 

I«)  So]]  überhaupt  die  Vernunft  in  der  Sinnenwelt  rea- 
lislrt  werden,  so  mufs  es  möglich  seyn,  dafs  mehrere 
vernünftige  Wesen ,  als  solche ,  d,  i.  als  freie  Wesen 
Beben  einander  bestehen. 

Das  postulirte  Beisammenstehen  der  Freiheit  meh- 
rerer aber  ist ,  —  es  versteht  sich  beständig  y  und  nach 
«iner  Regel,  nicht  etwa  Mos  hier  und  da  zufalliger 
Weise  nur  dadurch  möglich ,  dafs  jedes  freie  W 
sen  es  sich  zum  Gesez  mache ,  seine  Freiheit  durch  den  Be* 
gyiß  der  Freiheit  aller  übrigen  einzus<:hrdnhetu  Denn 

a.  )  das  freie  Wesen  kamty  und  hat  das  physische 
Vermögen,  die  Freiheit  der  vernünftigen  Wesen  zu 
stören ,  oder  überhaupt  zu  vernichten ;  aber 

b.  )  es  ist  in  Absicht  der  Wahl  unter  alle  dem,  was 
CS  kann ,  nur  von  seinejn  freien  Willen  abhängig;  wenn 
es  daher  die  Freiheit  der  übrigen  nicht  stört,  so  niüfs- 
te  das  geschehen  zu  Folge  eines  freien  Entschlusses^  und 

c.  )  wenn  in  einer  Gemeinschaft  v  ernünftiger  We- 
sen eiae  »olche  Störung  mV  geschieht,  noch  geschehen 

kann. 
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Jtann,  so  wäre  d.is  nur  zu  erklaren  dadurch,  dafa  alla 
freie  Wesei^  eine  solche  Verfahrungsweiae  sich  selbst 
freiwillig  zum  Uesetze  gemacht  hätten, 

(Der  jezt  aufgestellte  Saz  ist  nichts  weiter  als  clas^ 
XJrtheil  des  über  die  MögUehkeit  einer  Geraeinschaft 
freier  Wesen  reflektirenden  Plulosophen ,  und  soll 
jiichts  weiter  seyn ,  noch  bedeuten.  Wenn  freie  We- 
gen als  solche  beisammenstehen  sollen ,  so  läfst  sich 
dies  nur  auf  die  angezeigte  Weise  denken ;  dieses  ist 
cnweifslich ,  und  ist  zurGnüge  erwiesen.  Ob  sie  bei- 
sammenstehen  Rollen,  und  ob  die  Bedingung  der 
Möglichkeit  dieses  Eeisammenstehens ,  das  Gesez, 
Statt  finde;  oder  wer  es  etwa  sey,  der  Eins  und  das 
Andere  wolle,  davon  ist  nicht  die  Rede.  — ■  Wir 
können  vor  der  Hand  über  den  Gesezgeber  nur  soviel 
sagen«  Die  Natur  ist  es ,  welche  mehrere  vernünftige 
und  freie  Wesen  neben  einander,  in  der  Sinnenwelt, 
wollte,  indem  sie  mehrere  der  Ausbildung  zur  Ver- 
nunft und  Freiheit  fähige  Leiber  producirl^.  Es  wird 
nicht  gesagt:  die  Natur  hat  Verstand  und  Willea^ 
darüber  besrheldet  man  sich  seiner  Unwissenheit ;  son* 
dern  nur:  wenn  man  ihr  etwa  bei  ihren  Verrichtungen 
Verstand  luid  Willen  zuschriebe,  so  könnte  ihr  Pia» 
kein  anderer  seyn,  als  der,  dafs  freie  Wesen  neberi 
einander  bestehen  sollen.  Sie  wäre  es  daher ,  welche 
W'öllte,  dafs  die  Freiheit  jedes  Einzelnen  beschränkt 
sey,  durch  die  Möglichkeit  der  Freiheit  aller  übrigen. 
Da  sie  aber  alle  überhaupt  frei  will,  so  will  sie,  dafs 
sie  dieses  Gesez  freiwillig  sich  selbst  auflegen.  Dafa 
es  ein  Gesez  für  die^freiheit,  keinesweges  aber  eines 
ihrer  mechanischen  Giesetze  sey.    Was  sicj  denn  doch 

für 


für' Anstalten  geltrMeii.liabfs,,  um- ihrefi  Zweck,  unbe- 
schadet  der  Freiheit  derselben  zu  erreichen,  wird  sich 
zeigen.)  . 
Wir  analysiren  zuförderst  nochmals  das  aufge- 

''^;y'es  soll  seyn  em  Geiez,' h.  6s  sölVutimöglici/ 
3cyn,*'äafs  da7o'n  eine"*Ausiiahme  gescheht,  es  soll' all- 
gemeingültig und  kÄegoriscii  gebieten ,  nachdem  ■  es 
einmal  libernoinmeh  ist.  '  .  ^ 

b.  )  zu  Folge  dieses  Gesetzes  soll  jeder  einschrän-* 
ken  seine  Fr4«-t,  ,  d.  i.  den  Umfang  seiner  mit  Frei- 
h'eit  beschiosnen  Handlungen,  und  Aeusserungen  in 
der  Sinnenwelt.  Der  Begriff  der  Freiheit  ist  sonach 
hier  quantitativ  und  materiell. 

c.  )  er  soll  sie  einschränken  durch  die  Möglichkeit 
d^:rrciheit  anderer.  ,  Hier  hat  dasselbe  \Vort  einen 
^ndern  Sinn,  die^^edButurig  desselben  ist  ledi- 
glich <^ualitaiiv  und  formell.  Jeder  soll  überhaupt  nur 
auch  frei,  eine  Person  seyn  können:  aber  wie  weit  der 
Uuifang  seiner  dur^h  Freiheit  möglichen  Handlungeix 
sich  erstrecken  solle,  darüber  wird  durch  das  Gesez 
zunächst  nichts  bestimmt.  Zu  einer  Handlung,  die  die 
Freiheit  und  Persönlichkeit  ,  eines  andern  unmöglich 
tnacht,  hat  keiner  das.Recht;  zu  allen  übrigen  freien 
Handlungen  hat  es  ein  jeder. 

Es  ist  demnach  die  erste  Frage :  was  gehört  da. 
zu,  dafs  jemand  überhaupt  frei,  oder  Person  sey ?  Da 
acr  Inbegriff  davon  hier  betrachtet  wird  ,  als  Bedin- 
güng  der  Möglichkeit  des  Beisammen&eyns  freier  We- 
sen, so  heifst  er  insofern  ein  Recht ;  und  aus  de?nsel. 
ben  Grunde  weiden  die  Bedingupgefi  der  Freiheit  und 

Per- 


Pet*sönlichkeit  hier  nili"  insofern  aiif gezeigt ,  als  eine 
Vetlezilng  dc^'selben  durch  physische  Kraft  moglil:hisl'i''» 

Dieses  Recht,.,  odler  diese  Rechte  liegen  im  h^o??-, 
«en  JBegriiFa  der  Person  ,  als  ,  einer  sojchen,  und  heis- 
sen  insofern  Urrechte.    Die  Lehre  von,  denselben  cnt- 

■     •  \  ■)'....■■■>''  ..  ■  ,    i,  >H 

Sieht  durch  die  blofse  Analyse  des  Begriffs  der  Verl 
.     .     .  ■       '     -'.    .  . ;         •      ;  f'^  ^^ 

ßönlichkeit,  iiiwiefeipi  das  in  ihm  enthiilf.ene  durch  das 

freie  Handeln  ariderer  verlezt  werden  ^ö/mte,  aber  zu 

■  ,  ■       ■  A      ■  A.  ^  ,.  ■  '  :  ' 

Folgö  des  Rechsgesetzes  nicht  solL 

■'  Diese  Lehre  wird  das  erste  Kapitel  tinsrer  Rechts- 
lehre  ausmachen.  .  -j 

IL)  Das  so  eben  äufgestellie  TJrtheil  ist  hypotht^ 
ii'ich.  Wenn  freie  Wesen  ,  .  als  solche ,  hei  einaadör.ber* 
stehen  sollen,  so  mufg  jedes  unter  ihnen  sich- das  be- 
schriebene Gesez  auflegen.  Das  ciötere,  von  welchen» 
man  nicht  weifs,  ob  es  gesezt  sey,  oder  nicht,  ^st 
durch  das  lez,te,re  hedingt;  wenn  sie  beisammenstehen, 
sollen ,  so  mufs  «jedes  sich  dieses  Ge^ez^ ,  geben ,  .  und 
wenn  sie  es  sich  nicht  geben,  so  Jiönnen  sie  nicht  bei  ein- 
ander, bestehen.  — V  Der  eifizige  Grund  für  den  J'hilo- 
sophen  ,  eiii4?.-»^lche  .Gesezge[^.u.;ig,  anzuaühruen ,  ist 
daher  jene  Yoraussotzung.  . 

■  Wir  folf^ern' düriaus  weiter  so.  -Das  Gesez  ist  be- 
dingt, und  ein  mögliches  W-essö,*  w<jlches  etwa  jenes 
'Gesez  sich  geben  dorftey  ^^'^^^  sich,  soviel  wir  we- 
liirrstens  bis  jczt  eins^hen^  nur  alS'  ein  bedingtes  ge? 
lyenV  Es  überniaunt  dasselbe  zur  Errciteliung  des  dar- 

vorausgesezten  Zwekes.  Es  kann,  daher  sich  ihm 
*iur  insoweit  unterwerfen,  als  dieser  55weck  erreichbar 
iit;  'oder  auch,  das.Gssez  gilt  für  dässelbe  nur  inso» 
fern,  als  der  Zweck  e-rreiGhbai:  ist. 


V 


jog  — 

Nun  aber  ist  der  Zweck,  mit  einer  Person  in  Ge. 
melnächaft  «ier  j'  reibeit  zu  stehen ,  nur  unter  der  Be* 
dingung  erreichbar,  dafs  diese  Person  selbst  sich  das 
Oese/,  gegeben  habe,  die  Freiheit  des  andern,  oder 
seine  Urrechte  zu  respektiren.  Auf  mein  Betragen  ge- 
gen den,  der  dieses  Gesez  sich  nich  gegeben  hat,  ist 
CS  gav  nicht  anwendbar,  denn  der  Zweck  fällt  hinweg, 
um  desselben  Willen  ich  seine  Urrechte  respektiren 
sollte.  Ohneraclitct  daher  ich  mich  überhaupt  dem 
Gesetze  unterworfen  habe,  bin  ich  doch,  zu  Folge  des 
Gesetzes  selbst,  nicht  verbunden,  die  Freiheit  dieser 
bestimmten  Person  zu  respektiren.  —  Ich  denke  mich 
nnter  de>m  Gesetze,  und  auch  nichts  ich  denke  mich 
darunter  überhaupt:  ich  denke  njich  nicht  darunter  in 
(Jiesem  bestimmten  Talle.  Zu  Folge  des  erstem  hand- 
le ich  rechtlich,  unter  dem  Gebote  des  Gesetzes,  und 
liabe  dither  ein  Recht:  zu  Folge  des  leztern  darf  ich 
seine  Freiheit,  und  Persönlichkeit  angreifen,  und 
wein  Jlecitt  ist  daher  ein  Z>ivafi^sre.Qhf» 

g»)  weil  das  Gesez  hedingt  ist,  und  nur  als  eim 
Solches  übemommen  werden  kann,  Jljarum  kommt  je- 
der Person  das  Recht  zu,  zu  unheilen,  oh  der  Fall  der 
Aa  vciidung  desselben  da  sey  ,  oder  nicht.  Dieses  Ur» 
theilen  ist  hier,  da  es  in  Absicsht  auf  das  Rechtsgesez 
geschieht,  ein  Richten,  Jeder  ist  nothwendig  sein 
eigner  Richter^  und  da^  wo  ein  Zwangsrecht  eintritt, 
ist  der,  der  dieses  Recht  hat,  zugleich  der  Richter 
des  andern  ,  gegen  den  er  es  hat ,  denn  das  Zwangs- 
recht  ist  nur  durch  jene  Rechtserkenntnifs  möglich. 
Aujst  r  dieser  'Bedingung  aber  ist  ursprünglich  keiner 
"4er  iltchter  des  andern",  poch  kann  er  es  $cyn«.  — 
•/.  Kein 


Zwangsi-echt  ohne  ein  Hecht  des  QerichtSi  iäl  daS 
Besultat  dieser  Folgerung. 

1>.)  Es  lioitmit  darauf  an,  clafs  der,  wölcKer  zum 
Zwange  berechtigt  se^n  soll,  unter  das  Ges6z',  "Urid 
als  ein  solcher  gedäcKt  werde,  der  slcli  ilim  UrtterWöV- 
£en  habe;  dem  wenigstens  äus  seinen  Handlungen 
nicht  dargethan  werden  kann,  dafs  et  demselben  nicht 
gchörche.  Aüsse'rdejn  könnt<«  Vöhl  Zwang  und  Kva^t 
zum  Zwange  da  seyn ,  nimmetmehr  aber  ein  Recht  d^- 
zii,  als  welches  lediglich  aus  dem  Gesetze  IKesset.  — 
Ferner  ist  Acht  äu  haben  <,  auf  den  Charakter  des 
Zwangsrechts,  dafs  es  lediglich  aus  dem  Süllschwei- 
rren  des  Gesetzes,  aus  Seiner  Nichtanwendbarkeit  übet- 
lumpt  auf  diesen  Fall,  keinesweges  abet  etwa  avS  ei- 
nem Gehote  desselben  helfliefst.  Darum  giebt  i?s  mkt 
e  n  RtcJit  zu  ?;vvitigen,  dessen  man  sich  bedienen  tlarf» 
oler  auch  nicht,  keinesweges  iibet  eine  Pßicht  zuin. 
Zwange. 

Es  Ist  aus  det  Deduktion  des  Zu  an^srechts  j  die 
so  eben  geliefelt  worden,  klar,  in  welchem  Falle  das» 
selbe  eintreten  könne  :  nemlich  dann ,  wenn  eine  Per- 
son die  Urrechte  deS  andern  verlezt.  Nachdem  daher 
im  ersten  iCapitel  diese  aufgestellt  Wörden,  so  niufs  es 
klar  seyn,  wenn  sie  verlezt  sind.  Dennoch  ist  es  um 
der  systematisch  Ml  Uebersicht  Willen  nicht  übetflüssig, 
die  Falle,  in  denen  das  Zwangärecht  eintritt,  einzeln 
aufzuzählen  j  und  scharfer  zu  bestimmen;  und  die* 
wird  im  zweiten  Kapitel  der  Kechtslehre  geschehen» 

III,)  Das  ZwÄngsrecht  überhaupt,  und  jedferFail 
Aes  Zwangsrechts  insbesondere  hat  seinen  Grund  ölles 
begründete  aber  ist  nothwendig  «ndlich ,  und  geht  nicht 

wei- 


^.liYßiter,  als  sein  jGmnd^  gcht    .Lufst  öonacli  die  Q^ctj- 
ze  der  Anwendbarkeit  des  Gri^n^lß^;  {si^l*..  :bestimmep, 
5p  läfst  ai^ch  dje^Grcri^e  des  Begründe l:en  |ich  angeben. 
^^PJer  Grund  meines  Zwangsrechts  ist  der,  dafs  der  an- 
flef.e  dew  IVechts^eset^e  sieli  nicht  imLerwirft,  Indem 
^iph  auf  diese^i,  Qrund^i;^icli^beruf^^^|etzej^ich  zugleich, 
l4*^f?:  icj^^^i^^  ^wangsrecht  haben  y?^]^^^       iw^enn^ei;  sich 
j4em-G(^setzeupterwÜife ,  und ,  (][uaiitit|iLiv,  ausgq 
^ld|Lifs  [ichjnur,  insp\ve>it  ei.n,. solches  Recht  habe,  als  er 
.  sich  deioi  Gesetze >  reicht  unterwirft,,  und  keines  habe, 
^i>Jp,wi^fci'W  er  sieh  demselben  unterwirft^      r)as  Zvyang^- 
.7'ßcht  hat  seine  G;^ejizen  ,  die  freiwillige  Unterwerfung 
,de6  andern  unter  ^as  ix^chtsgesez  ist  diese  Grenze;  je- 
^jder  Zwang  über  diese  Grenze  hinaus  ist  widerrechtlich^ 
.4Pies.^r,,fallgei:neinei  Sa2j  ,Jßt  sog^        einleuchtend.  Es 
ist  nur.,^  da  ■y^ir.em/ßi?llps^  und  k^in  blps  formales  Na- 
.i^Vf^rqcl^t  lehfQB,,  (iiß,]Fi:s^e,  oh  und  wie  diese  Grenze 
in  der  Anwendung  sich  finden  und  bestimmen  lasse. 
Ein  Zwangsrecht  tritt  nicht  ein,    es  sey  denn  ein  Lr- 
*recht  \  eriezt  worden;  dann  aT3er  tritt  es  sicher  ein,  und 
so  ist  das  Recht  überliiaupt  in  jedem  besiimmten  Falle 
erwcifslich.    Ferner  ist  sogleich  Klar,   dafs  der,  wel- 
cher die  Gültigkeit  des  Rechts  w^ill  ,  jenen  ÄngriiT  ei- 
gnes'Urrechf.s' nicht  will,  und',   wenn  er  dennoch  go 
'scheKen    ihn    vernichtet,     und    ungeschehen  will. 
In  dieser  Rücksicht  '  wäre  denn   auch   seine  (Juan- 
^At^t^  jeäesfßai'e^^  sich   für  jeden 

^E^^all  'die  Grenze  Aes^  rechtlichen  Zwanges  bestim- 
men er  gienge  bis  zur  völligen  '  Gehügthuung ,  und 
*Schadfenersaz ;  so  wfeit,  bis  beide  Partheyeh  in  denZa- 
** Wände  zurückversezt  waren ,  ,  in  dem  sie  sich  VOr  dein 
'«[figetechb€«u. .  A-nigorifFe  -^oiiher  befaa^Bt;:  -iiud  so  wäi^e 
-iiiA'  dena 


-denü'  das.  Zwang*re,ol^t..de.t  .Qu^ilität,^  Q-u^ntltac 

und  von  keiner  weitern  Bedingung  abhängig.. 

.    Aber  ^  -ein;  Umstand  ,  den;  maii  in  dep  .neuern 

Behandlungen  der  Reclitükhre,gröfstei?tbeils  i^be.i;SöhT|u 

hat  das.  Zwangsr^dht  grüud^tf 'keijflj^^yy^^^s .  ,stcU 

-diglich. darauf  , .  daXs.  d^JX  a^disve.n.iit.  in;,  dem  gi^genwM' 
,tigen  bestimmten-Falle  das  Ges^  nicht  r.e^yeiytiit;,*  sofT- 
r/dera.  Äuförderst  darauf,  dai^s  er  fdadtehkund  tiiut^j-.ßj: 

habe  jeiie  .'Reg«l  überhaupt  sich-mcht .  7,uiö  GQsstae 
7jiiiacht»  .  £i/z6?;  ungerechte  Handlung 6e]bs;C  nacU-eiuör 
Reihe'  von  ?.:ßcht3gem?ssen.,r  beweist däJGs  die  I^egdl 
des  Rechts  jenvanden  nJjcht  un^veXibruchljchos  Gese?; 
^i^id  dafs  er  bisher;  die,  .Unger,echti^lveitesi>^  ,et,w.a  aus  ia>j|- 
d e i-^i  ,Gr linde n  -  ti n te r ] a5se^  liab$;; , .  X)u¥ci^  -  <di<?, .  4 ^^\^ M' 
;  icmg  einer  solchen  ©enkart  ;niui  wird  .es  J^lar ,  ^lals  kei^i 
.;;iVeie3  Wt;scn:  si.Qher  neben  ihm  besiejhen  könixe^  d^  Sj- 
H&h^ik4.^  lediglich  auf  ^iu  Gesqz  ^^if;b„gfjinden  :  k^|$f , 
u  ad  nur  d durch  möglich  wird  ;  und  der,  beleidig tx;jwi;;d 
.-.onach.berpchtigfe ,  zur  völligen  Vernichtung  seiner  Frei- 
IveiH^A. ^f-u^  völligen. Aufhebung.der  Möglichkeit  mit^hjci 
in  def  SincuenweH  je  yKi^der  in  Gc^mei^^chaft  zu^l^om- 
^ne^.  •  I^^s  Zwangsrecht  ist  insofern  .z<«en(^//cA,  und 
hat  gar  keine.  Grenze ,  (ein  Saz  ,,  ;den  die  Rechtslehr^r 
bald  einseilig  behauptet,  bald  einseitig,  geläugnet  ha- 
hfn)  ,  wenn  nicht  .et^ya  .  der  ander,e  in  seinem  Herzen 
das  Ge.sez  übernimmt,  als  ein  solches  ,^  und  sich  ihm 
unterwirft.      Sobald  er  es  aber  .übernimmt  hört  da3 
Zwangsrecht  auf,  da  die  Fortdauer  d,^sselben  sich  ledi- 
glich auf  die  Fortdauer  der  Gesezlp^sigkeit  des  andern 
gründete  j  un^  jeder  ^vv^eitei;eZwaiig  ist^  von  p  i?QVfi- 
derrechtlich.     In  dieser  Rücksicht  ia^- die  Gre.pe^jlea 
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Wie  soll  nun  die  Bedingung ^  die  herzliche  Unter, 
werfung  des  andern  unter  das  Rechtsgcsez  gegebea 
werden  ? 

Nicht  durch  sein  Bezeugen  der  Keue ,  durch  sein 
Versprechen  der  künftigen  Besserung,  durch  freiwil- 
lige Unterwerfung  unter  die  Gewalt,  Anbietung  des 
Ersatzes  u.  s.  f.  denn  es  ist  kein  Grund  da,  an  seine 
Redlichkeit  zil  glauben.  Es  ist  eben  sowohl  möglich^ 
dafs  er  nur  durcli  seine  gegenwärtige  Schwäche,  zu 
diesem  Betragen  bewogen  worden ,  und  nur  die  Gele*» 
genlieit,  den  AngegrilFenen  zu  überwältigen  sich  nur 
besser  ersehen  wollen ,  als  es  möglich  ist,  dafs  eres 
tedlich  meine,  und  jezt  auf  einmal  eine  Revolution  in 
§einer  Denkart  vorgegangen  sey.  Auf  das  ungewissö 
hinkann  der  Angegriffene  nicht  difeWalFeti  tti^derle- 
'gen,  und  seine  ganze  Sicherheit  blofs  äl  eilen.  Er  wird 
den  Zwang  fortseien;  aber  da  die  Bedingung  de» 
Rechts  problematisch  ist,  ist  sein  Recht  dazu  selbst 
nur  problematisch. 

Eben  so,  der  erste  Angreifer,  der  sich  etwa  zum 
^Schadenersätze,  der  durch  das  Rechtsgcsez  unbedingt 
gefordert  wird,  erböten,  wird  und  mufs  dem  Angrif« 
fe  auf  ihn  widerstehen ,  Weil  seine  ganze  Freiheit  dh- 
%ei  gefährdet  ist.  Da  es  immer  möglich  ist,  dafs  6r 
von  nun  an  freiwillig  sich  der  Regel  des  Rechts,  als 
«inem  Gesetze^  unterwerfe,  und  nie  wieder  etwas  ihm 
^«ntgegen  unternehmen  werde,  und  in  diesem  Fall^der 
fortgesezte  Zwang  des  andern  widerrechtlich  seyn  wür- 
de, kann  er  wöhl  auch  das  Recht  haben,  zu  wider- 
stehen, unci  den  andern  zu  verfolgen,  bis  szur  völligen 
Vernichtung  seiner  Freiheit:  abei  aucK  jei«  Hecht  ist 
S&i"  |)  robl  ematisch. 

•,  ./  Bat- 
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Das  über  die  Grenze  des  Zvvangsrecbts  enfscliei- 
deade  kann  demnach  ni:ht,  für  den  äussern  Gerichts- 
hof zii  Rocht  hestiindlg. gesehen  werden ,  der  Entschel- 
dungsgrund  beruht  im  Gewissen  eines  jeden.  Es  ist 
liier  ein  unauflöslicher  Ilechfsslreit ,  wie  es  scheint. 
Der  Entscheidungsgrund  könnte  nur.  durch  die  ^anze 
künftige  Erfahrung  gegeben  werden. 

Wenn  nemlieh  der  erste  Angreifer,  nachdem  er 
wieder  ganz  frei  ist,  nie  wieder  etwas  widerrechtli- 
ches unternähme:  und  der  AngcgrilTcne  nach  erhal- 
tener Genugthuung,  gleichfals  mit  völliger  Freiheit, 
alles  weitern  Zwängä  sich  enthielte,  so'  wäre  zu 
glauben,  dafs  der  er.ter«^  sich  derti-Geset^e  unterwor-»^ 
feu,  und  dci  leztere  blos  für  sein  Recht  gestritten^ 
a^so  dasselbe  nie  übertreten  hatte.  Eine  solche  Er- 
ialirung  würde  die  gegenseitige  Herstellung  der  Frei- 
heil,  das  Ablassen  vom  Gebrauche  physischer  GeWalC 
von  beiden  Seiten ,  rechtsbeständig  begründen. 

Aber  diese  gegenseitige  Herstellung  der  Frei- 
Xie'it  —  ^ex  Friede  zwischen  beiden  ist  nicht  mög- 
lich, ohne  daf^^jfng  Erfahrung  vorhergegangen  sey^ 
Denn  —  laut  obigem  —  kann  keiner  es  wagen,  sein 
errun2;ncs  Uebargewiclit  aufzuge))§n  im  Glauben  an 
die  ihm  mit  Grund,  verdächtige  Redjichkeit  des  andern 
Theils.  Das  legründete.  ist  nicht  möglich ,  ohne  den 
(h'und;  und  d^r  Grund  ist  nicht  möglich  ^  ohne  das 
hegründete.  Wir  sind  daher  in  einem  Zirkel  befan- 
gen.          Wie  in  einem  solchen  Falle  nach  syntheti- 

bclaer  Methode  verfahren  werden  müsse,  und  was 
in'  a.eo^enwürtio-Gr  Untersuchuns;  das  Resultat  dif^ses 
Veifalirens  seyn  vyerd<3 ,  werden  wir  sogleich  sehen. 

H 


Vorher  woVica  wir  genauer  ansehen,  was  wir  so 
eben  oefuudcü. 

Ein  Zwangsrecht  überhaupt,  als  allgememer 
BegrüF,  läfst  sich  aus  dem  Rechtsgesetze  ohne  IVlü.-' 
hc  ableiten;  aber  so  wie  die  Anwendung  dieslss 
.Rechts  gezeigt  werden  soll ,  verwickelt  man  siich  in 
einen  unauflöslichen  Widerspruch ;  weil  der  Entschci*^ 
dungsgrund  einer  solchen  Anwendung  in  der  Siunen- 
welt  gar  nicht  gegeben  werden  kann,  sondern  iu 
deai  Gewissen  eines  jeden  beruht.  Das  ^wangsrecht, 
als.  anwendbarer 'Begrilf,  steht  mit  sich  selbst  in  ,  of- 
fenbarem WiderS])ruche ;  indem  nie  zu  entscheiden 
ist^  ob  in  eine^u  .bestimmten  Falle  der  Zwang  recV J-- 
Uch  sey,    oder  nicht. 

■  Es  hängt  davon,  ob  eine  Ausübung  des  Zwangs- 
rechts durch  den  Beleidigten  selbst , möglich  sey,  oder 
nicht,  nichts  geringeres  ab,  als  die- Beantwortung 
der  Frage :  ob  ein  eigentliches  Naturrecht  möglich 
sey,  inwiefern  'dadurch  eine  ''-^Wissenschaft  des 
Rechtsverhältnisses  '  zwischen  '  ^Pei^sVfiisn  ausser  dbrii 
Staate,  und  ohne  poskives  (jeSe^'^liejijei'Chnet  wei'deii 
soll.  Da '  die  mehfesteh  RecTitslehrer"  sich  begnügt; 
formaliter  übet  deH  Kechtsbeg^ifF  zu  philosophiren, 
und,  wenn  ihreih '''Begriffe  nur  die  blofse  Denkbar- 
keit  zukam,  sich'  über  die  Anwendbarkeit  desselben 
wenig  bekümmert,  kamen  sie  über  -  die  angezeigte 
Frage  ganz  leicht  hinweg.  Hier  wird  die  erste  Fra- 
ge verneint,  mithin  auch  die  zweite:  Und  um  sich 
von  der  Evidenz  dieser  Lehre  zu  überzeugen,  dazu 
gehört,  dafs  man  sich  eine  bestimmte  Einsicht  in_  di« 
Unm'^?lichkeit  der  Ausübung  -d«s  Zwangsrechts  diwrck 


den  Beleidigten  selbst  verscljalFe,  welche  hier  dar-«- 
tlian  worden.  Oer  aufgeslcllte  Saz  ist  sonach  von 
vorzüglicher  Wichtiglitut  für  unsra  ganze  Rechtslehre. 

Der  Zirkel  war  der:  die  Möglichkeit  des  oe- 
jenseitigen  Freilassens  ist  bedingt  durch  die  o-ai^«- 
künftige  Erfahrung;  aber  die  Möglichkeit  der  künf- 
tlgen  Erfahrung  ist  bedingt  durch  das  gegenseitige 
Freilassen.  Nach  der  in  der  Wissenschaftslehre  er- 
wiesenen  Methode  werden ,  um  den  Widerspruch'  zu 
heben,  die  beiden  Glieder  synthetisch  vereinigt. 
jenseitiges  Freilassen,  und  die  ganze  künftige  Erfah. 
rung  müssen  Eins  ^  wid  ebendasselbe  seyn,  oder,  deut- 
licher, in  der  gegenseitigen  Freilassung  mufs  schon 
die  g^nze  künftige  Erfahrung,  welche  begehrt  wird, 
liegen,  und  durch  sie  verbürgt  werden. 

Dafs  dieser  Saz  aufgestellt  werden  mufste,  d«r- 
an  ist  kein  ZweiM;  es  ist  nur  die  Frage,  wie  das 
in  ihm  geforderte  möglich  sey^ 

.r.Myj^Zuf  orderst  ist  sogleich  klar,  dafs,  zu  Fol  ac  die- 
ser*  Forderung ,  die  ganze  künftige  Erfahrung,  und 
zwar .  die  begehrte  Erfahrung  der  vollkommnen  Si- 
cherheit heider,  in, einem  Momente,  in  dem  der  Frei- 
lassung ,.  vergegenwärtigt  werden  soll ,  und  zwar  Q^iil- 
tig  für  die  äussere  üeberzeugung,  da  keiner  die  in« 
nern  Gesinnungen  des  andern  wissen  kann.  Beide; 
viiiifstea  es  sich  daher  unmöglich,  physisch  . uamö^- 
iichL  machen,  ^.,f\i»aiider  fernerhin  aazugreifen ,  und 
zwar  so,  dafs  der  andere  Theil  diese  Unmöglichkeit 
einsehen,  und  davon  überzeugt  seyn  müsse.  Die  Si- 
hferung  für  die  Zukunft  lieifst  Gewährteidung,  Gaj-a.%- 
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Dar  obige  Saz  sagt  demnach;  sie  müssen  einuu- 
der  gegenseitig  Sicherheit  garantiren ;  aussertlem 
könnten  sie  nicht  länger  neben  einander  bestehen,  son- 
dcni  einer  von  beiden  mürsLe  nothvvendig  zu  Grunde 
gerichtet  werden. 

Es  frasjt  sich  weiter,  wie  diese  Garantie  möglich 
spv.    Sie  konnten  darum  die  WaiFcn  nicht  niederle- 
gen, weil  keiner  dem  andern  trauen  konnte.  Sie  müfs- 
ten  sie  demnach,  d.  i.  ihre  ganze  Macht,  niederlegen 
in  die  Hände  eines  dritten ,  dem  beide  trauen.  Diesem 
Dritten  mufsten  sie  auftragen,  denjenigen  von  beiden, 
der  den  andern  angreifen  würde,  sogleich  zurück  zu 
drangen.  Kr  müfste  dies  vermögen,  er  müfste  also 
ühtriudchtis:  seyn.  Dieser  Dritte  würde  sonach  das 
Zwangsrecht  für  beide  ausüben.  -—  Soll  er  dies,  so 
müssen  ihm  beide  zugleich  die  Ents^^heidung  ihrer  ge« 
gcnwiiriigen  Streiligkeit  sowohl,  als, deren,  die  mög- 
licher Weise  künftig  zwischen  ihnen  entstehen  könn- 
ten, d.  h.  sie  müfsten  ihm  ihr  Recht  des  Gerichts  über- 
geben. Sie  müssen  ihm  dasselbe  ohne  Vorbehalt  über- 
geben;  es  mufs  von  ihm  keine  Appellation  Stattfinden. 
Denn  wenn  einer  unter  ihnen  das  Urtheil  ihres  nun- 
mehrigen gemeinschaftlichen  Richters  leiten  könnte, 
so  verschafi'te  er  noch  immerfort  sich  selbst  Recht;  aber 
der  andre  traut  ihm  nicht,  kann  demnach  auf  diese  Be- 
dingung den  Vertrag  nicht  eingehen.  Beide  müssen  also 
ihre  physische  Macht,  und  ihr  Rechts  urtheil ,  d.  i.  alle 
ihre  Rechte  jenem  Dritten  unbedingt  unterwerfen, 

IV.) 

Thais.    Die  Freiheit  der  Person,  ist  nach  dem 
Rech tsg<  setze   durch    nichts   beschränkt,     als  durch 

die 
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die". Möglichkeit ,  dafs  auflere  neben  ilu  auch  frc.Iseyn, 
und  Rechte  haben  können.  Alles  was  keines  andern 
Rcclite  krankt,  soll  sie  nach  dem  llechtsgesetze  tliun 
dürfen,  denn  darinn  eben  besteht  ilir  Hecht.  leder 
hat  das  Recht  über  diese  Grenze  seiner  freien  Tlandlun- 
gen  selbst  zu  nrtheilen ,  und  dieselbe  zu  vertheidige«. 

Antithesis»  Nach  einer  richtigen  Folgerung  aus 
demselben  Rechtsgesetze,  mufs  jede  Person  ihre  Macht 
lind  ihr  Rechtsurtheil ,  gänzlich,  und  ohne  allen  Vor- 
behalt veräussern ,  wenn  je  ein  rechtlicher  Zustand  un- 
ter freien  Wesen  möglich  seyn  soll.  Sie  verliert  da- 
durch das  Recht,  über  den  Umfang  ihrer  Rechte  zu 
urtheilen,  und  sie  zu  vertheidigen  völlig ,  wird  abhän- 
gig von  der  Erkenntnifs  und  dem  guten  Willen  dessen, 
dem  sie  sich  unterworfen  hat ,  und  hört  demnach  auf, 
frei  zu  Seyn. 

Der  leztere  Saz  widerspricht  dem  erstem.  Der 
crstere  ist  das  Rechtsgesez  selbst;  der  zweite  einerich- 
tioe  Folgerung  aus  diesem  Gesetze.  Also  steht  das 
Rechtsgesez  in  Widerspruche  mit  sich  selbst.  Dieser 
Widerspruch  mufs  gehoben  werden;  der  eigentliche 
Siz  desselben  ist  dieser:  Ich  kann  unter  dem  Gebiete 
des  Rechtsgeselzes  von  meiner  Freiheit  nichts  weiter 
aufgeben,  als  erforderlich  ist,  damit  die  Rechte  ande- 
rer,  mit"  denen  ich  in  der  Sinneuwelt  in  Gemeinschaft 
komme,  dabei  bestehen  können.  Tczt  soll  ich  alle 
meine  Rechte  in  das  Ermessen  und  die  Gewalt  eines 
Fremden  niederlegen.  Dies  ist  unmöglich,  und  wi- 
dersprechend, wenn  nicht  bei  dieser  Unterwerfung, 
und  durch  sie  meine  ganze  Freiheit,  so  viel  nach  dem 
kechtsge  setze,  in  der  Verbindung,  in  welcher  ich  mich 
befinde,  auf  meinen  Theil  kommt,  gesichert  ist. 
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Teil  Jcann  micK  vernünftiger  Weise  niclit  unter- 
vrcrfen,  und  niemand  hat  nach  dem  Rechts^esetze  ein 
rxecht,  die  Unterwerfung  von  mir  zu  fordern,  ausser 
unter  dieser  Bedingung.  Ich  mufb'  daher  seihst  in  eig- 
ner Person  urlheilen  können ,  oh  die  genannte  Bedin. 
gung  Statt  hahe.  Meine  Unterwerfung  ist  durch  die 
Möglichkeit  dieses  Urtheils  bedingt;  und  unmöglich, 
und  widerrechtlich,  wenn  ein  solches  Urtheil  »icht  ge- 
fällt wird.  Vor  allem  also ,  ich  mufs  mit  volLkommner 
I^reikeit  mich  unterwerfen. 

Nach  der  Unterwerfung  hahe  ich  ,  wie  ausdrück- 
lich gesagt  und  erwiesen  worden,  kein  weiteres  Rechte-- 
,  über  den  Umfano;  meines  Rechts;  mithin  müfste  das 
hegehrte  Urtheil  vor  der  Unterwerfung  möglich  seyn, 
nrid  wirklich  gefällt  werden. 

Essoll  das  Urtheil  seyn ,  dafs  im  Zustande  der 
Unterwerfung  meiner  rechtmässigen  Freiheit  nie  Ab- 
bruch geschehen  wird ,  dafs  ich  nie  etv-'as  von  dersel- 
ben werde  aufopfern  müssen,  als  dasjenige,  was  ich  auch 
meinem  eignen  Urtheile  nach,  zu  Folge  dcs.Rechtsgese. 
tzes,  hätte  aufgeben  müssen:  die  ganze  künftige  Er~ 
fahrung,  im  Zustande  der  Unterwerfuncr,  soll  dcni- 
^  nach  vor  der  Unterwerfung  v^orher  vergegenwärtiget 

werden,  d.  h.  es  soll  mir  Garantie  über  meine  voll- 
kommne  Sicherheit  innerhalb  der  Grenzen  meiaeg 
Rechts  geleistet  werden. 

Zuförderst:  was  soll  mir  garantiret  werden?  — 
Yollkommne  Sicherheit  aller -meiner  Rechte,  sowohl 
vor  dem,  dem  ich  mich  unterworfen  haljc,  als,  durch 
Meinen  Schutz,  vor  allen  Individuen,  mit  denen  ich  in 
Gemeinschaft  kommen  könnte.    Ich  soll  lüs  zur  Üeber- 
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Zeugung  einsehen  Ijörineh,  clafs  alle  mogliclien  iurifti- 
gen  lleclitsurthcile-,  die  in  meinen  Angelegenheiteii 
gesprochen  werden  dürften ,  nur  so  auslallen  können, 
wie  ich  selbst  V  nach  dem  Rechtso-es^itzc ,  sie  würde 
sprechen  müssen.  Es  '  müssen  djjhßr  Normm  dieser 
künftigen  Rechtsurthoile,  meiner  Früfuitg  vorgelegt 
weiden,  in  welchen  dasRcchtsgesez  auf  die  möglichen 
Fälle,  welche  vorkommen  könneii ,  angewendet  sey; 
Solche  Normen  heissen  -positive  Gesetze;  das  System 
derselben  überhaupt , ;  das  (positive^  Ge-sez^ 

a.  )  Alle  positiven  Gesetze  stehen  näher,  oder 
entfernter,  unter  der. Regel  des  Rechts.  Es  gieht  in 
denselben  keine  Willkühr,  und  kann  keine  geben.  Sie 
müssen  soseyn,  dafs  jeder  verständige ,  und  Unterricht 
tcte  dieselben  Gesetze  nothwendig  geben  injüfste, 

b.  )  jDie  Regd  des  Rechts  überhaupt  •  wird  in 
ihnen  auf  die  einzelnen  Objekte,  ül^er  welche  je- 
ne Regel  entscheidet,  ärigewandt.  '  Das'  positive  Ge-- 
sez  schwebt  in  der  Mitte,  zwischen  dem  Rechtsgese- 
tze, und  dem  Rechtsurtheüe.  Im  positiven  Gesetze 
wirÄ  die  Regel  des  Rechts  auf  bestimmte  Objekte ,  im 
Rechtsurtheüe  das  positive  Gesez  auf  bestimmte  Per- 
sonen angewendete  —  Der  bürgerliche  Richter  hat 
nichts,  zu  thun ,  als  zu  entscheiden ,  was  geschehen  sey, 
und  das  Gesez  anzuführen.  Der  Rechtsspruch  mufs 
•schon  im  Gesetze  enthalten  seyn,  wenn  die  Gesezge» 
bung  klar ,  und  vollständig  ist ,  wie  sie  soll. 

Der  aufgestellte  Widerspruch  ist  zum  Theil  g^ 
hoben.  Wenn  ich  mich  dem  Gesetze,  einem  durch 
mich 'geprüften,,  und  gebilligten  Gesetze  unterwerfe^ 
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welche  Prüfung  erwiesener  Maafscn  r!ie  aussclilicssen- 
de  Bedingung  der  rochtliclien.iVIögJichkeit  meiner  Un- 
terwerfung ist,  so  unterwerfe  ich  nüch  nicht  der  ver- 
änderlichen Willkühr  feines  Manschen,  sondern  einem 
unabänderlichen  festgesezten  Willen:  und  zwar,  da 
das  Gesez  so  ist,  dafs  ich  selbst  nach  der  Regel  des 
Rechts  es  so  geben  müfste,  meinem  eigenen  unverän- 
derlichen Willen,  den  ich  nothwcndig  haben  nrnfste, 
wenn  ich  gerecht  bin ,  und  also  überhaupt  Rechte  ha- 
ben soll:  meinen  Willen,  der  meine  Rechtsfähigkeit 
überhaupt  bedingt;  denn  habe  ich  einen  andern  Wil- 
len, so  wäre  derselbe,  da  das  Gesez  der  allein  gerech- 
te Wille  ist,  ungerecht,  und  ich  wäre  demnach,  da 
nur  derjenige  Rechte  hat,  der  st^lbst  dem 'Rechtsgese- 
tze sich  unterwirft,  völlig'  rechtlos»  Weit  entfernt 
demnach  durch  diese  Unterwerfung  meine  Rcclite  zu 
verlieren,  erhalte  ich  sie  erst,  indem  ich  erst  durch 
sie  äussere,  dafs  ich  die  Bedingung,  unter  welcher 
allein  jemand  Rechte  hat,  erfülle.  Obgleich  ich  un- 
terworfen bin,  bleibe  ich  immer  fort  nur  meinttn  WiU 
len  unterworfen.  Mein  Recht  des  Gerichts  habe  ich 
auf  ein  Mal  für  mein  ganzes  Ijcben ,  und  für  alle  mög- 
liche Fälle  wirklich  ausgeübt;  und  nur  die  Sor^re, 
-^meine  Rechtssprüche  durch  meine  eigne  physiscKe 
Macht  auszuführen ,  ist  mir  abgenommen. 

Resultat.  Nur  an  den  nothwendieren  und  keiner 
Ausnahme  fähigen  Willen  des  Gesetzes  kann  man,  ver- 
nünftiger Weise ,  seine  Macht  und  sein  Rechtsurtheil 
veräussern,  keinesweges  aber  an  einen  freien,  und  in 
seinen  EntSchliessungen  veränderlichen  Willen  eines 
Menschen.    Nur  das  erste  erfordert  das  Rechtsgesezi 
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nnr  <5ics  ist.  Berlingimg  aller  Recht:©«  Das  lezffire  ist 
iiicLt  geradezu  gegen  das  Gesez,  weil  das  Recht  ulclit. 
rfliclit  ist,  und  man  also  seine  Rechte". gar  wohl  aaige- 
ben  darf;  aher  es  folgt  auch  nicht  aus  dem  Gesetze. 

y.)  Der  aufgezeigte  Widerspruch  ist  r.um  Theil, 
aber  auch  nur  zum  Theil  gehoben.  Dem  sich  utUxM- 
werfenden  sollte  Garantie  für  die  Jiünfti^i^e  Sicherheit 
aller  seiner  Rechte  geleistet  werden,  durch  das  0(stz. 
Aher  was  ist  das  Gesez?  Y/in  EegrilF.  Wie  soll  es 
denn  ins  Lehen  eingeführt ,  wie  »oll  dieser  hlofse  Be- 
milf  in  der  Sinnenwelt  realisirec  vv^er(]en?  —  Wir 
zeigen  die  Fra^e  noch  von  einer  andern  Seite. 

o  " 

Jemanden  die  Gewähr  leisten  für  die  Sicherheit 
seiner  Rechte  heifst:  es  sich  unmöglich  machen,  die- 
selben anzugreifen,  so  dafs  er  von  dieser  TTnniöc;lic?r 
heit  überzeugt  seyn  müsse.  Nun  soll  hei  der  Unter- 
werfung dem  Unterworfenen  nicht  nur  die  SiclierhelL 
vordem,  welchem  ersieh  unterworfen  hat,  sondern  Si- 
rherheit  vor  allen  Personen  ,  mit  denen  er  jeinals  ia 
Gemeinschaft  kommen  kann,  garaiitirt  werden ;  es  soll 
also  überhaupt  unmöglich  seyn,  dafs  seine  Reclite  ver- 
Iczt  werden,  und  er  soll  von  dieser  gänzlichen  Un- 
möglichkeit vor  der  Unterwerfung  vorher  sich  überzeu* 
cen  können.  Nun  ist  diese  Unmöglichkeit  allerdin-^s 
lux  Willen  des  Gesetzes  enthalten;  aber  es  ist  die  weit 
höhere  Frage:  wie  soll  ihm  denn  nun  wieder  cZzV  Ga- 
rantie geleistet  werden,  dafs  das  Gesez,  und  nur  da^ 
Gesez  herrschen  w^erde? 

Kr  soll  vor  dem  Gesetze  selbst  sicher  seyn;  e» 
mufs  daher  nie  die  Macht  dessel])en  gegen  ihn  gewen- 
det werden,  als  in  den  durch  das  Gesez  vorau.sbestimm- 
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tcn  Fällen.  Er  soll  durch  das  Gesez  vor  allen  andern 
sicher  seya :  dasselbe  mufs  also  stets  handeln ,  wo  es 
KU  handeln  hat.  Es  mufs  nie  ruhen,  wo  es  eeweckt 
wird. 

Kurz:  Das  Gesez  mufs  eine  Macht  seyn:  der  Be- 
griff des  Gesetzes,  aus  dem  lezten  Theile  unsrer  Un- 
tersuchung, und  der  der  Uehermncht ,  aus  dem  nächst 
vorhergegangenen  müssen  synthetisch  vereinigt  wer- 
den. Das  Gesez  selbst  mufs  die  Obergewalt,  die 
Obergewalt  mufs  das  Gesez  seyn ,  beide  Eins  und  eben 
dasselbe :  und  ich  mafs  bei  meiner  Unterwerfung  mich 
ül;erzeugen  können,  dafs  es  so  ist;  dafs  es  völlig  un- 
möglich sey,  dafs  je  eine  Gewalt,  ausser  der  des  Ge- 
setzes, sich  gegen  mich  richte. 

Unsere  Aufgabe  ist  genau  bestimmt^  Es  ist  die 
Frairc  zu  beantworten:  JVie  wird  das  Gesez  eine  Macht? 
Die  Macht,  die  wir  suchen,  liegt  nicht  unmittelbar 
in  der  Natur,  es  ist  keine  mechanische  Macht,  wie 
sich  dies  oben  gezeigt  hat,  und  die  Menschen  haben 
allerdings  die  physische  Kraft  Ungerechtigkeiten  aus- 
zuüben. Die  zu  suchende  Macht  müfste  demnach  ei- 
ne solche  seyn ,  die  von  einem  Willen  abhängt.  Nun 
aber  soll  dieser  AVille  nicht  frei,  sondern  nothwendig 
und  unabänderlich  durch  das  Gesez  bestimmt  seyn. 
Einen  solchen  Willen,  als  Willen  eines  Individuum, 
kann  es  nicht  geben,  so  dafs  jeder  andere  auf  die 
Rechtmässigkeit  desselben  sich  immer  sicher  verlas- 
sen könnte.  Es  müfste  daher  etwa  sich  so  verhalten, 
dafs  der  zu  suchende  Wille  nur  da  Macht  hätte,  wo 
er  das  Gesez  wollte,  und  keine  hätte,  wo  er  es  nicht 
^'öUte:  und  so  ist  unsre  Aufgabe  näher  bestimmt  die: 
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Fdnen  IVilUn  zu  ßnden ,  der  nur  dann ,  dann  nher  auch 
iinfeldhar  eine  Macht  ist  j    wenn  er  das  Gcsez  will. 

Eine  Ueberniaclit  über  ein  freies  Wesen  könnt© 
ijur  dadarcli  entstehen^  dafs  meA/ere  freie  Wesen  sicli 
vereinigten ,  denn  es  giebt  in  der  Sinnenwelt  nichts, 
das  mächtiger  sey,  als  ein  freies  Wesen ;  (eben  darum, 
weil  es  frei  ist,  und  seiner  Kraft  mit  Besonnenheit  ei- 
ne zweckmässige  .Richtung  gehen  kann  )  und  nicht», 
das  mächtiger  sey,  als  der  Einzelne ,  ausser  Mehrere. 
Ihre  Stärke  würde  demnach  lediglich  in  ihrer  Vereini- 
gung bestehen.  Nun  soll  ihre  Macht  da v'on  abhängen, 
dafs  sie  das  Gesez,  oder  das  Recht  \'i''ollen.  Ihre  Fer^ 
eifiigung  demnach,  worauf  ihre  Macht  beruht ,  müfste 
davon  abhängen:  das  einzige  Band  dieser  Vereini- 
gung müfste  das  Wollen  des  Rechts  seyn.  Sobald  sie 
das  Unrecht  wollten,  müfste  ihr  Bund,  und  mit  ihm 
ilire  ganze  Macht  sich  auflösen. 

Das  nun,  dafs  durch  das  V^ollen  des  Unrecht^ 
die  Uebereinstimmnng  unterbrochen  wird,  ist  bei  je- 
der Vereinigung  freier  Wesen  nothwendig  der  Fall. 
Eine  Anzahl  freier  Wesen  vereinigen  sich  ,  heifst;  sie 
wollen  mit  einander  leben.  Aber  sie  können  gar  nicht 
bei  einander  bestehen,  wenn  nicht  jeder  seine  Freiheit 
durch  die  Freiheit  aller  übrigen  beschränkt.  Wenn 
eine,  Million  Menschen  beisammen  sind ,  so  mag  wohl 
jeder  Einzelne  für  sich  selbst  so  viel  Freiheit  wollen» 
als  nur  immer  möglich  ist.  Aber  man  vereinige  den 
Willen  aller,  in  Einem  Begriffe,  als  Einenlf  Willen, 
so  theilt  dei'Selbe  die  Summe  der  möglichen  Freiheit  zu 
srleichen  Thcilen  ^  or  froht  darauf,  dafs  alle  mit  ein- 
ander frei  Seyen,  da:fS  daher  die  Freiheit  eines  jeden 
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bcschränJct  sey  durch  die  Freiheit  aller  iihrigen  *\ 
Das  EiiizigmÖojliche  daher,  worül>er  ihr  Wille  sich 
vereinigt,  ist  das  Recht:  und  da  hier  eine  bestimmte 
Anzahl  Menschen  von  bestimmten  Neigungen,  Be- 
schäftigungen, u.  s.  f.  bei  einander  sind,  das  Recht 
i'u  Anwendung  auf  sie  ^  d.  h.  ihr  positives  Gesez.  So  ge- 
wifs  sie  alle  einig  sind,  so  gewifs  wollen  sie  das  Ge- 
sez. Wenn  auch  nur  Einer  unterdrückt  vt^erden  soll, 
so  giebt  dieser  Eine  seinen  Willen  gewifs  nicht  darein, 
und  es  sind  nicht  mehr  alle  einig. 

Das,  worüber  sie  übereinstimmen,  ist  ihr  posi- 
tives, die  Grenzen  der  Rechte  und  Freiheiten  eines 
jeden  Einzelnen  unter  diesen  Umständen  bestimmen- 
<\cs  Gesez,  wurde  behauptet.  Den  Willen  dieses  Ge- 
setzes müssen  sie  nun  nicht  eben  ausdrücklich  äussern, 
noch,  ist  es  nöthig,  etwa  die  Stimmen  darüber  zu  samm- 
jcn,    wodurch   man  denselben  sehr  unrein  erhalten 

würde. 


*)  R.ousseau's  volonte  generale ,  deren  Unterschied 
\"on  der  volonte  de  tous  keinesweges  sogar  unbe- 
{Treiflich  ist.  Alle  Einzelnen  wollen ,  jeder  soviel 
als  möglich,  für  sich  behalten,  und  allen  übri- 
gen so  wenig  als  möglich  lassen ;  aber  eben  dar- 
um ,  weil  dieser  ihr  Wille  unter  sich  streitig  ist, 
hebt  das  Widerstreitende  sich  gegenseitig  auf, 
und  das,  was  als  leztes  Resultat  bleibt,  ist,  dafs 
jeder  haben  solle,  was  ihm  zukommt.  Wenn 
zwei  lieute  im  Handel  mit  einander  begriffen 
sind,  so  mag  man  immer  annehmen,  dafs  jeder 
den  anaern  bevortheilen  wolle;  da  aber  keint^r 
von  beiden  der  Bevortheilte  sevn  will,  so  ver- 
nichtet sich  dieser  Theil  ihres  Willens  gegensei- 
tig und  ilir  gemeinsamer  Wille  ist  der.,  dafs  je- 
der erhalte,  was  Recht  ist. 


\TÜi(le.    Jeder,  cler  ihre  Anzahl,  ihre  Beschäfligmi- 
gen,  ihre  ganze  Lage  kennt,  kaiiri  ihnen  sagett-i  \^^or- 
iiber  alle  einstimmen.    Ihr  Gesez  ist  ihnen  durch  die 
IVo^chtsregel ,  und  durch  ihre  bestimmte  physische  La- 
oe  £ie£.eben ,  wie  durch  die  zwei  Faktoren  das  Produkt 
oegchen  ist;  jeder  verständige  kann  dasselbe  suchrn. 
Der  Inhalt  des  Gesetzes  hängt  schlechterdings  nicht  ah 
von  der  Willkühr,  und  der  geringste  Einflufs  flerst;!- 
bcn  darauf,  macht  es  ungerecht,  und  trägt  in  dieVer- 
hindung  den  Saamen  der  Zwietracht,  und  den  Grund 
ihrer  künftigen  Auflösung.    Die  Form  des  Gesetzes, 
seine  verbindeftde  Kraft  aber  erhält  es  nur  durch  die 
"Einwilligung  der  Einzelnen,    mit  dieser  bestimmten 
Volksmenge  sich  zu  einem  gemeinen  Wesen  zu  verei- 
nigten.   Also  —  nur  über  Hecht  und  Gesez  sind  alle 
einig;  und  wer  mit  allen  einig  ist,   der  will  nothwen^ 
difi;  Recht  und  Gesez.    In  einer  solchen  Verbindnnö; 
sind  nicht  zwei  Individuen  anzutreiFen,    voii  den&iii 
der  eine  etwas  anders  wollte,   als  der  ündere.  SöhaM 
aber  zwei  Individuen  in  ihren  Wollen  uneinig  sind, 
ist  wenigstens  einer  von  ihnen  auch  mit  allen  übrigen 
-^icht  einig,  sein  Wille  ist  ein  individueller,  und  eben 
darum  ein  ungerechter  Wille.    Ist  der  Wille- dies  an- 
dern ,  mit  dem  er  in  Rechtsstreit  gerathen ,  überein- 
stimmend mit  dem  Willen  der  Gemeine,  so  hat  dieser 
nothwendig  recht. 

Es  ist  keine  Frage,  oh  in  einer  solchen  Verbin- 
dung  der  gerechte  Wille ,  wenn  er  sich  in  Handlung 
Sf^zte,  nicht  stet-S  übermächtig  seyn  würde,  über  den 
Tingerechten  Willen,  da  der  leztere  stets  nur'  der  Wil- 
'lo  eines  Einzelnen,  der  erste  aber  der  Wille  der  Ge- 
meine Ist. 


Es  ist  nur,  die  Frage ,  wie  es  einzuricliteiv  sey, 
dafs  dieser  Wille  der  Gemeine  stets  thätig  sey,  und 
wirke,  wo  er  zu  wirken,  und  einen  individuellen  Wil- 
len zu  unterdrücken  hat;  dafs  es. sich  sonach  mit  den 
physischen  Kräften  der  Einzelnen  gerade  so  verhalte, 
wie  es  sich  mit  dem,  Willen  dervEinzelnen  het  Verei- 
nigung .derselben  iift  Begriffe  verhalt,  dafs  die  einzel- 
nen Kräfte  gerade  so  mijt  der  liraft  i  der  Gemeine  in 
Eine  verschlungen  werden,  wie  hei  der  synthetischen 
Vereinif^nnc;  des  Willems  aller  zu  Einem  E(  griffe,  dor 
ein25elae  Wille  mit  .de;?»  Willen  der  Gemeine  in  Einea 
Willen  verschlungen  wird.  Dies  mufs  nothwendi<^ 
und:  nach  einer  strengen  Regel  e^folg^n ,  denn  tis  soll 
ja  jedem,  der,  sich  unterwirft,  die  ihn  völlig  iiherzeu- 
■Tcnde  Garantie  2;e2,'eben werden ;  die  absolute  ünniög- 
iichkeit  soll  ihm^  dar^ethan  werden,  dafs  in  der  Yer,- 
binduu"^  irgend  eine  andere  Macht  gegen  ihn  thätig 
scyn  werde,  als  die  des  Gesetzes,  und  dafs  jedcf  an- 
dere durch  das  Gesez  sogleich  werde  zurückgedrängt 
werden  dafs  gar  nicht  etwa  vom  Ziif;;il3e ,  vom  gur- 
ten Wi^^en  eines  andern ,  u.  s.  f.  ,  abhänge ,  sondern 
<l<ifs  aus  der  Organisation  des  Ganzen  .erfolge,  dafs  das 
Gesez  allemal  sicher  in  Ausübung,  kommen  müsse. 

Die  stärkste,  und  einzig  hinreichende  Garantie, 
die  "jfeder  Einzelne  mit  Recht  fordern  kann,  ist  die, 
dafs  die  Existenz  der  Gesellschaft  selbst  an  die  Wirk- 
samkeit des  Gesetzes  gebunden  sey. 

So  ist  es  im  allgemcineji  schon  der  Natur  der  Sa- 
che nach.  Wenn  die  Ungerechtigkeit  ^allgemein  wür- 
de, so  müfste  die  Gesellschaft  sich  jiothwendig  auf- 
lösen,   und  dadurch  zu  Grunde  gehen.      Aber  hier» 

und 
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«nd  cla  und  .filoit  einmal  eine  Slrengc  über  die  Schran- 
ken/des Geisct^es  hinaus,  oder  eine  Ünthähigkeif  de?» 
Gesptzcs,  trennt  nicht  nothwendig  die  Verbindung. 
Dies  wäre  nun  für  den  Einzelnem  eine  sohl echtejpa- 
jtm^e,,dafs  zwar,  ihm  für  sei^iC;  Eerßon,j  und  so  auch 
anderiijflndividuen  wohl  Gewalt,  geschehen  hönnc/s 
dals  aber  nie  allen  zugleich  Unrecht  geschehen  werde.  ; 

,  J^as  T^e-rhäkniß  müfste  d-aher  soseyn,  dafs  aus 
jede.r  noch  'SO  geringfügig  scheinenden  ür.<2;erechtig- 
keit  geg^en.den.Eittzelnen' jaothwendig  Ungerechtii^keit 
gegen  alle  erfolgte.  Wie  ist  dies  einzurichten  ?  Das 
Gescz  soll  notliwendi^  That  seyn.  Es  Avird  ganz  ge- 
wifs  immer  Tiiat  seyn,  wenn  umgekehrt  die  That  Ge' 
^  sc-  ist,  d.  i."  wenn  alles,  w^is  in'der  Verbindung  ein- 
mal, .und  ;tQh-'^^ineiij' geschelxen  r darf.,;  blos  dadurch, 
dnfs  es  vOn  diesem,  dieses  Eine  Mal  geschieht,  gesez- 
lieh  wird^  und  von  allen  geschehen  darf,  welche  LusL 
dazu  haben;  wenn  je^e  liandlung  eines  jeden  ein  all- 
gemeingültige^ iGesez  wirklich  gi^bt.,.  In  einer  solcheii 
Verbindung  triilt  jede  Ungerechtigkeit  nothwendig.  al  - 
le ;  -  Jede  Vergehung;  ist  ein  .■öifentliches  Unglück  j.A^'^a^S 
mir  wiederfahren  durfte»  dpf  von  nun  an  jedem  Ein- 
zelnen in  der  ganzen  Gemeine  wiederfahren,  und  wenn 
nur  noch  Einer,  sicher  sey^  sq]1  , .  so  mufs  es  diejersie 
Aneeleaenheit  aller  seyn mich  zu- schützen  ,  mir  zu 
^jjeinem  Hecht^  zu  verhelfen ,  und  da^  Unrecht  zu  be- 
strafen. Es  ist  klar,  dafs»  diese  Garantie  hinreichend 
isl:  dafs,,  bei. ,eincr,  solchen  Emrichtung ,  das  Gesez 
stets  wirken ,,.  abe^r  auch  nie  ?eine  Grenze  überschrei- 
ten wird,  weil  das  Ueberschreiteu  derselbcii  ja  J|^ch 
gesezlich  für  alle  wüvtle. 
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Er.  ist  klar,  dafs  derjetiige,  flor  in  eine  .solch« 
Vcrbindmig  tritt,  seine  Freiheit  erhält ,  ob  er  sie  gleich 
aufgi<^ht,  und  dadurch  sie  erhält,  d als  er  sie  aufzieht, 
dnio  durch  ihren  Bec^riff  alle  WidiHs^rüche  gelös't, 
■und  diirch  ihre  Realisation  die  Iterrachaft  des  Rechts 
realisirt  werde;  dafs  jeder,  der  die  Herrschaft  des 
Rechts  wolle,  eine  sohhe  Vcihin<lnn^2;  nothwendig 
v/ollen  müsse.  —  Dafs  daher  durch  den  Bef>iifF  dersel- 
ben der  Umkreis  unsi^er  Unt  ersuchen  geschlossen  sev. 
Die  nähere  Analyse,  dieses  Eegrifis  wird  im  dritten  Ka- 
pitel unsrer  Rechtslehxe  vam  gemeinen  Wcseh  vorgetra- 


gen werden. 


E  r  s  t  e  s  K  a  p  i  t  e  1  der  R  c  c  h  t  s  1  e  h  r  e. 

Deduktion  des  Ur rechts. 


9.     ÄLiJ  Helene  JVeise  ein  Urrecht  sich  denken  lasse? 

-Voll  Rechten  kann  geredet  werden  nur  unter  der  Be- 
dingung, dafs  eine  Person,  als  Person,  d.  h.  als  Indi- 
viduum gedacht,  demnach  auf  anderelndividuen  bezo- 
gen  werde,  dafs  zwischen  ihr  und  jenen,  wenn  auch 
nicht  eine  wirkliche  Gesellschaft  gesezt,  dennoch  eine 
mögliche  eimgebildet  werde*  Das  was  zunächst  und 
£Ürdie  blos  spekulative  Untersuchung  Bedingungen  der 
Persönlichkeit  sind,  wird  zuRechten  lediglich  dadurci^ 
dafs  andere  Wesen  gedacht  werden,  die  nach  dem 
Rechtsgesetze  dieselben  nicht  verletzen  dürfen.  Nun 
können  freie  Wesen  gar  nicht  zusammen  gedacht  wer- 
de», ohne  dafs  ihre  Rechte  einander  gegenseitig  ein- 
schränken, demnach,  ohne  dafs  der  Umfang  der  Ur- 

rechle 


129 


rechte  sich  in  den  der  Rechte  in  einem  gemeinen  We- 
sen verwandle.  Es  wäre  mithin .  gar  nicht  möglich 
über  di3  Rechte  als  Urrechte,  d.  h.  ohne  Rücksicht  au£ 
die  durch  die  Rechte  andrer -nothigen  Beschränkungen, 
zu  reflektiren^  .I^ennoch  mufs  eine  solche  Untersu- 
chungjjder  Rechte  in  einem;  gemeinen  Wesen  vorausge- 
hen, und  sie  begründen.  Es  mufs  sonach  von  jener 
Beschränkung  abstrahir^t  werden  ,  wozu  denn  auch  die 
freie  Spekulation  sich  so  leicht  bequemt,  dafs,  sie  die- 
se Abstraktion  sogar  unwillkührlich  macht,  und  nur  er- 
innert werden  mufs,  dafs  sie  dieselbe  gemacht  hat. 
Von  Seiten  der  Möglichkeit  ist  daher  keine  Schwierig- 
keit. 

Nur  ist  zu  erinnern,    und  wohl  einzuschärien, 
dafs  diese  Abstraktion  gemacht  worden,    dafs  mithin 
der  dadurch  hervorgebrachte  Begriif  zwar  ideale  Mög- 
lichkeit (für  das  Denken ) ,   abe-r  keine  reelle  Bedeu- 
'    tung  hat.     Vernachlässigt  man  diese  Bemerkung ,  so 
erhält  man  eine  lediglich  formale. Rechtslehre.  —  Es 
giebt  keinen  Stand  der  Urrechte  ,  und  keine  Urrechte 
des  Menschen.    Wirklich  hat  er  nur  in  der  Gemein- 
schaft mit  andern  Rechte,  wie  er  denn,  nach  den  obi- 
gen höhern  Principien,  überhaupt  nur  in  der  Gemein- 
schaft mit  andern  gedacht  werden  kann.     Ein  Urrecht 
ist  daher  eine  blofse  Fiktion,  aber  sie  mufs,  zum  Be- 
^huf  der  Wissenschaft ,    nothwendig  gemacht  werden. 
Ferner  ist  klar,  und  hier  nochmals  zu  erinnern,  ohn- 
erachtet  es  schon  oftmals  eingeschärft  worden,  dafs 
nur  insofern  die  Bedingungen  der  Persönlichkeif  als 
Rechte  zu  denken  sind,    inwiefern  sie  in  der  Sinnen- 
welt erscheinen ,  und  durch  andere  freie  Weseri,  als 
Kräfte  ia  der  Sinnenwelt,    gestört  werden  könnten; 

i  dafs 


dafs  es  flaliet  z.  B.  aller(^ings  ein  .Rechi,  der  ülnnjiciicii 
Seibsrcihaltung ,  der  Erhaltung  meinies  Leiljues ,  als  el- 
jnes  solchen,  keinesweges  aber  ein  Recht  frei  zu  denken^ 
oder  zu  wollen  gehen  könne;  dafs  man  allerdin<j,s  ein 
Zwan2;srecht  gegen  denjenigen  hat,  der  unsan-unserm 
licihe  angreift,  keinesweges  aher  gegen  den,  der  uns> 
etwa  in  den  uns  beruhigenden  Ueberzeugungcn  stxjr!:, 
oder  durch  sein  unmoralisches  Betragen  ^  uns  ein  Aer- 
gernifs  giebt. 

§.  10.  üeßnidon  des  Urrechts. 
leder  beschränke  seine  Freiheit.,  den  ITriifarig  sei- 
ner  freien  Handlungen  durch  den  Begiiir  der  Freiheit^ 
des  andern,  (so  dafs  auch  der  andere,  als  überhaunt 
frei,  dabei  bestehen  könne),  ist  der  Grundsaz  aller 
Rechtsbeurtheilung,  Der  Begriff  der  Freiheit  in  d<  r 
leztern  Stelle',  der,  wie  schon  oben  erinnert  v.-vordcm, 
nur  formale  Bedeutung  hat,  giebt  den  BegriiF  des  Ur- 
aechts,  desjenigen  Rechts  ,  das  jeder  Person  ,  als  einer 
solchen,  absolut  zukommen  soll.  Wir  erörtern  ihn 
jezt  genauer* 

Dieser  Begriff  ist  der  Qualität  nach  ein  Begriff 
von  dem  Vermögen,  absolut  erste  Ursache  zu  scyn,; 
der  Ouaiitität  nach  ,  hat  das  darunter  begriffene  gar  kei- 
ne Grenzen ,  sondern  ist  seiner  Natur  nach  unendlich, 
weil  die  Rede  nur  überhaupt  davon  ist,  dafs  die  Per- 
son frei  seyn  solle,  nicht  aber,  in  wie  weit  sie  frei  se)  n 
solle.  Die  Quantität  widerstreitet  diesem  Begriffe ,  so 
wie  er  hier  als  ein  blos  formaler  aufgestellt  ist.  .De^j 
Relation  nach  ist  von  der  Freiheit  der  Person  nur  in-' 
sofern  die  Rede,  inwiefern  nach  dem  rvechrsgese7>dcr 


Üiflfaiig  der  freien  llandlimgen  anderer  dadurcli  l^e- 
schränkl  werden  soll ,  weil  diese  die  geforderte  forma- 
le Freiheit  immöglicli  machen  könnten;  und  hierdurch 
wird  die  Quantitiit  der  Untersuchung  bestimmt.  Es 
ist  nur  von  einer  Kausalität  in  der  Sinneriwelt  die  Re- 
de, als  in  welcher  allein  die  Freiheit  durch  die  Frei- 
lieit  eingeschränkt  werden  kann.  Endlich  der  ISTüdnli- 
tät  nach  hat  dieser  BegrilF  apodiktijtclie  Gültigkeit.  le- 
4e  Person  soll  schlechthin  frei  seyn. 

Das  Urrecht  ist  daher  das  absolute  Hecht  der  Per« 
son  ,  in  der  Sinnenvyelt  nur  Ursache  zu  seyn.  (schlecht- 
liin  nie  bewirktes.) 

§.  11.  Analyse  des  TJn'echts. 

Im  Begriffe  einer  Wirkung,  und  zwar  einer  ab« 
soluten  Wirkung,  liegt  folgendes  beides.  i.)  dafa 
die  Qualität,  und  Quantitiit  des  Thuns  durcli  die  Ur- 
sache selbst  vollkommen'  bestimmt  sey.  .  2.)  dafs  au3 
dem  Geseztseyn  des  erstem  die  Qualität  und  Quantitäfe' 
des  Leidens  im  Objekte  der  Wirkung  unmittelbar  fol- 
ge;  so  dafs  man  von  jedem  auf  jedes  andere  überge- 
iien,  durcli  eins  unmittelbar  das  anderebestimmen  kön- 
ne, notliwendig  beide  kenne,  sobald  man  eins  kennt, 

liiwiefern  die  Person  der  absolute  und  lezte  Grund 
des  Begriffe  ihrer  Wirksamkeit,  ihres  Zwecksbegriffs 
ist,  liegt  die  dafinn  sich  äussernde  Freiheit  ausserdem 
Grenzen  der  gegenwärtigen  Untersuchurig ,  denn  slo 
tritt  iiie  ein  in  die  Sinnenwelt,  utrd  kann  in  ihr  nicht 
gehemmt  werden;  Der  Wille  der  Person  tritt  auf  das 
Gebiet  der  Sinnenwelt  lediglich,  inwiefern  er  in  der 
Be&timmung  des  Leibes  ausgedrückt  ist.'    Auf  diesem 


Gebiete  ist  tlalier  der  Leib  eines  freien  "Wesens  aui^u-; 
sehen ,  als  selbst  der  lezte  Grund  seiner  Bestimmung, 
nnd  das  freie  Wesen ,  als  Erscheinung,  ist  identisch 
niil  seinem  Leibe.  (Dieser  ist  Repräsentant  des; loh, 
in  der  Sinnenwelt:  und,  wo  nur  auf  die  Sinner^vxelt 
^^cschen  wird  ,  selbst  das  Ich.  — .  )  So  urtheilen  wir. 
im  gemeinen  Leben  immerfort.  ,  Ich  war  nicht  d<^.  Li* 
hat  m/c/i gesehen.  Ej-  ist  gebohren,  gestorben,  begra- 
ben u.  s.  f. 

Daher 

:  ^.  ,1.)  Der  Leib,  als  Person  betrachtet,  mufs  abso» 
lute  und  lezte  Ursache  seiner  Bestinnnung  zur  Wirk> 
samkeit  seyn.  In  welche  Grenzen ,  und  unter  welche 
Gesetze  der  Leib  durch  seine  eigne  Organisation  ein- 
geschlossen seyn  möge,  thuthier  nichts  zur  Sache-,  und 
kommt  nicht  mit  in  Rechnung.  W^as  ibra  nicht;, ^i^ii-- 
spriinglich  zukommt,  das  ist  er  nicht.  Nur -r—  ^lles^ 
was  in  ihm  physisch  möglich  ist,  ihufs  in  ihm  wirklich 
gemacht  weiden  dürfen , wenn  die  Person  will,  u^d 
mir  wenii' sie  witl.  Er  mufs  durch  eine  äussere  Ursa- 
che  weder  in  Bewegung  gesezt,  noch  in  seiner  Bewe- 
gung gehemmt;  es  mufs  überhaupt  gar  nicht unmittet^ 
bar  auf  ihn  gewirkt  werden. 

II.)  Aus  seiner  Bewegung  mufs  die  dädurclrm%.' 
liehe  Wirkung,  in  der  Sinnenwelt  unfehlbar  erfolgen. 
Nicht  eben  die  dabei  gedachte,  und  beabsichtigte. 
Denn  wenn  jemand  die  Natur  der  Dinge  nicht  wohl 
gekannt,  seine  thätige  Kraft  gegen  ihr  Vermögen  der 
Tiiigheit  nicht  richtig  genug  berechnet  hat,  und  dar- 
um etwas  gegen  seine  Absicht  erfolgt,  so  ist  die  Schuld, 
sein  eigen,  und  er  hat  über  keinen  ^usser  sich  zu  kla-. 

oen- 
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•rnn.  •  Aber  die  Sinnenweit  mufs  hur  niclit  durch  eine 
'  f  jffeiri^«',  ätiSder  ihr  liegende  freie  Kraft ,  seiner  Eixiwii- 
Icuri^  zuwider  'besiimmt  werden,  denn  dadurch  horte 

r» 

'vi'  auf,  freie  ^üi^äthe  zru  seyn.  : 

III.)  Nun  aber  folgt  ja  die  zweckmafsige  Beslim- 
'mung'äes  Leibes,  um  duf' eine  Sache  zxi  wirken,  erst 
Vuit  -die  Erkennthifs,  und  aus  der  Erkehntnifs  der  Sa- 
[  *che,  aufweiche  gewirkt  wefden  Soll';  und'  das  freie 
'Wesen  ist  sonach  zulezt  doch' abhangig.    "Nun  ist  dies 
im  Ganzen  schon  vorlängst  zugestanden ,  und  von  der 
H   •  gegenwärtigen  Untersuchung  ausgeschlö^sen.  Wirk- 
imkett  und  bestimmte  Erkcnntnifs,  bedingen  einan- 
der wechselseitig ,  und  füllen  dieselbe  Sphäre  aus,  wie 
oben  erwiesen  und  erklärt  worden.    lieber  das  Gege- 
•benseyn  des  Objekts  hinaus  kann  man  gar  hicht  wi'rken 
wollen;  dies  widerspricht  dem  Wesen  der  Vermmlil: 
,^1^1  innerhalb  der  Sphäre,  demselben  ist, die  Person  frei. 
.nrüli^Umdies  näher  zu:  bestimmen:       ist  .in.  dem.^Äi|- 
iiartge  des  Gegebenen,  und  unter  der  Bedingung,  ^^^Is 
:emas  gegeben sey;  frei,  dasselbe  zulassen,  wie.  es  ist, 
oder,  es  anders  zu  machen ,  uR^.ßS  so  zu  machen.  V.  wie 
es  nach  seinem  ZweckbegrifFe  seyn  soll.    Es  ist  fr(  i  das 
Mannigfaltige  ihm  gegebene  vy^echselseitig  auf  einan» 
der. zu  beziehen,  durch  einander  zu  bestimmen,  an  ein- 
arider  zu  passen,   und  zu  einem  ihm  zweckmäfsigen 
Ganzen  zusammen  zu  fügen.     Fehlt  eines  dieser.Stü- 
cke,  so  ist  es  nipht  frei,  und  nicht  lediglich  vOn  sei- 
nem  Willen  abhä;i-gig. 

•  Hierzu  wird  nun  erfordert,  dafs  alles  so  hleihe, 
wie  es  durch  das  freie  Wesen  einmal  erkannt,  und  ia 
seinem  BesrifFe-gcsezt  worden  ist;  es  sey  nun  durch 

das- 


i 

•dasselbe  besonders  mofliacirt,,  oder  nlcbt  modir»Ciit, 
Das  idcht  modifichte  wird,  wenn  es  nur  durch  das 
Vernunftwesen  gedacht,  und  mit  seiner  Welt  zusam- 
inengereiht  worden  ist ,  gerade  dadurch ,  dafs  es  nicht 
modißcirt  worden  ist , ,  ein  modincirtes»  Die  Person 
hat  es  zu  Folge  ihres  Zweckbegriffs  von  dem  Ganzen, 
zu  welchem  dieses  bestimmte  r)ing  passen  soll,  nicht 
jnodihcirt,  weil  es  nur  in  dieser  seiner  natürlichen  Ge- 
stalt dazu  pafst,  und  würde  es  modillcirt  baben  ,  wenn 
es  dazu  nicht  g(^ipafst  liätte;  oder  es  hat,  seinen  Zw''eck 
-uach  dieser  BeschafFenheit  des  Dino;es  modificirt.  Sei- 
ne Enthaltung  von  einer  gewissen  Tbii  dgkeit  war  selbst 
Tbiitigkeit,  eine  zweckmäfsige  Thätigkeit ,  mithin  eine 
Modifikation,  w^cnn  gleich  nicht  dieses  bestimmten 
Dinges,  doch  des  Oan;^en,  zu  welchem  dieses  Ding 
passen  sollte. 

Nun  kann  die  Natur  an  sich,  die  unter  mechani- 
schen Gesetzen  steht,  sich  nicht  eigentlich  verändern. 
Alle  Veränderung  wiflersbreitet  ihrem  BegrifFe.  Das 
was  uns  Veränderung  der  Nätür  durch  sich  selbst 
scheint,  geschieht  nach  jenen  unabänderlibhen  Gese- 
tzen, und  wäre  für  uns  gar  keine  VeVäftclerung,  son. 
clern  etwas  dauerndes;  vi^^nn'^wir  jene  Gesetze"  genug 
Ivennten.  Wird  näch  ihriön'  etw^äs  iii  unsrer  auf  hnsre 
'Zwecke  berechneten  Welt  verändert,  so  ist  das  urisr« 
eigne  Schuld.  Entweder,  wir  hätten  auf  die  Fortdau- 
iei' desselben  nicht  tefchncn  sollen,  vrenn  die  Gesetze, 
3iach  denen  die  Veränderung  geschieht,  uns  zu  über- 
jfnKchlig  smd,  oder  wir  hätten  ihrer  Wirkung  •  durch 
JvurtSfe,  und  Geschicklichkeit  zuvorkommen  sollen, 
V^'fin-n  Sfö-  nicht  übermächtig  sind.    iSur.  andere  freie 

Wesen 
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Wesen  konnten  eine  nnvorlierzusehenrle  und  nicht  zu 
verbindernfle Veränderung  in  unsrer  Welt,  d.i.  indem 
S'/steni  desjenigen,  was  wir  erkannt,  und  auf  unsere 
Zwecke  bezogen  haben,  hervorbringen;  darin  aber 
würde  unsre  freie  Wirksamkeit  gesLürL.  —  Die  Per- 
son hal^das  Recht  zu  fordern,  dafs  in  dem  ganzen  Be- 
V.iik  der  ihr  bekannten  Welt  alles  bleibe,  wie  sie  das- 
selbe erkannt  hat,  weil  sie  sich  in  ihrer  Wirksamkeit, 
nach  ihrer  Erkenntnifs  richtet,  und  sogleich  desoricn- 
tlret,  'und  in  dem  Laufe  ihrer  Kausalität  aufgehalten 
\vird,  oder  ganz  andere  Resultate,  als  die  beabsichtig- 
ten, erfolgen  sieht,  sobald  eine  Veränderung  darinn 
vorfällt 

(Es  liegt  hier  der  Grund  alles  Eigenthumsrechts^ 
Der  mir  bekannte,  und  meinen  Zwecken,  sey  es  auch 
nur  in  Gedanken,  unterworfene  Theil  der  Siunenwelt 
ist  urspi-äng  lieh  y  keincsweges  in  der  Gesellschaft,  als 
in  welcher  Rücksicht  sich  wohl  noch  nähere  Bestim- 
mun^en  ftntlen  dürften,  mein  Eifienthum.  Niemand 
kann  auf  denselben  einfliessen ,  ohne  die  Freiheit  mei- 
Tier  Wirksamkeit  zu  hemmen.  *) 

Es 

*)  Z.  B.  Man  denke  sich  den  isolirten  Bewohner  ei- 
ner wüsten  Insel,  der  sich  von  der  lagd  in  den 
Wäldern  derselben  nährt.  Er  hat  die  Wälder 
wachsen  lassen,  wie  sie  wollten;  aber  er  kennt  sie^ 
und  alle  Bequemlichkeiten  derselben  für  seine  lagd. 
Man  kann  die  Bäume  in  seinen  Wäldern  nicht 
versetzen ,  oder  sie  niederwerfen ,  ohne  ihm  sei- 
ne ganze  erworbene  Kenntnifs  unnüz  su  maclien, 
und  zu  rauben  ,  ohne  seinen  Lauf  in  Verfolgung 
des  Wildes  aufzuhalten,  und  also  die  Erwerbung 
seines  Unterhaltes  ihm  zu  erschweren ,  oder  un- 
möglich zu  machen,  miüiin,  ohn»  die  Fii'iheit 
seiner  Wiik^amk-sit  zu  Störes, 


Es  ist  sonach  liier  der  alte  Streit  gelioben ,  ob 
das  Eigen  thumsrecht  an  einem  Dinge  lediglich  durch 
die  Formation  desselben ,  oder  ob  es  schon  durch  den 
Willen ,  dasselbe  zu  besitzen ,  begründet  werde.  Er 
ist  gehoben  durch  die  synthetische  Vereinigung  beider 
Meinungen,  wie  es  in  einem  streng  nach  synlhetischejc 
Methode  verfahrenden  Systeme  nicht  anders  kommen 
konnte  i  dadurch,  dafs  gezeigt  wird,  .die  blofse  Un- 
terordnung unter  unsre  Zwecke,  ohne  alle  eigentliche 
Formation,  sey  doch  immer  eine  Formation,  weil  si.ö 
eine  freie  Enthaltung  von  einer  möglichen  Thätigkeit, 
zu  Folge  eines  Zwecks,  voraussezt;  und  die  Formation, 
wird  sich  weiter  unten  zeigen ,  giebt  ein  Eigenthums- 
recht, lediglich  inwiefern  dadurch  etwas  unsern  Zwe- 
cken unterworfen  wird  ,  und  unterworfen  bleibt.  Der 
lezte  Grund  des  Eigenthums  an  ein  Ding  ist  sonach 
die  Unterwerfung  desselben  unter  unsrc  Zwecke.) 

IV.)  Die  Person  will,  dafs  ihre  Thätigkeit  in  der 
Sinnenwelt  Ursache  werde,  heifst:  sie  will,  dafs  ei- 
ne ihrem  Begriffe  vom  Zwecke  ihrer  Thätigkeit  ent- 
sprechende Wahrnehmung  gegeben  werde,  und  zwar, 
wie  sich  versteht,  und  oben  deutlicher  in  das  Ijicbb 
gesezt  worden  ist ,  in  einem  zukünftigen  ,  dem  Momen- 
te des  Willens  überhaupt,  (nicht  gerade  unmittelbar,) 
folgenden  Momente. 

-  Es  ist  schon  erinnert ,  dafs  ,  Avenn  dies  überhaupt 
möglich  seyn  soll,  die  Sachen  in  der  Zukunft,  d.  i, 
nachher,  entweder  thiitigen  Einwirkung  der  Person, 
oder  nach  der  zweckmäfsigen  Unterlassung  einer  Tliii^ 
tigkeit,  ungestört,  und  ihrem  natürlichen  Gange  über- 
lassen bleiben  müssen ,  und  daf^  die  Person  durch  je- 
nen 


flexi  W,  'il\en  unijiit^elb 
aber  wird  hier  qbstrahirt. 

Aber  es  ist  ferner  klar,  rlafs  sie  dann  auch,  um 
wabrliebmen  2^a  köT^nen ,  und  aüf  ei!ne  schon  je^.t  gt^-^'^ 
dachte  Weise,  nach  einer  ihr  schon  jezt  bekannten  Re-  ^jjjv^~«^i 
oel  wahlnehmen  zu  können ,  die  Fortdauer  des  gögcij^jj^l»«*»^* 
W'irtigen  Ve^hältni-oses  der  Theile  ihres  Leibes  ^.u  ein-, 
ander,   d,  i.   ihres  Leibes  selbst,   und  die  Fortdauer 
des  gegenw.ärtig<?n  Yerhäknissc^  desselben  zum  Wo]- 
Kuidcn,  und  Erkennenden  noth wendig  wollen  müsse.; 
bestimmter,  dafs  sie  wollen  müsse,  dafs  für  sie  ein 
zukünftiger  Zustajid  sey,  und  dafs  .derselbe  aus  ihrem 
gegenwärlig^n,r.  nagh  der  ihr  bekannl^en  Regel,  auf 
welche  sie  in  ihrer  Wirksamkeit  Rücksicht  genommen, 
erfolge.  —  Demnach  durch  den  Willen,  und  ledi<>lich 
durch  ihn  ,  wird  in  dem  gegenwärtigen  Momente  die 
Zukunft  umfafst;  durch  ihn  ist  der  Begriff  einei:  ^u«- 
kunf  t  überhaupt ,  als  einer  solchen ,  erst  möglich  ;  durch 

'  ihn  wird  sie  nicht  nurumfafst,  sondern  auch  bestimmt; 
es  soll  eine  solche  Zukunft  seyn ,  und  damit  sie  eine 

^  solche  seyn  könnp,  soll  ich  ein  solcher  seyii.  ,  Soli 
aber  ich  ein  solcher  seyn,  so  mufs  ick  überhaupt. j^y/i 
sollen.  * 

(Es  wird  hier  aus  dem  Wollen  einer  bestimmten 
Art  der  Exis.tcnz  in  der  Zukunft,  das  Wollen  eir^er 
Zukunft  übv^iliaupt,  der  Wunsch  unsrer  eignen  Fort* 
d.iuer,  gefolgert;  es  wird  behaiiptet,  wir  wollen -rr 
ursprünglich  nach  den  Gesetzen  der  Vernunft,  die.hief 
denn  auph  mechanisch  über  uns  herrschen ,  —  fortdau- 
ern, nicht  rim  dei;  FojTtdauer  an  sich,  sondern  um  i 
nes  bestimmten  Zastandes  in  der  Fortdauer  \yi]](  n; 


] 


betracIiU^n  die  Fortdauer  gar  nicht  als  absolü4^Gii 
Zweck,  sondern  als  Mittel  zu  irgend  einem  Zwecke. 
Das  wird  durch  die  Erfahrung  olFenhar  bestätigt.  Al- 
le Menschen  wünschen  das  Lehen  jedesmal,  um  irgend 
etwas,  die  edlern  noch  zu  thun,  die  weniger  edlen 
hoch  zu  geniesscn.) 

Die  Per.-,on  nill  das  angezeigte^  so  geivijs  sie  über- 
hauvt  will,  irgend  etwas  will y  was  es  auch  seyn  möge. 
Die  ses  bestimmte  Wollen  ist  «onach  Bedingung  alles 
Wollens;  die  Realisirung  desselben ,  d.  i.  die  Erlial- 
iuncr  unscrs  gegenwartigen  Leibes ,  welches  auf  dem 
Gebiete  des  N.'iturrechts  soviel  heifst,  als  die  Seihst  er- 
hält'ung,  ist  Bedinguung  alles  andern  Handelns,  mu\ 
aller  Aeussermig  der  Freiheit. 

V.)  Alles  jezt  deducirte  zusammengefafst,  fordert 
die  Person  durch  ihr  Urrecht  eine  fortdauernde  Wecli- 
s-elwirJiung  zwischen  ihrem  Leihe  und  der  Sinnenwclt ,  he. 
stimmt  und  lestimrnbar  ,  lediglich  durch  ihren  frei  ent- 
worfenen  Begriff  von  derselben.  _  Der  aufgestellte  Be- 
griif  einer  ahsoluien  Kausalität'in  der  Sinnenwelt,  und 
da  dieser  Begriit  dem  des  Urrechts  gleich  war,  der  Be- 
ß-rifF  des  Urrechts  selbst,  ist  vollkommen  erschöpft, 
und  es  kann  in  ihn  nichts  weiter  gehören. 

Das  Urrecht  ist  sonach  ein  absolutes,  und  ge- 
schlossenes Ganzes ;  jede  theilweise  Verlezung  dessel- 
ben betriiFt  das  Ganze ,  und  {liefst  ein  auf  das  Ganze, 
Wird  nun  ja  eine  Eintheilüng  iii  diesem  Begriffe  be- 
liebt, so  könnte  es  keine  andere  seyn ,  als  die,  wel- 
che im  Begriffe  der  Kausalität  selbst  liegt,  und  welche 
wir  schon  oben  aufgestellt  haben.  Es  läge  sonach  im 
tJrrechte 

•  ■  '  i.)  das 
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1.  )  das  Rcclit  mif  rlle  Fortflaufir  der  absoluten 
Freiheit  und  ünaiitastbarkeit  dos  Leibes  (d.  i. ,  dafs 
auf  ihn  uhrnittp.lbar  gar  nicht  eingewirkt  würde.) 

2.  )  das  Hecht  auf  die  Fortdauer  unsers  freien 
Emflusseä  in  die  gesainrnte  Sinnenwelt. 

Ein  besonderes  Recht  der  Selbsterhaltung  giebt 
es  nicht;  denn  dafs  der  Ge1)rauca  des  Körpers  als  ei- 
nes Werkzeuges,  oder  der  Sachen  als  Mittel  in  eineiii 

■gewissen  li*al|e,  unmittelbar '  die  Sicherung  der  Fort- 
dauer unsers  Leibes  ,  als  eines  solchen ,  zum  Zwecke 
haben,  ist  zufällig.'    Auch  wenn  wir  einen  geringem 

•Zw'eck  hätten ,  dürfte  man  unsre  Freiheit  nicht  stören, 
denn  man  darf  sie  überhaupt  nicht  stören. 

Aber  dafs  unser  gesammtes  Urrecht  nicht  blos  für 
den  gegenwartige'n  Augenblick  gelte ,  sondern  dafs  es 
so  weit  in  die  Zukunft 'hinaus  gehe,  als  wir  dieselbe 
nur  umfassen  können,  mit  unserm  Geiste,  und  in  un- 
sern  Planen;  dafs  daher  in  ihm  das  Recht,  unsere  ge- 
samniten  Rechte  für  alle  Zukunft  zu  sichern,  ünmit- 
telbar  und  natürlich  liege,  ist  nicht  aus  der  Acht  zu 
Jassen. 

Das  Urrecht  läuft  in  sich  selbst  zurück,  wird  ein 
sich  selbst  berechtigendes ,  sich  selbst  als  Recht  con- 
stituirendes,  d.  i.  ein  absolutes  Re<;ht ;  und  hi«rinn 
liegt  denn  der  Reweifs,  dafs  der  Umkreis  unsrer  Uh- 
trrsuchung  ül»er  dasselbe  vollendet  ist,  da  eine  voll- 
5t"iiidige  Syntiiesis  zu^i  Vorschein  kommt.  Ich  habe 
das  Recht,  die  Ausübung  meiner  Rechte  auf  alle  Zu** 
künft  hinaus,  soweit  ich  mich  setae,  zu  wollen,  rreil 
ich  diese  Rechte  habe;,  und  ich  habe  diese  Rechte,, 
weil  ich  das  Recht  habe  sie  zu  wollen.    Las  Rnch(:, 

freir 


freie  Ursache  zu  seyn  Und  der  Begriff  eine*  absoluten 
Willeils  sind  dasselbe. ,  Wer  die  Freiheit  des  Willens 
liiugnet,  der  mufs  consequenter  Weise  auch  die  Rea- 
lität des  RechtsbegriiFs  läugnen,  wie  es  z.  B.  bei  tS/^f- 
noza  der  Fall  ist,  bei  welchem  das  Recht,  blos  das 
Vermögen  des  bestimmten  durch  das  All  beschränkten 
Xfidividüüm  bedeutet, 

§,     12.  {Jeher gang  zur  Untersuchung  des  Zwangsrechts 
durch  die  Idee  eines  Gleichgewichts  des  Rechts. 

Ein  Zwangsrecht  soll,  nach  dem  obigen,  begrün- 
det werden  durch  eine  Verletzung  des  Urrechts ,  fl.  h. 
dadurch,  dafs  ein  freies  W^esen.  den  Umfang  seiner 
freien  -Handlungen  soweit  ausdehnt,  dafs  dadurch  ei- 
nes,  andern  freien  Wesens  Rechte  verlezt  werden» 
Nun  aber  ist  ja  der  Verletzende  auch  frei  j  und  hat  ein 
Recht  frei  zu  seyp..  Es  kommt  ihm  zu  das  Urre.cht, 
und  das  ist  ja  aufgestelltermaafsen  unendlich.  Doch 
soll  es  möglich  seyn  ^  dafs  er  durch  den  freien  Ge- 
brauch desselberi  eine^.  andern  Rechte  .verletze..  Das 
Urrecht  mufs  daher  doch  eine  durch  das  Reclitsgesez 
bestiinmte  Quantität  jiiaben,  wenn  durch  den  Gebrauch 
desselben  die  Verletzung  eines  Rechts  möglich  seyn 
soll;  und  die  Beantwortung  der  Frage :  in  welchem 
Italic  ist  ein  Recht  verlezt,  und  tritt  dieser  Verletzung 
zu  Folge  ein  Zwangsrecht  ein ,  hängt  ab  von  der  Be- 
antwortung einer  andern:  welche  Quantität  der  Irei- 
heit  ist  jedem  durch  das  Reclitsgesez  bestimmt  ? 

Deutlicher:    wenn   irgend    ein    Gebrauch  der 
Freiheit  widerrechtlich  ist,   und  dadurcli  zum  Zwange 
berechtigt,    so  mufs   der  rechtliche  Gebrauch  dersel- 
ben, 


hcn^  d.  i.  (Itj  Uireclits,  in  l'estimmte  Grenzen  em- 
p;eschlossen  seyn ;  und  man  kann  den  widetrechtli-. 
cLen  Gebrauch  der  Freiheit  nicht  angeben ,  ohne' den 
rechtlichen  zu  kennen;  beide  sind  nur  durch  Gegen*^ 
saz  bestimnd^ar. .  Wenn  diese  Grenzen  sich  angebt?!.' 
lassen,  und  .vcin  jeder  sich  innerhalb  derselben'  hält,», 
so  tritt  kein  .^wangsrecht  ein;  es  ist  da  ein  allen 
gleiches  Recht,  oder  das  Gleichgewicht  des  Rechcsv 
und:;  die  Bedingungen  dieses  Gleichgewichts  haben-- 
wir  vor  allen  Dingen  aufzustellen,  zur  Vorbereitung^- 
Begründung,  zu  einem  Regillativ vfür  die  folgende 
Unters achung  vom  Zwangsrechte  ;  denn  das  iZwan^s*' 
rt'cht  tritt .  nur  da  ein  ,  wo  das,  Gleichgewicht  des. 
Rechts  verlezt  worden  ist:  ünd  um  das  ers-tere  zu 
beslimmen     uuifs  man  das  leztere  kennen. 

I.)  Alles Rechtsverhältnifs  ist. bestimmt  duTch  •den, 
Saz:  jeder,  beschränke  seine  Freiheit  durch  die:Mög-" 
liclikeit  der  Freiheit  des  anrlern.   —    Vv'^as  ZLiiü^Ejek 
seyn  überhaupt,   und  an  sich  gehöre,  ist  jezt  erörtert. 
Durch  ein  solches  unendliches  Freiseyn ,  wie -d^s  be- 
schriebene,   würde  die  Freijieit  aller,    ausser  Eines 
einzigen,  aufgehoben,  und  sie  selbst  sogar  ihrß^;,  phy-; 
sischen  Existenz  nach  vernichtet,   upd  das  Rechtsge- 
sez  würde  demnach  sich  selbst  widersprechen.  Dieser. 
\\  iderspruch   löset  sich  soe;leich ,    wenn  man  daran 
denkt,    dafs  das  Rechtsgesez  nicht  etwa  nur  an  den 
Einen,    mit  Ausriahme  des  andern^  sich  richte,  son- 
dern dafs  es  für  alle  freie  Wesen,    ohne  Ausnahme 
gelte.    Wenn  A.  seine  Freiheit  beschränken  soll  , .  so 
dafs  B.  neben  ihm  auch  frei  seyii  könne,  so  soll  um- 
gekehrt B.  auch  die  seinige  so  %eiä<;hränken ,  dafs  A. 

nebsa 


14^'  —  

ncbea  ihm  frei  seyn  könne,  dafs  aucli  für  ihn  eine 
Sphäre  der  freien  Wirksamkeit  übrig  bleibe.  —  Der 
Saz  wild  noch  bestimmter,  wenn  man  daran  denkt, 
dafs  die  Selbstbeschränkung  des  A.  durch  die  Möglich- 
liclikeit  der  Freiiieit  des  B.  lediglic'li  unter  der  Bedin- 
gung Statt  finde,  dafs  B.  seine  Freiheit  gleichfals  be- 
schränke, und  dafs  das  Gesez  wegfalle ,  und  gänzlich 
uuanwendbar  sey,  wenn  dies  nicht  geschieht.  Die 
Selbstbeschränkung  beider  ist  gegenseitig"  durch  einan- 
der j  vors  erste  nur  formaliter  (dafs  sie  überhaupt, 
und  als  solche  Statt  linde)  Z>eaV//^f.  Sie  findet  für  kei- 
nen von 'beiden  Statt,  wenn  sie  nicht  für  alle  beide 
Statt  findet.  Dies'  geht  hervor  aus  der  Natur  der  Sa- 
che, und  ist  aus  dem  obigen  zur  Gnüge  bekannt;  aber 
es  bleibt  beim  allgemeinen,  ist  ein  leerer  Begriff,  und 
gar  keiner  Anwendung  fähig.  —  Av^enn  einer  den 
andern  sagt:  thue  das  nicht,  es  stÖrt  meine  Freiheit; 
warum  sollte  der  andere  ihm  nicht  antworten :  und  es 
stört  die  meinige  ,  es  zu  unterlassen  ? 

Es  ist  soßach  die  Frage  zu  beantworten :  innicx 
v;€it  soll  denn  jeder  das  Quantuni  seiner  freien  Hand- 
lunsen, um  der  Freiheit  des  andern  Willen  beschrän- 
ken ;  wie  weit  geht  die  Freiheit,  die  jeder'  sich  \rorbe- 
halten  darf ,  und  deren  Schonung  durch  den  andern 
ihm  darüber  entscheidet,  ob  derselbe  überhaupt  Rech- 
te habe,  oder  nicht;  wieweit  geht  dagegen  diejenige, 
die  er  dem  andern ,  in  seinem  Begriffe  von  ihm,  zuge- 
stehen, und  in  seinen  Handlungen  schonen [mufs  ;  und 
aus  deren  Schonung  der  andere  entscheidet,  ob  er  über- 
haupt Rechte  habe  oder, nicht?  ^ 

Das  Rcchtsverhältnifs  überhanpt  ist  durch  nichts 
bestimmt,    als   durch   daü  aufi^.csiiellte  lledbtsgese'z, 
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Ucber  die  auf-ewcifcne  Frage  ]LÖiinto.^dpli.er  nur  aus 
jenein  Gesetze  eiitsclii,e(ien  w,cr(lejii.,-^..Al:j-pjC;  jäas^elbe  i»t 
aufgestelltermaafsen  ,  nur  üv;iiaal<,. ,  i^n(i  Jjß3t-ii««>t: 
110  Quantität.  Es  sezt  bloß  (ias  P«/}-,.  _  keineswcgeSj 
aber  das  Inivieweit.,  Das  ganze  G^sez  is^t  sonarli  entn^ 
weder  überhaupt  nicbt  anwendbar  ,  und  Kibrt  lediglidr 
auf  ein  leeres  G<idankenspiel  mit  Be^rüFen,  oder  a 
mufs  aus  dem  erstem  das  leztere  folgen,  und  durcli 
das  Setzen  des  erstem  das  leztere  zr.o-leicli  mit  resezl, 
seyn. 

Beides  ist  zugleich  gesczt,  heifst  :  durch  den 
blofsen  Begriff  von  der  Freiheit  eines  Wesens  ausser 
mir,  wird- mir  zugleich  die  Quantität:  der  Beschritn-; 
Icung  vorgeschrieben  ,  ,  die  ich  mir  aufzulegen  habe.  — ■ 
Es  isC  ^anz  klär,  dafs  die  Antwort  so  ausfallen  mufs- 
te^  wenn  eine  Anwendung  unsers  Begriffs  möglich, 
seyn  ■  sollte:  es  ist  nur  etwjis  ^  schwieriger  zu  sagen, 
was  der  aufgestellte  Saz  eigentlich  heimsen  niüge und 
wie ,  und  warum  er  wahr  seyn  möge/.  Wir  analysi- 
ren  ihn  zuförderst.    Es  liegen  in  ihm  folgende  drei. 

•-"^;'';ä'.^  Die  wirkliche  ,  nicht  etwa  blos  pfoblematisoh' 
als  möglich  gedachte  Selbstbeschränkung  eines  freien 
Wesens  ist  bedingt- durch  die  Erkenutnifs  eines  be- 
stimmten freien  Wesens  ausser  ihm.  Wer  eine  sol- 
che Elrkenntnifs  nicht  hat,  kann  sich  nicht  beschräu-^ 
\en ;  und  das  mögliche  Wesen ,    das  icli  nicht  kenne, 

verbindet  mich  nicht  zur  Selbstbeschränkuno. 

^  . 

Wenn,  wie  es  bei  Deduktion  des  ürrechts  ge- 
schiebt,  eine  Person  in  der  Sinnenwelt 'isoiirt  gedacht 
wird,  . so  hat  Sie  (SO  länge,  als  sie  keine  Person  ausser 
ihr  kennt,  das  Aecht,  ihre  Freiheit  soweit  auszudeh- 
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n(^'h",  als  sie  kann  und  will,  und,  wVinfi  es  ihr  hftUe'bf^ 
die  aanze  Siifitienwelt  für  sich  iri  Besitz  zu:  nelimeii. 
Ilir  Recht  ist ■  wirklicii  (wenn  das  Urrecht  nur  über- 
haupt ein  wirkliches  Recht  seyn  könnte)  unendlich, 
dcrin  die  Bedingung  unter  , der  dasselbe  beschränkt 
seyn  müfste,  fallt  Weg. 

h.)  Die  Selbstheschränkung  eines  freier^  Wesens 
ist  durch  die  Erkenntnifs  eines  an  dein  freien  Wesens 
ausser  ihm ,  ohne  weiteres ,  auch  \  öilköinmen  bestimrijf , 
Sie  ist  dadurch  zuförderst  gesezt^  welches  ohne  Wi- 
derrede zno;e2;ehen  werden  möchte..  leder,  so.gewils 
er  sich  dem  Rechtsgesetze  unter-Wirffe,  mufs  seine  Frei- 
heit durch  die  Freiheit  des  andern  beschränken  :  sobald 
er  einen  Freien  ausser  sich  erken^t.  Yon  demAngeu- 
hlicke  daher,  da  derjenige,  den  wir  als  isßUvfc  gesezt 
haben,  ein  freies  Wesen  ausser  sich  erkennt,  hat  er 
nicht  mehr  blos  und  lediglich  auf  die  Möglichkeit  ^ei- 
ns/-Freiheit,  sondern  auch' auf  die  , Freiheit  des  andern 
zu  sehen.  Weiter  aber  wird  behauptet:  seine  Selbst- 
heschränkung sey  dadurch  bestimmt^  blos  und  lediglich 
durch  diese  Erkenntnifs  sey  die  Grenze  vorgeschrieben, 
wieweit  diese  Beschränkung  gehen  müsse. 

0.)  Meine  Freiheit  wird  auf  jeden|  Fall  durch  die 
Freiheit  des  andern  nur  unter  der  Bedingung  beschrähkti> 
dafs  er  selbst  die  scinige  durch  den  BegrilF  der  nrreini- 
gen  beschränke.  Ausserdem  ist  er  rechtlos.  Soll  da- 
tier aus  meiner  Erkenntnifs  des  äriderii  ein  Rechtsvrer- 
hältnifs  erfolgen,  so  mufs  die  Erkenntnifs,  und  die 
dadurch  geschehene  Beschränkung  -der  Freiheit. gegen- 
seitig seyn.  Also  —  alles  Rechtsv  erhältnifs;  zwischen 
l^eslimmten  Personen  ist  hedingt  durch  ihre  wechselsei- 


ügo  All erlceiinune;  durcla. einander,  durch  dieselbe"  aber 
auch  vollkoijiirien  bestimmt, 

II.)  Wir  wenden  diesen  Saz  an  aüf  die  einzelnen 
Linter  ihm  enthaltnen  Fälle,  zuförderst  auf  das  Recht 
der  fortdauernden  Freiheit  des  Leibes. 

So  wie  ein  vernünftiges  Wesen  einen  für  die  Dar-, 
sLcllung  der  Vernunft  in  dej:  Sinnenwelt,  artikulirten, 
I-^eiU,  der  Mensch., einen  menschlichen  Leib ,  erblikt, 
mufs  es,  laut  des.  obigen,  denselben  als  den  Leib  eines. 
~  erniinftigen  Vv^esens,  und  das  Wesen,  das  ihm  da- 
durch dargestellt  wird,  als  ein  vernünftiges  AVescn  se- 
tzen. So  wie  es  diesen  Leib  sezt,  besLimmt  es  ihn 
eben  dadurch  als  ein  gewisses  Quantum  der  Materie 
im  I\aume,  das  diesen  Raum  erfüllt,  und  in  iiim  un- 
durchdringlich ist. 

Nun  ist  dr>r  Leib  eines  vernünftigen  Wesens,  zu 
Folge  des  ürrechts  ,  nothwendig  frei,  und  unantast- 
bar.' Der  erkennende  müfste  daher,  ;5u  Folge  seiner 
Erkenntnifs,  seine  Freiheit  nothwendig  beschränken 
auf  eine  Wirksamkeit  ausserhalb  dieses  Leibes ,  und 
ausserhalb  des  Raums  in  der  Sinnenwck,  den  er  ein" 
nimrn,t.  Lr  kann  jenen  Leib  nicht>setzen ,  als  eineSa- 
c4ie,  auf  die  erwillki^ihrlich  einwirken,  sie  seinen  Zwe- 
cken untcrvveifen  ,  und  daelurch  inSesiz  nehmen  könn- 
i  c,  sondern  als  etwas daß  die  Sphäre  seiner  Wirk- 
samkeit beschränkt.  Dieselbe  kann  sich  a]lenthalben 
hin  erstrecken,  nur  nlclit  dahhi ,  wo  dieser  Kijrper 
i-,r.  So  wie  ich  ihn  erbliki:  ,  und  für  das,  was  er  ist, 
erkannt  h^ibe ,  habe  ich  etwas  die  Sphäre  meines  Wir- 
kciis  i^L  <äer  Sinneiiwelt  beschrankendes  erkannt.  Ich 
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bin  mit  meiner  Wirksamkeit  von  dem  Räume  aus<v«, 
schlössen ,  den  derselbe  jedesmal  einnimmt. 

Da  jcdoeh  diese  SelbstbescLränkung  davon  ab- 
hängt, dafs  der  andere  gleicbfals  mich  erblicke,  iiiul 
mich  so  setze,  wie  ich  ihn  gesczt  habe,  welches  au 
sich  nothwendig  ist;  ferner  dafs  der  andere  durch  die- 
se Erkenntnifs  wleichfals  seine  Freiheit  beschränke  ,  so 
wie  ich  die  meinige  beschränkt  habe;  so  ist  meine  Be- 
schränkung, und  das  Recht  des  andern  nur  p-o^'/^rnrt- 
tisch^  und  es  lafst  sich  nicht  entscheiden,  ob  beides 
Statt  finde,  oder  nicht. 

III.)  So  \7ie  icli  den  Leib  des  Wesens  ausser  mir 
setze ,  als  absolut  f^ei  in  seiner  Selbstbestimmung  zur 
\yiiksnmkeit,  und  das  Wesen,  das  durch  ihn  darge- 
stellt wird,  als  freie  Ursache  in  der  Sinnenwelt,  mufs 
ich  noth  wendig  satzcn,  dafs  dieses  "Wesen  wolle,  dafs 
irf/end  ein  Effekt  in  der  Sinnenwelt  seinem.  Beiiriile 
correspondire,  da  Ts  es  demnach  irgend  einige  Objekte 
in  der  Sinnenwelt  seinen  Zwecken  unterworfen  liabe, 
/u  Folge  des  Begriffs  vom  ÜrrecliLe.  Er,  wenn  er  mich 
erblikt,   mufs  das  gleiche  von  mir  annehmeii.  . 

Diese  den  besondern  Zwecken  eines  jeden  unter- 
worfenen Objekte,  müfsten  inis  beiden  gegenseitig un- 
verlezlich  seyn,  wenn  wir  sie  wüfsten.  Aber  da  die- 
se Sache  in  dem  Bewufstseyn  eines  jeden  bleibt,  und 
in  der  Sinnenwelt  sich  nicht  offenbart,  so  sind  die  Ob- 
jekte des  Rechts,  und  der  Beschränkung  problematisch. 

Die  Objekte  des  Rechts  sind  problematisch ,  aber 
nicht  nur  sie,  sondern  das  Recht  überhaupt  ist  proble- 
matisch, es  istimgewifs,  imd  hängt  von  einer  nicht 
bekannten  Bedingung  ab,  ob  beide  gegenseitig  Rechte 

auf 
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/  auf  einander  haben.  Icli  bin  nur  unter  der  Vorausse- 
tzung; verbunden,  die  Objekte,  die  der  andere  seinen 
Zwecken  untero^eordnet  hat,  zu  schonen,  inwiefern 
er  die  ,  welche  ich  den  meini^en  untergeordnet ,  schont. 
Nun  kann  er  gar  nicht  zeigen ,  ob  er  sie  schone ,  oder 
nicht,  ehe  er  sie  kennt;  und  ich  eben  so  wenig,  ob 
icli  die  seinen  Zwecken  unterworfenen  schone,  ehe  ich 
sie  kenne.  Durch  diese  obwaltende  Unwissenheit  isC 
also  huch  S02;ar  die  Möglichkeit  aufgehoben ,  uns  als 
rechtsfähige  Wesen  gegen  einander  zu  bewähren. 

(Nicht  nur  dies ,  ob  beide  gesonnen  sind ,  jeder 
des  andern  Eigenthuni  zu  schonen,  ist  problematisch; 
sondern  sogar  dies,  ob  sie  gesonnen  sind,  die  Freiheit; 
und  Unverlezlichkeit  ihrer  Leiber  gegenseitig  zu  re- 
spekliren.  Esjst  daher  überhaupt  kein  wirkliches 
JlechtsverhältniCs  zwischen  beiden;  alles  ist,  und  bleibt 
problematisch.) 

"Wir  haben  schon  oben  eingesehen ,  dafs ,  sobald 
das  Zwangsrecht  eintrete ,  Menschen ,  ohne  Verabre- 
dung, nicht  länger  ruhig  neben  einander  leben  kön- 
nen. Iiier  finden  wir,  dafs  diese  Unmöglichkeit  noch 
früher ,  vor  allem  Zwangsrechte ,  bei  der  Begründung 
alles  gegenseitigen  Rechts  überhaupt  eintritt,  wie  wir 
sof^leich  näher  einsehen  werden.  Nemlich 

'  ö 

XV.)  Diese  Ungewilshcit  kann  nicht  bleiben,  wenn 
^  eiii  rechtliches  Beisammenstehen  beider  nach  einer  Re« 
i-eV,  die  dasselbe  sichere,  —  nicht  etwa  durch  einen 
blofsen  Zufall ,  der  eiuireifen  könnte ,  und  auch  nicht,  --i 
>  luöplich  seyn  soll.  Denn  keiner  von  beiden  kann  von 
nun  au  etwas,  das  er  seinen  Zwecken  nicht  schon  un- 
terworfen iröty  denselben  unterwerfen  /  und  es  dadurch 
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in  Eesiz  r.climon ,  olme  zu  fürcliteii ,  clafs  es  der  iL  in 
bekannt:  gewordene  andere  schon  in  Beslz  genoninicn, 
und  crdemnäcli  durch  seine  Beslznehmung  in  die  Rech- 
te desselben  einen  Eingriil  thue.  la  ,  keiner  von  bei- 
den kann  von  dem  Augenblicke  der^  gegenseitigen  ^Be- 
kanntschaft an,  auch  nur  seines  bisherigen  Besitzes, si- 
cher seyn ,  well  es  immer  möglich  ist,  dais  der  andere 
denselben  in  Besiz  nehme ,  in  der  Voraussetzung,  er 
habe,  noch  keinen  Besitzer  ,  und  es  dann  dem  dadurch 
bcsch:idi2ten  u^mö^lich  seyn  würde ,  seinen  Besiz  zu 
erweisen;  der  auch  aWexäings  unrechtmäfs lg ^  wiewonl 
rt  Jlidi,  seyn  kann,  ihdem  der  andere  ja  noch  früher 
die  Saciie  seinen  Zwecken  untergeordnet  haben  könnte. 
■\Vic  soll  nun  die  Sache  entschieden  werden  ?  Beide 
Tlu'ile  selbst  'könnendes  nicht  allemal  wissen-,  welcher 
von  beidf.n  früher  sich  der  streitigen  Sache  bemäch- 
tlit  habe;  oder  wenn  sie  es  wissen  könnten,  so  be- 
rulu,  dieser  Entscheidungsgrund  auf  dem  Gewissen  ei- 
nes jeden,  und  Ist  zu  äiisserm Rechte  gar  nicht  bestän- 
dic;.  E-S  entsteht  zwischen  ihnen  ein  Rechtsstreit ,  der 
niciit  zu  entscheiden  ist ,  und  ein  Streit  der  physischen 
Kräfte i"Ä'(lrSiur  mit  der  physischen  Vernichtung  ,  oder' 
dt!r  gnifelr-cfen  Vertreibung  eines  von  beiden,  sich  en- 
den Rann.  —  Nur  flürch  einen  Zufall,  wenn  es  sicli 
nemlich  etwa  so  fügte  ,  dafs  nie  in  einem  ein  Gelüst  eat- 
slunde  Salach  dem,.,  was  der  andere  für  sich  behalten 
will,  i*^^-'^'^'^'^  sie  rechtlieh  und  in  Friede  beisammen 
leben.  Aber  von  einem  solchen  Zufalle  können  »ie 
nicht  alles  ihr  Recht,  und  ihre  Sicherheit  abhäna;en 
lassen, 

Es  ist,  ■y^eiin  diese  Unwissenheit,  iiic^t  gel^oben 

wird 
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wird,  unmöglich,  da  fs  zwischen  beiden  ein  rechtliches 
Te'rhältnifs  entstehe* 

Es  ist  prohlematisch,  welches  die  Ohjette  des 
Rechts,  und  der  Verbindlichkeit  sind.  Es  ist  eben 
darum  probh'.niatisch ,  ob  überhaupt  auf  ein  Recht  zu 
zählen  scy,  und  ob  eine  Verbindlichheit  Statt  fände, 
W^er  das  Recht  will,  mufs  notliwendio;  wollen,  dais 
dieser,  alles  Recht  unmöglich  machende  Zustand  anf- 
gehoben  werde.  Das  Rechtsgesez  will  das  Rechi.  Es 
will  daher  nothwendig,  dafs  dieser  Z"usian((  aufgf  ho- 
ben werde.  Es  j>iebt  mithin  ein  Recht,,  auf  seine  Auf- 
hebung zu  dringen.  Wer  ihn  nicht  aufheben  will,  der 
•tussert  allein  dadurch,  dafs  er  das  Recht  nicht  wolle, 
und  dem  Recht^gesetze  sich  nicht  unterwerfe;  wird 
sonach  rechtslos  ,  und  berechtigt  zu  einem  unendlichen 
Zwange. 

V.)  Aber  u  iVsoll  diese  Unwissenheit  gehoben  wer- 
den? dafs  jede  Person  ihren  z'wecken  etwas  unterwor- 
fen habcy  und  unterworfen  haben  müsse,  liegt  im  Be- 
griffe einer  Person,  als  einer  freien  Ursache  in  der  Sin* 
nenwelt,  wie  oben  dargethan  worden.  Demnach  mufs 
zuförderst  jede  Person ,  sobald  ihr  die  Existeriz  einer  Per- 
son ausser  ihr  bekannt  wird,  ihren Besiz  überiiaupt be- 
schränken auf  ein  endliches  Quantum  der  Sinnen  wfelt. 
Wollte  sie  die  ganze  Sinnenwelt  iliren  Zwecken  aus- 
sehliessend  unterordnen,  so  könnte  die  Freiheit  des  ihr 
nun  wohlbekannten  Andern  nicht  d.jbei  bestehen;  abeE 
sie  soll  dabei  bestehen  können ;  mithin  ist  sie  rechtlich 
verbunden,  dem  andern  etwas,  als  Objekt  seiner  frei- 
en Wirksamkeit,  übrig  zu  lassen.  JVehhes  bestimmte 
Ouaritum  aber  jeder  gewählt  habe,,  oder  wählen  wolle, 
hängt  ab  yoa  seiner  rreilieit. 
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Ferner  kann  jeder  nur  selbst  wissen ,  was  er  ge- 
wählt liabe,  da  die  Sache  im  Bcwufstseyn  verbleibt» 
und  in  der  Sinnenwelt  sieb  nicht  äussert.    So  inüfsten 
demnach  beide  einander  sagen,  was  jeder  ausschlics- 
send  für  sich  besitzen  wolle,  weil  dic'S  das  einxige 
Mittel  ist,  die  Ungewifsheit  zu  heben,  die  zu  Folge 
des  Rechtsgesetzes  gehoben  werden  soll,  leder  ist  recht- 
lich verbunden,  sich  darüber  innerlidizu  bestimmenjUiuX 
der  andere  hat  das  Recht,   den  unenlscblossenen  zu 
zwingen,  einen  festen  Entschlufs  zufassen;  denn  so 
lange  die  Unentschlossenheit  fortdauert,  findet  weder 
Recht,  noch  Sicherheit  Statt.     leder  ist  ferner  recht- 
lich verbunden,    sich  darüber  äusserlich  zu  erklären^ 
und  der  andere  hat  das  Recht,  ihn  zu  dieser  Erklärung, 
zur  Deklaration  seines  Besitzes,  zu  zwhigen,  weil  ohne 
sie  gleichfals  weder  Recht  noch  Sicherheit  Statt  findet. 

Sonach  ist  alles  rechtliche  Verhältnifs,  zwischen 
bestimmten  Personen  überhaupt,  durch  die  gegenseiti- 
ge Deklaration  dessen  ,  was  sie  ausschliessend  besitzen 
wollen,  bedingt,  vmd  wird  lediglich  dadurch  möglich. 

VI.)  Die  deklarirtcn  Ansprüche  beider,  vertra- 
gen sich  entweder  mit  einander,  oder  sie  sind  im  Wi- 
derstreit; das  erstere,  wenn  keiner  besitzen  zu  wollen 
deklarirt,  was  der  andere  für  sich  behalten  will;  da« 
Icztere ,  wenn  beide  Ansprüche  auf  dieselbe  Sache  ma- 
chen. Im  ersten  Falle  sind  sie  schon  einig,  im  lezten 
Falle  kann  ihr  Streit,  durch  Rechtsgründe,  gar  nicht 
cntscliieden  werden.  Nicht  etwa  aus  der  frühern  Be* 
siznehmung ;  denn  diese  kann  keiner  von  beiden  dar- 
thun»  und  sie  ist  sonach  nicht  rechtsbestandig  für  äus- 
seres Recht.    Das,  was  vor  diesem  Gerichtshofe  das 


IVcclit  des  Besitzes  begiiindet,  dicDt^ldaration  dcs'^Til- 
etwas  zu  besitzen ^  ist  auf  beiden  Seiten  gleich; 
es  ist  sonach  auf  beiden  Seilen  das  gleiche  Hecht. 

Entiieder^  beide  müssen  sich  mit  einander  verglei- 
chen, so  daGs  j(;der  an  seiner  Seite  von  seinen  Forde- 
rungen nachlasse,  bis  ihre  Ansprüche  nicht  mehr  in 
Widerstreit  sind,  und  sie  sich  sonach  in  dem  zuerst 
gesezten  Falle  der  Einstimmigkeit  befinden.  —  Doch 
hat  keiner  das  Recht,  den  andern  zum  Vergleiche,  und 
zum  Nachgeben  zu  zwingen;  denn  daraus,  dafs  der  an- 
dere über  diese  bestimmten  Gegenstände  nicht  nachge- 
ben will,  folgt  nicht,  dafs  er  sich  dem  Bechtsgesetze 
überhaupt  nicht  unterwerfen  wolle.  Er  hat  einen  be- 
stimmten Besiz  gewählt ,  und  denselben  deklariret,  und 
sonach  seine  Verbindlichkeit  gegen  das  llechtsgesez  er- 
füllt. Er  will  sich  ihm,  seiner  Angnbe  nach,  auch 
ferner  unterwerfen,  wenn  ich  ihm  nur  lassen  will,  Vas 
er  verlangt ;  er  will  sich  nur  meinem  Willen ,  gerad« 
dies  zu  besitzen,  nicht  unterwerfen,  und  dieser  mein 
Wille  ist  ein  partikulärer,  individueller  Wille,  nicht; 
aber  der,  uns  beiden  gemeinschaftlich  seyn  sollende, 
Wille  des  Rechtsgesetzes ,  welches  darüber,  welchem 
von  uns  beiden  der  streitige  Gegenstand  zu  eigen  w  er» 
den  solle,  nichts  entscheidet. 

Oder^  wenn  sie  sich  nicht  vergleichen  können,  so 
würde  ,  da  das  streitige  Recht  von  beiden  Seiten  gleich 
ist,  ein  unauflöslicher  Rechtsstreit,  und  aus  ihm  ein 
Krieg  entstehen,  der  sich  nur  mit  dem  Untergange  ei- 
nes von  beiden  enden  könnte.  Da  nun  ein  solcher 
Krieg,  so  wie  aller  Krieg,  absolut  widerrechtlich  ist, 
müssen  sie,  damit  er  nicht  entstehe ,  die  Entschciduiig 
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ilirrs  Streits  einem  dritten  übergeben,  ibm  ohne  Vor- 
behalt ihr  Rechtsurthell ,  über  den  gegenwärtigen  Fall, 
und  die  Garantie  seiner  Entscheidung  ,  für  die  Zukunft^ 
überlassen,  also  ihr  Recht  zu  urtheilen,  und  ihre  phy- 
sische Macht  ihm  unterwerfen:  —  das  heifst  nachdem 
obigen ,  sie  müssen  sich  mit  einander  an  ein  gemeines 
Wesen  anschliessen.    Hierauf,  dafs  nexnlich  der  ande- 
re, entweder  sich  gutwillig  füge,  oder  sich  zugleich 
mit  ihm  an  ein  gemeines  Wesen  anschlicsse,  —  nicht 
dafs  er  das  eine  oder  das  andere  thue ,  sondern  dafs  er 
Eins  von  beiden  wähle ,  —  hat  jeder  das  Zv/angsrecht, 
weil  ausserdem  kein  rechtliches  Verhältnifs  zwischen 
beiden  entstehen  würde,  welches  doch  zu  Folge  des 
Rechtsgeselzes  entstehen  soll. 

VIT.)  Sind  nun  beide,  als  welcher  Fall  allein 
hieher  gehört,  (denn  von  dem  Eigenthumsvertrage  im 
Staate  wird  tiefer  unten  geredet  werden,)  entweder 
gleich  zu  Anfange  einig  gewesen,  oder  sind  sie  es' 
durch  Vergleich  geworden  ;  und' man  nimmt  an,  dafs 
jeder  nun  rechtlich  zu,  eigen  besitze ,  was  ihm  zu  FolG;e 
dieser  gegenseitigen  nicht  streitigen  Deklaration  zu- 
]commt,  worauf  gründet  sich  denn  nun  ihr  Eigenthums- 
recht  an  die  hestimmten  Objekte,  die  durch  die  Thei- 
lung  jedem  zufallen?  Ojffcnbar  lediglich  darauf,  dafs 
ihr  Wille  nicht  streitig,  sondern  übereinstimmend 
war;  dafs  darauf,  was  dem  Einen  zukommt,  ds'r  an- 
dere Verzicht  fjeflian  hat.  Dadurch,-  dafs  der  Einti 
sagt:  nur  dies< soll  mein  seyn,  sagt  er.,  -vermittelst  der 
Beschränkung  durch  G.egensaz,  zugleich:  das  ausge- 
geschlossene  mag  dein  seyn ,  und  so  umgekehrt  det 
andere.    Al^o  ihr  Eigeatluuiisrccht ,    d.  i.   das  Ixerht 


dps  au5schlies5en<len  Besitz,?  v/ircl"  Vollendet  cfurch  die 
i^egcriseitiö-e  'Anerkennung- ^  ist  '(türcli- sie  bedingt ,  und 
lindet  ohne  diesö  Bedingnng  niciiC' Statt.  Alles  Eigen- 
thuni  gründet  sich  anf  die  Vereinigung  des  Willens  jneli- 
•rercrzu  Kinem  AVillen. 

Ich  bin  aiisgeSrchlossen  von  dem  Besitze  eines  be* 
stimmten  Objekts,  nicht  durch  den  Willen  des  andern, 
sondern  lediglich  durch  meinen  eignen  freien  Willen. 
Hätte  ich  nicht  selbst  mich  ausgeschlossen ,  so  v/^xv^i 
ich  CS  nicht.  Aber  überhaupt  von  etwas  ausschliessen 
mufs  ich  mich,  zu  Folge  des  Rechtsgesetzes.  Und  so 
mufste  es  denn  allerdings  Jiommen,  wenn  jeder  ur- 
sprünglich auf  die  ganze  Sinnenvvelt  überhaupt  das  Et- 
centhumsreclit  hat,  aber  es  nicht  wirklich  behalten, 
tmd  doch,  bei  diesem  Verluste ,  frei  seyn  und  blei- 
ben soll. 

Um  unsic  Meinung  deutlicher  zu  machen,  se- 
tzen wir  noch  folgendes  hinzu. 

1.)  Durch  blofse  Subordination  ,  unter  meine 
Zwecke,  erhalle  ich  nur  in  dem  eino;ebi]detenZustande 
des  Utrechts  einen  Besiz;  ich  erhalte  ihn  dadurch  nur, 
als  für  mich  selbst  gültige  aber  es  war  zu  erwarten, 
dais  ich  nicht  mil  mir  selbst  rechten,  nicht  mir  selbst 
einen  Besitz  streitig  machen  werde,  —  es  versteht 
sich ,  inwiefern  ich  auf  dem  Gebiete  des  Naturrechts 
mich  blos  als  Person  betrachte.  Vor  dem  Gerichtshofe 
v.e.s  Sittengesetzes  ist  es  freilich  ein  anderes;  da  wird 
der  Mensch  gleichsam  mit  sich  selbst  entzweiet,,  und 
geht  mit  sich  selbst  ins  Gericht» 

Doch  mufste  jener  Saz  aufgestellt  werden,  weil 
der  Vv  ille  etwas  zu  hcsilzen  ,  die  erste  land  eherste  Vrc^ 


tlin<Ttin"-  des  Ei^enthums  ist;  nur  nicht  die  einzige^ 
ßonderii  sie  mufs  durch  eine  andere  erst  weiter  be- 
stimmt werden.  Sohald  der  Mensch  in  Verbindung 
mit  andern  gesezt  wird,  ist  sein  Bcsiz  rechtlich,  h'di- 
glich  inwiefern  er  durch  den  anclern  anerkannt  wird; 
und  dadurch  erst  erhalt  er  eine  äussere  gemevuame^ 
vor  der  Hand  nur  ihm ,  und  dem  anerkennenden ,  ge- 
ineinsame  Gültigkeit.  Dadurch  wird  der  Besiz  erst 
e'm  Eigenthum,  d.  i.  etwas  individuelles.  Ein  Indivi- 
duum ist  nur  dadurch  möglich ,  dafs  es  von  einem  an- 
dern Individuum  unterschieden  wird;  mithin  etwas 
individuelles  nur  dadurch,  dafs  es  von  einem  andern 
individuellen  unterschieden  wird.  Ich  kann  mich 
iiiÄt  als  Individuum  denken ,  ohne  ein  anderes  Indi- 
viduum mir  entgegenzusetzen :  eben  so  kann  ich  nichts 
als  mein  Eigenthum  denken ,  ohne  zugleich  etwas  als 
das  Eigenthum  eines  andern  zu  denken ;  so  von  seiner 
Seite  der  andere.  Alles  Eigenthum  gründet  sich  auf 
wecliselseitige  Anerkennung^  und  dicie  ist  bedingt, 
durch  "e^ensciti^re  Deklaration. 

2.)  Das  Eigenthum  eines  bestimmten  Gegenstan-  . 
des,  —  nicht  etwa,  dafs  ül)erhaupt  etwas  zu  eigen 
besessen  werden  könne,  —  gilt  sonach  nur  für  dieje- 
nigen, die  dieses  Eigenthumsrecht  unter  sich  anerkannt 
haben;  und  nicht  weiter.  Es  ist  immer  möglich,  und 
nicht  gegen  das  Recht,  dafs  über  dasjenige,  was  durch 
den  andern,  oder  durch  einige  andeie,  mir  zuerkannt 
worden,  das  ganze  übrige  Menschengeschlecht  Streit 
mit  mir  erhelle,  und  es  abermals  mit  mir  theilen  wol- 
le. Es  gieht  daher  gär  kein  sicheres ,  und  zu  äusserin 
Rechte  durchaus  beständiges  Eigenthum,  als  dasjcni':;e, 

■  ^  was  . 


wa.s^  von^^em  ganzen  menschlidicn  GescUechte  aner- 
kannt ist.      Dieser  Anerkennung  sich  zu  versichern. 
Scheint  eine  ungeheure  Aufgabe,  und  dennoch  ist  sie? 
leicht  zu  lösen ,  und  ist  in  der  Wirklichkeit  durch  die 
gegenwärtige   Verfassung  der  Menschen,  langst  ge- 
löst.   Jedem,  der  in  einem  gemeinen  Wesen  lebt,  an- 
erkennt und  garantirct  sein  Eigenthum  das  gemeine 
Wesen,  also  jeder  Einzelne  Bürger,  der  mit  im  Bun- 
de s^eht.    Diesem,  dem  Staate,  anerkennen  sein  Ei- 
genthum,  d.  i.  das  Eigenthum  aller  Einzelnen  Bürger 
in  demselben  überhaupt,   die  mit  ilun  im  Räume  gren- 
zenden Staaten.     Das  Eigenthum  dieser  anerkennen 
wieder  die  angrenzenden ,  u.  s.  f.      Gesezt  also  die 
entfemteji  Staaten  haben  das  Eigentlium  des  Staates, 
in  welchem  ich  lebe,  und  dadurch  mittelbar  das  meini- 
gp,  nicht  anerkannt,  so  haben  sie  doch  das  Eigenthum, 
der  ^luiächst  an  sie  grenzenden  Staaten,  anerkannt. 
Sie  und  ihre  Bürger  können  das  Gebiet  des  meinigen 
nicht  betreten,    ohne  durch  die  zwischen  liegenden 
hindurch  zu  gehen ,  und  sich  den  freien  Gebrauch  der- 
selben zuzueignen,  und  das  dürfen  sie  nicht,  zu  Fol- 
ge ihrer  Anerkennung;  und  so  ist  denn,  da  die  Erd© 
ein  absolutes  geschlossenes  und  zusammenhängendes 
Ganzes  ist,   durch  die  unmittelbare  gegenseitige  Aner- 
kcnnunn-   der  benachbarten  Staaten  durch  einander, 
miltelbar  alles  Eigenthum  anerkannt,  das  auf  der  Erde 

j-f.    Im  Kriei>;e  hört  freilich  alles  Rechtsverhäll- 

nlfs  auf;  und  das  Eigenthum  ©Her  Einzelnen  in  den 
Krle'^  führenden  Staaten  wird  unsicher:  aber  der  Zu- 
stand  des  Kriegs  ist  auch  kein  rechtlicher  Zustand, 

VIII.)  Wenn  durch  diese  übereinstimmende  De- 
klaration einiges  unbestimmt  bleibt ,  wie  zu  envarte^n 

ist. 
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i?t,  da  beide  immögHch  die  ganze  Sinnenwelt,  zu  ei- 
ner Tiieilting  unter  sich,  umfassen  können,  so  ist  dies 
keins  von  beiden  Eigenthum  ( res  neutiius  ).  '  Es  be- 
darf hierüber  keiner  besondern  Deklaration;  alles,  was 
in. der Deklaratian  beider  nicht  mit  einbei^riffen  ist,  ist 
von  ihr  ausoeschlossen ,  und  wird  durch  das  Ausge- 
schiossenseyn  von  dem  bestimmten  ein  unbestimmtes, 
wenn  es  auch  etwa  zur  Zeit  der  Gegenseitigen  Dekla- 
ration beiden  noch  unbekannt,  und  erst  hinterher  ent- 
deckt wiirde.  Diese  für  sie  herrenlose  Sache  (res  neu- 
trius)  kann  gar  wohl  der  Besiz  eines  Dritten ,  und  von 
ihm  seinen  Zwecken  untergeordnet  sevm  ;  da  sie  ab»r 
nichr^  von  einem  Dritten,  sondern  nur  beide  von  ein- 
ander wissen,  sc  können  sie  auf  diesen  unbekannten, 
und  blos  möglichen  Dritten,  keine  Rücksicht  nehmen. 

Es  kann  späterhin  dem  einen  oder  dem  andern 
ciiiifallen ,  etwas  von  diesem  unbcsthnmten  seinen 
Zwecken  unterzuordnen ,  und  es  dadurch  in  Besiz  zu 
i-iehmen.  Da  es  nicht  unter  das '  von  ihm  anerkann- 
te Eigenthum  des  andern  gehört,  so  scheint  er  zu  die- 
ser Besiznehmung ,  zu  Folge  seines  Urrechts ,  das  völ- 
lige Recht  zu  haben.  Aber  wenn  nun  der  andere, 
der  aus  den  gleichen  Gründen  das  gleiche  Recht  hat, 
denselben  Gegenstand  gleichfals  in  Besi.z  nähme,  wer 
sollte  über  das  abermals  streitige  Recht  entscheiden? 
Es  müiSte  sonach,  damit  ein  solcher  Rechtsstreit  gar 
Tiicht  entstünde  ,  übei' diese  Erweiterung  des  Besitzes, 
glnichfals  Deklaration  und  Anerkennung  Statt  finden, 
wie  üher  den  ersten  Besiz.  Diese  zweite  Deklaration» 
und  Anerkennung,  und  die  möglicher  Weise  folgen- 
den siftd  eben  den  Schwierigkeiten  unterworfen,  wie 
»  die 
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(Uc  erstere;  beiae  Jcönrx?n  dasselbe  l^esitq^iV  .\Tolleny 
und  beide  haben  das  gleiche  ilecl^t  e^  zu  "vy ollen,  fy, 
Jcann  über,  dieses. problematisclie  Recht  beider  iioc)i  im- 
nier-  ein  nicht  aufzulösönd,<?r  Ile(pj[^I^S6ti-!ei,t,,.,und,  el;i 
Krieg  entstehen,  d^^r  sich,  nur^iiji^  ^ej^  lJn,tergaxi^^e.H 
lies  von  beiden  ,  .  oder  l^eider eiifü|;ea  Jkann.  ^ .  I)a§j  T^y/ii 
§clicu  ihnen  -  errichtete  Recht^y:whä^tiii;fs-  ist  sonack 
noch^^mmer  nicht  bestimmt  ,.jupd;  yollendet,  i^nd  ,eg,i^t« 
riocU  kein  dauernder  Friedensaustand  zwischen  ihnen. 

Ans  diesisrii  Gfunde  nun  kann  lene  Unbestimml«' 
hell  nicht  bleiben,  und  'sie  können  ihr  ganzes  Recht, 
und  ihre  künftige  Sichcrlieit'  nicht  von  dem  neuen  Zu- 
falle abhängen  las  Seh  i'  d^afk  keiner  beg(4ire,  was  der 
andere  haben  v/ill ,  oder  dafs  sie ''^icli  jedesmal  in  der' 
Gi'iiie  vergleichen.  Es  mufs  daher,  gleich  in  der  er- 
gfteri  Vöreiaigun'^  beicter,  zu  einem- r-ech-ilichen  Verh^ill- 
iliis'ie  v  über  das  Recht  der  künftigen  Zueignung ,  etvVäs' 
bestimmtes  f es tgesezt  werden; 

Es  ist  nicht  etwa  blos  rathsam,  und  dienlich, 
dafs  dies  fTeschehe ,  sondern  es  mufs  zu  Folse  des 
R.echtsgesetzes  schlechthin  geschehen  ,  weil  ausserdem 
zwischen  ihnen  k^n  vollständiges,  und  5,ieheres  Rechts- 
-verhältnifs  errichtet,  kein  beständiger  Friede  geschlos- 
sen wäre.  Jeder  hat  sonach  das  Recht,:  den  andern, 
zur  Zustimmung  zu  irgend  einer,  für  l^ei^e  geltenden, 
Regel  ^  über  die^ künft  ige  Zueignung,  zu  zwingen. 

Was  könnte  das  für  eine  Regel  seyn?  DurcJi  die 
Deklaration  .wird  das  zu  eigen  gemachte  besondre  Ob- 
jekt bestimmt ;  durch  die  Anerheunun^  erhält  derEigen- 
ihümer  die  zum  .Eigenthumsrechte   erforderliche  Zu- 

slirn» 


S?:iinmun^^  des  antlern.  Die  leztere  ]caiiu  der  Deklara- 
tion vorhergehen,  d.  h.  sie  kann  im  Momente  der 
friedlichen  Vereinigung  von  beiden  Seiten  für  einmal 
auf  immer  geschehen.  Die  Deklaration  der  künftlcen 
Besizaehmung  aber  kann  in  dem  Momente  der  ersten 
Bereinigung  nicht  geschehen;  denn  dann  wäre  es  eine 
gegenwärtige  Besiznehmung ,  und  keine  künftige;  die 
Objekte  wären  schon  bestimmt,  nicht  aber  unbestimmt, 
und  erst  in  der  Zukunft  bestijnmbar.  Es  müfste  so- 
nach im  Voraus  die  Anerkennung  nicht  des  b<3Stinun* 
ten,  sondern  des  bestimmbaren  geschehen,  d.  h.  sie 
niüfsten  sich  gegenseitig  verbinden,  dafs  jeder  jeden 
4ek]arirten  Besiz  des  andern  in  der  Region  des  bis  jezt 
unbestimmten,  ohne  weiteres,  als  das  Eigenthum  des- 
selben anerkennen  wolle. 

'  Zu  Folge  dieses  Vertrages  würde  derjenige  von 
beiden,  welcher  nur  zuerst  deklariret  lediglich  durch 
aiese  X3eklaraLion,  das  volle  Eigenthumsrecht  erhalten, 
da  der  andere  durch  den  Vertrag  schon  im  Voraus  ver- 
bunden ist,  seine  Einwilligung  zu  geben.  Mitnin 
(ritt  hier  zuerst,  und  zwar  lediglich  zu  Folge  der 
freiwilligen,  jedoch  rechtlich  nothwendlgea ,  Verab- 
jedung,  der  Rechtsgrund  aus  der  Priorität  der  Zeit 
ein  ;  und  die  Rechtsformel:  Qtii  prior  tempore ,  potior 
jurc,  die  bisher  keine  Rechtsbeständigkeit  vor  dem 
äussern  Gerichtshofe  hatte,  wird  begründet.  Eine  an- 
dere Rechtsformeb  eine  herrenlose  Sache  fällt  dem 
anheim,  der  sich  ihrer  zuerst  bemädrtigt  (res  nullius 
cedit  primo  occupanti),  wird  hier  genauer  bestimmt, 
und  eingeschränkt.  Es  giebt  keine  absolute  herrenlo- 
se Sache,  rechlsbcstündig  für  äusseres  Recht  Nnr 

durch 
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durch  ge»eiis<nlige  Dcldaration ,  und  das  Ausgescbios- 
senseyii  von  ihr,  entscht  eine  herrenlose  Saclie  für  die 
beiden,  contrahirenden  (res  iieutrius),  die  nur, proble- 
matisch res  nullius  ist,  bis  ein  Eigenthnmer  dazTi  sich 
meldet.  (Sie  ist  lediglich  res  neutrius  per  declaratio» 
nern;  diese  cedit,  expacto,  primo  occupanti  et  decla- 
ranti.) 

Die  Möo[lichkelt,  dafs  ein  unauflöslicher  Rechts- 
Streit  entstehe,  ist  noch  nicht  gehoben,  und  das  recht- 
liche Verhältnifs  ist  noch  nicht  durchgängig  gesichert^ 
wfnn  es  nicbt  so  einzurichten  ist,  dafs  die  Deklara- 
tion, so  schnell  als  möglich,  auf  die  Besiznehmung, 
auf  die  Erkenntnifs  des  Objekts,  und  den  Entschlufs, 
es  für  mich  z.u  behalten,  folge.  :  Denn  wie,  wenu 
gleich,  nachdem  ich  den  Gegenstand  in  Besiz  genom- 
men, der  andere,  den  ich  aufsuche,  um  ihm  diese 
Besiznehmung  zu  deklariren ,  kömmt  ^  denselben  Ge- 
frenstand  in  Besiz  nimmt,  und  nun  geht,  um  mir  sei- 
ne Besiznehrnung  zu  deklariren  ?  Wessen  ist  das  Ei- 
(Tenthüni?  Der  Rechtstreit  dürfte  oft  sogar  vor  dem  ei- 
genen Bewufstseyn  beider,  vor  dem  Gerichtshofe  des 
äussern  Rechts  aber  gewifs  unauflöslich  seyn,  weil 
keiner  beweisen  kann,  dafs  er  der  erste  war.  -  Beide 
wären  sonach ,  aller  angewandten  Sorgfalt  ohngeach- 
tet,  abermals  in  Gefahr,  im  Krieg  mit  einander  ver- 
wickelt zu  werden. 

Besiznelunung ,  und  Deklaration  müssen  sonach 
syhthetisch  vereinigt  werden  ;  oder  strenger ,  das  oc- 
nipirte  Objekt  rnufs  bei  der  Occupatioü  so  bestimmt 
werden  ,  dufs  der  andere  dasselbe' nie] it  erkennen  könne, 
ohne  zu^hich  die  geschehene  ö'ccupntion  zu  erkennen. 
Das  Objökt  selbst  mufs  deklfirir«» ;   also,  «s  müssen 
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Z(üclien  flf^r  grscHehenen  Besiznelimuiig  zwischen  bei- 
den verabredet;  werden.    Dies,   gerade-  dies  istnolh-. 
wendig ,  ' wenn  alle  fernere  Möglichkeit  des  Rechts-' 
Streites  verhütet  werdeji   soll;    es  p^iebt   daher  ein 
Zwangsrecht  den  andern  dazu  anzuLalien.  —  Diese 
Zeichen  sind  Zeichen  lediglich,  iiuvie^ern  eio  zwischen 
beiden  verabredet,    und  dazu  gemacht  worden  sind» 
Es  liöiinen  daher  seyn,   welche  es  wollen.    Das  na- 
türlichste bei  dem  Eigenthuin  au  Grund  und  Boden, 
ist  die  Absonderunc;;  desselben,  \  ori  dein  übrigen  Ln^- 
de,  durch  Zäune,  und  Graben.    Den  unvernünftigen 
TLieren  .wird  es  .ufimoglich    gemacht,    ein  solches 
Gr-undätück  zu  betreten;   vernünflige  AVesen  werden- 
dadurch  erinnert,  dafs  sie  ihr  V  ermögen',   es  zu  bctre- . 
len,  nxcht  brauchen  sollen. 

IX.)  Die  Aüfgebung  des  Eigen  thums  (derelictio 
doininli)  betrcllend ,  über  welche  jüer  gleiclifals  ein 
Bechtsstreit  entstehen  könnte,  iot..  sogleich  klar,  dafs. 
das  erste  Eigenthum,  das,  .Kraft  d^r. Deklaration  und 
Anerkermurig Eigenthümliphe ,  nur  durch  die  Dekla- 
ration, dafs  der  *Eigenthümer  es  iiieat  länger  besitzen 
wolle,  aufgegeben  werden  könne  ,  and  dafs,  was  auch 
übrio,ens  geschehen  möge,  jeder  immerfort,  anirehmen 
müsse,  der  andere  wolle  fort  besitzen,  was  er  sich 
einmal  zui^eeignet,  so  lange  er  nicht  die-  An fgcbun«; 
<bjs  Willens  ausdrücklich -erklärt  hat.  Soweit  derGruüd 
ruiclit,  ^  so.vvfeit  das  begründete:  nun  ist  le dinglich  die 
Deklaration  der  Grund  dieses  Eigenthunis ,  iiiithin  tanu 
OS  nicht  we2,fallen,  die  Deklaration  £al]t^,  d^nn  we^:^ 
Aber  diese  fällt  nur  durch  die  entgegengesezte  Dekla- 
ration weg.    Das  aufgegebene  Elgenthum  wird  dadiirc'i  ^ 
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herrenlos  für  beide,  und  steht  unter  deif  oben  äiige* 
zeigten  Rechtsr^gel  der  herrenlose/iiQegenständek 
Was  das  nachher  erworbene  Eigenthuin^  (dominianl 
acquisitum)  betrifft,  so  wird  dies  erlangt^  zu  FolgcJ 
des  verabredeten  Zeichens  des  Eigenthums  j  und  fallt 
weg,  so  wie  dieses  Zeichen  wegfällt ,  z.u  Folge  der  Ke- 
gel :  das  begründete  geht  nicht  weiter  als  der  GininÄ 
geht.  —  Man  konnte  sagen,  nachdem  der  andere  dai 
Zeichen  einmal  erblikt  hat,  weifj  er^  dafsdas  bezciGh-» 
nete  zugeeignet  ist.  Der  Eigenthümer  kann  nun  da3 
Zeichen  wegnehmen^  um  nichts  überüiissigeu  zu  Un- 
terhalten; oder  dasselbe  veraltert  j  und  verächwindeü 
vielleicht  von  selbst*  Aber  eben  daran  liegt  es^  dats 
dem  andern  nie  nachgewiesen  :v^etden  kann,  et  liab(^ 
das  Zeichen  des  Eigenthums  wirklich  erblikt*  Erkanil 
ja  überhaupt  nicht  zu  dem  Gegenstände  gekoriimen  seyn  j 
oder,  wenn  er  daza  gekommen  wäre  j  kann  et  ja  äü£ 
das  Zeichen  des  Eigenthums  ^  da  die  .Sache  ihn  nicht 
interessirte  j  nicht  geachtet  haben*  Das  Zeichen  isü 
also  nie  etwas  überflüssiges,  sondern  der  nothwendig 
fortdauernde  Rechtsgrund ;  und  wenn  der  Eigent.hü* 
nier  dasselbe  Wegnimmt  ^  öderes  stu  Grunde  geheil  läist^ 
so  ist  er  anzusehen  j  als  ein  solcher  j  der  sein  £lgen« 
tliumsrecht  aufgegeben  hat» 

X.)  Dadutcli  i  ^afs  beide  detl  aü^geieigteil ,  ünA 
bestimmten  Vertrag  über  das  Eigenthum  schliesscn, 
beweisen  sie  einander  gegenseitig  j  dafs  sie  sich  deni 
rvechtsgeset25e  unterwerfen,  wenn  derselbe  lediglich 
zu  Fölgö  dieses  Gesetzes  geschlossert  werden  könn  j 
dafs  sie  demnach  Wesen  sind  ^  welehe  Refjhte  haberi; 
Also  erhält,  vermittelst  dieses  Vertrags  zugleich  auch 
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tlie  Unverlezlio'hkeitViiflcl  Uneintäslt)^keil  ihrer  Leil>^r, 
dio  vorher  problematisch  blieb;  ihre  S&nktion ,  unrl 
V^irfl  ein  kate^orisdies  Recht.  Es  bedarf,  \vie  sirh 
versteht,  dazu  keiner  besondern  VeräJtfr'edung ;  denn 
ÄasiHwi'eweit  ist  hierbei  nicht  streitig,  sondern  durch 
di^'  blöfse  Erkenntni'fs  gegeben.  Uebeij 'das  cZa/j ,  yyeh 
<ihes  vorher  problematisch  war ,  ist  jezt  durch  die  iS<*hJies^ 
sung  des  Vertrags  entschieden.  Unsere  Betrachtung 
ist  in  sich  selbst  zurückgelaufen;  das  \orher  problemiti. 
tische  Erste,  ist. jezt  durch  den  blofsen  Gang derselb«» 
katefiorisch  geworden,  sie  ist  mithin  vollkommeiif  ei* 
schöpft.  '  ••  -^^ 

Eeidö  Weseii"  sind  jezt  in  Rücksicht  der  Schran- 
Seh  ihrer  freien  ffindlurigen ,  in  Beziehung  aufeinahl 
cter',  vollkommen  bestimmt^'  und  für  einaiider  geVen- 
keitig  gleichsam  consLitulrt.'  tedes  ha^seinen'bestimifl^ 
fei  Standpunkt  in  der  Sihnenwelt ;  und  sie  könn^rt  gäi- 
nicht  in  Rechtsstreit  geratfeen ,  "w^nh  lleide  auf  \lehl- 
selben  sich  haiien.  Es  ist  ein  Gleidhgewicht  desReclits 
giwischen  ihnen  errichtet. 

y  XL)  Der  synthetisch  aufgestelltß  Saz,  dafs  durch 
dp  an  sich  nur  formale  Rechtsgesez ,  auch  materiell 
der  Umfang  der  Rechte  eines  jeden  besttimmt  we^rjlei^ 
möoe,  hat  sich  durch  die  all £i;emeine  Anwendbarkeit 
tte-^ährt.  Durch  diß  blofse:  Erkenntnifs  eines-  freien 
Wesei?s.wird  ipir  , unmittelbar  mein  Rechtsverhältnil^ 
mit  .demselben,  bestimmt,  d.  i«  es  wirdgesezt,  alsnoth- 
wendig  zu  bestimmend:  es  wird  durch  das  RechtsgeSez 
die  absolute  Aufgabe  gegeben,  es  entweder  frei  zu  be- 
sUmmen,  öderes  durch  den  Staat  bestimmen  zu  lassen. 

Wir  habeii  sonach  die  wichtigste  Fräse  einer 
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".Rrclilslelire,  als  einer  reellen  Wissenschaft,  beant- 
wortet: wie  läfst' ein  blos  formales  iAeclitssesez  sich. 
auf  bestimmte  Gegenstände  anwenden. 


2  weit  es  Kapitel  der  Recht  sichre. 

Ueber  das  Zwangsrecht. 
TT  ^' 

Unsere  ^i^anze  Argumenta l^ihon  in  der  Deduktion  eines 
G\^?ichge,vv,ich^s'  ,des  Rechts  drcdit  sich  in  einem  Zir- 
kel ;  wenn  man  auf  diesen  reflektiret ,   so  wird  der 

•rechtliche  Zustand,  dessen  Möglichkeit  dadtitch  ge- 
zeigt, werden  sollte,  abermals  im  möc.,  lieh ;  und  der 
RechtsbjjgrilP  erscheint  noch  imm-er  als  leer,  und  oh- 
ne alle  Anwendung;. 

'  Es.  war  den  vernünftigen  Wesen,  die  wir  ge- 
sezt  haben,  als  einander  gegenseitig  erkennend,  je- 
dem von  seiner  Seite  problematisch,  ob  er  auf  Si- 
cherheit seiner  Rechte  vor  dem  andern  rechnen  kön- 
ne, und  ob  dem  zu  Folge  derselbe  Rechte  habe; 
oder  ob  er  mit  physischer  Gewalt,  aus  seinem  Wir- 
kungskreise  zu   vertreiben    sey.     Der  Zweifel  soll 

^dadurch  gelös't  seyn,  dafs  sie  den  Umfang  ihrer 
Rechte  beide  bestimmt,    und  gegenseitig  anerkannt 

-h^abeu;  denn  es  soll  daraus  klar  hervorgehen,  daf« 
sie  sich  dem  Rechtsgesetze  unterwerfen. 

Aber  weitgofelilt ,   dafs  die  gegenseitige  Sicher- 
heit beidin- darauf  beruhe ,  dafs  sie  nur  einen  rechtli- 
chen Zustand  unter  sich  verabreden,  beruht  sie  viel- 
mehr darauf,  dafs  sie,  in  aHeii  künftigen  freien  Hand- 
le 2  lun- 
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Inngen,  sich  nacli  dieser  Verabredung  richten»  Mit- 
hin wird  in  dieser  Verabredung  vorausgesezt  das  Ver- 
trauen eines  jeden  auf  den  andern,  dafs  derselbe  sein 
Wort,  nicht  etwa  nur  hier,  und  da  wo  es  ihm  gut 
d linke ,  halten  ,  sondern  dafs  er  es  sich  zum  unverhrüch- 
liclien  Gesetze  machen  werde.  Nun  könnte  er  dassel- 
be gar  nicht  als  ein  solches ,  das  er  halten  wolle ,  ge- 
ben, noch  kann  er  in  der  Zukunft  es  wirklich  halten, 
ausser,  z\i  Folge  des  Willens ,  dafs  ein  rechtliches  yei- 
.  /  hältnifs  'zwischen  ihnen  Statt  finde,  mithin  zu  Folge 

setner  Unterwerfung  unter  das  Gesez. 

Demnach  — -  das,  was  die  Rechtlichkeit ,  und 
"Rechtsfähigkeit  des  andern,  seine  Unter^vverfung  im« 
ter  das  Gesez,  beweisen  soll,  beweii't  nur ,  inwiefern 
das  zu  erweisende  schon  vorausgesezt  wird,  und  hat 
gar  keine  Gültigkeit,  noch  Bedeutung,  wenn  es  niclifc 
vorausgesezt  wird. 

Die  Schärfe  der  2-anzen  folgenden  Untersuchuni^ 
h;in<!.t  davon  ab,  dafs  dieser  Punkt  streng  genommen 
werde.  Die  Sicherheit  beider  soll  nicht  von  einem 
ZiiTalle,  sondern  von  einer,  der  mechanischen  glei- 
chenden, Nothvvendigkeit  abhängen,  von  welcher  ei- 
ne Aufnahme  gar  nicht  möglich  sey.  Eine  solche  Si- 
cherheit findet  nur  unter  der  Bedinguag  Statt ,  dafsfar 
beide  das  Rechtsgcsez  das  unverbrüchliche  Ges^z  il> 
res  Willens  sey,  und  wenn  beide  nicht  grgensei- 
tio;  diese  Ueberzeugung  von  ein, uider  fassen  kön- 
nen,  so  sichert  üie  keine  Verabredung,  denn  die» 
se  hat  nur  unter  Bedingung  jener  Fnlerwerfuncr  des 
Willens  unrer  das  Rechtsgcsez  ElFekt.  Es  sind  nieli- 
rere  Gründe  möglich,  die  sie  bewegen  köniien,  sich 
iu  Verabredung  einzulassen  ohne  dafs  sie  selbst  in  der 
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Shjnrle  der  Verabredung  (Ten  Willen  IiaLen,  iiir  AYort 
zu  halten.  —  Oder,  beide  können  es  in  der  Stunde 
der  Verabredung  redlich  meinen,  urtd  im  Herzen  ent- 
schlossen seyn,  rechtlich  nut  einander  zu  leben;  aber 
hinterher  durch  die  Gewohnheit  des  Friedens  verleite^, 
lind  sicher  gemach!',  der  Furcht  entledigt,  die  v.  ölvl 
auch  Antheil  haben  konnte,  an  dem  .9; iitlichen  Verglei- 
che, und  der  Schwäche  des  Nach!;ai  s  ganz  sicher,  kann 
einer  von  beiden ,  oder  beide,  anderes  Sinnes  wenlen. 
Sobald  einer  sich  dieses  als  möglich  denkt,  kann  er 
keinen  Augenblick  mehr  ruhig,  sondern  muls  stets  auf 
seiner  Hut,  stets  zum  Kriege  gerüstet  seyn,  und  sezt 
dadurch  den  andern,  der  es  vielleicht  noch  redlich 
jneint,  in  die  gleiche  Lage ,  und  theilt  ihm  sein  Mis- 
trauen  X}^it-  leder  erhalt  schon  dadurch  das  Recht  dem 
andern  äen  Frieden  aufzukündigen,  und  sich  seiner  zu 
entledigen  ,  de;nn  die  Möglichkeit  des  Ecisammenste- 
liens  der  Freiheit  beider  ist  aufgehoben.  Ihr  VerLr.rg 
ist  völlig  vernichtet,  da  das ,  v/orauf  er  sich  gründete, 
das  gegenseitige  Vertrauen,  aufgehoben  ht^§, 

Resultat,  Die  Möglichkeit  des  Rechtsverhdlt?iisses 
zwischen  Personen  auj  dem  Gebiete  des  Nnturrechts  ist 
durch  gegenseitige  Treue  und  Glauheft  bedingt.  Gegen- 
seitige Treue  und  Glauben  aber  ist  von  dem  Rechtsge- 
setze nicht  abhängig ;  sie  läfst  sich  nicht  erzv/ingen^ 
noch  giel>t  es  ein  Recht,  sie  zu  erzwingen.  Es  läfst 
sich  nicht  erzwingen ,  dafs  jemand  innerlich  Glauben 
an  meine  Redlichkeit  habe ,  weil  dies  sich  nicht  äus- 
sert, mithin  ausser  der  Sphäre  des  Natuirechts  liegt. 
Aber  selbst  dazu,  dafs  jemand  sein  Mistrauen  gegen 
mich  nicht  äussere ,  kann  ich  ihn  lüclit  zwingen^  Denn 
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wenn  er  flenn  doch  Mistrauen  hat,  so  würde  ich  ihn 
durch  einen  solchen  Zwang  nöthigen ,  die  ganze  Sor- 
ge für  seine  Sicherheit,  mithin  seine  gan/.e  Freiheit^ 
und  alle  seine, Rechte  aufzugeben;  ich  würde  ihn  dar 
durch  meinem  willkührlichen  Rechtsurtheile,  und  imei- 
ner  Macht  unterwerfen,  d.  h.  ihn  unterjochen,  wovoa 
niemand  das  Recht  hat« 

14.  D(i5  Princip  aller  Zinnn^^^csetze. 
Sobald  Treue,  und  Glauben  zwischen  Personen, 
die  mit  einander  leben  ,  verloren  gegangen ,  ist  gegen,- 
seitige  Sicherheit  und  alles  rechtliche  Verhältnifs  zwi- 
schen ibnen  unmöglich  geworden,  wie  w^ir  gesehen 
haben.  Von  dem  Ungninde  des  gf^^enseifcigen  MisLrau- 
ens  können  die  Partliieen  nicht  überzeucht  werden,  in- 
dem eine  solche  Ueberzeugung  nur  auf  einen  befestia;- 
ten,  und  vor  aller  Nachgiebigkeit,  und  Schwachheit 
gänzlich  gesicherten  guten  Willen  aufgebaut  werden 
könnte;  ein  Glaube,  den  kaum  jemand  in  sich  selbst, 
geschweige  denn  in  einen  andern  set^n  kann.  —  Treue 
rmd  Glaube  können,  sowie  sie  einmal  verloren  gegan- 
gen ^ind ,  nicht  wieder .  hergesVellt  werden;  denn  ent- 
weder die  unsichere  Lage  beider  dauert  fort,  das  Miß- 
trauen theilt  sich  gegenseifig  mit,  und  vermehrt  sich 
diuch  die  Vorsicht,  die  jeder  den  andern  anwenden 
sieht  i  oder  es  Vicht  ein.  Krieg  zwischen  beiden  aus, 
der  nie  ein  rechtlicacr  Zustand  ißt^  und  in  welchem 
immerfort  gegenseitig  beide  Grui^d  genug  hnden  wer- 
.-den ,  an  der  rechtliclien  Gesinnung  der  andern  Parthey 
zu  zweifeln. 

Nun  ist  es  keinem  von  beiden  um  den  guten  \Vi!- 
l^n  des  andern  an  sichv  seiner  Form  nach,  zu  thun. 

Feder 
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Icnlen  stellt  iii  dicsor  Abgicht  vor  dem  Ricliterstulile 
sf^iiiea  eigenen  Gewissens.  Nur  uin  der  Folgen,  um 
das  Materiale  desAVilleus  ist  es  ihnen  zu  thun.  Teder 
vvin,  und  li?it  das.i^echt.zu  wollep  ,  dafs  von  der  Sei- 
fe des  andern  nuir  diejenigen Handlungen erfoloen,  wel- 
clie  erfolgen  würden  ,  wenn  derselbe  eiaen  durchgän- 
gig guten  Willen  hätte  ;  ob  dieser  Wille  nun  wirklich 
da  sey,  oder  nicht,  davon  ist  nicht  die  Frage.  leder 
hat  nur  auf  die  Legalität  des  andern,  keinesweges  auf 
seine  Muralität  Anspruch. 

Nun  aber  kann  nicht,  und  soll  nichl  ,  eine  sol- 
che Veranstaltunp:  getrotfen  werden,  nach  welcher  die 
j  landlungen ,  die  nicht  geschehen  sollen  ,  durch  mechani- 
sche Naturgewal t  zurückgehalten  w ürden  ;  dies  ibt  i  i:  ^ ^. ; ^ 
ynmöglich,  weil  der  Mensch  frei  ist ,  und  eben^darup 
jeder  Naturgewalt  widerstehen,  und  sie  überwinden 
kann;  theils  ist  es  widerrechtlich,  weil  dadiirch  Her 
Vfonsch,  auf  dem  Gebiete  des  Rech tsbegrilFs ,  zu  ein^^r 
^^lofsen  Maschine  gemacht,  und  die  Freiheit  seines 
Willens  für  nichts  gerechnet  würde.  Die  zü  treiferide 
Veranstaltung  müfste  sonach  an  den  Wiileii  seihst  ?,\c\l 
xichtfen;  diesen  vermögen  und  nÖthigen,  sich  durch  Siek 
selbst  zu  bes^i^lmen ,  nichts  zu  wollen ,  als  was  mit 
der  g^sezmäfsigen  Freiheit  bestehen  kann*  —  Ks  ist 
leicht  einzusehen,  dafs  die  Antwort  so  ausfallen  rnufs- 
i e n^s  ist  hur  etwas'  schwerer  zu  begreifen,  wie  dies 
•möglich  seyn  werde.  ^ 

Das  freie  Weesen  sezt  sich  selbst  mit  absoluter 
Freiheit  Zwecke.  Es  will,  weil  es  will ,  und  das  Wol- 
fen eines  Objekts  ist  selbst  der  lezte  Grund  dieses  Wil- 
lens.   So,  und  nicht  anders,  haben  wir  oben  das  freie 
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Wesen  bestimmt,  und  so  mufs  es  bestimmt  bleiben: 
wlr<\  es  anders  gefafst,  so  geht  die  Ichheit  verloreir. 

Wenn  es  nun  so  eingerichtet  werden  kqnntc,  dafs 
fiiis  dem  Wollen  jedes  unrechtmäfsigen  Zwecks  noth«^ 
wendig,  und  nach  einem  stets  wirksamen  Gesetze^j 
das  Ge^eiitheil  des  beabsichtigten  erfolgte ,  so  würde 
jeder  rechtswidrige  Wille  sich  selbst  vernichten.  Ge- 
rade darum,  weil  man  etwas  wollte,  könnte  man  es 
iiicht  wollen  j  jeder  unrechtmäfsige  Wille  würde  de? 
Grund  seiner  eignen  Vernichtung,  so  wie  der  Wille 
ühefhaupt  der  lezte  Grund  seiner  selbst  ist. 

Es  w'ar  nothwendig ,  diesen  Saz  in  seiner  ganzen 
synthetischeu  Strenoe  aufzustellen,  da  auf  ihn  alle 
Zwangsgesetze,  oder  Strafgesetze,  (die  ganze  peinli- 
che Gesezgebung)  sich  gründen.  Wir  analysiren  jezt 
diesen  Begriff,  um  ihn  deutlicher  zu  machen, 

Jüas  freie  Wesen  sezt  sich  einen  Zwect.  Erhcis-- 
^  Nua  ist  es  zwar  wohl  möglich,  dafs  dieses  A. 
bezogen  werde,  als  Mittel  auf  andere  Z^ wecke,  diese 
wieder  ^Is  Mittel  auf  andere  u,  s,  f.  Aber  man  steige 
liiif  so  weit  n^a«  will»  30  mufs  man  endlich  doch  eiften 
absoluten  -^Iweck  annehmen,  welcher  gewollt  wird, 
schlechthin,  weii  er  gewollt  wird.  Alle  mögliche  Mit- 
telzwecke yevh^lten  sich  zu  ihm,  als. Theile  des  abso- 
Jutca  Tot£^lzwecks.,i  und  sind  sonach  selbst  als  absolute 
Zwecke  anzusehen.  —  A.  wird  gewollt,  heifst :  es 
wird  gefordert,  dafs  etwas  dem  Begriif  von  A,  corre, 
^pondirendes ,  in  der  Wahrnehmung  als  existirend,  ge. 
geben  werde.  Der  Begriff  der  reellen  Existen-^  des  A. 
das  Wollen,,  dafsA*  existire,  ist  sonach  die  Triebfeder 
iifcs  Willens  A^     So  ^ewifs  gegenwärtig  A,  begehrt 
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wird,  und  der  Wunsch  seiner  Existenz  der  voi^err- 
sehende  Wunsch  isC,  so  gewifs  wird  das  Gegenthell 
Von  A.  verabscheut,  und  es  ist  gegenwärtig  das  am 
meisten  gcfiirchtete  Ueheh  ■  ^ 

Wenn  nun  die  Terson  vorhersähe,  dafs  aus  ihrer 
Wirksamkeit,  A.  zu  realislren  ,  nothwendig  das  Gegen^ 
theil  von  A.  erfolgen  werde,  so  könnte  sie  A.  nicht re- 
alisiren  wollen,  eben  darum,  weil  sie  die  Existenz 
von  A*  wünscht,  oder  hegehrt,  und  sonach  das  Gegen* 
theil  davon  verabscheut  j  sie  könnte  A.  nicht  wollen» 
jrerade  darum,  weil  sie  es  will;  |und  unsere  Aufgabe 
wiire  gelös't.  Die  stärkste  jezt  eben  herrschende  Be^ 
gierde  gäbe  das  Gegengewicht,  und  der  Wille  Vernichs 
tete  sich  selbst.  Er  würde  durch  sich  selbst  in  seine» 
Grenzen  gehalten ,  und  gebunden. 

jVenn  demnach  eine  mit  mechanischer  Nothwendig* 
Jif'ic  wirJicnde  Veranstaltung  getroffen  werden  köimte^ 
durch  welche  aus  jeder  rechtswidrigen  Handlung  das 
Gegentheil  ihres  Zwecks  erfolgte,  so  würde,  durch  ei- 
ne solche  Veranstaltung ,  der  Wille  genöthigt,  nur  das, 
reclitmäfsige  zu  wollen ;  durch  diese  Anstalt  würde ,. 
nach  verlorner  Treue  und  Glauben  ,  die  Sicherheit  wie- 
der hergestellt,  und  der  gute  Wille  für  die  ausser© 
Realisation  des  Rechts  entbehrlich  gemacht ,  indfemdeir 
böse ,  und  nach  fremden  Sachen  begierige  Wille  gera^ 
cle  durch  seine  eigne  unrechtmäfsige  Begier,  zu  dem  glei-^ 
chen  Zwecke  geleitet  würde.  Eine  Veranstaltung^ 
wie  die  beschriebene,  heifst  ein  Zmangsgesez,^ 

Es  ist  überhaupt  ein  Recht  vorhanden,  eine  soT, 
che  Anstalt  zu  treifen.  Denn  gegenseitige  rechtliche 
Freiheit  und  Sicherheit  sollen  teyrschen ,  au  Folge  des 
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Rachlsgesetzes.  ..  TieUe  und  Glauben  ,  vermittelst  c|e*-p.a 
Fi:eili,eit  und  Sicl^ejrlioit  auch  herusclien  könnten,  las; 

sich  nicht- nach  einem  Gesetze  hervorbringen,  sp 
dafs  man  auf  sie  sicher  rechnen  könnte  ;  jener  Zweck 
rnuf$.  also  durch  .dasje^nige  realisiret  werden,  durch 
welches  allein  er  nach  einer  Hegel  realisiret  iverden 
kann;  und  dies  ist  allein  das  Zwangsgesez.  Mithin 
liegt  die  Aufgabe,  eine  solche  Anstalt  zu  errichten,  im 
ivechtsgesetze. 

,r  I  .Endlich,  .die  Freiheit  des  guten  Willens  bleibt 
durch  dieses  ZwängsgeSez  unangetastet,  und  in  ihrer 
g^igia^  W.ürde.  So  gewifs  jemand  nur  das  rechtniär 
f§j[ge,  um  der  blofsenRechtmäfsigkeiL  Willen  will,  ent- 
St-ehl:  in  ihm  garS  ;kein  Gelüst  nach  dem  unrechtmäfsi^ 
gen.  Nun  aber  ist,  wie  wir  gesehen  haben ,  das  Ge- 
scz  lediglich  auf  diesen  Gelüst  berechnet,  bedient  sich 
nur  seiner  als  Trißbfeder,  und  wendet  sich  an  den 
i\^illen  Jedi^lich  yprinittelst  dieses  Gelüstes.  Nur 
durch  ihn  giebt  man  gleichsam  dem  Gesetze  etwas  hin^ 
wobei  es  uns  fassen  und  halten  könne.  In  allen  Fallen 
daher,  wo  kein  Gelüst  vorhanden  ist,  wirkt  es  nicht, 
uj^d?^,ißt)  Absicht  des  Willens,  völlig  aufgehoben; 
es  wird  kein  Motiv,  weil  die  Rechtlichkeit  schon  durch 
ein  anderes  Motiv  herv^orgebracht  ist,  Pem  Gerech- 
ten is.t  k^in  äusseres  Gesez  gegeben;  er  ist  von  dem- 
selben ganz  befreit,  und  durch  seinen  eignen  guten 
\Yilitin  davon  befreit. 

Aber,  • —  die  zweite  mögliche  Rücksicht  eines 
Zwangsgesetzes,  —  es  kann  Schaden  zugefügt  wer- 
den, ohne  den  Willen,  zu  schaden,  durch  Nachlässig- 
Jteit  urid  U^beda^UtSÄn^eit. .  Hierauf  hat  das  beschrie- 
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niG.Zwangsgcsez,  .d-as  auf  den  Willpn  zu  schaden  ,  odec 
vielmöUvj,  auf  den  Willen  ,  durch, jdei^  .Schaiden  des  .an^; 
dein  seinen  Torlhell  zu  befördern,  sich  gründet,  aw 
iliii  sich  richtet,  und,  wie  in  einer  andern  Absicht  so 
eben  gezeigt  worden,  wegfällt,  wenn  ein  solcher 
ATille  nicht  da  ist,  keinen  Einflufs ,  und  bietet  dnge* 
gen  keinen  Schutz  dar.  Nun  aber^  ist  ein  äiis  tjrfl><^- 
dachtsamkeit  zugefügter  Verlust,  für  den  Beschädig« 
ten,  derselbe,  als  der  aus  böseni' Willen  zu^e^fü^t^,^ 
hnd  die  mögliche  I^efürchtung 'dessellien  versfe^t  ^iii^ 
gleiche  Unsicherheit,  und  Aengstlichkeit ,  aU  die  ,  ^ 
sichtlicher  feindseliger  Anschlage.  Mithin  ist  dut^h 
die  beschriebene  Veranstaltung,  die  Sicherheit  noch 
nicht  genug  begrun'det.  '  Auch  gegen  die  'Un*bedacht- 
samkeifc  müssen  Anstalten  getrolfeii  werden. 

Alle  Unachtsamkeit  reducirt  sich  darauf  ,  dafs  der 
Mensch  übcrhauyt  gar  keinen  Willen  hat  ^  in  Fällen  WO 
ei*  pothwendig  einen  haben  sollte,  und  wo,  so 
eij  iFiir  ein  vernünftiges  und  freies  Wesen  g^nolniirefi 
ist,  darauf  gerechnet  worden,  dafs  er  einen  h^bei\ 
werde.  Er  hat  gar  keinen  Begriff  von  seinem  HaiV- 
dcln  sich  entworfen,  sondern  mechanisch,  und 'sb'\kHlfe 
rlas  Ohngefähr  ihn  to'eb,  gehandelt.  Dies  verhindert, 
-in  Sicherheit  n^ben  ihm  zü  leben;  und  macht  ihn.  zu 
«ein'em  Naturprodukte^  welches  man  zur  Ruhe,  und 
4 'Hihatigkei4-  ' 'bringen  müfste,  aber  doch,  weder  kant?^ 
well  er  doch  auch  freien  Willen  hat,  noch  darf^,  wjuid 
seine  Freiheit  iin  G'anzen  respektir.t  .werden  m^i^s.  — 
Der  Mensch  soll,  .  damit  Sicherheit  neben  ihmj?iq^ 
iich  sey,  die  Actisserunsfün  3.ein.er  physisphen  Kraft, 
durch  einen  freien  V»  illen,  auf  einen  bedachtes  Zweck 
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hinleiten :  und  in  Bezicoung  auf  flie  Freiheit  des  an- 
dern lafst  sich  folgende  Regel  für  denseisen  festsetzen; 

Er  mufs  gerade,  soviel  Sorge  tragen^  dafs  er  die 
Hechte  des  andern  nicht  verletze,  als  er  Sorge  trägt,  dafs 
die  seinigen  nicht  verlezt  werden.  Der  Beweifs  der  Gülr 
tigkeit  dieser  Regel  ist  folgender;  der  mir  durch  das 
Gesez  aufgegebene  lezte  Endzweck  ,  ist  gegenseitige  Si- 
cherheit.  In  ihm  liegt  der;Zweck,  dafs  die  Rechte 
des  andern  durch  miqh  unbeschädigt  bleiben  eben  so, 
und  in  dem  gleichen  Grade,  als  der,  dafs  die  meini- 
gen vor  ihm  unbeschädigt  bleiben ;  und  so  lange  sie 
nicht  beide  auf  gleiche  Weise  Zwecke  meines  Willens 
sind,  SQ  lange  ist  mein  Wille  unrechtlich,  und  ich 
bin  unfähige  zu  einem  sichern,  friedlichen  Verhält- 
nisse. 

Es  ist  die  Frage,  wie  es  einzurichten  sey,  um 
jemanden  dahin  zu  bringen,  dafs  er  Willen  habe,  wo 
er  ihn  haben  soll  ,  oder  —  wie  wir  durch  die  aufge- 
Stellte  Regel  den  Saz  näher  bestimmt  haben ,  —  dafs 
er  für  die  Sicherheit  des  andern  vor  ihm  die  gleiche 
Sorge  trage,  als  er  für  seine  eigne  Sicherheit  vor  dem 
aniern  Sorge  trägt. 

Wir  sehen  zuförderst  auf  die  erstere  Formel ,  ge- 
rade, weil  sie  die  schwerere  ist,  und  darum  die  Unter- 
suchung am  interessantesten  macht:  wie  hat  man  es 
einzurichten ,  um  in  jemanden  einen  Willen  hervorzu- 
bringen  ? 

Was  überhaupt  keinen  Willen  hat,   wäre  keia 
freies  und  vernünftiges  Wesen ,  welches  der  Voraus- 
setzung widerspricht.    Die  Personen,  die  wir  uns  hier 
^eat^ew,  haiien  Willen,  auch  ist -die  bestimmte  Rich- 
tung: 


tunp  ihres  Willens  bekannt  ;  s5c  luJ^en  die  Obji-lcte  er- 
klärt, die  sie )  durch  ihren  WiUen,  ihren  Zwecken 
tinterworfca  haben  (ihr  EigenLhuni,)      Aus  fiesem 
^anz  gcwifs  vorhandnen  Willen ,  mürste  der  mangeln- 
de, doch  aber  für  die  Möglichkeit  der  gegenseil  igen 
Sicherheit  erforderliche  Wille,  durch  die  zu  treffende 
Anstak  erzeugt  werden,  d.  h.  die  Befriedigung  des 
Willens,  den  sie  haben,  müfste  dadurch  bedingt  wer- 
den,  dafs  sie  den  andern  Willen  haben  j  den  sie  ha- 
ben sollen,    und  vielleicht  xiicht , haben  möchten;  ~ 
Ich  habe  ganz  gewil^  A.  zum  Zwecke.   Nim  mürste  ich, 
wenn  ich  in  eii?ieni  rechtlichen  Verhältnisse  leben  sollj 
auch  noch  den  Zweck  B.  haben,  und,  dafs  ich  diesen 
Immer  haben  werde»  ist  zweifelhafu    Aber  das  Wol- 
len desselben  wil'dj    bei   mir  Richer  hervorgebrocbt, 
wenn  es  zur  Bedingung  der  Errj^fchung  des  Zwecks  A. 
gemacht  wird.    Wider  meinen  guten  Willen  bin  icli 
dann  genöthigt  B.  zu  wollen,   da  ohne  dies  A. ,  wel- 
ches ich  will,  unmöglich  würde.    A.  ist  der  Zweck; 
meine  eignen  Rechte  zu  behaupten,-  B.  der:  die  des  an- 
dern nicht  55u  bescbädigien.  Wenn  nun,  durch  ein,  mit 
mechanischer  Nöthwendigkeit  herrschendes  Zwangs* 
"  gesez,  jede  Beschädigung  der  Rechte  des  andern,  Be* 
Schädigung  der  meinigen  wird,  sö  werde  ich  für  die 
Sichethcit  der  leztern  dieselbe  Sörge  tragen,  welchf 
ich  für  die  Sicherheit  der  iiieinigen  tr.igc,  da  durch  die 
getroffene  Veranstaltung,    die  Sicherheit  des  andern 
vor  mir,  meine  eigne  Sicherheit  wird.    Kurz,  jeder 
Verlust,  der  durch  meine  Unbesonnenheit  dem  andern 
erwachsen  ist,  mufs  nur  selbst  zugefügt  werden* 

Noch   diese    Vergleichung.       Im    etstÖÜ  Falle 
schweifte  der  Wille  über  seine  Grenzen  hinaus;  er 

gicng 


iten^'^'auf das,  wäs  dem'  andern  aij'SScli'liessend  zufcoinrrif, 
^hV^T  als  aicf  etwää  ,  '  das  et  ^ü'  seinem'  eigYien  VoftKeiV« 
venT^'ndeh  wollte:  ''  öferade  dJes'er'l'lnsschweifung  d(3S- 
5'elbett ,  bedifen  te  sich  das  Gesez ,  iini  ihn  in  seine  Schtair- 
Tceif  züT*üdcititffeib(^h'/ — ^  Im'lezten  J*alle'gi'eng  er  niclit 
Weil?'aehüg ,  rtenvlicH  er  richtete'  iicli  'tiberhaüpt  riicK't 
*'a.xi{  d^S ,  was  dem  andern  angehört  \  wie  er  doch  sblTte. 
"IDdS  Gesez  bedieafc  sich'  der  rechtiiiäfsigen  Sorge ,  die 
'"^i^filr  d'ie'Erhalttm^-  A'es^'seinig^'Ä  tVa|'t;''um  ihn  daKiii 
"zu  bHngeii','  dd'fe^'er'-die'  ^öhi)ngSn  tfrenzen  ausfiiTfk 
■r)ie^^öf2;e  fü/seinfe 'eigne  Sicherheit,  liat  aläo,  uui'er 
•Öer  Lieitung  de^  'Z'wiihgsgesetzes  ,  den  entgegensezte'n 
^Effi^fet','''d^i."  si^'li'at  jedWmäl  den  Effekt,  den  sie  hd- 
-fen^  ädll  iiÄi  di^s  'Gleichv;e\vitht  te'IVöfc^^^  zu  erhal- 
•iei\.  '"Dei"]Öegrfff  eines '^2wangsgeS*etzes',  ^^*elch(^s  dar- 
auf''2;eht;  dresjö'Gleiöh^it  der  IVechtc  aller  zu  sichern, 
'  i-s\:  ~da'her  vofllvdhim'eii/eis-eh'opft. 

§.    15.     Ueber  die  Jbrricntung  eines  Z^ivangsgesctzes, 
^.^^^     Das  ZwängsgeseZ' soll^so  -^^iifk        daCs  aus  jeder 

Verletzung,  des  Reg^jtSj, ,  für  cl.ei>  ,V^i;3 etzenden  unaus- 

bkibl^ich,.  ujid  mjf ,,jifl;ech£\ni^cl^ejr^N^  so 
^^diaf^iycr  es^^anz  .si^cJierc^T^^Causse^  ,köjjpe,  die  gleicKe 
^Verletzung  seines  eignenKechts  unausbleiblich  erfolg*'. 

Es  £raf£t  sich,  wie  eine  solche  Ordnung  der  DiiiFe  em- 

eefiihrt  werden  könne  ? 

'  -Es  wird','"""#id'Ä^ls"fer  Sh'fche  herx^orgeht,  eine 
j^y^/^%:^enäe ,  dm.  Arfgreifer  unwidierk'ehKch  bestrafetide 
IVIaeht'ceffördeft*  'Dlirbh  Wen -soW "zuförderst  eine  sol- 
.^ßli<j>  iVI^^lit  ^eii^jgprich tc|: ,  jWerdeiC^  j 

7?  «'-'Si'ö-ist^-^esez-t!'  äl§^Mietel 'zT^n^'-E/reichnng  der;;;- 


Start  findet;  iriil  in  gar  keiii€t^aii(^-etfä  Rücksicht;  ^N>Tii: 

cler  köniue  si^e  vlemnacH  \^oll«ti\  clIöif'jÄnep -Zwer^kHvi^f, 

aber  dieser  iinifiJ-'sie'  aticti  '-  i^thweridi'g  wollen:  'Wttd 

sind  es  die  gesezten  Contrabirenden^  welche  den  Zw^ck 

wollöri  j  sie  ^il'sb'/iiind'  rfiri^ '^ie^'^tebiieh-fes  sey*n,  die 

das  Mittel'  wiyllen.    Im  Wollfert'  dieses  Zwecks^','  «iVd 

in  ihm  allein,  ist  ihr  Wille  vereinigt :  '-er  muTs  da^er 

auch  im  Wöllen'  des  Mittels  Vereinigt' seyrt  ,  dV' bv  s^^^ 

müssen  einen  Verträ'g  zur  Errichtung  eines  'Ewanigs- 

^esetzes    und  einer   zwihgeilden  Maeht    üntet  sich 

'schfiessen.  '^^^  ^''"^  ,  a.'>^^jJ/r»'..ix{>u  ns 

■■'  l'  ...   do-'uh  'ioh   ,  ^;  nl  nr^fo  ;>f 

Welchcjs  soli  nun^diese  IV^ach^t  seyn  ?  — ,  Sie  \vir(l 

geleitet  ,du;-ch  ^inen  Beg^riii'^,   unä^bält  über  äie  Hea^i- 

äntion  eines  Sc^rife ,..un^ 'zwar  eignes,  durch  absolute 

ju^reiheit  bntworfeiien  ,  Begriffs ;  nemlich  den,  der  Gren- 

zen,,aie  beide,  m  dem  Vertrage  ihrer  Wirksamkeit'  m  der 

Ijjinnenwelt  gesezt;  es  kann  daher  keine  mechanisciie 

IVfäciit,  sonderif  es  mufs  eine  freie  Macht  se)'n.  Eine 

solche ,   die  alle  diese  Erfordernisse  j.n  sich  vereinigte, 

ist  nun  gar  nicht  gesezt,  ausser  ^ihrer  eighe'rt  ^  durch 

ihren  oemeinsamen  Willen  bestimniten 'Maclit.  '  Öct 

Inhalt  des   Yerlrags,    den  sie  zur '  tirriclitürig  (^w^ 

Zwangsrechtes  unter  sich  zu  sciiliessen  hättert  ,  wäre 

daher  diese r ,   dafs^ '  heiäe  mit  yereinigtef^  Macht 'den jerti' 

gen  von  ihnen  heldtn,'^  der  Ueh  andeni  vej  lett  lidt'te  ^  riHth 

äcm  Inhalte  des  JZti^angsgesetze^y  heJiandeln  luoUieiu  ^'-^^'' 

•..i;;;iVv''  xbrjß  füTüi)  ih:iii,h 

Nun  ist,  so  gcAvifs  der  Fali^<dfes  •^wa'wgsteclrt'S 
■eintritt,  d'«r  Angreifer  einer  vo^^  bipirieii- ;  döls-diesltir 
Angreifer  durch  stüne  eigneifeafliyi^iiien  eigri^n  -tAb- 
gnlf  zurückbleibe ,  ist  widersprechend,-  dann  cnl-hith« 
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-ei:  Sick  ja  ^ös  Aiigriffes,  es  gescljähe  keiner»  und  dcf 
Ilall  des  Z\vaiigsrechts  träte  nicht  ein*  Er  könnte  da>- 
lier  nur  versprechen,  dafs  er  dem  Zwange  des  andern 
aiicht  widerstehen,  sondern  sich  demselben  gutwillig 
unterwerfen  wolle. 

Das  aber  ist  gleichfals  widersprechend^  denn  der 
Verletzende  hat  >  er  verletze  nun  absichtlich ,  oder  aus 
ISachlässigkeit,  unserer  Voraussetzung  nach,  den  fe^ 
sten  Willen,  das  seinige  zu  behalten wie  denn  ganz 
allein  auf  diesen^  Willen  das  Zwangsgesez  berechnet 
ist;  im  ersten  Falle  sogar  den  Willen,  desjenigen  sich 
Äu  bemächtigen  ,  was  des  andern  ist ;  und  dieser  Wil- 
le eben  ist  es,  der  durch  den  Zwang  vereitelt  werden 
soll.  Gäbe  er  sich  der  Gewalt  hin,  so  bedürfte  es  kei- 
ner Gewalt  gegen  ihn;  er  gäbe  sein  Unrecht  freiwillil^ 
auf,  und  hätte  daher  den  Willen  gar  nicht,  den  das 
Zwann-ssesez  voraussezt,  (Eine  iPllicht,  sich  zwingen 
zu  lassen^  ist  etwas  widersprechendes.  Wer  da  läfst, 
der  wird  nicht  gezwungen ,  und  wer  gezwungen  wild, 
der  läfst  nicht.) 

Doch  nmfste  es  allerdings  so  seyn  ;  denn  woher 
sollte  denn  sonst  eine  TJebermacht  des  Rechts  kom- 
men ,  da  wir  beiden  Personen  nur  die  gleiche  physi- 
sche Kraft  zuschreiben  können,  xilso  in  dieselbe  Per- 
son, der  man  nicht  zutrauen  konnte  ^  dafs  sie  sich 
durch  ihr  gegebenes  Wort,  vom  Eingriffe  in  fremdes 
Eigenthum,  werde  abhalten  lassen^  und  die  sich  da^ 
durch  denn  aucti  wirklich  nicht  hat  abhalten  lassen, 

.Wurde  das  Vertrauen  gesezt^  dafs  ele,  um  ihr  im 
Zwanir^vertrage  gegebnes  Wort  nicht  zu  brechen,  sich 
der  Strafe  an  ihrem  Eigenthiune  willig  unterv^'evfen 

.  werde*  — ^ 
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Dann ,  wenn  der  Eeleidi^te  sicli  selbst  Recht  ver- 
scliaiFt,  und  der  Beleidiger  sich  ganz,  mit  gebundiieii 
Händen,   seinem  Urtheile ,   und  der  Ausübung  dessel- 
ben ,  hingeben  mufs,  wer  steht  ihm  denn  dafür,  dafs 
der  Verlezte  die  Grenzten   des  Zwangsgesetzes  nicht 
entweder  absichtlich  überschreiten ,   oder  dafs  er  siel 
in  Anwendung  desselben  auf  den  gegenwärtigen  Fall,^ 
nicht  irren  werde.     Auch  der  AngegiiiTene  müfste  so- 
nach   auf    die    Rechtlichkeit,    ünhefangeaheit ,    ^^^^ ''iSflBM^I 
Weisheit  des  andern  ein  unerhörtes  ,  und  unmögliche^"^KT ' 
Vertrauen   setzen,    nachdem  er  ihm  überhaupt  nicht 
mehr  traut,    welches   alles  ohne  Zweifel  widerspic- 
ciiend  ist. 

Also  ein  solcher  Vertrag  ist,  aufgestelltermaafsen, 
widersprechend,  und  kann  schlechterdings  nicht  rear 
Jisirt  werden. 

Er  könnte  nur  unter  der  Bedingung  realisiret 
werden,  dafs  der  Verlezte  stets  der  Uebermiichtige^ 
wäre ,  aber  nur  bis  zu  der ,  durch  das  deducirts" 
Zwangsgesez  bestimmten,  Grenze;  und  alle  Macht 
verlöre,  wo  er  sie  erreicht  hatS;^der,  nWh  der  oben 
aufgestellten  Formel ,  dafs  jeder  bestimmt  soviel  Gewalt: 
hätte,  als  Recht.  Dieses  nun  findet,  wie  wir  gleicU- 
^iffelß%hei^geseh^ri*iiab^rt,  nur  Statt  in  einem  gemeinen 
Wesen.  Es  ist  sonach  gar  keine  Anwendung  des 
Zwangsrechts  möglich,  ausser  in  einem  gemeinen  We- 
sen: ausserdem  ist  der  Zwang  stets  nur  problematisch 
lechtmafsig,  und  eben  darum  ist  die  wirkliche  Anwen- 
dung des  Zwangs,  als  ob  es  ein  kategorisches  Recht 
dazu  gäbe  ,  stets  ungerecht. 

(Es  ist  sonach,    in  dem  Sinne,    wie^  man  das 
M  Wort 
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Wort  oft  genommen  hat,  gar  kein  NatuiTecht  /  H.  li- 
es isl  kein  rechtliches  YerhäUnifs  zwischen  Menscheit- 
möglich,  ausser  in  eirtem  gemeii^en  Wesen,  und  un 
ter  positiven  Gesetzen.  —  Entv:eder  ^  es  findet  durcli- 
gangige  MoraUtat,  und  ein  allgemeiner  Glauhe  an  sie_ 
S(a;t;  und  es  tritt  überdies,  was  auch  bei  dem  besten 
Willen  aller  oft  nicht  geschehen  kannte,  der  gröfste 
Zufall  aller  Zufille  ein,  dafs  alle  Blenschen,  in  ihren 
nsprüchen  sich  vereinigen;  so  hat  das  Rechtsgesaz. 
gar  keine  Wirkung ,  es  kömmt  nicht  zum  Sprechen, 
denn  was  nach  demselben  geschehen  sollte,  geschieht 
ohne  dasselbe,  und  was  es  verbietet,  wird  nie  ge- 
wollt. —  Für  eine  Gattung  vollendeter  moralischer 
Wesen  giebt  es  kein  Rechtsgesez.  Dafs  der  Menscli 
dies'^  Gattung  nicht  seyn  könne,  ist  schon  daraus  klar, 
weil  er  zur  P/loralität  erzogen  iverden ,  und  sich  selbst  er- 
mufs ;  weil  er  nicht  von  Natur  moralisch  ist, 
sondern  erst  durch  eigne  Arbeit  sich  dazu  machen  soll. 

Oder  —  der  zweite  Fall  —  es  findet  nicht  durch- 
gängige Moraliütt  7  wenigstens  kein  allgemeiner 
Glaube  a n^ig.  'S ta so  tritt  das  äussere  Rechtsgesez 
allerdings  ein,  aber  es  kann  keine  Anwendung  erhal- 
ten, ausser  in  einem  gemeinen  Wesen.  Hierdurch 
fällt  das  Naturrecht  weg.  ^  J^^^^'^'fk^ :^JlC^ ^ 
Was  wir  aber  an  der  einem  Seite  verlieren ,  er- 
halten wir  an  der  andern,  mit  Gewinn,  wieder;  denn 
der  Staat  selbst  wird  der  Naturstand  des  Menschen, 
und  seine  Gesetze  sollen  nichts  anderes  seyn,  als  das 
lealisirte  Naturrecht. 
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Drittes  Kapitel  der  RccIi  ts  lehre. 

Vom  Staatsrechte,  oder  dem  Rechte  in  einem 
gemeinen  Wesen» 


§.  16.     Deduktion  des  Begri^s  eines  gemeinen  JVcsens. 

D  ie  Aufgabe,  bei  welclier  wir  stehen  blieben,  die 
wir  nicht  lösen  konnten,  und  die  wir  durch  den  Be- 
griff eines  gemeinen  Wesens  zu  lösen  holFcn,  war  die-' 
eine  Macht  zu  realisiren ,  durch  welche  zwischen  Fei- 
sonen,  die  bei  einander  leben,  das  Hecht,  oder  das 
was  sie  nothv/endig  alle  wollen,  erzwungen  werden 
Vönne!.  ■   Ji  '  ,  "7  ■., tl^         • .  ,  f  .  ' 

I.)  Das  Objekt  des  gemeinsamen  Willens  ist  die 
S-epenseiti^  e  Sicherheit :  aber  bei  icdeui  ladiviäuuai 
gebt,  der  Voraussetzung  nach,  indem  keine  IVlorali- 
tät,  sondern  nur  Eigenliebe  Statt  hndet,  das  Wollen 
der  Sicherheit  des  andern,  von  dem  Wollen  seiner  ei- 
genen Sicherheit  aus :  das  erstere  ist  dem  leztern  sub- 
oidinirt,  keinem  ist  es  Angelegenheil: ,  dafs  der  au, 
deie  vor  ihm  sicher  sey,  als  nur,  inwiefern  seine  eig- 
ne Sicherheit  vor  dem  andern  ,  lediglich  unter  dieser 
Bedingung ,  möglich  ist.  Wir  können  dies  kurz  in 
folgender  Foraiei  aa3<lriicken :  jeder  ordnet  den  pje- 
ineinsamen  Ziveck  seinem  Privatzivecke  unter.  (Darauf 
ist  denn  auch  das  Zwangsgesez  berechnet;  es  soll  jerje; 
Wechselwirkung,  jene  nothwendigc  Verbindung  bei- 
der Zvv^ecke  in  dem  AVillen  eines  jeden  hervorbringen, 
indem  es  in  der  Wirklichkeit  das  Wohl  eines  jedvii 


igo   — ^  

an  die  Sicherheit  des  Wohls  aller  andern  vor  ihia 
biiule!..  ) 

Der  Wille  einer  Macht,  die  das  Zwangsreclit 
ausübt,  darf  nicht  so  beschaffen  sevn ;  .denn  da  die 
Subordination  des  Privatwillens  unter  denf.  gemeinsa- 
men, nur  durch  die  zwingende  Gewalt  hervorgebracht 
wird,  diese  aber  über  alle  andere  Gewalt  erhaben  seyn 
soll,  so  könnte  sie  bei  dem  Zwinc^enden  durch  keine 
andere  Gewalt  hervorgebracht  werden,  als  durch  sei- 
ne eigene,  welches  widersinnig  ist.  Jene  Subordina- 
Xion  und  Uebereinstimmung  mufs  daher  gar  nicht  her- 
vorgebracht werden  sollen,  sondern  schon  da  seyn, 
d.  h.  der  Trivatwille  der  zwin2;enden  Macht,  und  der 
genieinsame  müssen  Ein  und  ebrn  derselbe  seyn;  der 
gemeinsame  Wille  selbst,  und  kein  andrer,  mufs  für 
diese  Macht  Trivatwille  seyn,  und  einen  andern  be- 
i>ondern  und  Frivatwillen  mufs  sie  ^ar  nicht  haben. 

II.  Es  ist  sonach  die  Aufgabe  des  Staatsrechts,  und, 
nach  unserm  ßev/eise,  der  ganzen  Ilcchlsplulo^ophie : 
einen  1  Villen  zu  juiden  ^  von  dem  es  schlechthin  unniÖ^lick 
sey  y  dajs  er  ein  cinderer  sey  als  der  gemeinsame  JVille. 

Oder  nach  der  vorher  aufgestellten  Formel,  die 
für  den  Gang  der  Untersuchung  bequemer  ist,  einen 
Ii  illcfi  zu  findtn  ,  in  welchem  FrivatiiiUe  ^  und  gemeinsa- 
mer synthetisch  vereinigt  sey. 

Wir  lösen  diese  Aufgabe  nach  strenger  Methode. 
Der  zu  suchende  Wille  heisse  X. 

a.)  Jeder  Wille  hat  sich  selbst,  (in  der  Zukunft) 
zum  Objekte.  Der  lezte  Zweck  jr.des  Wollenden  ist 
die  Erhaltung  seiner  selbst.  So  bei  X. ;  und  dies  wä- 
re sonach  der  Privatwille  von  X.  —    Ts'un  soll  dieser 
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rilvatwillc  Eins  seyn  mit  dem  gemeinsamen  Willen ; 
rlleser  ist  der  der  Sicherheit  der  Rechte  aller.  X. 
demnach  will,  so  wie  es  sich  will,  die  Sicherheit  der 
Rechte  aller. 

b.  )  Die  Sicherheit  der  Rechte  aller,  wird  nur  durch 
den  übereinstimmenden  Willen  aller,  durch  die  Ue- 
^  ereinstimmung  dieses  ihres  Willens,  gewollt.  JSur 
hierüber  stimmen  alle  überein ;  denn  in  allen  ül5rigen 
i:>t  ihr  Wollen  partikulär,  und  ^  eht  auf  die  individuellen 
Zwecke.  Kein  Einzelner,  kein  Theil ,  gleht,  nach 
der  Voraussetzung  eines  ^allgemeinen  Egoismus,  auf 
welchen  das  Zwanssf^esez  berechnet  ist,  sich  diesen 
Zweck,  auf,  sondern  nur  alle  miteinander. 

c.  )  X.  wäre  sonach  selbst  diese  V eh  er  einstimmun  g 
Aller.  So  gewifs  diese  sich  wollte,  so  gewifs  mülsle 
sie  die  Sicherheit  der  Rechte  aller  wollen;  da  sie  mit 
derselben  Eins  ist  und  Ebendasselbe. 

III.)  Aber  eine  solche  V eh  er  einstimmun  g  ist  ein 
blofser  Begriff;  das  soll  sie  nun  nicht  bleiben,  sondern 
sie  soll  in  der  Srnnenwelt  realisirt,  d,  i.  in  einer  be- 
stimmten Aeusserung  aufgestellt  werden ,  und  wirken 
als  physische  Kraft. 

Wollende  Wesen  in  der  Sinnenwelt  sind  für  uns 
nur  Menschen.  In  und  durch  Menschen  müfste  jener 
Begriff  sonach  realisirt  werden.  Hierzu  wird  er- 
fordert : 

a.)  Dafs  der  Wille  einer  bestimmten  Anzahl  von 
Menschen,  in  irgend  einem  Zeitpunkte,  wirklich 
übereinstimmend  werde,  und  sich  als  solcher  äussere, 
deklarirt  werde.  —  Es  kömmt  hier  darauf  an ,  zu  er- 
weisen ,   dafs  die  geforderte  Uebereinstinimurig  sich 
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35iclit  et'vva  von  selbst  finde,  sondern  dafs  sie  auf  ei- 
lt ein  avsdrücklidien  in  der  Slnnenivelt  ^  zu  irgend  einer 
Xelt  IV ahrzunehmenden ,  und  nur  durch  freie  Selhsthestim- 
iu:-f?^  möglichen  Akt  Aller  sich  gründe.  Ein  soiclier 
Akt  geilt  aus  einem  schon  oben  geführten  Beweise  her-  ^ 
vor.  Nemlich  das  Rechtsgesez  sagt. nur,  dafs  jeder 
den  Gebrauch  seiner  Freiheit  durch  die  Rechte  des  an_ 
dorn  beschränken  solle,  es  bestimint  aber  nicht,  wie 
weit  die  Rechte  eines  jeden  gehen,  und  auf  welche- 
Objekte  sie  sich  erstrecken  sollen.  Dies  mufs  aus- 
drücklich erklärt,  und  so  erklärt  werden,  dafs  die 
Krklärungen  Aller  übereinslimmen.  Jeder  mufs  zu  al- 
3en  gesagt  haben:  ich  will  an  dieser  Stelle  im  Raumi^ 
lebün,  und  dies,  oder  jenes,  zu  eigen  besitzen  ;  und 
nV.Q  müssen  darauf  geantwortet  haben:  ja,  du  magst 
hier  leben,  und  dies  besitzen. 

Die  weitere  Untersuchung,  dieses  Akts  giebt  den 
ersten  Abschnitt  der  Staatsrechtslehre  ,  vom  Staatsbiir'' 
gcrverWagc. 

b.)  Dafs  dieser  Wille  festgesezt  werde,  als  der 
beständige  und  bleibende  Wille  aller,  den  jeder,  wie 
er  ihn  in  dem  gegenwärtigen  Momejite  geäussert  hat, 
als  den  seinigen  anerkenne  ,  solange  er  an  diesem  Or- 
Vii  im  Räume  leben  wird.  I^s  ist  immer  darauf  ange- 
koyamen,  in  allen  bisherigen  Untersuchungen,  .dafs 
der  ganze  künftige  Wille  vergegenwärtigt  w^erde,  in 
3'ar.em  Momente;  dafs  für  einmal  auf  das  ranze  künf- 
1'';.:e  I;eben  gewollt  werde.  Iiier  wird  dieser  Säz  erst 
r  cht  geltend  gemacht.' 

J  )iuch  diese  Feslsclzung  des  gegenwärtigen  W,i^' 
len3,  für  alle  Zeit,  wird  nun  der  gv-äusserie ,  gemein- 
same Vv'ijlo  Gcscz. 
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c.  )  In  diesem/ gemeinsamen  AVillen  wird  theils 
bf^.s^iiumr.,  wie  weit  die  Rechte  einer  jeden  Persern 
ji^eiien  sollen ,  und  die  GesezgehuEu^  i;>t  insofern  die 
hiirgerUche  ( legislatio  civilis  ;  )  th<iil^;,  wie  derjenige, 
der  $ie  auf  diese  oder  jene  Art  y.qxleztjjbeStr^äft  werden 
öDile;  die  peinliclie  Gesezgcbung  (legislatio  criininalis, 
j'is  criniinale,  pocnalc. )  Diese  Untersuchung  giebt 
den  zweiten  Abschnitt  der  Staatsrechtslehre  von  der 
(}esezgehun^. 

d.  )  Dieser  gemeinsame  Wille  mufs  mit  einer 
Macht,  und  zwar  mit  einer  Uebermacht,  gegen  die 
dIeMacht  jede^  Einzelnen  unendlich  ülein  sey ,  versehen 
Vierden,  damit  er  über  sich  selbst ,  und  seine  Erlial- 
tünjr' durch  Zwäna;  halten  könne:  die  Stuatsi^cwalr.  Es 
Iic2,t"  in  ihr  zweierlei;  das  Piecht  zu  richt»."n  ,  und  das. 
riecht,  die  gefällten  Rech  tSurth  eile  auszuführen ,  (po- 
testas  judicialis  et  potestas  executiva  in  sensu  strictori> 
welche  beide  zur  potestas  executH'a  in  sensu  latori 
gehören.) 

IV.)  Der  gemeinsame  Wille  hat  sich  in  einem 
Zeitpunkte  wirklich  geäussert,  und  ist  durch  den  auf 
ihn  geschlossenen  Eürgervertrag  allgemeingesezlich 
geworden. 

Es  kann  nach  den  aufgestellten  Principien  gar  kei- 
ne Schwierigkeit  machen ,  einzusehen,  v/elclies  dieser 
all ^remeine  Wille,  sowohl  in  Absicht  der  Bestimmung 
'der  Rechte  eines  jeden  Einzelnen,  als  in  Absicht  der 
Sirafgesetze  seyn  werde.  —  Aber  derselbe  ist  nocli 
mcht  irgendwo  niedergelegt,  und  aufbehalten,  noch 
i-.^.  ,'r  mit  einer  Macht  versehen.  Das  leztere  mufs  ge 
bch:li',n,   wcan  er  fortdauern  ,  und  nicht  bald  wieder 
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die  vori.c^o  Unsicherheit,  und  der  Krieg  aller  gegen  al- 
zuriiclLkehren  soll.  Der  gemeinsame  Wille,  als 
blofser  Wille ,  ist  realisirt ,  aber  er  ist  noch  nicht  als 
.IMachfc,  um  sich  selbst  zu  erhalten,  realisirt:  und  es 
bleibt  sonach  noch  der  lezlere  Thcil  der  Aufgabe  zu 
lösen. 

Die  Frage  scheint  sich  von  selbst  zu  beantwor- 
ten. 

Nemlich,  die  Verbindeten,  als  physische  Perso- 
nen in  der  Sinnenwelt,  haben  nothwendig  selbst  Macht. 
Solange  nun  keiner  das  Gcsez  übertritt,,  ist,  da  man 
jeden  nur  nach  seineu  Handlungen  beurtheilen  kann, 
anzunehmen,  dafs  sein  Privatwille  mit  dem  gemeinsa- 
men Willen  übereinstimme,  dafs  mithin  seine  Gewalt 
zur  Staatsgewalt  gehöre.  leder,  wenn  er  auch  im  Her- 
zen anfienge,  einen  ungerechten  ^'^^illcn  zu  haben,  mufs 
fortdauernd  die  I\^cht  aller  scheuen,  so  w^ic  alle  auch 
die  seinige  scheuen ,  weil  sie  von  der  Ungerechtigkeit 
geines  Willens ,  die  noch  nicht  in  Handlungen  ausge- 
brochen, nichts  wissen  können.  Die  Macht  aller,  von 
welcher  anzunehmen  ist,  dafs  sie  für  das  Gesez  erklärt 
scy,  hält  die  Macht  jedes  Einzelnen  in  seinen  Schran- 
ken ;  und  es  ist  sonach  das  vollkommenste  Gleichge- 
wicht des  Rechts. 

Sobald  aber  das  Gesez  übertreten  wird,  ist  der 
Uebertreter  dadurch  ausgeschlossen  von  dem  Gesetze, 
und  seine  Macht  von  der  Macht  desselben.  Sein  Wi,l- 
1k  ist  nicht  mehr  übereinstimmend  mit  dem  gemeinsa- 
men Willen ,  sondern  es  wird  ein  Privatwille. 

Eben  so  ist  der  Beleidigte  ausgeschlossen  von  der 
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Exekution  des  gemeinsamen  Willens :  denn  eben  dar- 
tun,  weil  er  dies  ist,   ist  sein  Wille ,  dafs  der  Eelei- 
f[io;er  ihm  Schrvdcnersaz  leiste,  und  bestraft  werde,  an- 
zusehen ,  als  sein  Privatwille,  nicht  als  der  gemeinsa- 
me Wille.     Nun  wird,  der  Voraussetzung  zu  Folge, 
sein  Piivatwille,  nur  durch  die  Macht  des  gemcins;i- 
men  Willens,  in  Schranken  gehalten.    Bekäme  er  riaii 
jezt  die  Direktion  dieser  Macht  für  die  Ausübung  deb- 
sen  ,  was,  voraussezlicher  Weise ,  sein  Privatwille  ist. 
in  die  Hände,  so  wurde  dieser  sein  Privatwille  nicht 
mehr  durcli  die  Macht  beschränkt,  welches  gegen  den 
Vertrag  ist.    Mit  hin  könnte  nur  der  Dritte  Richter  seyn, 
weil  von  ihm  anzunehmen  iät,   dafs  der  ganze  Streit 
ihm  lediglich  insofern  angelegen  sey,   inwiefern  die 
gemeinsame' Sicherheit  dabei  in  Gefahr  ist;  indem  kein 
Privatvortheil  für  ihn  daraus  erwachsen  kann  ,  ob  die- 
ser den  streitigen  Besiz  beiuilte  oder  jener;  mithin  an- 
zunehmen ist,  dafs  sein  Wille  über  diesen  Streit,  le- 
diglich der  nothwendig(^ ,  gemeinsame  Wille  sey,  oh- 
ne allen  Einflufs  seines  Privatwillens ,  als  der  dabei  gar 
nicht  zur  Sprache  kommt,  und  keine  Anwendung  fin- 
det. — 

V.)  Aber  es  bleibt  immer  möglich,  dafs  der  Drit- 
te aus  einer  unerklärlichen  Vorliebe  für  die  eine  Par- 
~  thev,  oder  weil  ihm  wirklich  dabei  ein  Nutzen  zu- 
wächst, oder  auch  aus  IrrLhum ,  einen  ungerechten 
Spruch  thue,  und  sich  mit  dem  Kläger  vereinige  iha 
auszuführen.  Beide  wären  nun  vereinigt  für  die  Un- 
gerechtigkeit, und  dieüebermacht  wäre  nicht  mehr  auf 
der  Seite  des  Gesetzes.  Oder  dies  all";emciner  aiis"^e- 
drückt : 

Es 


.  Ks  isl  möglich,  ,  dafs  in  einoi;  Verbindung,  wie? 
die  gcsczte,  Mehrere  sich  gegen  Einen,,  oder  Mehre- 
re Schwächere  vereinigen,  um  sie  mit  gemeinschafth- 
qher  Macht  zu  unter4iücken.  Ihr  WiUe  ist  in  diesem 
ITalle  zwar  ihr,  der  Unterdrücker,  gemeinschaftlicher 
Wille?  aber  es  ist  nkht  der  gemeinsame  AVille,  denn 
die  Untcrdriikten  haben  ihren  Willeij  nicht  darein^^c-; 
«reben:  es  ist  .nicht  der  vorher  zuip.  Gesetze  gemachte 
oemeinsame  Wille ,  zu  welchem  die  ,  welche  jezt  un- 
t,er^VLikt  werden ,  auch  mit  beigestimmt  hatten.  Es 
ist  sonach  nicht  der  Wille  des  Gesetzes ,  sondern  ein, 
oerren  das  Gesez  gerichteter  Wille ,  der  aber  doch  über- 
jjiäcliti;^^  ist.^  Solange  eine  solche  Vereinigung,  gegen 
d^ß  Gescz,  für  das  Unrecht  möglich  bleibt,  hat  das 
Gesez  nicht  die  Uebermacht,  die  es  iiaben  soll ,  und 
tipsere  Atifgabe^ist  picht  gelös't. 

VV  ie  ist  eine  solche  Verbindung  unmöglich  zu  ma- 
chen ? 

Das  Wollen  des  gemeinsamen  Zwecks',  oder  des 
Hechts  ist,  der  Voraussetzung  nach,  in  jedem  Indivi- 
duum bedincrt,  durch  das  Wollen  seines  Privatzwecks  ; 
der  Wunsch  der  öffentlichen  Sicherheit,  durch  den 
Wüxlsch  seiner  eignen.  Es  raüfste  sonach  eine  solche 
Veranstaltung  getroffen  werden,  dafs  keine  Individuen 
sich  ^eo-en  andere  verbinden  könnten,  ohne,  nach  ei- 
nem  unfehlbaren  Gesetze ,  ihre  eigne  Sicherheit  aufzu- 
geben. 

Nun  ist  es  an  sich  natürlich,  dafs,  wenn  es  nach 
der  geschehenen  Vereinigung  in  einem  Staate  Einmal 
möglich  ist,  dafs  eine  Gesellschaft  sich  gegen  einzelne 
Staatsmifglicder  verbinde  ,  und  sie  unterdrücke,  es  zimi 
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zAreiten  und  clrifcten Male  auch  mÖ!2;licIi seyn  Wird;  und 
sotiäch.  jeder*/  (1er ^icli  jezt  mit  den  Uiiterdriicierti  ver- 
bindet, befürchten  mui's ,  dafs,  ii^cli'  der  gegenwärti- 
gen Maxime,  die  lleihc,  unl:erdrLikC'2ru  werden,  wohl 
a-acii  an  ihn  Ivömmeh  liönne.  Abö/ es^isf^'d^ennocb  mag- 
lich,  dafs  jeder  denke:  es  wird  dbcb gerade  mich mcl^t 
treffen;  ich  wenigstens  werde  klug  genüg  seyn,  um  es' 
stfets  so  einzurichten';  dafs  ich'äiif  der  Seite 'der  Stät 
kern ,  und  nie  äuf  der  Seite  der  Schwächern  sey: 

Die  Möglichiieit  dieses  Gedankens  mufs  gai^z  a^f-- 
gehoben  werden.  leder  ranfs  bis  zur  Ueberzeugunir^ 
einsehen,  dafs  aus  der  Unterdrückung  und  rechtswid- 
ri^en  Behandlung  emc^  Staatsmitgliedes ,  seine  eigne 

fe'cher  erfolgen  werde.. 

.  :r.  :h.fh  •  ■  .  ■-- 

Sichere  Ueberz;eü»gung  läfst  s^ch,"  nur  durch  ein  Gc^^ 
S{?z  hcrvorbiingen.^  Also  ~  die  ungerechte  GewaU-thü.-. 
tigkeit  müfste  diadarch,  dafs  sie  einmal ,  und  in  einen^ 
Falle  geschehen,  ^6,y<s-at/:  werden.  Es  müfste gerai" 
de  darum,  weiL  etwas  einmal  geschehen,,  nun- jeder- 
da&  vollkommene  SVecht  haben,  dasselbe  zu  thun.  (Niach 
der  'obigen  Formel:  jede  verstattete  That  müfste  noth» 
wendic-  Gesez  werden,  und  dadurch  würde  denn. das 
Gesez  nothwcndig  allemal  zur  Tliat  werden  müssen.) 

(Dieser  Saz  ist  ohnedi*:s  in  der  Natur  der  Sache 
geg^iiindet.  Das  Oeses  ist  für  alle  gleich ;  was  daher 
Mach  demselben  Einem  zusteht,  mufä  nothwendig  Al- 
ka zustehen.) 

Aber  dieser  Voi-schiag  ist  nicht  ausführbar:  denn 
dadm'ch  wxrd  Recht,'  uiid Gerechtigkeit  für  ewige  Zei- 
ten durch' das  Gesüz  selbst  aufgehoben.    Eben  darum 

kann 
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k^nu  im  Reclitsgcsetze  nicht  der  Saz  liegen ,  dafs  die 
Ungerechtigkeit  gerecht  gesprochen  werden  solle;  son- 
dern nur,  dafs,  weil  aus  ihrer  Verstattung  in  einem 
einzigen  Falle  eine  Rechtmäfsigkeit  derselben  nothwen- 
dig,  nicht  nur  im  Vernunftschlusse ,  sondern  in  der 
That  erfolgen  wüide,  diese  Verstattung  derselben  in 
einem  einzigem  Falle  schlechthin  nicht  vorkommen  müs- 
se. Wie  dies  einzurichten  sey,  wird  sich  sogleich  er- 
geben ,  wenn  wir  den  oben  aufgestellten  Begriff  einer 
Macht  des  Gesetzes  noch  einmal  näher  ansehen  wollen. 
Wir  werden  sogleich  sehen,  wie  das  geschehen  müs- 
86 ,  wenn  wir  das  oben  aufgestellte  Princip  noch  ein- 
mal näher  ansehen. 

Die  zwingende  Macht  müsse,  ist  gesagt  worden, 
eine  solche  seyn,  deren  Selbsterhaltung  bedingt  sey, 
durch  ihre  stete  Wirksamkeit;  die  sonach,  wqnn  sie 
einmal  unthatig,  auf  immer  vernichtet  wird;  deren 
Existenz  überhaupt  abhängt  von  ihrer  Existenz ,  ode?-  Aeus- 
serung ,  in  jedem  einzelnen  Falle :  und  da  diese  Ordnung 
der  Dinge  nicht  von  selbst  eintreten  ,  wenigstens  nicht 
nach  einer  Regel ,  und  ununterbrochen  Statt  finden  dürf- 
te, müfste  sie  durch  ein  Fundamentalgesez  des  Bür- 
gervertrags eingeführt  werden. 

Die  geforderte  Ordnung  der  Dinge  wird  einge- 
führt werden ,  durch  die  Verordnung ,  dafs  das  Gesez 
gar  keine  Rechtsgültigkeit  für  das  folgende  haben  sol- 
le, ehe  nicht  alles  vorhergegangene  nach  demselben 
entschieden  sey :  keinem  solle  zu  Folge  eines  Gesetzes 
Recht  verschafft  werden ,  ehe  nicht  allen  vorher  be- 
schädigten ,  die  aus  dem  gleichen  Gesetze  klagten,  Recht 
TCischafft  worden :  Keiner  solle  nach  einem  Gesetze  ei- 
ner 


»er  Vergehung  halber  bestraft  werden  können,  ehe 
liicht  alle  vorhergegangenen  Vergehungen  gegen  dieses 
Gesez  entdekt  und  bestraft  seyen.  —  Da  aber  das  Ge- 
sez  überhaupt  nur  Ems  ist,  so  könnte  dasselbe  über- 
haupt nicht  in  keinem  seiner  Theile  sprechen ,  ehe  es 
nicht  allen  seinen  vorhergegangenen  Obliegenheiten 
Genüge  geleistet  hätte.  Eine  solche  Einrichtung  müfs- 
te  durch  das  Gesez  selbst  gemacht  werden:  das  Gesez 
schriebe  in  derselben  sich  selbst  ein  Gesez  vor,  und  ein 
solches,  in  sich  selbst  zurückgehendes,  Gesez  nennt 
man  ein  constitutionelles, 

VI,)  Wenn  mir  die  angezeigte  Ordnung  in  der 
Anwenduno;  der  öiFen! liehen  Gewalt  selbst  durch  ein 

CT»  . 

Zwanosgesez  gesichert  ist,  so  ist  die  allgemeine  Sicher- 
heit, und  die  ununterbrochne  Herrschaft  des  Rechts 
fest  gegründet.  Aber  wie  soll  diese  Ordnung  selbst 
gesichert  werden  ? 

AVenn,  wie  hier  noch  immer  vorausgesezt  ist,  die 
£;anze  Gemeine  die  ausübende  Gewalt  in  den  Händen 
hat,  welche  andere  Macht  soll  dieselbe  nöthigen  ,  ihr 
eignes  Gesez  über  die  Zeitfolge  in  der  Amvendung  die- 
ser Gewalt  zu  halten  ?  Oder,  wenn  man  nimmt,  dafs 
die  Gemeine,  aus  gutem  Willen  und  aus  Anhänglich- 
keit an  die  Verfassung,  jenes  const^tutionelle  Gesez  ei- 
ne Zeit  lang  hielte,  und,  da  sie  Einern  Beeinträchtig- 
ten sein  Recht  verschaffen  nicht  gekonnt,  oder  nicht 
gewollt,  die  Rechtspflege  wirklich  solange  aufliielte, 
so  würden  die  daraus  entstd  enden  Unordnunoen  in 
kurzem  so  grofs  werden,  dafs  die  Gemeine  aus  Notli 
gegen  ihr  Grundgesez  würde  handeln,  und,  ohne  die 
alten  Vergehungen  zu  bestrafen,  nur  schnell  über  die 

neutu 


neuen  wiircle  herfallen  müssen.  Der'  Stillstand  der  Ge- 
setze wäre  die  Strafe  ihrer  Trägheit,  Nachlässigkeit 
oder  Partheylichkeit ;  und  wie  sollte  sie  genöthigt  wer- 
den ,  sich  selbst  diese  Strafe  zuzui^'ügen,  und  sie  /u 
tragen?  —  Die  Gemeine  wäre  über  die  Verwaltuiv; 
des  Rechts  ihr  eigner  Richter,  Sie  würde,  solang.- 
die  Unsicherheit  nicht  weit  eingerissen  wäre,  aus  Be- 
quemlichkeit, oder  Partheylichkeit  vieles  hingehen  las- 
sen: und  wenn  sie  denn  nun  dadurch  sich  vergrösscrJ. 
•und  den  Mehresten  fühlbar  gev/orden  wäre,  so  v/ürde 
sie  mit  einer  ungerechten  und  leidenschaftlichen  Stren- 
ge,  über  die  durch  die  bisherige  Nachsicht  dreist  ge- 
machten, und  dieselbe  auch  für  sich  hoiienden  Verbre- 
cher herfallen,  welche  ihr  Misgeschik  gerade  in  diese 
Epoche  des  Erwachens  des  Volks  geworfen  hätte ; .  bis 
I  das  Schrecken  überhand  genommen  hätte,    das  Volk 

wieder  einschliefe,  und  der  Kreislauf  wieder  von  vorn 
angienge.  Eine  solche  Verfassung,  tlie  demohatisclu^ 
in  der  eigentlichsten  Bedeutung  des  Worts ,  wäre  die 
aller  unsicherste,  die  es  geben  kcmnte,  indem  mau 
nicht  nur,  wie  ausser  dem  Staate,  immerfort  die  Gc- 
Waltthätigkeiten  Aller,  sondern  von  Zeit  zu  Zeit  auch 
die  blinde  Wuth  eines  gereizten  Haufens,  der  im  Na- 
men des  Getetzes  ungerecht  verführe,  zu  fürchten  hätte. 

,  •  Das  aufgegebne  Problem  ist  sonach  nocli  nicht 
gelös't,  und  der  Zustand  der  Menschen  in  der  beschrie- 
benen Verfassung  ist  eben  so  unsicher,  als  er  ohne  sie 
war.  Der  eigentliche  Grund  davon  ist  der,  dafs  die 
Gemeine,  über  ihre  Verwaltung  des  Rechts  überhaupt^ 
r'.ii gleich  Kzchta-  und  Pcu  they  i.it. 

Diiduuch  ist  die  Art  der  AuHosuno-  ffeo-cljcn.  ire- 

■t'  o  D 

her 


ber  die  Frage,  wie  die  Gerecliti^i^kfcil:  überhau])t  ver- 
waltet werde,  müssen  Richter  und  Parthey  getrennt 
werden ,  und  die  Gemeine  kann  nicht  beides  znrrleich 
seyn.- 

Parthey  kann  die  Gemeine  in  diesem  Rechtshan- 
.dcl  glicht  seyn.  Denn  da  sie  über  alles  mächtig  ist> 
und  seyn  soll,  so  könnte  ein  Richter  über  sie,  seineu 
Ausspruch  nie  mit  Gewalt  durchsetzen.  Sie  müiste 
sich  seinem  Ausspruche  gutwillig  unterwerfen.  Danu 
flber  gilt  ihr  die  Gerechtigkeit  über  alles;  wenri  abt^r 
dies  als  in  der  Regel  vorauszusetzen  wäre,  so  bedürfte 
es  keines  Richtens ,  und  der  Richter  vtrare  auch  in  der 
That  keiner,  sondern  nur  ein  Piathgeber.  Will  die 
Gemeine  das  Fvecht  nicht,  so  unterwirft  sie  sichnich^, 
da  sie  nicht  gezwungen  werden  kann;  rükt  dem  ua- 
v/illkomnienen  Erianerer  Verblendung  oder  Treulpsi/j;- 
keit  vor,  und  bleibt  nach,  wie  vor,  ijir  eigener  Rich- 
ter, 

Wir  fassen  alles  zusammen:  Ob  die  Staatsgewalt 
zwekmrifsig  angewendet  werde  ,  darüber  mufs  nach  ei- 
nem Gesetze  gerichtet  werden.  In  diesem  Rechtshau- 
del  kann  nicht  dieselbe  (physische,  oder  mystische) 
Terson  Richter,  und  Parlhey  zugleich  seyn.  Aber 
Farthey  kann  die  Gemeine  ,  die  doch  in  diesem  Rechts- 
handel Eins  von  beiden  seyn  mufs,  nicht  sevn ;  sie 
kann  sonach  —  ist  die  wichtige  Folgerung,  die  wir 
machen  —  die  öffentliche  Gewalt  nicht  in  den  Händen 
behalten;  weil  sie  ausserdem,  als  Parthey,*  sich  vor 
(  l:\en-  hohem  P^ichterstuhl  müfste  stellen  lassen 

(Es  liegt  alles  dar^n ,  dafs  man  sich  von  derBün- 
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digheit  fies  grfuUrten  Räsonnemen5:s  überzeuge,  denn 
CS  enthält  die,  soviel  mir  bekannt  ist,  noch  iiiro^end,-) 
gelieferte  strenge  Deduktion  der  absoluten  Nolhwen- 
digkeit  einer  Repräsentation,  aus  reiner  V,ernunft,  und 
zeigt,  dafs  diese  nicht  etwa  nur  eine  nü/diche  und 
weise,  sondern  eine  durch  das  RechtSij;esez  absolut  ge- 
forderte Einriciitung  ist,  und  dafs  die  Demokratie  m 
dem  oben  erklärten  Sinne  des  Worts  nicht  etwa  nur 
(ine  unpolitische,  sondern  eine  schlechthin  rechtswid- 
rige Verfassung  ist.  Dafs  die  Gemeine  nicht  Richter 
und  Parthey  zugleich  seyn  könne,  durfte  am  wenig- 
steh Zweifel  erregen;  vielleicht  aber  dies,  dafs  über 
die  Anwendung  der  öffentlichen  Gewalt  schlechter- 
dings Rechensciiaft  abgelegt  werden  müsse.  Aber  dies 
geht  aus  allem  bis  jezt  gesagtejn  hervor.  leder  Einzel- 
ne  ,  der  in  den  Staat  tritt,  mufs  von  der  Unmöglich- 
keit  überzeugt  werden,  dafs  er  je  dem  Gesetze  zuwi- 
der behandelt  werde.  Aber  diese  Unmöglichkeit  ist 
nicht,  wenn  der  Verwalter  dcü  Gesetzes  nicht  selbst 
zur  Rechenschaft  gezogen  werden  kann.) 

Also  die  Gemeine  müfste  die  Verwaltung  der  öf- 
fentlichen Macht  veräussern  ,  sie  auf  eine  ,  oder  Meh- 
rere besondere  Personen ,  übertragen,  die  ihr  aber  über 
die  Anwendung  derselben  verantwortlich  blieben.  Ei- 
ne Verfassung,  wo  die  Verwalter  der  öifentlichen 
Macht  keine  Verantwortlichkeit  haben,  ist  eine  Des- 
potie. 

Es  ist  sonach  ein  Fundamentalgesez  jeder  Ver- 
nunft-und  rechtmäfsigen  Staatsverfassung,  dafs  die 
exekutive  Gewalt^  welche  die  nicht  zu  trennende  ricli- 
tciliche,  und  ausübende  Im  entern  Sinne,  unter  sie!; 


begreift,  unA  das  Recht  der  Aufsicht  y  und  Beurtheilung^ 
wie  dieselbe  verwaltet  werde ,  welches  ich  das  Kphoraty 
im  weitesten  Sinne  des  Worts  ,  nennen  will ,  getrennt 
Seyen ;  dafs  die  leztere  der  gesammten  Gemeine  ver- 
bleibe, die  erstere  aber  bestimmten  Personen  anver- 
traut werde.  Kein  Staat  darf  sonach,  despotisch,  oder 
demokratisch  regiert  werden. 

Es  ist  über  die  Tri^nnmig  der  Gewalten  (pouvo- 
irs,  der  Theile  einer,  und  eben  derselben  ölFentlichen 
Gewalt)  viel  geredet  worden.  Die  legislative  Gewalt 
müsse  von  der  exekutiven  getrennt  werden,  hat  man 
gesagt ;  aber  in  diesem  Satze  scheint  etwas  unbestimm- 
tes zu  liegen. 

Es  ist  wahr,  für  jede  bestimmte  Person,  wird 
das  bestimmte  positive  Gesez  der  Form  nach,  Gesez^ 
und  verbindend,  lediglich  dadurch,  dafs  sie  sich  dem- 
selben unterwirft,  d.  h.  dais  sie  erklärt:  ich  will  ia 
diesem  bestimmten  Staate,  der  diese  bestimmte  Volks- 
menge ,  diesen  Boden ,  diese  Erwerbsmittel  u.  s.  f.  hat, 
leben.  Aber  das  Materiale  des  Civilgesetzes  wenig- 
stens (über  andere  Zweige  der  Gesezgebung  wird  Jdc- 
sonders  geredet  werden),  geht  aus  der  blofsen  Voraus- 
setzung, dafs  diese  bestimmte  Menschen  Menge,  aa 
diesem  bestimmten  Orte,  rechtlich  neben  einander  le- 
ben wolle,,  hervor;  und  jeder  unterwirft  sich  durch 
diß  zwei  Worte:  ich  will  unter  euch  leben,  allen  ge- 
rechten Gesetzen ,  die  in  diesem  Staate  je  gegeben  wer- 
den können.  Da  den  Verwaltern  der  exekutiven  Ge- 
walt aufgelegt  ist,  über  das  Recht  überhaupt  zu  hal- 
ten ,  und  sie  dafür  (dafs  das  Recht  herrsche)  verant- 
wortlich sind ,  so  jnufs  ihnen  von  Rechtswegen  über- 
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lassen  werden ,  für  die  Mittel  der  Realisation  des  R  eclits 
Soro^e  zu  tragen;  und  sonach  auch  die  Verordnungen 
-  selbst  zu  entwerten,  welche  eigentlich  keine  nciien 
Gesetze,  sondern  nur  bestimmtere  Anwendungen  des 
einigen  Grundgesetzes  sind,  welches  so  lautet:  dies© 
bestimmte  Menschen  Menge  soll  rechtlich  neben  ein» 
ander  leben.  Wenden  die  Gewalthaber  jenes  Grundge- 
sez  unrichtig  an,  so  werden  sehr  bald  Unordnungen 
entstehen  ,  die  sie  der  Verantwortung  aussetzen ;  und 
sie  sind  sonach  gcnöthigt,  gerechte,  von  jedem  ver- 
ständigen zu  billigende,  Gesetze  zu  geben. 

Ganz  zwecklos,  und  sogar  nur  scheinbar  möglich, 
ist  die  Trennung  der  richterhchen ,  und  der  ausüben- 
den Gewalt,  (die  leztere  im  engern  Sinne  des  VVorts 
genommen.)  Mufs  die  ausübende  Gewalt,  ohnel Wi- 
derrede, den  Ausspruch  der  richterlichen  ausführen,  so 
ist  die  unumschränkte  Gewalt  in  der  Hand  des  Rich- 
ters selbst,  und  die  zwei  Gewalten  sind  nur  scheinbar 
in  den  Personen  getrennt;  von  denen  aber  die  der  Voll- 
zieher gar  keinen  Willen,  sondern  nur,  durch  einen 
fremden  Willen  geleitete,  physische  Kraft  hat.  Hat 
al)^  die  ausübende  Gewalt  das  Recht  des  Einspruchs, 
so  ist  sie  selbst  richterliche  Gewalt,  und  sogar  in  der 
lezten  Instanz,  und  die  beiden  Gewalten  sind  abermals 
nicht  getrennt.  —  Unsern  Untersuchungen  zu  Folge  ist 
die  exekutive  Gewalt,  im  weitesten  Sinne  des  Worts, 
und  das  Ephorat,  zu  trennen.  Die  erstere  umfafstdie 
gesammte  öffentliche  Gewalt  in  allen  ihren  ^v/eigen ; 
aber  sie  mufs  über  die  Verwaltung  derselben  dem  Epho- 
rate  (dessen  Begriff  hier  bei  weitem  noch  nicht  voll- 
ständig bestimmt  ist) ,  verantwortlich  gemacht  werden.) 

Die 


193 


Die  Personen,  denen  die  exekut  ive  IVTaclit  anver- 
traut wird,  sind,  nach  der  gewöhnlichen  Eintheilung, 
entweder  Eine,  in  der  recht  -  und  gesezmafsi^^en  Mo- 
imrchie^  oder  ein  durch  die  Constitution  or^ranisirter 
Körper,  in  der  Republik,  (im  engern  Sinne  des  Worts): 
oder  bestimmter,  es  ist,  da  Einer  nie  alles  thun  kann» 
immer  ein  Corps,  welches  die  exekutive  Gewalt  in  de« 
Händen  hat;  wobei  der  Unterschied  nur  der  ist,  dafs^ 
wenn  die  Einstimmigkeit  nicht  Statt  findet,  der  Streit, 
enliveder  durch  die  Stimme  eines  immerwährenden  Prä« 
sidenten  (des  Monarchen),  von  welcher  keine  Apellati- 
on  Stattfindet,  oder  durch  eine  Koliectivstimine,  et* 
wa  durch  die  Stimmenmehrheit,  entschieden  werde 
Hier  ist  eine  mystische,  oft  auch  wandelbare  Person,^ 
(d.  h.  diejenige,  welche  durch  ihre  Zusammenstim^ 
mung  die  Stimmenmehrheit  bilden,  und  den  Streit,  oh- 
ne dals  weiter  appelliret  werden  könne,  entscheiden, 
sind  nicht  immer  dieselben  physische  Personen,)  der  im- 
merwährende Präsident. 

Ferner  werden  die  Verwalter  der  exekutiven  Ge- 
walt, entweder  für  ihre  Person  gewählt,  oder  nicht. 
Im  ersten  Falle  werden,  entweder  alle,  oder  nur  eini 
gey  gewählt.  Sie  werden  gewählt,  unmittelbar  durch 
.die  Gemeine,  in  der  Demokratie,  im  engern  Sinne  des 
Worts,  d.  h.  in  der,  die  eine  Repräsentation  hat,  und 
darum  eine  rechtmäfsige  Verfassung  ist.  Wenn  alle 
obrigkeitliche  Personen ,  unmittelbar  durch  die  Gemei- 
ne, gewählt  w^erden ,  ist  es  eine  reine,  wo  nicht,  ei- 
ne gemischte  Demokratie.  Das  Corps  der  Gew^aUhaber 
kann  auch  durch  Wahl  sich  selbst  ergänr.en,  in  der 
Arutüh-atie ;  durcbganglg ,  in  der  r€in<i?i ;  nur  zum  Thcil, 
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so  da fs  flas  Volk  unmittelbar  einen  Theil  der  Magistrats- 
personen wähle ,  in  der  gemischten  Ajistokraticj  oder  y^rr 
Sto-  Demokratie.  Es  kann  auch  ein  immerwährender  Präsi- 
dent der  Regierun<^  für  seine  Person  gewählt  werden  ,  im 
Wahlreiche.  In  allen  diesen  Fällengeschieht  die  W ahl 
entweder  aus  der  ganzen  Gemeine ,  so  dafs;jeder  Bürger 
wahlfähig  sey,  oder  nur  aus  einemTheil«  derselben.  Das 
Wahlrecht  ist  sonach  'beschränkt,  oder  unbeschränkt. 
Eine  wahre  Beschränkung  des  Wahlrechts  könnte  sich 
nur  auf  die  Gehurt  der  wahlfähigen  gründen;  denn, 
v/e.nn  jeder  Bürger  jede  Würde  im  Staate  erhalten,  aber 
nur  etwa  stufenweise  zu  höhern  hinauf  steigen  kann, 
so  ist  die  Wahl  nicht  absolut,  sondern  nur  relativ  be- 
schränkt. Wenn  aber  das  Wahlrecht  absolut  beschränkt 
ist,  und  die  Wahlfähigkeit  sich  auf  die  Geburt  grün- 
det ,  dann  ist  die  Verfassung  eine  erbliche  Ai  istokratie ; 
und  dies  führt  uns  auf  den  zweiten,  oben  als  möglich 
aufgestellten  Fall ,  dafs  nemlich  die  Repräsentanten, 
nicht  jeder  für  seine  Person,  gewählt  werden. 

Es  kann  nemlich  gebohrne Repräsentanten  geben; 
entweder  so ,  dafs  sie ,  lediglich  durch  ihre  Geburt, 
wirklich  die  Repräsentation  erhalten;  der  Erbprinz  in 
jeder  erblichen  Monarchie;  oder,  dafs  sie  durch  diesel- 
be für  die  höchsten  Staatsämter,  wenigstens ausschlies- 
send,  wahlfähig  sind;  der  Adel  überhaupt  in  Monar- 
chien ,  die  Patrizier  insbesondere  in  erblich  -  aristokra- 
tischen Republiken. 

Alle  diese  Formen  werden  rechtskräftig  durch  das 
Gesez,  d.  i.  durch  den  ursprünglichen  Willen  der  Ge- 
meine ,  die  sich  eine  Constitution  giebt.  Alle  sind, 
wenn  nun  ein  Ephorat  vorhanden  ist,  rechtsgemäfs, 

und 
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und  können,  wenn  nur  dieses  rreliöripr  organlsirt,  und 
(  wirksam  ist,  allgemeines  Recht  im  Staate  hervorbrin- 
gen ,  und  erhalten. 

Welches  für  einen  hestimmten  Staat  die  bessere 
l\egierungsverfa3sung  sey,  ist  keine  Frage  der  Rechts- 
lehre, sondern  der  Politik;  und  die  Beantwortung  der* 
selben  hängt  von  der  Untersuchung  ab,  unter  welcher 
Regierungs Verfassung  das  Ephorat  am  kräftigsten  wir- 
ke«  werde. 

Wo  das  Ephorat  noch  nicht  eingeführt  ist,  oder, 
weil  die  Mehrern  noch  Barbaren  sind,  nicht  eingeführt 
werden  kann,  ist  sogar  die  erbliche  Repräsentation  die 
zweckmäfsigste ,  damit  der  ungerechte  Gewalthaber,  der 
Gott  nicht  scheuet ,  und  kein  menschliches  Gericht  zu 
scheuen  hat,  wenigstens  die  Rache  fürchte,  die  durch 
alle  seine  Vergehungen  sich  über  seine  vielleicht  schuld- 
lose Nachkommenschaft  häuft,  und  dem  nothwendigen 
Gange  der  Natur  nach  ganz  sicher  auf  ihrlTaupt  fallen 
wird. 

VII.)  Die  Personen,  welchen  die  Gemeine  die 
Ausübung  der  öffentlichen  Gewalt  angeboten,  müssen 
dieselbe  angenommen,  und  sich  vor  ihrem  Gerichte 
.  verantwortlich  über  die  Anwendung  derselben  gemacht 
haben;  ausserdem  wären  sie  nicht  Repräsentanten,  und 
die  Gewalt  wäre  ihnen  nicht  übertragen. 

Diese  Annahme  kann  nur  freiwillig  geschehen : 
und  beide  Partheyen  müssen  sich  in  der  Güte  vereini- 
gen. Denn  obwohl  im  Rechtsgesetze  die  Nothwendig- 
keit  liegt,  dafs  eine  öffentliche  Gewalt ,  und  ausdrück- 
lich dazu  bestellte  Verwalter  derselben,   seyn  sollen; 

mit« 


198 


mithin  auch  allerdings  ^as  Recht  Statt  findet,  jeden za 
zwingen,  dafs  er  seine  Stimme,  über  die  Einrichtung 
einer  solchen  Gewalt  gebe  ;  so  sagt  doch  das  Rechtsge- 
sez  darüber  nichts,  welchen  bestimmten  Personen  die- 
se Gewalt  übergeben  werden  solle. 

Gerade,  wie  wir  oben,  bei  der  Untersuchung  des 
Eigenthumsvertrags  folgerten,  folgern  wir  auch  hier. 
JDa  das^Rechtsgesez  überhaupt  nicht  anwendbar  ist,  oh- 
Errichtung  einer  öffientliclÄ  pefw^alt,  diese  aber 
nicht,  ohne  dafs  sie  bestimmten  Personen  übertragen 
werde;  so  findet  ein  Zwangsrecht  Statt  auf  jeden,  dafs 
er  zur  Ernennung  solcher  Personen  seine  bestimmte 
Stimme  gebe;  ferner,  dafs  er  sich,  wenn  die  Wahl 
auf  ihn  fallen  sollte,  bestimme,  ob  er  das  Amt  anneh- 
men wolle,  oder  nicht.  Die  Wahl,  dies  heifst  hier, 
die  Bestimmung,  wie  überhaupt  in  diesem  Staate  die 
Repräsentation  besezt  werden  solle,  der  ganze  Theil 
der  Constitution  über  diesen  Gegenstand,  mufs,  durch 
absolute  Ueh  er  einstimmun  ^  aller,  zu  Stande  gebracht 
seyn.  Denn  ob  es  gleich  ein  Zwangsrecht  überhaupt 
giebt,  dafs  jeder  in  eine  bürgerliche  Verfassung  trete, 
so  giebt  es  doch  kein  Zwangsrecht,  dafs  er  bestimmt 
in  diese  trete.  Da  nun  durch  die  Personen  der  Gewalt- 
habenden ,  und  durch  das  Gesez ,  w^elches  festgesezt, 
v/ie  dieselben  gewählt  werden  sollen,  der  Staat  ein  be- 
stimmter Staat  wird,  so  findet  kein  Recht  Statt,  den 
a-ulern  zu  nÖtliigen,  den,  oder  die  von  mir  anerkann- 
Utn  Pvepräsentanten ,  gleichfals  für  die  seinigen  anzu- 
rricennen.  Können  sie  sich  niclit  vergleichen  ,  so  wird 
<!Ie  grössere,  und  darum  stärkere,  Menn;o  sich  behaup- 
te-a  an  diesem  Orte  im  Ivaumc,  und  die  andern  wer- 
den, 
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<leii ,  da  sie  an  demselben  nicht  langer  geduldet  wer- 
den können,  die  Wahl  haben,  entweder  der  Stimmen- 
mehrheit beizutreten ,  wodurch  die  Wahl  einstimmig 
wird ,  oder  zu  entweichen ,  mithin  sich  gar  nicht  mehr 
zu  dieser  Verbindung  zu  zählen,  wodurch  die  Wahl 
abermals  einstimmig  wird.  So  wie  überhaupt  ein  Ver- 
trag dadurch ,  aber  auch  Tiur  dadurch ,  unverbnichlich^ 
lind  unabänderlich  wird,  dafs  ohne  demselben  ein  recht- 
liches Verhältnifs  nicht  möglich  wäre,  so  ist  es  auch 
mit  dem  Vertrage ,  in  welchem  der  Staat  die  exekutive 
Gewalt  an  bestimmte  Personen  überträgt,  und  den  wix 
den  üebertragungscontract  nennen  wollen. 

Wer  die  öffentliche  Gewalt  einmal  übernommen 
hat,  darf  sie  nicht  einseitig,  sondern  nur  mit  Bewilli- 
gung der  Gemeine,  wieder  niederlegen,,  weil  durch 
sein  Abtreten,  die  Herrschaft  des  Rechts  wenigstens 
unterbrochen  ,  oder  wohl  gar  unmöglich  dürfte  gemacht 
werden,  wenn  seine  Stelle  nicht  füglich  wiederbesezt 
werden  könnte.  Eben  so  wenig  darf  die  Gemeine  den 
Vertrag  mit  ihm  einseitig  aufheben :  denn  die  Staats- 
verwaltung ist  sein  Stand  im  Staate ,  sein  ihm  ange- 
wiesener Besiz ,  und  er  hat ,  inv/iefern  er ,  zu  Folge 
des  Vertrags,  diesen  hat,  keinen  andern;  als  allen 
Staatsbürgern  ihr  Eigenthum  angewiesen  wurde,  wur- 
de ihm  für,  seine  Person  dieses  angewiesen ;  mithin 
würde  ein  rechtliches  Verhältnifs  desselben  mit  dem  ge- 
meinen Wesen,  dureh  die  einseitige  Aufhebung,  un- 
möglich. Will  er  es  aber  sich  gutwillig  gefallen  las- 
sen ,  und  mit  der  Gemeine  über  einen  Ersaz  sich  vei* 
einigen,  so  mag  er  das  wohl  thun. 
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walt  für  Recht  und  Sicherheit  in  diesem  Vertrage  sich 
verantwortlich  macht ,  so  mufs  er  sich  nothwendig  die 
Macht,  und  den  freien  Gebrauch  derselben,  ausbedin- 
gen ,  die  ihm  zu  diesem  Zwecke  erforderlich  scheint, 
und  jedesmal  erforderlich  scheinen  wird:  und  sie  mufs 
ihm  zugestanden  werden»  Es  mufs  ihm  das  Recht  zu- 
gestanden werden ,  das ,  was  zur  Beförderung  des  Staats- 
zwecks von  jedem  beigetragen  werden  solle ,  zu  bestim- 
men ;  und  mit  dieser  Macht  völlig  nach  seinem  besten 
Wissen,  und  seiner Ueberzeugung  zu  verfahren.  (Wir 
werden  bald  sehen,  inwieweit  dennoch  diese  Macht 
beschränkt  werden  müsse.)  Die  Staatsmacht  mufs  ihm 
also,  ohne  alle  Einschränkung,  zu  freier  Disposition 
unterworfen  werden ,  wie  aus  dem  Begriffe  einer  Staats- 
gewalt ohnedies  folgt. 

Die  öffentliche  Gewalt  mufs »  in  jedem  Falle ,  je- 
dem Recht  verschaffen,  und  die  Ungerechtigkeit  zu- 
rücktreiben und  bestrafen.  Sie  macht  sich  dafür  ver^ 
antwortlich,  und  eine  unentdeckte  Gewaltthätigkeit 
hat  für  den  Staat,  und  für  ihre  Person,  die  traurigsten 
Folgen.  Die  Verwalter  derselben  müssen  daher  die 
Macht,  und  das  Recht  haben,  über  die  Aufführimg 
der  Bürger  zu  wachen  ;  sie  haben  die  Polizey^ewalt,  und 
die  Polizeygesezgebuii°\ 

Dafs  jeder  sein  Rechtsurtheil  im  Bürgervertrage, 
ohne  allem  Vorbehalt,  demUrtheile  des  Staats,  unter- 
worfen habe ,  und  da  jezt  ein  Verwalter  der  Macht  des- 
selben gesezt  ist,  diesem  unterwerfe,  dafs  dieser  so- 
nach nothwendig  ein  Richter  sey,  von  welchem  keine 
Appellation  Statt  findet,  geht  schon  aus  dem  obigen 
hervor. 

vnr.) 
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VIIL)  Unter  welches  Zwangsgesez  soll  nun  diese 
höchste  Staatsgewalt  selbst  gebracht  werden,  damit  es 
ihr  unmöglich  sey,  irgend  etwas  anders  zu  bewirken, 
als  das  Rechte  zugleich  aber  auchnothwendig,  dassel« 
be  in  allen  Fällen  zu  bewirken  ? 

Es  ist  oben  im  allgemeinen  der  Saz  aufgestellt 
worden :  es  mufs  physisch  unmöglich  seyn ,  dafs  diö 
öffentliche  Macht,  oder  hier,  die  Verwalter  derselben 
einen  andern  Willen  haben,  als  den  des  Rechts.  Das 
Mittel,  wie  dies  zu  erreichen  sey,  ist  im  allgemeinen 
gleichfals  schon  angegeben  worden.  Ihr  Privatzweck, 
der  Zweck  ihrer  eignen  Sicherheit  und  ihres  Wohlseyns, 
mufs  an  den  gemeinsamen  Zweck  gebunden ,  und  nur 
durch  seine  Erreichung  zu  erreichen  seyn.  Sie  müssen 
gar  kein  anderes  Interesse  haben  können ,  als  das ,  deii 
cemeinsamen  Zweck  zu  befördern. 

V  Das  Recht  ist  blas  foi  mal;  es  mufs  also  gar  kein 
mnterialcs  Interesse  für  ihre  Richtersprüche ,  kein  la^ 
teresse,  dafs  dieselben  in  diesem,  oder  jenem  Falle,  ^ 
G^erade  so  ausfallen,  bei  ihnen  Statt  finden  können..,!^?  ^♦'■1 
mufs  ihnen  nur  daran  liegen  können,    dafs  sie  deni_  ""^ll^l 
Rechte  gemäfs  seyn,  keinesweges,  wie  sie  lauten.  i>AJli^1| 

Sie  müssen  daher  zuförderst  m  allen  ihren  Pri-  ^  ^ 

vatzweckea,  d.  i.  in  Absicht  ihrer  Bedürfnisse  völlig  4ljl?^*^^i 
unabhängig  seyn  ,  von  allen  Privatpersonen.    Sie  müs-         •  % 
sen  ihr  reichliches  sicheres  Auskommen  haben ,  so  dafs 
ihmen  keine  Privatperson  Wohlthaten  erweisen  könne, 
und  dafs  alles,  was  man  ihnen  anbieten  könnte,  in 
Nicbts  verschwinde. 
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Die  Verwalter  der  exekutiven  Macht  müssen,  um 
nicht  zur  Partheylichkeit  verleitet  zu  werden,  so  wC' 
nig  Freundschaften,  Verbindungen,  Anhänglichkei- 
ten unter  Privatpersonen  haben  ,  als  irgend  möglich. 

Der  oben  aufgestellte  Grundsaz,  um  für  alle  Ein- 
zelnen, in  allen  Fällen,  gleiches  Recht  zu  erzwingen, 
war  der :  dafs  das  Gesez  der  Zeitfolge  nach  richte,  und 
über  keinen  künftigen  Fall  entscheide ,  ehe  es  den 
vorhergegangenen  abgethan.  Nachdem  jezt  eine  regel- 
jnäfsige  Justizeiniichtung '^getroffen ,  die  stets,  und 
vielleicht  mit  niehrern  Dingen  zugleich,  beschäftigt 
ist;  manche  Rechtsstreitigkeiten  leichter  zu  entschei- 
den seyn  dürften ,  als  andere ,  und  überhaupt  alles  dar- 
an liegt,  dafs  keine  Zeit  verloren  gehe,  so  mufs  dies 
Gesez,  so  wie  es  aufgestellt  ist,  wegfallen.  Aber  dafs 
die  Justiz  wirklich  in  der  Untersuchung  aller  bei  ihr 
angebrachten  Klagen  begriffen  sey,  mufs  sie  stets  nach- 
weisen können:  ferner  ist  es  schlechthin  nothwendig;, 
dafs  nach  Art  der  Rechtästreiti5^keiten  eine  bestiminte 
^eit  fesfg,esezt  sey^.  binnen  welcher  eine  jede  ^een- 
ydi^  seyn  müsse ;  widrig^enfals  das  Gesez ,  nach  obigem 
Grundsätze^  seine  Macht  verlieren  würde^Ohne  diese 
W  Einrichtung  liefse  sich  gar  nicht  ausmachen,   ob  wirk- 


iiih^einem  jeden  sein  Recht  widerführe;  und  die  Klage 
^ '  J! '^'"'^fc  versagtes  Recht  fän^e  gar  nicht  Statt,  indem  deu 
;^^/ii|^|B.ichter,.  durch  Vertröstang  auf  die  Zrikunft,    die  Kla 
genden  immer  zur  Ruhe  verweisen  könnte. 

Aber  folgendes  ist  ein  sicheres  Kriterium,  ob  das 
Recht  so,  wie  es  soll ,  verwaltet  werde.  Die  Urtheile, 
und  das  ganze  Verfahren  der  Gewalthaber,  dürfen  sich 
nie  widersprechen;  wie  sie  einmal,  in  einem  Falle 
yerfahr^a  sind,  §o  wiüssch  sie,  ia  demselben  Falle, 

immer 
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immer  verfahren,  .Tcde  ihrer  öfFentlichen  Hanclhinoren 
niufs  zum  unverbrüchlichen  Gcsez  werden.  Dies  bin- 
det sie  an  das  Recht.  Sie  können  nie  ungerecht  ver- 
fahren wollen,  denn  sie  müfsten  es  von  nun  an,  in  dem. 
gleichen  Falle,  immer,  und  daraus  würde  bald  die 
merklichste  Unsicherheit  entstehen.  Oder,  wenn  sie 
von  ihrer  ersten  Maxime  abzugehen  gezwungen  sind, 
so  sieht  sogleich  jeder ,  dafs  ihr  Verfahren  ungerecht 
war. 

Damit  diese  Beurtheilung  möglich  sey,  miissen , 
alle  Verhandlun<rcn  der  Staatsc;ewalt,   mit  allen  Um- 

_     ^  i  ,rTi  II  -  -lw-ii-fi?r— II       iwii  •    ..    ■     I.  -> 

ständen  und  Gründen  der  Enslcheidune ,  ohne  Ausnah- 


me, die  höchste  Publicität  haben  ;  wenigstens  nach« 
dem  jede  /beschlossen  ist.  Denn  es  wäre  möglich ,  dafs 
die  Gewalt ,  in  Polizeysachen  hier  und  da ,  verborgen 
zu  Werke  gehen  müfste,  um  den  Zweck  der  ölFentli- 
chen  Sicherheit,  für  dessen  Erreichung  sie  der  Gemei- 
ne  verantwortlich  ist,  zu  befördern.  Dies  mufs  ihr 
erlaubt  seyn,  aber,  nach  Erreichung  desselben,  darf 
sie  kein  Geheimnifs  mehr  aus  ihrem  Verfahren  machen» 
Aber  ihr  Zweck  ist  erreicht,  wenn  sie  den  Richter- 
sprach thut,^  imd  ausführt. 

...     -•.**,«■•'  ■ 

IX.)  Wenn  die  Gewalthaber  ihr  Amt,  nach  den 
angezeigten  Gesetzen  verwalten,  so  herrscht  Rechte 
Gerechtigkeit  und  Sicherheit,  und  jedem  ist  die  seini- 
ge beim  Eintritt  in  den  Staat  vollkommen  garantiert. 
Aber  wie  sollen ,  da  !man  sich  keinesweges  auf  Treu 
und  Glauben  hinzugeben  gedenkt ,  die  Gewalthaber 
selbst  genöthigt  werden  ,  sich  nach  diesen  Gesetzen  zu 
halten?  Dies  ist  die  lezte  Aufgabe  des  zu  lösenden 
Problems  einer  vernunftmäfsigen  Staatsverfassung. 

Die  exekutive  Gewalt  richtet  in  der  lezten  In- 
stanz ^ 


stanz ;  es  findet  keine  Appellation  von  ihrem  gesproclu 
nen  Endurtheile  Statt,  es  c?ar^  niemand  ,  da  diese  In- 
appellabilität  Bedingung  alles  rechtlichen  Verhältnis- 
.  8es  ist ,  und  es  kann  niemand ,  da  sie  die  Uebermacht, 

^  gegen  welche  alle  Privatmacht  unendlich  klein  ist,  ia 
;  den  Händen  hat,  ihre  Urtheile  ungültig  raachen,  oder 

;  die  Ausübung  derselben  ,  aufhalten.  Das  präsumtive, 
als  sicheres  Recht  constituirte  Recht,  hat  in  der  Per- 
son der  für  untrüglich  erklärten  Richter  gesprochen« 
Hierbey  mufs  es  sein  Bewenden,  und  der  Rechtsspruch 
mufs  seinen  unfehlbaren  Erfolg  in  der  Sinnenwelt 
haben. 

Klare  Beweise,  dafs  das  Constitutionsgesez  des 
Hechts  verlezt  sey,  sind  nur  folgende  zwei:  i.)  dafs 
das  Gesez  in  irgend  einem  Falle,  binnen  der  bestimm- 
ten Zeit,  keine  Ausübung  finde.  2.)  dafs  die  Ver- 
walter der  öffentlichen  Macht  sich  selbst  widerspre- 
chen ,  oder  eben ,  um  sich  nicht  zu  widersprechen ,  of- 
feiibare  Ungerechtigkeiten  begehen  müssen. 

Ferner  ist  erwiesen ,  dafs  es  nur  die  Gemeine^^e^ 
die  die  Verwalter  der  exekutiven  Macht  richten  könne  ? 
At>er  die  l^chwierigkeit  ist  die:  Wo  ist  denn  die  Ge- 
meine, und  was  ist  sie?  Ist  sie  denn  etwas  mehr,  als 
ein  blofser  Begriff;  oder,  wenn  sie  etwas  mehr  seyn 
soll ,  wie  ist  sie  denn  zu  realisiren  ? 

Vor  dem  Richterstuhle  der  öffentlichen  Gewalt, 
und  da  dieser  Richterstuhl  ununterbrochen  fortdauert, 
ununterbrochen  fort,  sind  alle  Mitglieder  des  Staats 
nur  Privatpersonen ,  und  keine  Gemeine :  und  jeder  ist 
jmmerfort  der  Obergewalt  unterworfen.  Eines  jeden. 
Wille  ist  nur  sein  Privatwille ,  und  der  einzige  Aus- 
druck 


druck  des  gemeinsamen  Willens  ist  eben  der  Wille  der 
Obergewalt.  Die  Gemeine  hat  keinen  abgesonderten 
Willen,  und  es  ist  gar  keine  Gemeine  realisirt,  be- 
vor dieselbe  nicht  ihren  Willen  von  dem  Willen  der 
exekutiven  Gewalt  ab^n^aUennt,  ^und  ihre  Erklärung, 
da  Ts  der  Wille  derselben  immer  ihr  eigner  Wille  sey^ 
zurückgenommen  hat. 
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Aber  wie  kann  dies  geschehen  ?  Keine  Privatper- 
son darf  sa  T,en  :  die  Gemeine  soll  ?sich  versammlen ,  al- 
le Einzelnen  die  bis  jezt  nur  Privatpersonen  sind,  sol- 
len zusammentreten,  und  Gemeine  seyn ;  denn  wenn 
d  'r  Wille  dieses  Einzelnen,  mit  dem  der  Gewalthaber, 
der  ja  iiiuiierfort  den  gemeinsamen  Willen  repräsen. 
tir(3t,  nicht  übereinstimmt,  so  ist  er  ein  Privatwille, 
ci-i  gegen  den  gemeinsamen  Willen  sich  auflehnender, 
ilun  vvidersprecbender  Wille,  mithin  Rebellion,  und 
muls  auf  der  Stelle,  als  solche,  bestraft  werden.  Aber 
eTwird  mit  dem  Willen  der  Gewalthaber  nie  überein- 
stimmen, lind  diese  werden  nie  die  Gemeine  versamm- 
len wollen.  Entweder,  sie  sind  sich  ihrer  gerechten 
Verwaltung  bewufst;  so  ist  es  ganz  gegen  den  ur- 
sprünglichen gemeinsamen  Willen,  dafs  ohne  Noth 
die  Einzelnen  ,  in  ihren  Privatgeschäften  gestörfrj^ver- 
den ,  und  in  dem  Gange  des  Rechts  ein  Aufenthalt  ge- 
schehe. Oder  sie  sind  sich  ihres  Unrechts  bewufst; 
so  ist  nicht  zu  glauben,  dafs  sie  die  Gewalt,  die  sie 
jezt  noch  in  den  Hiinden  haben ,  aufgeben ,  und  ihren 
Richter  selbst  zusammenrufen  werden.  Sie  bleiben  so- 
nn ch  immerfort  ihre  eignen  Richter ;  sie  haben  kei- 
r<>n  Pächter  über  sich  zu  fürchten,  weil  seine  Rea- 
lität von  ihnen  selbst  abhängt;    und  die  Verfassung 

bleibt, 
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bleibt,  vor  wie  nacli ,  despotlscli.  —  Kurz :  nur  die 
Gemeine  selbst  kann  sich  als  Gemeine  deklariren;  sie 
müfste  mithin  Gemeine  seyn,  ehe  sie  ist,  welches, 
aufgestellter  Weise,  sich  widerspricht. 

Der  Widerspruch  ist  nur 'so  zu  heben:  Das  Volk 
1  vnrä  durch  die  Constitution^  im  voraus^  auf  einen  bestimm' 
\  (en  Fall,  als  Gemeine  erklärt. 

Durch  dieses  constitutionelle  Gesez  könnte,  welches 
der  zunächst  jedem  sich  darbietende  Fall  ist,  verordnet 
werden ,  dafs  das  Volk  zu  gewissen ,  bestimmten  Zei- 
ten,  re2;elmäfsicr ,  sich  versammle,  und  sich  von  dea 
Magistratspersonen  R.echenschaft  über  die  Staatsver*« 
waltung  ablegen  lasse.  Eine  solche  Einrichtung  ist 
ausführbar  in  kleinen  Staaten,  besonders  republikani- 
schen, wo  die  Volksmenge  niclit  sehr  zerstreut  wohnt, 
daher  leicht,  und  ohne  grofsen  Zeitverlust  sich  ver- 
sammlet, auch  die  Staatsverwaltung  einfacb,  und  leicht 
zu  übersehen  ist.  Und  doch;  verliert  auch  hier  diese 
grofse  Rechtshandlung ,   durch  die  Gewöhaurig  an  sie 

von  ihrer  Würde;  man  hat  Zeit,  seine  Maasre.CTeln  auf 
 ^  """^ 

Sie  zu  nehmen,  und  das  Ptesultat  derselben  ist  gejneln- 
hin,  weniger  der  gemeinsame  Wille,  als  der  Privat- 
wille ränkevoller,  und  ehrsüch tiefer  Partheyen«    In  ei- 
1  tiem  Staate  von  beträchtlicher  Gröfse  aber  —  und  es 
*Y  ist  in  mehrern  Rücksichten   zu  wünschen,    dafs  die 
\^  Staaten  nicht  klein  seyen  —  würde,  abgerechnet,  dafs 
auch  die  genannten Mifsbräuche  in  ihm  nur  auS2;edebn- 
ter,  und  gefährlicher  zum  Vorschein  kommen  würden» 
jenes  Gesez  nicht  einmal  ausführbar  seyn,  indem  we- 
gen des  damit  nothwendig  verbundnen  ZcitverlusLs, 
und  Störung  in  den  Privatgeschäften,  die  Sorge,  sich 

gegen 


' — — — -  2o^ 

gegen  Beelnträclitigung  zu  schützen ,  selbst  die  gröfst« 
Beeinträchtigting  für  das  Volk  werden  würde. 

^^Es  läfst  sich  sonach  als  P|-iiicip  festsetzen:  Dia 
Gemeine  mufs  nie,  ohne  Noth,  zusammengerufen  tver^ 
den:  sobald  es  aber  Noth  thut,  mufs  sie  sogleich  beisam- 
^l*:Ä^fX'-V>  fionnen,    und  wpll^tu 

Es  ist  nie  Noth ,  dafs  sie  zusammentrete ,  und  sie 
wird  es  auch  nie  wollen,  ehe  nicht  Recht,  und  Gesez 
ganz  aufhört  zu  wirken;  dann  aber  wird  sie  es  müs^ 
sen ,  und  es  sicherlich  thun. 

An  das  Recht  jedes  Einzelnen ,  mufs,  in  einem 
rechtjnäfsig^j^a^,  Recht,  und  Gesez  überhaupt  go. 
knüpft  .  sey.n4;^also  ^as  Gesez  mufs,  wo  es  olfenbar 
nicht  gewirkt  hat,  v/ie  es  sollte,  (d.  h.  wenn,  in  der 
bestimmten  Zeit,  über  einen  Rechtshandel ,  nicht  ge- 
sprochen worden,  oder,  wenn  die  Anwendung  der 
Gewalt  sich  mit  sicli  selbst  in  Widerspruch  befindet, 
oder  wenn  sonst  die  Ungerechtigkeit,  und  Gewalt- 
thätigkeit  klar  ist)  ganz  aufgehoben  werden, 

I 

Wer  soll  nun  urtheilen  ,  ob^dieser  Fall  vorban- 
den sey  ?  Nicht  die  Gemeine,  ddim  sie  ist  nicht  ver- 
liammlet;  nicht  die  Staatsgewalt,  denn  sie  ^yäre  dann 
Richter  in  ihrer  eignen  Sache.  Noch  weniger  der,  der 
Unrecht  gelitten  zu  haben  glaubt,  denn  er  wäre  gleich- 
fals  Richter  in  seiner  eigiien  Sache.'  Also  —  es  mufs 
ausdrücklich,  für  diese  Beunheilung,  eine  besondere  Ge- 
walt durch  die  Constitution  errichtet  werden. 

Diese  Gewalt  müfste  die  fortdauernde  Aufsicht, 
über  das  Verfahren  der  öifentlichen Macht  haben,  und 
wir  können  sie  sonach  Ephoren  neanen. 

Die 


äo8   

Die  exekutive  Gewalt  ist  keinem  Menschen  ver- 
antwortlich, als  der  versammleten  Gemeine ;  die  Epho- 
ren  können  daher  die  Gewalthaber  nicht  vor  ihrem 
Richterstuhl  ziehen,  aber  sie  müssen  den  Gang  der  Ge- 
Schäfte  beständig  beobachten,  und  sonach  auch  das 
Recht  haben ,  Erkundigungen  einzuziehen  >  wo  sie  kön« 
nen.  Die  Ephoren  dürfen  die  Urtheile  der  Gewaltha- 
ber nicht  auf  halten ,  da  von  denselben  keine  Appellation 
Statt  findet.  Sie  dürfen  eben  so  wenig  in  irgend  einer 
Angelegenheit  selbst  Recht  sprechen ,  da  jener  Magi- 
strat der  alleinige  Richter  im  Staate  ist.  Die  Ephoren 
haben  sonach  gar  keine  exekutive 

Aber  sie  haben  eine  ahsolu^^prohwitive  Gewalt^ 
nicht  die  Ausführung  dieses  oder  jenes  ie^ondfmi  Rechts- 
schlusses zu  verbieten,  denn  dann  wären  sie  Richter, 
und  die  exekutive  Gewalt  wäre  nicht  inappellabel ;  son- 
dern allen  Rechtsg^ang ,  von  Stund  an,  aufzuheben. 
die  öffentliche  Gewalt  gänzlich  ,  und  in  allen  ihren 
Theilen  zu  suspendiren.  Ich  will  diese  Aufhebung  al- 
ler Rechtsgewalt  nennen  das  Staatsinterdikt  {nach  Ana- 
lof^ie  des  kirchlichen  Interdikts.  Die  Kirche  hat  die- 
ses  untrügliche  Mittel,  den  Gehorsam  derer,  die  ihrer 
bedürfen  ,  zu  erzwingen  ,  längst  erfunden.) 

Es  ist  sonach  Grundsaz  der  recht-  und  Vernunft- 
mäfsigen  Staatsverfassung,    dafs  der  ahsolut  positiven^ 

*  '  Maclu" 

*)  Darin  ist  das  hier  aus  reiner  Vernunft  deducirte 
Ephorat  (im  engern  Sinne  des  Worts)  gänzlich  un- 
terschieden von  demEphorate  in  der  Spartanischen 
Verfassung ,  von  der  Staatsinquisition  -zu  Venedig, 
u.  dergl.  Die  Folkstrihnneii  ia  der  Römischen  Re- 
publik hatten  mit  demselben  noch  die  meiste  Aehn- 
lichkeit. 


Maclit  eine 
W3rde. 


ipsglut   negative    ai^  die    Seite  gesezt 

r  l:eine  Macht  in  den  Himdeu  fi-^  ff^^A 


Da  di 


le  n.pnoren 


haben,  die  exekutive  Gewalt  aber  eine  unendliche Ue- 
hermacht,  so  dürfte  man  fragen,  wie  denn  die  erstem  jBH|^L/^! 
die  h^ztere  zwingen  könnten,  auf  ihren  blofsen Befehl^  '    J^"  - 
ihre  Funktionen  einzustellen.    Aber  dieser  Zwang  fin- 
det sich  von  selbst.    Denn  durch  die  öirentliclj!,.  ,^^i,ä£sLm 
kündigte  Suspension ,  wird  alles ,  was  sie  von  diesem 
Augenblicke  an  entscheiden ,  als  ungültig ,  uud.xeclits- 
unkräftig  angekündiget ;  und  es  ist  natürlich  ,  dafs  kei- 
ne von  nun  an,  von  ihr  verfällte  Parthey,  sich  ihrem 
Urtheile  wird  unterwerfen  vvollen,  eben  sowie  keine» 
die  ihre  Sache  vor  ihrem  Richterstuhle  gev/onnen,  sich 
auf  dieses  Urtheil  verlassen  wird.  j 


Fernerwerden,  durch  das  Interdikt,  die  bishe- 
rigen Verwalter  der  exeTmtiv'STyfsncht''''fü'r  ijTotsePri- 
vatpcrsönen,'u:nd  alle  ihre  Befehle,  Gewalt  zu  brau- 
chen,  für  rechtsühkräftlf^  erklRrl. ^  Tecle  auf  ihrem  Be- 
fehl, von  der  Stün-dw^^es  Ind@rdikts  an,  Ijec^an^.  ue 
Gewaltthätigkeit,  ist  Widersiand^gegcn  den,  durclt 
die  Ephoren  erklärten  gemeinsamen  Willen,  mithin 
Rebellion,  mufs  als  solche  bestraft  werden,  und  wird 
ganz  gewifs  also  bestraft,  wie  wir  sogleich  sehen  wer- 
den. 


I 


Kaben  die  Magistratspetsonen  für  ihre  Widersess- 
lichkeit  eine  härtere  Strafe  zu  erwaj^en ,  ^d^JJlyien^^- 
nedies  bevorsteht,  wenn  sie  vor  der  Gemeine  saclifäl- 
3ig  werden?  Diesfcliann  nicht  seyn^  denn  dann  erwar- 
tet sie  ohnedies ifee  ^i^hstc  :  aber  si^sinii&n  dui;ch  ViU 
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dersezlichkeit  Sache  schon  verloren,  die  sie  noch 
ii*m(^Jt  gcwii^nen  k^l^h ;^^^'ziehe'^sj.cli«^a^15  duich 


selb.:  ,  vor  aller  tlntprstichuiio- ,  über  deii  Grr 


alifVrlegi en  Tnterdikis,  die  höcbsf;e  Strafe  zu,  der  sie 
vielleicht  noch  hütten  entgehen  'können.  Sie  werden 
sonach  schwerlich  sich  widersetzen. 


'Die  Anküridiguno;  des  Interdikts  ist  zugleich  die 


Zusaminenbentfuna  der  Gemeine.    Dieselbe  ist,  durch 

tl)ii^i#*ft»«y|B|iiww*«"'_  III  I  >iii  ^  um«   "^w     ■'.  ^ 

das  gröfste' UrTgTülc'-  (}'a*ä*siö%eitrefFen  könnte,  gezwun- 
gen, sich  sogle.ich:*zü"Vl&tsarnrnlen. '  DieEphoreh  sind, 
der  Natur  der  Sache  nach  Kläger,  und  haben  den  Vor- 
trag. 

Die  Gemeine  soll  zusammen  kommen,  dadurch 
wird  nun  nicht  etwa  gesagt,  dafs  alle  Menschen,  aus 
allen  Theilen  des  vielleicht  sehr  ausgedehnten  Reichs, 
sich  auf  einem  Platze  versammlen  sollen,  welches  in 
mehrern  Fallen  ganz  unmöglicii  seyn  dürfte ;  sondern 
nur,  dafs  alle  swjk  zu  der  vorhabeniien  Untersuchux^o;, 


über  welche  gar  wohl  in  jeder  Stadt  ^  und  jedem  Dor- 
fe  des  Reichs  berath schlagt  werden  kann,  sich>ver.eini- 
gen,  und  jeder  seine  Stimme^  gebe.^  Wie  es  einzurich- 
ten ist-,  um-da^  Jlo^jyjtai  des  gäßieinsamen  Willens  reijj^ 
zu  bekommen,  ist  eine  Frage  der  Politik,  und  kfeines- 
weges  der  Rechtslehre.    Doch  ist  es ,  aus  einem  Grun- 
de, den  wir  tiefer  unten  anführen  werden,  nothwen- 
^dig,  dafs  bei  dieser  Berathschlagung  wirklich  g^rofse 
\  Haufen  des  Volks ,  hier  und  da ,  au?'  einem  Platze  zu- 
f  sammeri  liommen. 

Was  die  Gemeine  beschliefst,  wird  constitutio- 
nellcs  Gesez.       ^       ^  tET  i|  ^ 


an 


Es  ist  daher  zufotderst  nothwendig ,  Äafs  sie ,  — 
ihr  Urthcil  über  die  Materie  des  Ptechtsstreitesmagtiun 
ausfallen,  wie  es  wolle,  —  beschliessenj  dafs  das  an* 
gekündigte  Interdikt  der  Fo im- nach  recbtakt  äflig  seyn, 
und  dafs  die  Widersezliclikeit  ^dao^egen^  als^llebelllorl 
bestraft  werden  solle.    Beschlossen  sie  das  Gegentheil» 
soJiöEen  sie  alles  Interdikt,  mithin  auch  all^.jVirksani^*%<l3||j||^ 
keit  des  Ep^orats «.  sonach  das  Ephofat,  dem  Wesen     -  #>f 
nach,  selbst  auf,  und  beschlossen  über  sich  eine 
gewalt,  die  keine  Verantwortlichkeit  hätte,  mithin  ei- 
ne  DeBp'oti^)  V^e*l<3&(*g'^?|gj5öia 

überhaupt  sich  nicht  erwarten  läfst*  Sie  werden  eS 
nicht  thun,  weil  das  Recht  an  ihren  Yorthcil  gebunden 
ist. 


Ferner,  was  die  Materie  des  Rechtshandels  anbe» 
langte  so  wird  ihr  Urtheil  nothwendig  gerecht,  d.  L 
dem  ursprünglichen  gemeinsamen  Willen  ,  gemäfs  seyn. 
Wenn  sie  den  Magistrat  ^  der  der  Anklage  der  Epho» 
ren  zu  Folge  etwa^  ungestraft  gelassen  hat  (über  das 
Faktum  kann  und  mufs  kein  Zweifel  obwalcen,  und  da- 
für haben  die  Ephoren  zu  sorgen),  lessprechen,  so  be- 
schliessen  sie  dadurch)  das  dies  nie  bestraft  Werden, 
sondern  eine  rechtmäfsige  HancHung  seyn  solle,  die 
iJ^ gegen  jeden  von  ihnen  auch  verübt  werden  könne. 
\Venii*<3ie  exekutive* CTewaffeines 'VTi8*erspruchs  in  ih- 
reriTTer'fäKren ,  oder  einet  öfi'enbare''n*'üngerechtigkeit 
angescTiuTftgt  worden,  und  sie  erklären,  es  sey  da 
J  Icein  Widerspruch  oder  keine  Ungerechtigkeit,'  so  '^SX 
eben  sie  die  schwankende,  oder  ollenbar  reclij:.swidri»"^ 


te,  hach" Welcher  gerichtet  worden  j  au  einern 


reselgÄdea  ^S^lg^^ach  wilctIßÄr  fe<T^t3Trt^|^  v 
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ihnen  auch  behandelt  werden  will.  Sie  wei^len  sonauh^ 
ohne  Zweifel,  die  Sache  reiflich  überlegen,  und  sieb 
vor  einem  ungerechten  Spruche  hüten. 

Der  verfällte  Theil ,  es  seyen  die  Ephoren,  odeir 
die  exekutive  Macht,  ist  des  Hochverraths  schul3!ig. 
Die  erstem,  wenn  ihre  Klage  sich  ungegründet  befui- 
et,   haben  den  Rechtsgang  ,  als  die  höchste  Ang^ele- 
genheit  des  gemeinen  Wesens  ,  aufgehalten ;  die  lez- 
/y  /i»  f  d<t>lfi  ii .  u  cun  sie  schuldig  befunden  werden  ,  haben  det 
^ß^^!^  ^Staatsgewalt  sich  zur  Unterdrückung  ^es  Rech^  be- 

Reinem  wird  leicht  die  Verantwortlichkeit  der 
Gewalthaber  zu  grofs  scheinen:  vielleicht  aber  die  der 
Ephoren.  Es  hat  ihnen  nun  einmal  geschienen,  könn- 
te man  sae,en ,  dafs  das  Gesez  in  Gefahr  sey;  sie  haben 
nach  ihrem  Gewissen  gehandelt,  und  lediglich  geirrt. 
—  Aber  das  gleiche  kann  ja  von  den  Gewalthabern 
auch  gelten :  —  und  überhaupt  ist  darauf  zu  antwor- 
ten :  der  Trrthum  ist  jiier  so  gefahrlich,  als  der  hose 
^Ville,  und  das  Gesez  mufs  mit  gleicher  Sorofalt  den 
erstem  zu  verhindern  suchen,  als  es  den  leztern.unter- 
drükt.  Die  weisesten  unter  dem  Volke  sollen  zu  Ma- 
gisrratspersonen ,  und  ganz  besonders  alte,  gereifte 
Miinner  zu  Ephoren^^wählt  werden.  '  , 

Ueberdies  werden  ja  wohl  die  Ephoren  mit  den 
Gewalthabern ,  vor  Ankündigung  des  Interdikts  vor- 
her, unterhandeln ,  dieselben  zu  vermögen  suchen,  dafs 
sie  freiwillig,  ünd  ohne  Aufsehen,  die  Ungerechti^-  | 
keit  abstellen,  oder  gut  machen;  und  schön  allein  da- 
durch werden  sie  sich  eine  gründL.he  Einsicht  in  den 
wahren  Zusammcxih'ang  der  Sache  erwerben. 
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Der  Volksbeschlufs  gilt  zurück ;  die  nach  den  Ma- 
ximen, die  durch  ihn  gemisbilligt  werden,  gefällten. 
TJrtheile  werden  vernichtet,  und  die  dadurch  bescl^ä- 
digten  in  ihren  vorigen  Stand  wieder  einü;esezt  'doch 
ohne  Nachtheil  ihrer  Partheyen ,  welche  auch  nach, 
zwar  ungegründetem,  aber  doch ^präsumtiven ,  Rt-chte^ 
gehandelt  haben.  Der  Schade  rnufs  von  den  Richtern, 
die  ihn  verursacht  haben,  eisezt  werden.  Der  Grund 
dieser  Gültigkeit  auf  das  Vergangene  ist  folgender: 
der  nach  dem  Richterspruche  sachfällige  durfte  nicht 
davon  appelliren  ,  weil  präsumirt  werden  mufste  ,  dafs 
der  Wille  der  Richter  mit  dem  wahren  gemeinsamen. 
Willen  übereinkomme:  der  Grund  der  Gültigkeit  des 
TJrtheils,  war  die  Präsumtion  seiner  Gcsezlichkeit.  Jezt 
findet  sich  das  Gegentheil :  der  Grund'  fHÜt  weg; ,  mit- 
hin  auch  das  Begründete.  lenes  Urtheil  ist  so  gut  als 
nicht  gesprochen. 

Die  positive,  und  negative  Macht,  die  Exeknto- 
xen,  und  Ephoren  sind,  vor  der  versammleten  Gemei- 
ne r  zu  richtende  Partheyen  ,  mithin  können  sie  selbst 
nicht  Richter  seyn  in  ihrer  Sache,  und  gehören  nicht 
zur  Gemeine,  die  man  in  dieser  Rücksicht  nun  auch  das 
Ko^fc  nennen  kann.  —  Die  Ephoren  instruiren  denPro- 
zefs,  wie  oben  bemerkt  worden,  und  sind  insofern 
Kläger;  die  Exekutoren  verantworten  sich,  und  sind 
insofern  die  Beklagten. 

Inwiefern  gehören  die  Magistratspersonen  zum 
Volke?  Diese  Frage  hat  man,  wie  bei  mehrern 
Fragen  geschehen  ist,  im  Allgemeinen  aufgeworfen 
und  im  Allgemeinen  ,  folglich  einseitig,  beantwortet, 
weil  man  zu  bestimmen  vergafs ,  unter  welchen  Um- 
ständen man  sie  beantwortet  wissen  wollte. 

Hier 


Hier  haben  wir  die  Antwort.  Ehe  sie  gewählt 
wurden,  waren  sie  T?tcirt*lVl5gistratspersorieri^,** waren 
sie  gar  nicht  das,  was  sie  jezt  sind,  sie  waren  etwas 
anders,  und  gehörten  insofern"  zum  Volker''"W'iß'rdeÄ 
316  J3,leich  für  dTe  Person  als  Repräsentanten  gebohren, 
wie  der  Erbprinz ,  so  haben  sie  nie  dazu  gehört. '  Die 
gehohraen  Ari^f^lvTSt^^C^',  öder  der  Adel,  sind  vor  ihrer 
Wahl,  zu  einer  Staalswürde ,  I^riv^atpersonen ,  und  ge- 
hören zum  Volke.  Sie  sind  nicht  IVIagistratspersonen, 
sondern  nur  ausschliessend  wahlfähig.  Dafs  ihre  Stim- 
me, wegen  der  zu  befürchtenden  Partheylichkeit  für 
die  exekutive  Gewalt ,  keinen  schädlichen  Einflufs  auf 
das  Resultat  des  gemeinsamen  Willens  habe,  dagegen 
hat  die  Constitution  Sorge  zu  tragen  ,  und  wie  es  zu 
verhüten  sey,  ist  eine  Frage  der  Politik. 

Sobald  nur  die  Wahl  auf  sie  fällt,  wenn  sie  die- 
selbe auch  noch  nicht  angenommen  haben,  sind  sie 
schon  ausgeschlossen  vom  Volke,  denn  sie  unterhan- 
deln jezt  mit  demselben  ,  und  sind  in  dieser  Unterhand- 
lung die  eine  Parthey,  das  Volk'  die  andere.  Erklaren 
sie  sich  bestimmt  ,  dafs  sie  das  angetragne  Amt  nicht 
snnehmen ,  so  treten  sie  dadurch  wieder  unter  das  Volk 
zurück, 

Isfehmen  sie  dasselbe  an ,  so  sind  sie  dadurch  auf 
immer  ausgeschlossen  vom  Volke, 

Da  sie  sich,  für  öffentliche  Sicherheit  und  Recht, 
mit  ihrer  eignen  Person,  und  ihrer  eignen  Freiheit, 
verantwortlich  machen,  so  müssen  sie  bei  der  Gesez- 
gebung  mehr,  als  eine  blos  zustimmende,  sie  miissen 
eine  entscheidende  negative  Stimme  (ein  Vetoj  haben ; 

d,  h. 
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d,  Ii.  es  mufs  iknen  im  Uebertragungscontrakte  frei  ste- 
hen, .zu  sagen:  nach  solchen  Gesetzen  wollen  wir  nicht 
regieren;  dann  aber  mufs  es  auch  dem  Volke  frei  sie  ben, 
zu  sagen  :  willst  du  nicht  nach  Gesetzen  regieren ,  die 
imsrer  Einsicht  nach  gut  sind  ,  so  regiere  ein  anderer. 

Sobald  der  Uebertragungscontrakt  sjescblossen, 
geschieht  mit  ihm  zugleich  die  Unterwerfung,  und  es 
ist,  von  nun  an,  keine  Gemeine  mehr  da;  das  Volk 
ist  gar  kein  Volk  ,  kein  Ganzes ,  sondern  ein  bloääes 
Aggregat  von  Unterthanen  :  und  die  Magistratsperso- 
nen gehören  dann  auch  nicht  zum  Volke» 

VV^ird ,  auf  die  beschriebne  Weise  durch  Ankün- 
digung des  «Interdikts,  die  Gemeine  versainmlet,  so 
sind  die  Magistratspersonen,  erwiesener  Maafsen  Par- 
they, und  gehören  abermals  nicht  zum  Volke.  Gewin- 
nen sie  den  anhängigen  grofsen  Rechtshandel,  so  sind 
sie  wieder  Magistrate,  und  gehören-abermalö  nirlit  znm 
Volke;  verlieren  sie  ihn,  so  ist  die  einz.ig  magliche 
Strafe  die  Ausschliessung  vom  Staate ,  die  Landesver- 
weisung, sie  gehören  sonach  abermals  nicht  zum  Vul-- 
ke.  Sie  gehören  demnach  nie  zu  demselben,  und  wer- 
den durch  den  Uebertragungscontrakt  auf  immer  davon 
'  aiisgeschlossen.) 

X.)  An  der  absoluten  Freiheit  und  persönlichen 
Sicherheit  der  Ephoren  hängt  die  Sicherheit  des  Gan- 
zen.. Sie  sind  durch  ihre  Stelle  bearimmt ,  der  exeku- 
tiven^ mit  Uebermacht  versehenen,  Gewalt,  das  Ge- 
gengewicht zu  halten.  Sie  müssen  daher  zuf  derst 
gar  nicht  von  ihr  abhängig  werden  können,  in  K;:ck- 
sicht  ilues  Wohlseyns,  und  sonach  vorzüglich  gut,  und 
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ihr  gleich  besoldet  werden.    Ferner  sind  sie,  wie  zu 

er\H/arten,  den  Nachstellungen  und  Drohungen  dieser 
Gewalt  ausgesezt ,  und  haben  keine  Vertheidigung,  aus- 
ser die  Macht  der  Gemeine ,  die  aber  nicht  beisammen 
ist.  Ihre  Person  mufs  daher  durch  das  Gesez  gesichert 
werden,  d.  i.  sie  müssen  für  unverlezlich  (sacrosancti) 
erklärt  werden.  Die  geringste  Gewaltthätigkeit  gegen 
sie,  oder  auch  nur  Androhung  der  Gewalt,  ist  Hoch- 
werrath,  d.  i.  unmittelbarer  Angriff  auf  ^en  Staat.  Bios 
er,  von  der  exekutiven  Gewalt  erregt,  ist  schon  an 
sich  Ankündigung  des  Inderdikts ;  denn  die  exekutive 
Gewalt  sondert  dadurch  unmittelbar,  und  klar  ihren 
Willen  ab ,  von  dem  gemeinsaxuen  Willen. 

Ferner,  die  Macht  des  Volks  inufs  die  Gewalt, 
xvelche  dieExekutoren  in  den  Händen  haben,  ohne  al- 
lem Vergleich,  übertreffen.  Könnte  die  leztere  der 
erstem  auch  nur  das  Gegengewicht  halten,  so  würde, 
falls  dieExekutoren  sich  widersetzen  wollten,  wenig- 
stens  ein  Krieg  entstehen  zwischen  ihnen  und  dem 
Volke,  der  durch  die  Constitution  uumöglich  gemacht 
•werden  mufs.  Wäre  die  exekutive  Gewalt  übermäch- 
tig,  oder  könnte  sie  es  auch  nur  im  Kriege  werden ,  so 
3könnte  sie  das  Volk  unterjochen,  woraus  eine  unbedingt 
te  Sklaverei  entstehen  würde. 

Daher  ist  es  Bedingung  der  Rechtmäfsigkeit  jeder 
bürgerlichen  Verfassung,  dafs ,  unter  keinerlei  Vor- 
wand,  die  exekutive  Gewalt  eine  Macht  in  die  Hände 
bekomme,  welche  gegen  die  der  Genieine  des  gering, 
sten  Widerstarides  fähig  sey.  Jeder  Zweck  mufs  die- 
sem, dem  höchst  möglichen  .Zwecke,  dem  derErhal. 
tung  des  Ke cht s  überhaupt,  aufgeopfert  werden.  '  ' 
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Ferner  ■  ist  es  eben  darum  eine  Haaptttiaxlme  für 
eine  vernunftmäTsige  Constitution ,  und  es  sind  dahin, 
abzweckende  Veranstaltungen  zu  trelFen,  dafs  "bei  Ver- 
sammlung der  Gemeine  allenthalben  —  etwa  in  den 
Provincialstädten  des  Landes  —  so  ■  grofse  Haufen  zu- 
sammen kommen,  die  den  möglichen  Versuchen  der 
exekutiven  Gewalt  sich  zu  widersetzen,  gehörigen 
Widerstand  leisten  können,  däfs  demnach  sogleich, 
wie  die  Gemeine  sich  als  Gemeine  'erklärt  ,  eine  isehr 
respektable  Macht  auf  den  Beinen  sey.  *      •  • . 

XI.)  Eine  wichtige  Frage  hierbei  ist  noch  folgen« 
de;  wodurch  ist  denn  der  Volksbeschlufs  zu  bestim- 
men? Mufs  Einstimmigkeit  seyn,  oder  ist  clie  Stim- 
menmehrheit hinreichend,  ünd  ijiuf$  die  Minorität  der 
Majorität  sich  üntervverfeu  ? 

Im  Staatsvertrage  überhaupt  mufs  Einstimmigkeit 
seyi;!,  wie  oben  gezeigt  worden.  Jeder  mufs  für  sei- 
ne Jerso|i  erklären,  dafs  er  mit  dieser  bestimmtea 
Volksmenge ,  in  ein  gemeines  VV^esien,  zur  Erhaliung 
des  Rechts  zusammentreten  wolle.  . 

In  der  Berathschlagung  über  die  Wahl  der  Magi- 
■  stratspersonen  vefthielt  sich  die  Sache  schon  anderin 
Die  Minorität  war  freilich  nicht  verbunden  ,  der  Stim- 
me der  Majorität  beizutreten ;  aber  da  sie  der  schwä- 
chere Theil  wurde,  Iconnt.e  sie  durch  den  stärkern  ge- 
nöthlgt  "werden  ,  diesen  Plaz,  auf  welchem  die  Mehr- 
heit nun  ihre  entworfene  Constitution  realisiren  will, 
zu  verlassen,  und  sich  irgendwo  anders  ansässig  zu 
inachen.  Will  sie'  dies  nicht,  —  und  sie  wird  es  um 
vieles  nicht  wollen  —  so  wird  sie  der  Stimme  der  Ma- 
'  jorität  beipflichten  müssen.  ^    Der  Grand  wat  der: 

weil 


weil  sie  oiFenbar  zu  schwach  seyn  wür^e ,  um  zu  v/i- 
derstehen.  Es  liegt  demnach  schon  im  Beweise,  dafs 
auch  hier  eine  sehr  entscheidende  Majorität  vorhanden 
seyn  müsse,  so  dafs  der  Ausschlag  der  Gewalt  nicht 
zweifelhaft,  und  ein  Krieg,  der  immer  ünrechtmäfsig 
is.t,  gar  nicht  zu  hefürchten  sey:  dafs  es  daher  nicht 
etwa  auf  eine,  oder  ein  paar  Stimmen  mehr  oder  we- 
niger ankommen  könne.  Bis  der  erstere  Fall  eintritt, 
werden  sie  suchen  müssen ,  sich  unter  einander  zu  ver- 
gleichen. 

In  der  Berathschlagung  über  die  Rechtmafsigkeit 
oder  Unrechtmäfsigkeit  des  Verfahrens  der  angeklag- 
ten exekutiven ^Gevyalt,  kann,  unsern  aufgestellten 
Prämissen  nach ,  gar  keine  grofse  Verschiedenheit  der 
Meinungen  herrschen.  Zuförderst  lyiuk  das  Faktum 
klar  da  liegen,  und  wird  es,  der  Natur  der  Sache  nach. 
Dann  ist -die  Frage '  blos-  die:  ist  dies  gerecht,  oder 
nicht,  soll  dies  zu*ewigeti  Zeiten  gesezlich  für  uns 
seyn,  oder  nicht?  Sie  ist  kurz,  und  mit  einem  ent- 
scheidenden Ja,  oder  Nein  zu  beantwörten.  Es  kön- 
nen daher  nur  zwei  Meinungen  obwalten,  Bejahung 
oder  Verneinung ,  und  ein  Drittes  ist  nicht  möglich. 

Nun  ist ,  vorausgesezt ,  dafs  die  Bürger  alle  we- 
nigstens die  gemeine  gesunde  Urtheilskraft  besitzen, 
über  diese  Frage  sehr  leicht  zu  entseheideja ,  und  sie 
hat,  wie  schon  oben  gezeigt  worden,  so  ujimittelbare 
Beziehung  auf  jedes  Einzelnen  Wohl  oder  Wehe  ,  dafs 
sie,  der  Natur  der  Sache  nach,  fast  immer  ganz  ein- 
stimmig wird  beantwortet  werden,  und  dafs  man  iin 
Voraus  annehmen  kann,  dafs  derjenige,  der  sie  anders 
beantwortet,  als  die  Menge,  entweder  des  gemeinen 
Urtheils  nicht  mächtig  ,  oder  partheyisch  sey.  Es  wird 
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den  verständigern  obliegen,  die  von  der  ersten  Klasse, 
in  der  Güte  zu  [berichtigen  ,  und  sie  zur  allgemeinen 
Meinung  zu  bringen.  Ist  es  nicht  möglich,  sie 'f]U. 
überzeugen,  so  machen  sie  sich  sehr  verdächtig,  un- 
ter die  leztere  Klasse  zu  gehören,  und  schädliche  Bür- 
ger zu  seyn.  Können  sie  sich  mit  dem  Ausspruch"» 
der  Majorität  gar  nicht  vereinigen ,  so  sind  sie  aller- 
dings nicht  verbunden ,  ihre  Sicherheit  von  einem  Gei 
setze  abhängen  zu  lassen,  das  sie  nicht  für  Recht  er- 
kennen :  aber  xmter  einem  Volke  ,  das  nach  diesem  Ge- 
setze sich  richten  läfst,  können  sie  auch  nicht  länger 
leben  ;  sie  müssen  sich  daher  aus  den  Grenzen  des  Staats 
wegbegeben,  —  doch -unbeschadet  ihres  Eigenthums, 
inwieferne  dasselbe  absolutes  Eigenthum  ist,  und  sie 
es  mit  sich  nehmen  können ,  wovon  zu  seiner  Zeit. 
Da  dieses  seine  grofsen  Unbequemlichkeiten  haben 
dürfte,  so  ist  zu  erwarten,  dafs  keiner  sie  überneh- 
men werde,  ausser  bei  sehr  fester  Ueberzeugung,  dafis 
der  Ausspruch  der  Majorität  die  allgemeine  Sicherheit 
zu  Grunde  richte,  dafs  er  daher  lieber  ihrer  Enlschei- 
dang  beitreten  werde,  so  dafs  daher  der  Beschlufs  ein- 
stimmig ausfalle.  —  Es  wird  daher  in  meiner  Theo- 
rie stets,  wie  immer,  nicht  die  Rechtsgültigkeit  der 
Stimme  der  Majorität  y  sondern  nur  die  der  EiHstini'. 
migkeit  angenommen;  aber  es  wird  behauptet,  dafs 
diejenigen,  die  sich  der  sehr  entschiednen  Majorität, 
welche  in  unserm  Falle,  durch  die  Constitution  gar 
füglich  auf  Sieben  Achtel,  oder  wohl  noch  höher  an- 
gesezt  werden  könnte,  nicht  Unterwerfen  wollen,  da- 
durch aufhören,  Mitglieder  , des  Staats  zu  seyn,  o- 

durch   die  Einstimmigkeit    hervorgebraoht  wird.   

Der  Hauptpunkt,  den  man  ja  nicht  aus  der  Acht  zu 
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lassen ,  ist  der  ,  dafs ,  erwiessener  Maafsen ,  ein  gro- 
fser  Unterschied  zwischen  den  meisten  Stimmen,  und 
Allen ,  gar  nicht  Statt  finden  könne. 

XTI.)  Unter  der  beschriebnen  Verfassung  mufs 
unfehlbar  und  nothwendig  nur  das  Recht,  und  dieses 
stets  herrschen ,  wenn  nicht  etwa  die  Ephoren  mit  der 
,0xekutiven  Gewalt  sich  vereinigen,  um  das  Volk  zu 
unterdrucken.  Dieses  lezte ,  und  höchste  Hindernifs 
«iner  gerechten  Verfassung  mufs  gleichfalls  gehoben 
werden. 

Die  Ephoren  sollen  von  der  exekutiven  Gewalt 
«aiclit  abhängig  seyn,  es  soll  unmöglich  seyn,  dafs  ih- 
nen diese  etwas  angenehmes  erweise.  Sie  müssen 
ihit  den  Verwaltern  derselben  nicht  in  Umgang ,  Ver- 
^-andschaft,  freundschaftlichem  Verhältnisse,  und  der- 
gleichen stehen.  Das  Volk  wird  darüber  wachen, 
und  die  Ephoren  würden  dadurch  vor's  erste  das  Zu- 
trauen desselben  verlieren. 

Ferner  —  es  ist  rathsam ,  ja  beinahe  nothwendig, 
dafs  die  exekutive  Macht  auf  Lebenszeit  verliehea 
werde,  weil  der  Verwalter  derselben  seinen  Stand 
verliert;  aber  es  ist  eben  so  rathsam,  dafs  das  Epho- 
rat  nur  auf  eine  bestimmte  Zeit  verliehen  werde,  da 
es  gar  nicht  nöthig  ist ,  dafs  der  Ephor  durch  dasselbe 
seinen  Stand  verliere.  Der  abgehende  Ephor  mufs 
dem  neuantretenden  Rechenschaft  über  das ,  was  wäh- 
rend der  Verwaltung  seines  Amts  sich  zugetragen,  ab. 
legen;  ist  etwas  ungerechtes  vorgefallen,  und  dauert 
in  seinen  Folgen  noch  fort,  so  ist  der  neue  Ephor  oh- 
ne weiteres  verbunden,  durch  Ankündi^unor  des  Inter- 
dikls  die  Gemeine  zu  berufeja,  und  über  den  abgegan- 
genen 
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genenEphor  sowohl,  als  über  die  Exekutoren ,  spre- 

eben  zu  lassen.  Es  ist  einleuchtend  dafs  der  schuldig 
beftindne  Ephor  als  Hochverräther  zu  bestrafen  ist.  — 
Aber  das  Ephorat  mit  Ehre  verwaltet  zu  haben  ,  be- 
rechtige auf  Lebenszeit  zu  den  ehrenvollsten  Auszeich- 
nungen. 

Das  Volk  mn(s  die  Ephoren  ernennen ;  nicht  die 
exekutive  Gewalt,  welches  offenbar  ungereimt  wäre, 
noch  die  Ephoren  sich  selbst,  weil  die  neuen  die  Rich- 
ter der  abgehenden  sind,  und  diese  sich  durch  ihre 
Wahl  vor  allem  Gericht  sicher  stellen  könnten^  Die 
Weise,  die  Ephoren  zu  wählen,  mufs  in  der  Consli- 
tution  bestimmt  seyn.  Man  darf  um  das  Ephorat  nicht 
anhalten ;  auf  wen  das  Auge  und  das  Zutrauen  des 
Volk  fällt,  welches,  gerade  um  dieser  erhabnen  Wahl 
willen,  auf  seine  biedern,  und  grofseu  Manner,  fort- 
gehend aufmerken  wird ,  derselbe  wird  Ephor. 

XIII.)  Sollen,  nachdem  diese  Anstalten  getroffen 
worden ,  die  Ephoren  noch  imjiier  mit  der  exekutiven 
Gewalt,  gegen  die  Freiheit  des  Volks  sich  verbinden, 
so  wird  dazu  nichts  geringeres  erfordert,  als  dafs  un- 
ter den  ersten  Männern  des  Landes ,  die  man  ,  nach 
und  nach,  zu  Ephoren  gewählt,  in  einer  ganzen  Rei- 
he derselben ,  auch  nicht  Einer  sey ,  der  nicht  schoii 
beim  Antritte  seines  Amts  bestochen  worden;  ferner, 
dafs  jeder  in  der  ganzen  Reihe  auf  dieses  allgemeine 
Verderben  mit  solcher  Zuversicht  rechnen  könne,  dals 
er  davon  seine  ganze  Sicherheit  abhängig  mache. 
So  etwas  ist  unmöglich,  oder,  wenn  es  möglich  ist, 
so  dürfte  leicht  geurtheilt  werden  ,  dafs  ein  so  verdorb- 
nes  Volk ,  worunter  die  allgemein  für  die  besten  an- 
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erkannten  so  niedrig  gesinnt  sind,  kein  besseres  Schik- 
sal  verdiene ,  als  das ,  welches  ihm  zu  Theil  wird. 
Da  aber  eine  strenge  Wissenschaft  selbst  auf  das  aller- 
unwahrscheinlichste  Rücksicht  zu  nehmen  hat,  so 
bleibt  in  diesem  Falle  folgende  Auskunft. 

Jede  Privatperson,  die,  gegen  den  Willen  der 
exekutiven  Gewalt,  in  welchem,  solange  die  Gemei- 
ne nicht  beisammen  ist,  der  gemeinsame  Wille  nie- 
dergelegt ist,  die  Gemeine  zusammenruft,  und  das 
wird  immer  der  Fall  seyn ,  weil  die  exekutive  Gewalt, 
der  Natur  der  Sache  nach ,    sie  nie  zusammenrufen 

—  ist,  indem  sein  Wille  gegen  den  präsumtiven 
gemeinsamen  Willen  sich  auflehnt,  und  eine  Macht 
gegen  ihn  sucht,  ein  Rebell,  wie  oben  erwiesen 
worden. 

Aber  —  welches  wohl  zu  merken  ist  —  das 
Volk  *)  ist  nie  Rebell,  und  der  Ausdruck  Rebellion, 
von  ihm  gebraucht,  ist  die  höchste  Ungereimtheit,  die 
je  gesagt  worden;  denn  das  Volk  ist  in  der  That,  und 
nach  dem  Rechte,  die  höchste  Gewalt,  über  welche 
keine  geht,  die  die  Quelle  aller  andern  Gewalt,  und 
die  Gott  allein  verantwortlich  ist.  Durch  seine  Ver- 
sammlung verliert  die  exekutive  Gewalt  die  ihrige,  in 
der  That,  und  nach  dem  Rechte.  Nur  gegen  einen 
höhern  findet  Rebellion  Statt.  Aber  was  auf  der  Eide 
ist  höher,  denn  das  Volk!  Es  könnte  nur  gegen  sich 
selbst  rebelliren,  welches  ungereimt  ist.  Nur  Gott 
ist  über  das  Volk ;  soll  daher  gesagt  werden  können : 

ein 

Man  verstehe  wohl ,  dafs  ich  vom  ganzen  Volle 
rede. 
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ein  Volk  habe  gegen  seinen  Fürsten  rebellirt ,  so  mufi 
angenommen  werden,  dafs  der  Fürst  ein  Gott  sey^ 
weiches  schwer  zu  erweisen  seyn  dürfte. 

Entweder  also,  das  Volk  steht  in  einem  solchen 
Falle  selbst  einmüthig  auf,  etwa  auf  besondere  Ver- 
anlassung, wo  die  Gewaltthätigkeit  zu  schrecklich  in 
die  Augen  leuchtet,  und  richtet  Ephoren  und  Gewalt- 
haber. —  Sein  Aufstand  ist,  der  Natur  der  Sache 
nach,  nicht  nur  der  J  orm,  sondern  auch  der  Materie 
nach  stets  gerecht,  denn  solan<^e  die  Unsicherheit -und 
schlechte  Verwaltung  nicht  alle  drückt,  und  niclit  all- 
gemein schädlich  wird,  sorgt  jeder  Einzelne  nur  für 
sich,  und  sucht  sich  durchzudrängen,  so  gut  er  es  ver- 
mag. Es  ist  nie  ein  Volk  aufgestanden,  wie  Ein 
Mann,  und  es  wird  nie  eines  aufsfehen,  wenn  -  die 
Ungerechtigkeit  nicht  auf  das  hÖcliste  gesliei^en  ist. 

Oder,  der  zweite  Fall:  eine ,  oder  mehrere  Pri- 
vatpersonen, fordern  die  Unterthanen  auf,  sich  zum 
Volke  zu  constiluiren :  so  sind  diese  freilich,  der  Prä- 
sumtion nach,  Rebellen,  und  werden  nach  präsumti- 
ven Rechte,  solange  die  Gemeine  sich  noch  nicht  con- 
stituirt  hat,  dem  präsumtiven  gemeinsamen  Willen 
nach,  von  der  exekutiven  Gewalt,  als  solche  gestraft, 
wenn  dieselbe  ihrer  habhaft  werden  kann.  Aber  eine 
ungerechte  Gewalt  ist  stets  schwach,  weil  sie  incon- 
scquent  ist,  und  die  allgemeine  Meinung,  oft  so^^ar 
die  Meinung  derer,  deren  sie  sich  als  Werkzeuge  be- 
dient, gegen  sich  hat;  und  sie  ist  schwächer,  und 
ohnmächtiger,  je  ungerechter  sie  ist.  Je  verächtlicher 
daher  die  exekutive  Gewalt  ist ,  desto  mehr  Wahr- 
scheinlichkeit ist  da,  dafs  jene  Auffordere  r  des  Voiles 
Yörs  ers>te  ihrer  Ahndung  entgehen  werden. 
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Entweder  nun  die  Gemeine  stellt  ihrem  Aufrufe  '/.u 
Folge  auf,  oder  nicht.  Erfolgt  das  erstere,  so  verschvviii- 
det  die  exekutive  Gewalt  in  Nichts,  die  Gemeine  wird 
Richter  zwischen  ihr,  und  den  Aufforderern,  wie  sie  es 
sonst  zwischen  ihr  und  den  Ephoren  ist.  Findet  die  Ge- 
meine ihre  Aufforderung  gegründet,  so  wird,  durch  den 
nachher  erklärten  Willen  der  Gemeine,  ihr  Wille  he- 
stätigt,  als  der  wahre,  gemeinsame  Wille;  es  zeigt 
sich,  dafs  er  das  Materiale  des  Rechts  enthalte,  und 
die  ihm  noch  abgehende  Form  des  Rechts  erhält  er 
durch  die  Beistimmung  der  Gemeine.  Sie  sind  durch 
ihr  Herz,  und  ihre  Tugend  Erhalter  der  Nation,  und, 
ohne  Ruf  natürliche  Ephoren.  Findet  im  Gegentheil 
die  Gemeine  die  Auffordeiung ,  und  Anklage  dersel- 
ben, ungegründet,  so  sind  sie  Rebellen,  und  werden 
von  der  Gemeine  selbst,  als  solche,  verurtheilt. 

Steht  das  Volk  nicht  auf,  so  beweis't  dies,  dafs 
entweder  die  Bedrückung  und  öffentliche  Unsicherheit, 
noch  nicht  merklich  genug  geworden,  oder  dafs  wirk- 
lich keine  sey;  oder:  dafs  das  Volk  zum  Wollen  der 
Freiheit,  und  zur  Einsicht  in  seine  Rechte  noch  nicht 
erwacht  sey,  dafs  es  dem  grofsen  Rechtshandel,  des- 
sen Entscheidung  ihm  angetragen  wird,  noch  nicht 
gewachsen  sey,  dafs  es  also  nicht  hätte  aufgerufen 
werden  sollen.  Die  Aufforderer  des  Volks  werden, 
nach  völlig  gültigem  äussern  Rechte ,  als  Rebellen  be- 
straft, ob  sie  wohl  nach  innerm  Rechte,  vor  ihrem  Ge- 
wissen, Märtyrer  des  Rechts  seyn  mögen.  Sic\'ver-, 
den  ihrer  Absicht  nach  vielleicht  unschuldig,  aber  ih- 
rer That  nach,  völlig  schuldig  bestraft;  sie  hätten  ih- 
re Nation  besser  kennen  sollen.  Wenn  eine  solche 
Nation  '/.usammen  gekommen  wäre,  so  würde  dadurch 
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die  Vernichtung  und  Aufliebung  alles  Rechts  entstan- 
den seyn. 

Die  aufgestellten  Anordnungen,  über  die  Walil 
der  Verwalter  der  exekutiven  Macht ,  die  der  Ephoren, 
und  ihrer  Pflichten ,  sind  Gesetze  über  die  Verwaltung; 
des  Gesetzes ;  und  alle  Gesetze  dieser  Art  zusammen- 
gefafst,  hcissen  die  Constitution»  Wir  haben  sonach, 
in  einem  dritten  Abschnitte  des  Staatsrechts  zu  r'edea 
tfon  der  Constitution. 

XIV.)  Die  Constitution  (es  versteht  sich,  ein© 
recht  -  und  vernunftmäfsige)  ist  unabänderlich ,  und 
für  ewige  Zeiten  gültig ,  und  wird ,  im  Bürgervertra- 
ge, als  eine  solche,  nothwendig  gesezt. 

Denn  jeder  Einzelne  mufs  zu  derselben  seine  Bei- 
stimmung geben ;  und  sie  ist  sonach  durch  den  ursprüng- 
lichen gemeinsamen  Willen  garantirt.  Nur  unter  der 
Garantie  dieser  hestimmten  Constitution  für  seine  Si- 
cherheit, hat  jeder  Einzelnesich  in  den  Staat  begeben» 
Er  kann  nicht  genöthigt  werden,  einer  andern  sein» 
Beistimmung  zu  geben.  Da  er  aber,  fals  eine  solche 
andere  dennoch  durchgesezt  werden  sollte,  nicht  un«» 
ter  einer  Verfassung,  die  nach  einer  von  ihm  nicht  ge- 
billigten Constitution,  regiert  würde,  leben  könnte. 
Sondern  den  Staat  verlassen  müfste ,  welches  gegen  dea 
ursprünglichen  Vertrag  läuft,  so  darf  überhaupt,  wenn 
auch  nur  ein  Einziger  dagegen  wäre ,  die  Constitution 
nicht  verhindert  werden.  Es  bedarf  sonach ,  für  ein© 
solche  Veränderung  der  Constitution ,  der  absolutenEin^ 
Stimraigkeit. 
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Der  Üntersclued  dieser  zur  Veränderung  der  Con- 
stitution erforderlichen  absoluten  Einstimmigkeit ,  von 
der  oben  deducirten  relativen,  ist  der,  dafs  die  lezte- 
,  iiii  Nothfalle  durch  Ausschliessung  mehrerer  Ein- 
zelnen aus  dem  Staate  hervorgebracht  werden  darf; 
die  erstere  aber  nicht.  Bei  der  relativen  Einstimmig- 
keit ist  das  Recht,  Staatsbürger  zu  bleiben,  durch  den 
Beitritt  zur  Majorität,  bestimmt;  bei  der  absoluten  ist 
das  Recht,  Staatsbürger  zu  bleiben ,  absolut. 

Wir  haben  gesagt,  eine  Constitution,  die  über- 
haupt rechtmäfsig  ist,  d.  h.  die  eine  constituirte ,  aber 
verantwortliche  exekutive  Macht ,  und  ein  Ephorat  hat, 
sey  unabänderlich.  —  Innerhalb  dieses  Umkreises  nem- 
lich  sind  noch  Modifikationen  ins  unendliche  möglich : 
und  diese  nähern  Bestimmungen  sind  unabänderlich. 

Ist  die  Constitution  unrechtmäfsig,  so  darf  sie 
verändert  werden ,  zu  einer  rechtmäfsigen :  und  es  ist 
nicht  zu  verstatten,  dafs  irgend  einer  sage;  ich  will 
die  bisherige  Constitution  nicht  aufgeben.  Denn  nur 
durch  die  bisher  Statt  gefundene  Unwissenheit,  und 
Unempfänglichkeit  einer  rechtmäfsigen,  ist  die  Erdul- 
dung  der  rechtswidrigen  zu  entschuldigen  :  aber  sobald 
der  Begriff  des  rechtsgemässen  da  ist ;  und  die  Nation 
fähig  ist,  ihn  zu  realisiren ,  ist  jeder  verbunden  ihn 
'  anzunehmen ,  denn  das  Recht  soll  herrschen. 

Etwas  anderes  ist  die  Verbesserung ,  und  Abände- 
rung der  Civilgesezgebungi  Diese  findet  sich  von  selbst. 
Der  Staat  bestand  anfangs  aus  dies  r  bestimmten  Men- 
schen Menge  ,  die  diese  und  jene  bestimmten  Gewer- 
be trieben  ,  und  das  Gesez  war  darauf  berechnet.  Die 
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Volksmenge  vermehrt  sich,  es  entstehen  neue  Nah- 
rungszweige, —  es  versteht  sich,  dafs  keiner  entste- 
hen darf,  ohne  Bewilligung  des  Staats,  —  das  Gesez 
mufs  sich  jezt  nothwendig  ändern,  um  diesem  ganz 
veränderten  Volke  noch  anpassend  zu  seyn ,  und  die 
exekutiv  e  Gewalt  ist  dafür  verantwortlich,  dafs  es  ihm 
immer  anpasse. 

XV.)  Der  ganze  beschriebene  Mechanismus  Ist  er- 
forderlich, zur  Realisation  eines  rechtsgemässen  Ver- 
hältnisses unter  den  Menschen ;  aber  es  ist  gar  nicht 
nothwendig,  dafs  alle  diese  Triebfedern  beständig  in, 
äusserer,  und  sichtbarer  Wirkung  sind.  Vielmehr,  je 
besser  der  Staat  eingerichtet  ist,  desto  weniger  wird 
man  ihn  bemerken ,  weil  durch  seine  ruhende  Kraft^ 
durch  sein  inneres  Gewicht,  alle  Möglichkeit  seiner 
äussern  Wirksamkeit ;  schon  in  der  Entstehung  aufge- 
hoben wird.     Er  selbst  verhindert  sich  am  Handeln. 

Das  nächste,  worauf  der  Staat  geht,  ist  dies, die 
Streitigkeiten  der  Bürger  über  Eigen thum  zu  entschei- 
den, le  einfacher,  klärer,  und  allumfassender  das 
Gesez,  je  sicherer  die  unfehlbare  Ausübung  desselben 
ist,  desto  weniger  wird  es  dergleichen  Streitigkeiten 
geben ,  weil  ein  jeder  ziemlich  bestimmt  wissen  kann, 
was  ihm  gehöre,  und  nicht,  und  nicht  leicht  den,  wie 
er  vorher  sieht ,  vergeblichen  Versuch  machen  wird, 
sich  das  Eigenthum  des  andern  zuzueignen.  Werden 
die  wenigen,  die  durch  Irrthum  noch  veranlafst, wer- 
den können,  richtig,  und  für  beide  Theile  einleuch- 
tend ,  entschieden ,  so  giebt  es  keine  Verbrechen.  Douii 
woher  anders  entstehe»  alle  Vörbrechen ,  als  aus  Hab- 
sucht, 
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ßuclit,  und  durch  sie  gereizter  Leidenscliaft,  o^erauch 
aus  Mangel,  und  Armuth,  die  nicht  Statt  finden  wiir- 
<len ,  wenn  das  Gesez  über  das  Eigenthum  eirles  jeden 
gehörig  wachte?  und  wie  können  sie  entstehen,  nach- 
«lem  die  Quellen  derselben  abgeleitet  sind?  Ein  gutes 
Civilgesez,  und  die  strenge  Verwaltung  desselben, 
liebt  die  Ausübung  der  C  riminalgesezgebuhg  ganz  auf.  — 
Ueberdies ,  wer  wagt  ein  Verbrechen ,  wenn  er  sicher 
\yeifs,  dafs  es  entdekt,  und  bestraft  wird  ?  Nur  ein  hal- 
"fces  lahrhundert  sp  verlebt,  so  werden  dieBegrilFe  der 
Verbrechen  aus  dem  Bewufstseyn  'des  glücklichen  Volks, 
flas  nach  solchen  Gesetzen  regiert  wird,  verschwinden. 

Hat  die  exekutive  Gewalt  so  wenig  Geschäfte,  so 
ist  ihr,  um  eben  soviel  die  Möglichkeit  ungerecht  zu 
seyn,  abgeschnitten.  Die  selten  vorkommende  Aus- 
übung ihrer  Gewalt  ist  ein  ,  Ehrfurcht  erregender,  Akt 
für  sie,  und  das  Volk ;  aller  Augen  sind  auf  sie  gerich- 
tet, und  die  nöthige  Ehrfurcht  für  die  Nation  wird 
ihr  Achtung  für  sich  selbst  geben,  wenn  zu  befürchtea 
wäre,  dafs  sie  ausserdem  keine  haben  würde. 

Die  Gewalt  der Ephoren  wird  gleichfals  keine  An« 
Wendung  finden,  weil  die  exekutive  Macht  immer  ge- 
recht'ist,  und  es  wird  an  kein  Interdikt,  also  auch  an 
kein  Volksgericht  zu  denken  seyn. 

Wenn  es  also  möglich  wäre,  dafs  irgend  jemand 
durch  die  aufgestellten  Begriffe  sich  schrecken  Hesse» 
und  dafs  er  sich  bei  einer  Zusammenkunft  des  Volks 
aum  Gericht,  wer  weif s,  welche  Greuel  dächte,  so  hat 
derselljc  zwei  Gründe,  sich  zu  beruhigen.  Zuförderst« 
nur  dör  ge^szlose  Haufe  begeht  Ausschweifungen  ;  nicht 
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dev  nach ,  und  unter  einem  Gesetze  sich  versammlende, 
und  in  gewisser  Form  berathschlagende.  Die  Formel 
ist  —  im  Vorbeigehen  sey  es  gesagt  —  eine  der  höch- 
sten Wohlthaten  für  den  Menschen.  Indem  sie  ihn  nö- 
thigt,  auf  irgend  etwas  Bedacht  zu  nehmen,  nöthigt 
sie  ihn  überhaupt,  mit  Bedacht  zu  Werke  zu  gehen. 
Man  meint  es  nicht  gut  mit  der  Menschheit,  wenn  man 
sie  aller  Formulare  überheben  will. 

Dann ,  alle  diese  Anstalten  sind  nicht  getroffen, 
um  einzutreten ,  sondern  nur ,  um  die  Fälle ,  in  denen 
sie  eintreten  müfsten ,  unmöglich  zu  machen.  Eben, 
wo  sie  getroffen  sind,  sind  sie  überflüssig,  und  nur 
da,  wo  sie  nicht  sind,  wären  sie  nötbig. 
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In  ^er  Entfernung  des  Verf.  vom  Druckorte  find 
mehrere  Fehler  flehen  geblieben ,  wovon  man  fol- 
gende zu  verbessern  bittet. 

S.    6.  2.    von  unten,  1.  immer,  ß.  nimmer. 

S.    7.    Z.  12.    da/i,  ß.  da5. 
S.  21*    Z.    3.    V.  u.  1.  eifiy  ß.  im. 
S.  22.    Z.    5.    V.  u.  1.  heben ,  ft.  haben. 
S.  39.    Z.  Iß.    1.  fasse,  fi.  fasste. 
S.  41.    Z.  13.    1.  Bedacht,  ß.  bedacht. 
S.  49.    Z.    3.    l.  ihn,  ß.  ihm. 
S.  53.    Z.  13.    1.  unser,  ß.  unsrer. 
S.  57.    Z.    5.    V.  u.  1.  ein  Linieziehen  y  ß.  eine  Li- 
nie ziehen. 
S.  65.    Z.  13.    V.  u.  1.  sie,  ß.  es. 
S.  69.    Z.  13.    V.  u.  mufste,  ß.  müfste. 
S.  75.    Z.    6.    1.  des  ß.  das. 
S.  04.    Z.    6.    V.  u.  1.  wird,  ß.  würde. 
S.  98-    Z.    4.    1.  das,  ß.  dafs. 

S.  102.   Z.    7.    1.  dafs,  ß.  des  erstem  das  in  dieser 
Zeile. 

V.  u.  nach  kann  ein  ;  und  ß.  Dar- 
um, 1.  darum. 
1.  Rechtsurtheil ,  ß.  IVecht. 
V.  u.  1.  Einen,  ß.  Einem, 
nach  Untersuchuno-  ein  Komma,  und 
dann  setze  man  hinzu ,  der  Unter' 
suchung. 

1.  Rechtsgesetze,  ß.  Rechtsgesez. 
v.u.  nach  frei  y  setze  man  ein  ,  ß.  ; 
v.u.  setze  man  nach  die  hinzu,  der' 
V.  u.  1.  jeden,  ß.  jedem. 
1.  keines,  ß.  keins. 
V-  u.  1.  denn,  ß.  dann. 
1.  herrenlosen,  ß.  herrenlose. 
1.  diesen,  ß.  diesem. 
1,  hätte,  ß.  hatte. 
1^  den,  ß.  dem. 

V.  u.  nach  unthdtig  setze  man  hinzu« 
ist^ 

vor  es  ein  ( 

nach  sie  setze  man  hinzu"«. 
V.  u.  niufs  sich  wegfallen, 
nach  lassen. 


S.  loö- 

z. 

11. 

S.  nß. 

z. 

12. 

S.  123. 

z. 

4- 

S.  129. 

z. 

6. 

S.  130. 

].  Zeile. 

s.  135- 

Z. 

12. 

S.144. 

z. 

14. 

S.  144. 

z. 

9- 

S.  156. 

z. 

3- 

S.  160. 

z. 

3- 

S.  161. 

z. 

2. 

S.  176. 

z. 

10. 

S.  176. 

z. 

16. 

S.  ißo. 

z. 

5- 

S.  188- 

z. 

S.  193. 

z. 

0- 

S.  20Ö. 

z. 

3- 

S.  210. 

s. 

13- 

S.  220. 
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Gr    ünd  lage 

des 

Naturrechts 

nach 

Principien  der  Wissenschaftslehre 

Zweiter  Theil 
oder 

Angewandtes  Naturrecht 

von 

lohann  Gottlieb  Fichte, 


lena  und  Leipzig, 

heiChristian  ErnstGabler, 
1797. 


Erster  Abschnitt  der  Staatsrechtslehre. 

Vom  Staatsbürgervertrage. 

§•  ^7. 

A,. 

analyslren  zuförclerst  sorgfältiger ,  als  es  bisjezt 
nöthig  war,  den  Begriff  des  Vertrags  überhaupt. 

Zu  einem  Vertrage  gehören  zuförderst  zwei  Per» 
sonen ,  seyen  es  natürliche  oder  mystische ;  die  beide 
gesezt  werden,  als  wollend  dasselbe  Oujökt  zum  aus- 
schllessenden  Eigenthume.  —  Die  Sache,  über  welche 
sie  sich  zu  vertragen  haben,  mufs  daher  von  der  Art 
Seyn ,  dafs  sie  ausschliessendes  Eigenthum  werden  Icön- 
iie ,  d.  i.  dafs  sie  ihrer  N^itur  ^nd  sich  selbst  überlas- 
seri,  bleibe,  wie  sie  im  Zweckbegriffe  der  Person  ge- 
flacht worden  ferner,  von  der  Art,  dafs  sie  nur  als 
ausschliessendes  Eigenthum,  d^i.  wenn  sie  wirklich  so 
^bleibt,  wie  sie  im  Zweckbegriffe  der  Person  gedacht 
worden,  benuzt  werden  könne.  (Man  sehe  §.11.  III.) 
Wäre  das  erstere  nicht,  so  wäre  kein  Vertrag  möglich; 
wäre  das  leztere  nicht,  so  wäre  keiner  nöthig.  lieber 
eine  Portion  Luft,  oder  Licht  findet  aus  diesem  Grunde 
kein  Vertrag  Statt* 


Ferner  müssen  beide  Partheien  das  gleiche  Reche 
auf  die  Sache  haben;  ausserdem  wäre  zwischen  ihnen 
kein  Rechtsstreit ,  der  eben  durch  den  Vertrag  vermit- 
telt werden  soll.  Dies  nun  ist,  der -Natur  der  Sache 
nach,  mit  allen  Objekten,  und  allen  freien  Wesen, 
die  Anspruch  auf  dieselben  machen,  der  Fall.  Vor 
dem  Vertrage  hat  keiner  einen  Rechtsgrund  für  seinen 
Besiz  der  streitigen  Sache  anzuführen,  als  seine  freie, 
und  vernünftige  Natur;  denselben  Rechtsgrund  aber 
haben  alle  freie  Wesen  anzuführen.  Ueber  das  Eigen- 
tliuin  ihrer  Leiber  können  die  Personen  nicht  in  Streit 
gerathen  ,  indem  der  natürliche  Gebrauch  jedes  Leibes, 
ihn  durch  den  blofsen  Willen  in  Bewegung  zu  setzen, 
allen  Subjekten  ,  ausser  Einem ,  physisch  unmöglich  ist ; 
auf  die  ganze  übrige  Sinnenwelt  haben,  erwiesener- 
massen,  alle  freie  Wesen  dasselbe  Recht. 

Doch  13?  keineswegs  aus  der  Acht  zu  lassen,  dafs 
nicht  gerade  gegenwärtig  schon  beide  Partheien  An- 
spruch auf  denselben  Besiz  machen  müssen,  sondern 
dafä  nur  zu  befürchten  seyn  kann,  es  möchte  ein  sol- 
cher streitender  Anspruch  in  de?'  Zukunft  entstehen.  Ein 
Fall  von  beiden  aber  mufs  eintreten  ;  denn  ausserdem 
wäre  die  Sphäre  für  die  Freiheit  beider  Partheien  völ- 
lig abgesondert,  und  würde  von  ihnen  für  abgesondert 
gehalten,  imd  es  wäre  ganz  unnöthig,  dieselbe  durch 
A'ertrag  festzusetzen.  —  So  lange  du  etwa  durch  einen 
Flulsvon  mir  getrennt  bist,  über  welchen  zu  kommen 
wir  beide  für  gleich  unmöglich  halten,  wird  es  keinem 
von  uns  einfallen,  uns  gegenseitig  zu  versprechen,  dafs 
wir  nicht  über  den  Flufs  gehen,  und  an  dem  andern- 
Ufer  uns  anbauen  wollen.    Der  Flufs  ist  uns  durch  die 

Natur 


3 

Na^ur  zur  Grenze  unsers  physischen  Vermögens  gesezt. 
Wird  der  Flu fs  etwa  seicht,  zum  durchwaten,  oder 
erfinden  wir  die  Schiferth  ;  dann  erst  wird  es  nöthig 
seyn ,  dafs  wir  ihn  durch  Verabredung  zur  Grenze  un^ 
srer  W^illkühr  machen. 

Dieser  Wille  heider,  das  oder  jenes  eigenthüm- 
3ich  zu  besitzen ,  ist  der  Privatwille  eines  jeden.  Es 
sind  sonach  im  Vertrage  zuförderst  zwei  Frivatwillen; 
welche,  da  sie  auf  ein  Objekt  ausgehen,  materielle 
Willen  zu  nennen  sind.  Dann  wird  zur  Möglichkeit 
eines  Vertrags  erfodert,  dafs  beide  Partheien  den  Wil- 
len haben  ,  sich  über  ihre  entweder  schon  ]c¥Lt  streiten- 
den ,  oder  möglicherweise  in  der  Zukunft  streitenden 
Ansprüche  zu  vertragen;  jeder  an  seiner  Seite  über  die 
streitigen  Objekte  in  etwas  nachzugeben,  bis  beider 
Ansprüche  neben  einander  bestehen  können.  Wenn 
nur  einer  von  beiden  ,  oder  wenn  keiner  von  beiden 
sich  vertragen  will,  so  ist  kein  Vertrag  möglich ,  und 
es  erfolgt  nothwendig  Krieg.  Nach  dem  Rechtsgesetze 
ist  das  vernünftige  AVesen  gehalten,  diesen  Willen  zu 
haben,  und  es  giebt  ein  Zwangsrecht,  jeden  zum  Ver- 
trage zu  nöthigen;  (welches  freilich,  da  sich  nicht  be- 
stimmen liifst,  bis  zu  welcher  Grenze  jemand  nachge- 
ben solle,  keine  Anwendbarkeit  hat)  darum,  weil  der- 
Zustand  des  wirklichen  Kriegs,  oder  auch  nur  die  Bc- 
sorgnifs  eines  möglicben  Krieges  kein  rechtlicher  Zu-* 
stand  ist:  Alles,  wie  oben  erwiesen  worden.  —  Es 
wild  sonach  zu  einem  Vertrage  zweittms  erfordert  eine 
Vereinigung  des  Willens  heider  zu  gütlicher  Beilegung 
ihres  Rechtsstreits  i  welchen  Willen  wir,  da  er  auf  die 
lorm  des  Vertrags  geiht,  den  formaliter  gcmeinsamm 
Willen  nennen  wollen. 

A  2  Fer- 
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Ferner  gehört  zur  Möglichkeit  des  Vertrags, 
dafs  beide  Partheien  ihren  zuerst  angeführten  Privat- 
willen  so  weit  beschränken ,  dafs  er  nicht  ferner  im 
Streite  sey ;  dafs  also  jeder  von  seiner  Seite  Verzicht 
thue,  und  weder  jezt  noch  jemals  besitzen  wolle,  was 
der  andere  für  sich  selbfi  behalten  will.  Wir  nennen  die- 
se" Vereinigung  ihtes  Willens  den  materialiter  gemein- 
samen Willen.  In  ihm  vereinigen  sich  die  Privat- 
willen beider  zu  Eioem  gemeinsamen  Willen  —  Der 
Wille  eines  jeden  von  den  Kontrahirenden  geht  jezt: 
auch  auf  das  Eigenthum  des  andern,  auf  welches  e^: 
vorher  vielleicht  nicht  ging ;  welches  er  vielleicht  gar 
nicht  kannte,  indem  ja  nicht  noth wendig  schon  jezt. 
Streit  über  die  Objekte  obwalten  nmfs,  sondern  viel- 
leicht erst  in  der  Zukunft  befürchtet  wird;  oder  über 
welches ,  wenn  er  es  kannte ,  er  roch  nichts  beschlos- 
sen hatte.  Der  Wille  jeder  Parthei  erftreckt  sich  jezt 
über  ihren  Privatzweck  hinaus,'  aber  nur  als  negativer 
Wille.  leder  will  blofs  nicht,  was  der  andere  will, 
weiter  beschliefst  er  auch  nichts  darüber,  als  dafs  er 
es  nicht  für  sich  begehre.  Wie  es  übrigens  damit  aus- 
falle, ob  es  dem  andern  etwa  durch  einen  Dritten  wer- 
de abgenommen  werden ,  ist  ihm  zufolge  dieses  seines 
Wollens  ganz  gleichgültig.  Also,  worauf  viel  au- 
kömmt,  der  materiale  Wille  beider,  inwiefern  er  ge- 
meinsam ist,  ist  lediglich  negativ. 

Endlich  liegt  auch  noch  dies  im  Begriffe  des  Ver- 
trags, dafs  dieser  gemeinsame  Wille  festgesezt  wer- 
de, als  ein  dauernder,  und  alle  künftige  freie  Hand- 
lungen der  Partheien  leitender  Wille,  als  das  Rechts- 
gesetz beider,  wodurch  ihi  künftiges  rechtliches  Ver- 

liältnifs 


Iialtnifs  zu  einander  bestimmt  wird.  Sobald  eine  von 
heiden  Fartheien  ihre  Grenze  im  niindeften  überschrei- 
tet, so  ift  der  Vertrag  vernichtet,  ünd  das  ganze  durch 
ihn  gestiftete  Rechtsverhältnifs  aufgehoben. 

Es  dürfte  etwa  jemand  glauben,  der  beleidigte 
liabe  sodann  nur  Schadenersaz  zu  fodern ;  und 
wenn  nur  dieser  geleistet  werde,  so  stehe  die  Sache 
wieder  auf  dem  vorigen  Fufse.  Dies  ist  nun  aller- 
dings richtig,  wenn  der  Beleidigte  sich  dabei  begnü- 
gen, und  mit  dem  Beleidiger  den  Vertrag  erneaetn 
will.  Aber  es  kommt  um  des  folgenden  willen  viel 
darauf  an ,  dafs  man  einsehe ;  der  Beleidigte  sey  nicht 
rechtlich  verbunden ,  sich  mit  dem  Ersaze  zu  begnü- 
gen ,  und  nach  strenger  Consequenz  sey  alles  Rechts- ' 
verhältnifs  zwischen  beiden  vernichtet.  Wir  führen  so- 
nach den  Beweifs  dieser  Behauptung, 

Vor  dem  Vertrage  vorherhatte  jede  der  Tartheien, 
das  vollkommenste  Recht  auf  alles,  was  die  andere 
Parlhei  für  sich  verlangte,  und  was  ihr  im  Vertrage 
auch  wirklich  zugefianden  worden  ift.  Wenn  der  er^ 
Itere  es  auch  etwa  zur  Zeit  noch  nicht  kannte,  so  hätte 
er  es  doch  hinterher  kennen  lernen  und  seinen  Zwe- 
cken unterwerfen  können.  Lediglich  durch  den  Ver- 
trag hat  er  sein  Recht  darauf  verlohren.  Nun  besteht 
der  Vertrag  lediglich ,  inwiefern  er  fortdauernd  ge- 
halten wird;  sobald  er  verlezt  ist,  ist  er  vernichtet. 
Aber  wenn  der  Grund  wegfällt,  fälltauch  das  Begrün, 
dete  weg,  und  da  der  Vertrag  der  einzige  Grund  der 
Verzichtleistung  war,  so  fällt  mit  ihm  die  Verzicht- 
Leistung  auf  alles,  was  des  andern  war,  weg.  Beide 
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Partheien  stehen  wieder  in  demselben  Verhältnisse, 
in  welchem  /ie  vor  dem  Vertrage  vorher  standen. 

B. 

Wir  gehen  nach  diesen  nothwendigen  Pramissea 
zur  Untersuchung  des  Staatsbtirgervertrags  insbeson-. 
dcre, 

L)  Kein  rechtliches  Verhältnifs ,  ohne  eine  posi- 
tive Bestimmung  der  Grenze,  wie  weit  der  Gebrauch 
der  Freiheit  jedes  Individuum  gehen  solle:  oder,  was 
dasselbe  heifst,  ohne  Bestitmnung  des  Eigenthums  im 
wcifc(3ften  Sinne  des  Worts,  inwiefern  es  nemlich 
nicht  etwa  nur  den  Besiz  liegender  Gründe,  oder 
dergh,  sondern  Rechte  auf  freie  Handlungen  in  der  Sin- 
xieuwelt  ül^erhaupt  bezeichnet, 

leder  einzelne  sonach  mufs  im  Staatsbürger  ver- 
trage ,  wenn  durch  diesen  Vertrajr  ein  allo;emeines 
IVchtsverhäknifs  eingeführt  werden  soll ,  mit  allen 
Einzelnen  einig  werden,  über  das  Eigenthum,  die 
Rechte,  und  Freiheiten,  die  erhaben,  und  über  die, 
welche  er  dagegen  den  andern  unangetaftet  lassen,  und 
auf  welche  er  aller  seiner  natiirlicheu  Rechtsansprüche 
ßich  begeben  soll.  Jeder  mufs  mit;  jedem  für  die  Vev 
son  darüber  einig  werden  können.  —  Denke  man  sich 
einen  Einzelnen  im  Momenle  dieses  Kontrahirens ;  so 
ist  dieser  die  Eine  zum  Vertrage  erforderliche  Parthei. 
Fasse  man  alle ,  mit  denen  er  successiv  zu  kontrahiren 
hat,  zusammen  in  ehien  allgemeuien  Begriff,  so  sind 
d'.pse  Alle,  aber  lediglich  als  Eidzelne ,  denn  e^'  hat  mit 
ihnen,  als  Einzelnen  und  für  sich  bestehenden  Wesen, 
auf  d -rcn  Entschliessungen  schlechthin  Niemand  Ein> 
Hufs  halte,  kontrahirt.  —    Diese  Alle,  sage  ich,  sind 
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^le  zweite  Partliei  im  Vertrage.  leder  hat  zu  allen  gesagt : 
ich  will  dies  besitzen,  und  verlange  von  euch,  dafs  ihr 
euch  eurer  Rechtsansprüche  darauf  begebt.  Alle  haben 
ihm  geantwortet:  wir  begeben  uns  dieser  Ansprüche,  un- 
ter der  Bedingung  ,  dafs  du  dich  der  deinigen  auf  alles 
übrige  begiebft. 

Es  sind  in  diesem  Vertrage  alle  Erfodernisse  ei- 
nes Vertrags  enthalten.  Zuförderst,  ein  blofser Privat- 
wille jedes  Einzelnen ,  etwas  für  sich  zu  besitzen : 
ausserdem  hätte  er  den  Vertrag,  von  welchem  hier  die 
Rede  ist," nicht  geschlossen.  (Sonach  hat  jeder  Staats- 
bürger nothwendig  Eigentbum.  Hatten  die  andern 
ihm  nichts  zugestanden ,  so  hätte  er  nicht  Verzicht  ge- 
than,  auf  das,  was  sie  besitzen;  denn  diese  Verzicht- 
leistung ist  nur  gegenseitig;  er  bäfte  sonach  den 
Staatsbürgervertrag  nicht  mit  geschlossen)  Der  forma- 
le Wille  Aller,  sich  zu  vertragen,  wird  vorausgesezt» 
Es  ist  nothwendio;,  dafs  leder  mit  allen,  und  Alle  mit 
ledern  einig  geworden  Seyen  über  die  Materie  des  ^ 
Besitzes;  ausserdem  wäre  der  Vertrag  nicht  zu  Stande 
gekommen,  und  es  wäre  kein  Rechtsverhältnifs  errichtet. 
—  Der  Wille  eines  leden  i:,t  positiv,  lediglich  inP«.ück- 
sicht  dessen,  was  er  für  sich  besitzen  will;  in  Ab- 
sicht des  Eigenthums  aller  übrigen  ist  er  blofs  negativ. 

Es  gilt  für  diefen  Vertrag  der  oben  erwiesne  Saz: 
Das  Eigenthum  eines  jeden  wird  durch  leden  andern 
nur  so  lange  anerkannt,  als  der  erstere  das  Eigenlhura 
des  leztern  selbst  schont.  Die  geringste  Verletzung 
desselben  hebt  den  ganzen  Vertrag  auf,  und  berech- 
tiget den  Beleidigten,  dem  Beleidiger  Alles  zu  nehmen, 
wenn  er  kann.  .  leder  sonach  sezt  sein  ganzes  Eigenthum 
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als  Unterpfand  cm,  dafs  er  das  Eigentkum  {iiier  ülrigm 
nicht  verUtzcn  wolle. 

Ich  nenne  diesen  ersten  Theil  des  Staatsbürger^ 
Vertrags  den  Eigenthmnsvertreig  der  Burger.  Fafst 
man  das  Resultat  aller  geschlossenen  einzelnen  Verträ- 
ge auf^  so  hat  man  den  lediglich  materialcn,  und  auf 
Objekte  gehenden,  die  Grenze  der  Freiheit  der  Indivi- 
duen bestimmenden  Willen ;  welcher  das  Civilgesez  im 
engern  Sinne  des  Worts  abgiebt,  die  Grundlage  aller 
möglichen  in  diesem  Staate  zu  gebenden  Gesetze  übec 
Eigenthum,  Erwerb,  Freiheiten,  und  Privilegien  aus» 
macht,  \and  unverlezlich  ist, 

ledes  Individuum  hat  auf  die  beschriebene  Art 
wirklich  einmal  sich  geäussert;  sey  es  durch  Worte, 
oder  durch  Handlungen ;  indem  es  sich  ganz  olFen  und 
unverholen  einer  gewissen  Beschäftigung  widmet,  und 
der  Staat  darzu  wenigstens  still  schweigt. 

Es  ist  in  unserer  Erörterung  angenommen  wor- 
den, dafs  Alle  mit  Allen  kontrahirten.  Man  dürfte  da- 
gegen erinnern;  da  die  Menschen  ja  nothvi^endig  in  ei- 
nem gewissen  beschränkten  Räume  ihre  Geschäfte  trei- 
ben ,  so  würde  nichts  weiter  nöthig  seyn,  als  dafs  je- 
der nur  mit  seinen  drei  oder  vier  nächsten  Nachbarn 
im  Räume  sich  vertrüge.  Dies  soll  nun  hier,  der  Vor- 
aussetzung nach  ,  nicht  hinlänglich  seyn.  Es  mufs  so- 
nach vorausgesezt  werden,  dafs  jeder  mit  jedem  Ein- 
zelnen  in  Kollision  kommen  könne,  dafs  sonach  die 
Einzelnen  nicht  in  ihrem  Bezirke  eingeschlossen  blei- 
ben, sondern  das  Recht  haben  werden,  auf  dem  gan- 
zen Gebiete  des  Staats  unter  einander  zu  leben,  und 
einander  zu  kommen.    Dafs  dies  wirklich  so  sey, 
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wild  insIiilnfLige  sich  näher  ergehen.  Hier  wird  nur 
aus  der  Federung ,  dafs  im  Slaatsbürgervertrage  Alle 
mit.  Allen  kontrahiren  sollen,  geschlossen,  dafs  das  Ge- 
hiet  xAller  auf  der  Oberdache  der  Erde,  zwar  zum  Theil» 
d.  h.  in  einer  gew  isseu  Rücksicht  an  die  Einzelnen  ver- 
theilt seyn  möge ,  dafs  es  aber  in  einer  gewissen  an. 
dern  Rücksicht,  welche  eben  durch  den  Vertrag  be- 
stimmt wird,  eine  Wirkungssphäre  für  Alle  sey:  d.4s 
es  etwa  dem  Kaufmanne  eilaubt  seyn  solle,  herum  zu 
ojehen,  um  seine  Waaren  anzubieten,  dem  Hirten,  sein 
Vieh  durchzutreiben,  dem  Fischer,  auf  dem  Boden  des 
Ackerbauers  an  den  Flüssen  hinzugehen,  und  dergl., 
welches  alles  nur  zufolge  des  Vertrags  erlaubt  seyn 
kann. 

H.)  Nun  aber  ist  der  Zweck  des  Staatsbürgerrer- 
irags  der,  dafs  die  durch  den  Eigenthums-  oder  Civil- 
vertrag  bestimmten  Grenzen  der  ausschliessenden  Frei- 
heit eines  Icden  selbst  durch  Zwang  mit  physischer 
Gewalt  geschürt  werden  sollen,  da  man  sich  auf  den 
hlofsen  guten  Willen  nicht  verlassen  J^ann,  noch  will. 

Ein  solche  zwingende  Macht  ist  nicht  errichtet 
worden,  wenn,  v/ie  gezeigt  wurde,  der  Wille  jedes 
Kontrahirendea  ia  Beziehung  auf  das  Eigenthum  des 
andern,  nur  negativ  ist.  Es  müfste  demnach,  da  der 
zu  beschreibende  Vertrag  ein  Staatsbürgervertrag  seyn 
soll,  mit  dem  ersten,  dem  Eigenthumsvertrage  noch 
ein  zweiter  vereinigt  seyn,  in  welchem  leder  allen 
Einzelnen,  die  noch  immer  als  Einzelne  betrachtet 
werden,  verspräche,  ihnen  das  anerkannte  Eigen thum 
durch  seine  Kraft  schützen  zu  helfen ,  mit  der  Bedin- 
gung,  dafs  sie  von  ihrer  Seite  gleichfalls  das  Seinia^e 
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gegen  Gewalt  vertlicidjgen  halben.  Wir  nennen  diesen 
Vertrag  den  Sch-uzvertrag, 

Dieser  zweite  Vertrag  ist  der  Materie  nach  be- 
dingt durch  den  erstem.  leder  kann  nur  das  zu  schü- 
tzen sich  anheischig  machen,  was  er  anerkannt  hat, 
als  das  Recht  des  Andern ;  bestehe  es  nun  in  wirklich 
gegenwärtigem  Besitze,  oder  in  der  Berechtigung  über- 
haupt, künftig  nach  einer  gewissen  Regel  sich  -einen 
Besiz  zu  M^rschaffen.  Keinesweges  aber  kann  er  ver- 
sprechen, dem  Andern  beizustehen,  wenn  er  sich  in, 
Händel  einlassen  sollte,  auf  die  der  erste  A^ertrag  nicht 
gestellt  ist. 

Dieser  zweite  Vertrag  ist  dem  ersten  darin  ent- 
eeCTenoese/.t,  döfs  der,  in  Absicht  des  Eigenlhums  des 
andern,  blofs  negative  Wille,  positiv  wird.  Icder 
verspricht  nicht  nur,  wie  im  ersten  Vertrage,  sich 
selbst  des  Angriffs  auf  das  Eigenthum  eines  ledcn  zu 
enthalten ,  sondern  nocb  über  dies ,  es  gegen  den  mög. 
liehen  Angriff  jedes  Dritten  ihm  schützen  zu  helfen. 
Dafs  jemand  verspreche ,  den  andern  gegt^n  sich  selbst 
zu  schützen,  ist  widersinnig.  Dann  dürfte  er  nur  ihn 
nicht  angreifen,  so  wäre  der  Andere  im  Voraus  gegen 
ihn  selbst  geschüzt  genug. 

Der  Schuzvertrag  ift  >  wie  joder  Vertrag  bedingt, 
leder  sagt  dem  andern ,  hier  leder  Allen  andern ,  sei- 
nen Schuz  zu,  unter  der  Bedingung,  dafs  die  Andern 
ihn  gleichfalls  schützen.  Der  Vertrag,  und  das  durch 
ihn  begründete  Recht  fällt  hin„  wenn  eine  Parthei  die 
Bedingung  desselben  nicht  erfüllt. 

III.)  Der  Schuzvertrag  ist  von  dem  Eigenthums- 
vertrage  auf  ehic  sehr  merkwürdige  Weise  darin  unter- 
schieden. 


schieden,  dafs  der  leztere  auf  eine  blose  Unterlafsuno-. 
der  erstere  auf  eine  positive  Leistung  geht:  und  man 
sonach  zu  jeder  ^eit  wifsen  kann,  ob  der  leztere  er- 
füllt  sey,  indem  die  andere  Parthei  etwas  Bi:r  zu  allen 
Zeiten  jiicht  zu  thun  hat;  dagegen  man  nicht  eben  so 
wohl  wissen  kann,  ob  der  erstere  erfüllt  werde,  in- 
dem die  andere  Parthei  nach  ihm  etwas  zu  thun  hat, 
das  sie  nicht  zu  allen  Zeiten  thun  kann ;  und  eigent- 
lieh  zu  keiner  Zeit  verbunden  ist,  es  zu  thun.  ^  Ich 
mache  mich  deutlicher  über  diesen  sehr  wichtigen 
Punkt. 

Der  Schuzvertrag  ist  ein  bedingter  Vertrag  über 
positive  Leistung,  und  als  solcher  kann  er  dem  stren- 
gen Rechte  nach  gar  keinen  Eifekt  haben,  sondern  er 
ist  völlig  nichtig  und  leer.  Die  Formel  desselben  wä- 
re  die:  Unter  der  Bedingung ,  dafs  du  raein  Recht  be- 
schützen  wirst,  werde  ich  das^deinige  beschützen. 
Wodurch  erhält  die  eine  Parthey  den  Rechtsanspruch 
auf  den  Schuz  der  andern  Parthei  ?  Oifenbar  nur  dadurch 
dafs  sie  die  andere  Parthei  wirUich  schützt. 

Und  da  würde  denn,  der  Strenge  nach,  diesen 
Rechtsanspruch  nie  eine  Parthei  erhalten.  —  Es  ist 
von  Bedeutung  für  das  folgende,  dafs  man  dies  klar 
einsehe;  und  diese  Einstellt  hängt  ab  von  der  Einsicht 
in  die  Natur  der  Bedingung  dieses  Vertrags.  Nur  un« 
ter  der  Bedingung  bin  ich  rechtlich  verbunden  ,  dich 
zu  schützen ,  dafs  du  mich  schützest.  Man  bedenke 
wohl,  was  das  leztere  heifse.  Es  ist  nicht  etwa  gleich- 
bedeutend mit  dem  Satsie  :  wenn  du  nur  den  guten  Wil- 
len hast,  mich  zu  schützen.  Denn  der  gute  Wille  läfst 
sich  nie  gültig  für  den  Gerichtshof  des  äufsern  Rechts 
^  dar- 
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<larthun;  auch  könnte  er  sich  andern  ^  und  üheth^p^ 
ist  es  das  Recht  jeder  Pajrthei,  dafs  sie  niemails  vom 
guten  Willen  ihrer  Parthei  abhängig  sejr  Es  istaiichfc 
einmal  gleichbedeutend  mit  dem  Satze :  wenn  du  mich 
etwa  schon  einmal  beschüzt  hast.  Denn  das  Vergan- 
gene ist  vergangen ,  und  hilft  mir  gegenwärtig  nichts ; 
Sittlichkeit,  Dankbarkeit,  und  dergleichen  innere  gu- 
te Gesinnungen  könnten  mich  wohl  bewegen,  dem 
andern  seinen  Schuz  zu  vergelten;  aber  hier  soll  ein 
recbtlicher  Anspruch  begründet  werden.  Auf  dem 
Bechlsgebiete  giebt  es  ja  gar  kein  Mittel,  den  Men- 
schen zu  verbinden,  als  die  Einsicht»  was  du  dem  an» 
dem  thust,  sey  es  böses,  oder  gutes ^  das  thust  du 
nicht  dem  andern ,  sondern  dir  selbst.  Dieses  hier  an- 
gewandt, miifste  ich  einsehen  können,  dafs  ich  in  der 
Beschützung  des  andern  nur  mich  selbst  beschütze, 
entweder  wirklich  in  der  Gegenwart,  oder  dafs  aus 
meiner  Schuzleistung  sein  Schuz  für  mich ,  wenn  ich 
in  der  Zukunft  des  Schutzes  bedürfen  sollte^  mit  ab- 
soluter Nothwendigkeit  erfolge.  Das  erstere  ist  nicht 
möglich;  denn  indem  ich  selbst  schütze,  bedarf  ich 
keines  Schutzes,  und  erhalte  keinen;  das  leztere  ist 
eben  so  wenig  möglich;  denn  die  EntSchliessungen  des 
freien  Willens  des  andern  lassen  sich  nicht  mit  absolu- 
ter Gewifsheit  voraussehen. 

Die  eben  gegebene  Erörterung  ist  die  schärfste ; 
man  kann  aber  die  Sache  auch  noch  von  mehrern  Seiten 
ansehen.  Entweder  beide  Partheien  des  Schuz  Vertrags 
werden  zu  gleicher  Zeit  angegriffen :  dann  kann  keine 
zum  Schutze  der  andern  herbeieilen,  denn  jede  hatmit 
sich  selbst  zu  tlum.    Oder  eine  von  beiden  wird  eher 
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angegtüTen.  Warum  könnte  denn  die  andere  ssum  Schu- 
tze aufgefoderte  nicht  sagen:  Unser  Vertrag  ist  rinbe» 
dingter ;  nur  durch  deine  Schuzleistung  erhältst  du  ei- 
nen Rechtsanspruch  auf  meinen  Schuz :  nun  hast  du  die 
Bedingung  wirklich  nicht  erfüllt  —  ob  du  sie  habest 
erfüllen  können ,  ob  du  den  fortdauernden  guten  Wil- 
len gehabt  habest,  sie,  wenn  nur  die  Gelegenheit  dar- 
2:u  eingetreten  wäre ,  zu  erfüllen,  davon  ist  nicht  die 
Frage,  sondern  lediglich  von  der  That  —  du  hast  sie 
nicht  erfüllt;  aber  wenn  die  Bedingung  wegfällt,  fällt 
auch  das  bedingte  weg.  Eben  so  wird  der  andere  von 
seiner  Seite  argumentiren ;  und  so  wird  das  bedingte 
nie  eintreten,  weil  die  Bedingung  nie  eintreten  kann. 
In  das  Yerhältnifs  der  moralischen  Verbindlichkeit  mö- 
gen sie  mit  einander  kommen,  wenn  dereine  wirklich 
dem  andern  beisteht;  nimmermehr  aber  in  ein  rechtli» 
ches  Verhältnifs. 

Zur  Beförderung  der  Deutlichkeit  vergleichen  wir 
diesen  in  sich  selbst  nichtigen  Vertrag  mit  dem  Rechte, 
welches  der  Eigenthumsvertrag  begründet.  Im  leztern 
ist  die  Bedingung  von  beiden  Seiten  nür  negativ,  die, 
dafs  jede  Parthei  sich  des  Angriffs  auf  die  zugestandnen 
Rechte  der  andern  enthalte ;'  und  darum  ist  ihre  Erfül- 
lung zu  jeder  Zeit  möglich,  und,  dafs  der  Rechtsgrund 
der  Verbindlichkeit  eintrete,  klar  darzuthun  vor  dem 
äufsern  Gerichtshofe.  Die  Bedingung  ist  nicht  Etwas, 
sondern  sie  ist  Nichts;  keine  Affirmation  ,  sondern  eine 
Llofse  Negation,  die  fortdauernd  zu  aller  Zeit  möglich 
ist;  mithin  ist  auch  das  bedingte  zu  aller  Zeit  möglich. 
Ich  bin  immerfort  gebunden,  mich  des  Angriffs  auf  das 
Gut  des  andern  zu  enthalten,  weil  ich  dadurch,  und 

nur 
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nur  cladurch ,  den  Angriff  des  andern  auf  das  memige 
rechtlich  abhalte. 

Ist  dieser  Theil  des  Bürgervertrags,  der  Schuz- 
vertrag,  nichtig,  so  wird  auch  die  Sicherheit  des  er- 
sten ,  des  Eigenthumsvertrags ,  aufgehoben.  Zwar 
dauert  der  Rechtsgrund  aus  demselben  fort ,  und  läfst 
sich  stets  nachweisen,  wie  so  eben  gezeigt  worden; 
aber  ob  jemand  durch  das  Recht  sich  wolle  binden  las- 
sen, hängt,  da  der  Vertrag  durch  welchen  eine  awin- 
gende  Gewalt  zu  Stande  gebracht  werden  sollte,  sogar 
nicht  einmal  ein  Recht  zu  begründen  fähig  ist,  ab  von 
dem  guten  Willen  eines  jeden;  und  wir  bleiben  sonach 
in  der  vorigen  Unsicherheit,  und  Abhängigkeit  von  dem 
guten  Willen  anderer ,  auf  den  wir  nicht  bauen  wollen, 
noch  darauf  zu  bauen  verbunden  sind. 

Die  aufgezeigte  Schwierigkeit  mufs  gehoben  wer- 
den :  durch  ihre  Lösung  wird  der  Staatsbürgervertrag 
Weiter  bestimmt,  ja,  seine  Bestimmung  wird  vollen- 
det. Der  Hauptsiz  dieser  Schwierigkeit  ist  darin,  dafs 
es  stets  problematisch  ist,  ob  jemand  seine  durch  den 
Schuzvertrag  übernommene  Verbindlichkeit  erfülle,  und 
sonach  dem  andern  Verbindlichkeit  auflege,  oder  nicht. 
Sie  würde  gehoben  werden ,  wenn  es  so  einzurichten 
wäre  )  dafs  dies  nie  problematisch  seyn  könnte.  Es  ist 
nicht  problematisch,  sondern  gewifs ,  wenn  der  blofs« 
Eintritt  eines  jeden  in  den  Staat  schon  die  Erfüllung 
des  Schutzvertrags  bei  sich  führt;  wenn  Versprechen, 
und  Erfüllung  synthetisch  vereinigt,  Jrort  und  That 
Eins,  und  dasselbe  werden. 

(Was  so  eben  über  den  Schuzvertrag  insbesondre 
erwiesen  worden,  gilt,  da  «s  aus  dem  allgemeinen  Cha- 
rakter 


15 


rakter  eines  auf  positive  Leistung  ausgehenden  Ver- 
trags dargethan  ist,  für  alle  Leistungsvertrage,  tnclent 
wir  sonach  die  Form  aufstellen  ^  in  welcher  der  erstere 
rechtskräftig  werden  kann  ;  da  fs  nemlich  das  Wort  selbst 
zur  That  werde,  stellen  wir  eine  für  alle  Leistungs- 
verträge gültige  Form  auf,  die  wir  tiefer  unten  denn 
auch  wirklich  darauf  anwenden  werden.) 

IV.)  In  dem  blofsen  Vertrage  über  den  Schuz  soU 
zugleich  Ulimittelbar  die  Leistung  selbst  liegen.  Wie 
wäre  dies  einzurichten?  Oifenbarnur  so,  dafs,  indem 
der  Staatsvertr^g  geschlossen  würde,  mit  ihm  zugleich 
und  durch  ihn  eine  schützendeMacht  zusammengebracht 
und  gesezt  werde,  zu  der  jeder,  der  in  diesen  Vertrag 
tritt,  seinen  Beitrag  giebt.  Durch  diesen  seinen  Bei- 
trag würde  er  mit  seinem  Eintritte  in  den  Staat  unmit- 
telbar den  Schnzvertrag  gegen  Alle  wirklich  erfüllen, 
so  dafs  es  von  Stund  an,  und  durch'seinen  blofsen Ein- 
tritt nicht  mehr  problematisch  wäre  i  ob  et  ihn  erfül- 
len würde,  da  er  ihn  ja  wirklich  erfüllt  hat,  und,  so 
lange  sein  Beitrag  in  der  Masse  des  allgemeinen  Schu- 
tzes enthalten  ist,  wirklich  forterfüllt« 

Wie  wird  nun  diese  schützende  Macht  aufge- 
bracht, und  was  geschieht  eigentlich,  indem  sie  auf- 
gebracht wird  ? 

Wir  setzen  uns  wieder,  um.  den  wichtigen  Be- 
griff, den  wir  erhalten  werden  ,  anschaulich  zu  machen, 
auf  den  Punkt,  wo  wir  den  Einzelnen,  der  mit  allen 
den  Vertrag  eingeht,  handeln  sehen.  Er  ist  die  eine 
kontrahirende  Parthei.  Es  wird  ihm  sein  Beitiag 
zur  schützenden  Macht,  als  Bedingung  seines  Ein- 
tritts in  den.  Staat  abgefodert.    Von  FVcm  wird  ihm 

denn 


denn  (lieber  Beitrag;  abgefodert?  Mit  wem  unteiliati- 
delt  er  denn  eigentlich  hierüber,  und  wer  ist  die  zwei- 
te Parthei,  in  diesem  Vertrage? 

Diese  Parthei  verlangt  Scliuz;  —  für  welches 
bestimmte  Individuum  verlangt  sie  ihn  denn?  Schlech- 
terdings für  kein  bestimmtes  Individuum ,  und  dochfür 
Alle;  für  jeden,  welcher  angegrilfen  wird;  dies  kann 
nun  jeder  Einzelne  unf:er  ihnen  seyn ,  jeder  aber  kann 
es  auch  nicht  seyn.  Also  der  Begriff  desjenigen  über- 
haupt, W^as  zu  beschützen  ist,  ist  im  Schweben:  es  ist 
ein  unbestimmter  Begriff:  und  hierdurch  eben  entsteht 
der  Be^riif  eines  ,  nicht  blofs  emgchildeten  Ganzen,  das 
lediglich  durch  unser  Denken  erzeugt  werde ,  wie  oben. 
(I),  sondern  eines  reellen  Ganzen,  das  durch  die  Sa- 
che selbst  vereinigt  wird;  nicht  blofs  Aller,  sondern 
einer  Allheit. 

Wir  beschreiben  dies  näher.  Ein  blofser  abstrak- 
ter "Begriff  ward  zusammengesezt  lediglich  durch  den 
freien  Akteines  Geistes;  so  der  Begriff  Aller,  weichet 
oben  aufgestellt  w^urde.  Der  Begriff,  den  wir  hier  er- 
halten, wird  nicht  nur  durch  einen  wiHkührlichen  Akt, 
sondern  durch  etwas  Reelles  zusammengesezt ;  das  aber 
Ulibekannt  ist,  und  erst  in  der  Zukunft  erfolgen  wird ; 
durch  den  zu  befürchtenden  Angriff.  Wen  derselbe 
zunächst  treffen  wird,  weifs  keiner;  er  kann  jeden  tref- 
fen: jeder  kann  Sonach  glauben,  dafs  die  ganz?  Vei-- 
anstaltung  blofs  zu  seinem  Vortheil  getroffen  werde, 
und  wild  daher  gern  seinen  geringen  Beitrag  dazu  ge- 
hen. Aber  er  kann  auch  einen  andern  treffen,  und  nun 
ist  sein  Beitrag  schon  in  das  Ganze  mit  verwebt,  und 
kann  nicht  zurückgezogen  Wv.n den.  Diese  Unbestimmt- 
heit 
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heit,  diese,  Ungewifsheit,  wtilches  Individtiilm  der  An- 
griff zuerst  treffen  werde ,  also  dieses  Schweben  der  Ein- 
bildungskraft, ist  das  Vereinigunnrsband.  Es  ist  dasje- 
nige ,  vermittelst  dessen  Alle  in  Eins  zusammenfliessen  ; 
und  niclit  mehr  in  einem  abstrakten  Begriife,  als  ein 
compositum,  sondern  in  der  That  vereinigt  sind,  als 
ein  totum.  So  fugt  die  Natur  im  Staate  wieder  zusam- 
men, was  sie  bei  Hervorbringun^  mehrerer  Individuen 
tre  nnte.  Die  Vernunft  ist  Eine,  und  ihre  Darstellung 
in  der  Sinnenwelt  ist  auch  nur  Eine;  die  Menschheit  ist 
ein  einziges  organisirtes  ,  und  organisirendes  Ganzes  der 
Vernunft.  Sie  wurde  getrennt  in  mehrere  von  einan- 
der unabhängige  Glieder ;  schon  die  Naturveranstaltung 
des  Staats  hebt  diese  Unabhängigkeit  vorläufig  auf,  und 
verschmelzt  einzelne  Mengen  zu  einem  Ganzen,  bis  die 
Sittlichkeit  das  ganze  Geschlecht  in  Eins  umschafr. 

Der  aufgestellte  Begriff  ist  füglich  zu  erläutern, 
durch  den  eines  organisirten  Naturprodukts  ;  etwa  den, 
eines  Baums.  Man  gebe  jedem  einzelnen  Theile  Be- 
wnfstseyn  ,  und  Wollen  ,  so  mufs  er ,  so  gewifs  er  sei- 
ne Selbsterhallung  will ,  die  Erhaltung  des  Baums  wol- 
len ,  weil  seine  eiö;ne  Erhaltung  nur  unter  dieser  Be- 
dingung möglich  ist.  VTas  ist  ihm  denn  nun  der  Baum? 
Der  Bauur  überhaupt  ist  nichts  ,  denn  ein  blofser  Begriff, 
und  ein  Begriff  kann  nicht  verlezt  werden.  Aber  der 
Theil  will»  dafs  kein  Theil  unter  allenTheilen,  welcher  es 
auch  sey,  verlezt  werde ,  weil  bei  der  Verletiiung  eines 
jeden  er  selbst  mitleiden  würde,  —  So  nicht  bei  einem 
Sandhaufen ,  wo  es  jedem  Theik  gleichgültig  seyn  kann, 
dafs  der  andere  abgetrennt,  zertreten,  verstreuet 
werde. 

B  Das 
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Das  Ganze  demnacli,  au£  diese  Art  zu  Stande  ge« 
kommen ,  ist  das  zu  schützende.  Dieses  ist  die  gesuchte 
zweite  Parthei  im  Vertrage.  Der  deklarirte  Wille  ist 
sonach  überhaupt  gar  kein  l^rivatwille ,  ausser  vorläu- 
f.g  noch  in  Beziehung  auf  den  einzelnen  Kontrahlren- 
den,  der  unsrer  Voraussetzung  nach  zum  Schutz <i  erst 
aufgefodert  wird  ;  sondern  ein  seiner  Natur  nacli  ge- 
meinsamer Wille ,  da  er  um  der  Unbestimmtheit  wil- 
len ,  nicht  anders,  als  gemeinsam  seyn  kann. 

Der  Vereini^ungspunkt  dieses  Ganzen  zu  einem 
Ganzen  ist  aufgezeigt.  Aber  wie  und  durch  welchen 
besondern  Willensakt  ist  es  denn  nun  dieses  Ganze  ge- 
worden? Wir  sehen  wohl  ein,  dafs  es  ist.  Aber  las- 
se man  es  doch  unter  unsern  Augen  entstehen !  —  Wir 
bleiben  auf  dem  vorgeschlagenen  Gesichtspunkte,  von 
weichem  aus  wir  den  Einzelnen  unterhandeln  sehen, 
und  unsre  rra£;e  wird  sogleich  beantwortet  seyn. 

Er  oiebt  seinen  Willen  darein  zu  schützen;  ohne 
Zweifel ,  wie  gefodert  wurde ,  das  Ganze.  Er  wird 
sonach  ein  Theii  des  Ganzen,  und  (liefst  mit  ihm  zu- 
sammen; er  möge  nun,  durch  den  noch  nicht  voraus- 
zusehenden Zufall  der  Beschützer  werden^  oder  der 
Beschüzte.  Auf  diese  Vv"eise ,  d  urch  Verträge  der  Ein- 
zelnen mit  den  Einzelnen  ist  das  Ganze  entstanden,  und 
dadurch,  dafs  alle  Einzelne  rnit  allen  Einzelnen ,  als 
einem  Ganzen  kontrahiren ,  wird  es  vollendet. 

Wir  nennen  diesen  Vertrag ,  der  die  beiden  ersten 
Verträge  erst  sichert  und  schüzt,  und  alle  in  ihrer  Ver- 
einigung zu  einem  Bürgervertrage  macht ,  insbesonde- 
re den  Vereini^un^svertra^. 

V.)  Der 
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V.)  Der  Einzelne  wird,  zufolge  des  Vereinla^uns- 
vertra^s,  ein  Theil  eines  orgaiüsirteu  Ganzen,  und 
schmilzt  sonacli  mit  demselben  in  Eins  zusammen.  Wird 
er  seinem  ganzen  Seyn  und  AYesen  nach  damit  ver- 
webt; —  oder  nur  zum  Theil,  so  dafs  er  in  einer  ge- 
wissen andern  Bücksicht  noch  frei  und  unabhängig 
bleibe?  *) 

leder  giebt  zum  schützenden  Körper  seinen  Bei' 
trag :  Er  giebt  seine  Stimme  zur  Ernennung  der  Magi»» 
stratspersonen ,  zur  Sicherheit  und  Garantirung  der 
Constitution,  er  giebt  seinen  bestimmten  Beitrag  an 
Kräften,  Dienslleistungen ,  Produkten  in  Natur  oder 
verwandelten  das  allgemeine  Zeichen  des  Werths 
der  Dinge,  ia  Geld,    Aber  er  giebt  nicht  sich  und  was 

B  2  ihm. 

♦}  Roufseau  behauptet  unbedingt:  leder  giebt  sich 
ganz.  Dies  kommt  daher.  Roufseau  nimmt  ein 
Eigenthumsrecht  an  vor  dem  Staatsvertrage ;  das 
durch  Formation  begründete.  Nun  ist  es  natür- 
lich, dafs  Teder  über  dieses  sein  Eigenthum  mit 
den  übrigen  unterhandeln  mufs,  und  dafs  es  sein 
Eigen thum  im  tSfnate  nur  dadurch  werden  kann, 
dat's  ihm  der  Besiz  desselben  zugestanden  wer- 
de; dafs  dasselbe  sonach  der  Euischeidung  des 
gemeinsamen  AVillens  unterworfen  wird,  dafs 
daher  alles  Elgerithum  aufliört,  Eigenthum  zu 
seyn,  bis  die  Unterhandlung  abgeschlossen  ist. 
Insofern  gäbe  allerdings  leder  alles. 

Nach  unsrer  Theorie  kann  keiner  bei  einem 
Staatsbürgervertrage  etwas  zubringen,  und  es 
geben,  denn  er  hat  nichts  vor  dieacm  Vertrage. 
Die  erste  Beduigung,  dafs  er  gebe,  ist  die, 
dafs  er  bekommen  habe.  Weit  entfernt  sonach, 
dafs  dieser  Vertrag  sich  mit  Geigen  anfangen  soll- 
te ,  hebt  er  an  vom  Erhalttn, 


ihm  jrehürt,  ganz.  Denn  was  bliebe  ihm  unter  (ikser 
Bedingung  übrig,  (las  der  Staat  an  seiner  Seite  ihm  zu 
schützen  verspräche?  Der  Schuzvertrag  wäre  dann  nur 
einseit.ii;,  und  sich  selbst  widersprechenrl  ;  und  müfste 
HO  ausgedrukt  werden  :  alle  versprechen  zu  schützen, 
ohnerachtet  alle  versprechen  niclils  zu  haben,  das  be- 
schüzt  werden  könnte.  Der  heschützendc  Körper  besteht 
sonach  nur  aus  Theilen  dessen,  was  den  Einzelnea 
.uigehört.  Alle  sind  in  ihm  begriffen ,  aber  nur  zum 
Theil.  Aber  inwiefern  sie  in  ihm  begriffen  sind ,  ma- 
chen sie  die  Staatsgewalt  aus,  die  ja  eben  auf  die  Be- 
schützune;  eines  jeden  in  seinen  Rechten  geht;  und  bil- 
den den  eigentlichen  Souverain.  —  Lediglich  in  dem 
Akte,  da  jeder  diesen  Beitrag  leistet,  gehört  er  zum 
Souverain.  Auch  die  Abgaben  sind  in  einem  freien 
Staate,  d.  i.  in  einem  solchen,  der  ein  Ephorat  hat, 
Ausübungen  der  Soiiverainität.  In  den  Inbegriff  des- 
sen, was  zu  heschiitzen  ütaber,  gehört  alles y  was  jeder 
besizt. 

Dns  Ganze,  welches  jezt errichtet  ist,  kann,  nacU 
dem  obigen  Satze,  nichts  zu  schützen  übernehmen,  was 
€S  nicht  anerkannt  hat.  Es  anerkennt  sonach  allen 
Besiz  jedes  Einzelnen ,  indem  es  dessen  Schuz  über- 
nimmt; und  sonach  wird  auch  der  Eigenlhumsvertrag, 
von  welchem  es  oben  schien ,  dafs  er  nur  mit  Allen, 
als  Einzelnen  jieschlossen  würde ,  durch  das  reelle  Gan- 
ze des  Staats  bestätigt.  —  Das  Ganze  ist  insofern  El- 
p-enthibner  des  2,anzen  Besitzes  und  der  Hechte  aller 
Einzelnen,  indem  es  alle  Beeinträchtigung  derselben 
ansieht,  und  anseilen  mufs  ,  als  ifim  selbst  geschehen: 
aber  inwiefern   es  etwas  als  seinem  freien  Gebrauche 

unter- 
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unterworfen  ansieht,  ist  nur  das  ,  vvas  jeder  Einzelne, 
für  die  Staafslast  beizu.^ragen  schuldig  ist,  das  Eigen» 
tiium  des  Staats. 

Was  der  Einzelne  nicht  zum  Staatszweck  beige- 
tragen, in  Absicht  dessen  ist  er  völlig  frei;  ist  in  die- 
serRiicicsicht  nicht  in  das  Ganze  des  Staatskörpers  ver- 
weht, sondern  bleibt  Individuum ;  freie  nur  von  sich 
selbst  ahhringjge  Persoil ,     und   diese    Freiheit  eben 
ist  es,  die  ihm  durch  die  Staatsgewalt  besichert  wird, 
und  um  deren  willen  allein  er  den  Vertrag  einging. 
Die  Menschheit  sondert  sich  ab  vom  Bürgerthume ,  um 
mit  absoluter  Freiheit  sich  zur  iNloralltät  zu  erheben; 
diefs  aber  nur,  inwiefern  der  Mensch  durch  den  Staat 
hindurch  f^eht.  Inwiefern  aber  doch  der  Einzelne  durch 
das  Gesez  beschränkt  wird  ,  ist  er  Untej  than ,  unterwor- 
fen der  schützenden  oder  Staatsgewalt,  auf  dem  ihm 
übrie;  bleibenden  Gebiethe.    Nur  unter  Bedingung  sei- 
nes Beitrags  ist  mit  ihm  der  Vertrag  geschlossen ;  niit- 
hin  ist  der  Kontrakt  aufgehoben,    sobald  der  Bürger 
diesen  Beitrag  nicht  entrichtet.     Teder  leistet  sonach 
imnuufort  mit  seinem  ganzem  Vermögen  die  Garantie, 
dals  er  beitragen  werde,   und  verwirkt  es,  wenn  er 
nicht  das  Schuldige  beiträgt.    Das  Ganze  oder  der  Sou-. 
verain  wird,  da  er  seiner  Theilnahme  an  ihm  sichselbst 
ent7,ic!jt,  sein  Ju'c/it^r,  und  er  in  diesem  Falle  unter- 
ihan  mit  seinem  ganzen  Vermögen:  und  das  zusanuneii 
macht  den  Untenverjiingsvcrtrag' aus ,  der  aber  nur  hypo- 
thetisch ist.    Wenn  ich  nemlich  meine  Bürgerpflichten 
ununterbrochen  ,  und  ohne  Ausnahme  erfülle ,  wozu  al- 
lerdingsmitgehört, dafs  ich  auch  gegen  Einzelne,  nicht 
'Iber  die,  durch  das  Gesez  mir  verstattete  Grcnze  mei. 

ncr 
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ner  Freiheit  schreite  ,  so  hin  ich,  was  meinen  öUentli- 
chen  Charakter  betrift,  nur  Theilhaher  an  der  Souve- 
rainität,  und  was  meinen  Privatcharakter  betrift,  nur 
freies  Individuum,  nie  aber  Unterthan.  Das  leztere 
Vv'erde  ich  nur  dadurch,  dafs  ich  meine  Pflichten  .niqjit 
erfülle.  —  Wenn  ein  Strafgesez  über  diesen  Fall  vor- 
handen ist,  wie  zu  erwarten,  so  kann  er  seine  Schuld 
abbüfsen ,  und  so  das  ganze  Vermögen  durch  den  Ver- 
lust eines  Theils  desselben  erhalten. 

Und  so  läuft  unsere  Untersuchung  in  sich  selbst 
zurück;  und  die  Synlhesis  ist^eschlossen. 

Der  Sfaatsbürgertiag  ist  ein  solcher,  den  jeder 
Einzelne  mit  dem  reellen  Ganzen  des  "sich  durch  die 
Verträge  mit  den  Einzelnen  bildenden,  durch  sie  sich 
selbst  erhallenden  Staats  schliefst,  und  wodurch  er  mit 
diesem  Ganzen  einem  Theile  seiner  Rechte  nach  zusam- 
meniliefst,  dafür  aber  die  Rechte  der  Souveraiaitat  er- 
hält. 

Die  beiden  Partheien  in  ihm  sind,  der  Einzelne 
von  einer,  der  Staatskörper  von  der  andern  Seile.  Er 
ist  bedingt  durch  den  freien  foriMulen  Willen  beider 
Theile  sich  mit  einander  ia  Vertrag  einzulassen.  Der 
materiale  Wille ^  über  welchen  die  Paitheien  einio- 
werden  müssen  ,  geht  von  der  einen  .Seite  auf  ein  be- 
stimmtes Eigenthura,  von  der  zweiten  auf  Verzichtlei- 
stung auf  alles  Uebrige ,  und  einen  bestimmten  Bei- 
trag zur  schützenden  Gewalt.  Durch  den  Vertrag  er- 
hält der  Eürger  ein  sicheres  Eigfmthum  von  seiner  Sei- 
te, und  der  Staafc  die  für  den  rechtlichen  Besiz  aller 
seiner  übrigen  Bürger  nöthige  Verzichtleistung  dieses 
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Einzelnen  auf  seine  natiiriichen  Rechtsansprüclie  auf 
diesen  Besiz,  wie  auch  einen  bestimmten  Beilrag  zur 
schützenden  Gewalt. 

Dieser  Vertrag  garant^rt  sich  selbst:  er  hat  in  sich 
selbst  den  zureichenden  Grund ,  dafs  er  sehalten  wer- 
cle,  so  wie  alles  Organisirte  den  vollständigen  Grund 
seines  Seyns  in  sich  selbst  hat.  Entweder,  er  existirt 
für  eine  Person  überhaupt  nicht ,  oder  er  verbindet  die- 
selbe vollkommen.  Wer  ihn  nicht  erfüllt,  der  ist  nicht 
darin,  und  v/er  darin  ist,  erfüllt  ihn  nothwendig  ganz. 
Wer  nicht  in  ihm  ist,  ist  überhaupt  in  keinem  rechtli- 
chen Verhältnisse,  und  voii  der  Wechselwirkung  mit 
andern  Wesen  seines  Gleichen  in  dei:  Sinneuwelt  retht- 
3ich  ganz  ausgeschlossen. 

Cor  ollarium. 

Man  hat,  so  viel  mir  bekannt  ist,  bis  jezt  den 
Begriff  des  Staatsganzen  nur  durch  ideale  Zusammen- 
fassung der  Einzelnen  zu  Stande  gebracht,  und  da- 
durch die  wahre  Einsicht  in  die  Natur  dieses  \  erhält- 
nisses  sich  verschlossen.  Man  kann  auf  diese  Wei- 
se alles  mögliche  zu  einem  Ganzen  vereinigen.  Das 
Vereinigungsband  ist  dann  lediglich  unser  Denken ; 
alles  Vereinigte  ist  wieder  isolirt  wie  zuvor,  wenn 
wir  auf  eine  andere  Weise  zusammensetzen ,  wel- 
ches ja  von  der  Willkühr  abhängt.  Eine  wahre  Ver- 
einigung begreift  man  nicht  eher,  bis  man  ein  Ver- 
einigungsband ausser  dem  Begriffe  aufgezeigt  hat. 
(So  drücken  wir  uns  aus  auf  dem  empirischen  Ge- 
sichtspunkte;  von  demtranscendentalen  aus  müfstcn 
wir  sagen :  bis  man  das  zur  Vereinigwto-  im  Denhen 
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nöthig^nde  aufgezeigt  hat.)  In  unserer  Darstellung 
ist  dies  geschehen.  Ln  BegriJfe  des  zu  schüt2ienden 
ncmlich  Hiessen,  zufolge  der  nöthwendigen  Unbe- 
stimmtheit, welcher  Einzehie  des  sichtbaren  Schot- 
zes  bedürfen  werde,  und  noch  mehr,  welchen  er 
bei  dem  durch  das  Gesez  vor  dem  Ausbruche  unter- 
drükten  bösen  Willen,  unsichtbar  zu  Statten  komme, 
alle  Einzelnen  in  Eins  zusammen. 

Das  schiklichste  Bild ,  um  diesen  Begriff  zm  erläu- 
tern, ist  das  eines  organisirten  Naturprodukts,  wel- 
ches man  in  neuern  Zeiten  häufig  gebraucht  hat, 
um  die  verschiedenen  Zweige  der  öffentlichen  Ge- 
walt als  Eins  zu  beschreiben,  aber,  so  viel  mir  be- 
kannt ist,  noch  nicht,  um  das  ganze  bürgerliche  Ver- 
hältniis  dadurch  kenntlich  zu  machen.  Gleichwie 
im  Naturprodukte  jeder  Theil,  was  er  ist,  nur  in 
dieser  Verbindung  seyn  kann,  und  auss^^r  dieser  Ver- 
bindung dies  schlechthin  nicht  wäre ;  ja,  ausser  aller 
organischen  Verbindung  schlechthin  Jiichtswäre,  in- 
dem ohne  die  Wechselwirkung  organischer  sich  ge- 
genseitig im  Gleichgewichte  erhaltender  Kräfte  über- 
haupt keine  bestehende  Gestalt,  sondern  ein  ewiger 
Kampf  des  Seyns  und  Nichtseyns  Statt  haben  würde, 
den  wir  S02;ar  nicht  denken  können ;  eben  so  erhält 
der  Mensch  nur  in  der  Staatsverbindung  einen  be- 
stimmten Stand  in  der  Reihe  der  Dinge,  einen  Ru- 
liepunkt  in  der  Natur;  und  jeder  diesen  hestimmten 
Stand  gegen  andere  und  die  Natur  nur  dadurch 
da  Ts  er  in  dieser  hestimmten  Verbindung  ist.  Ausser 
ihm  würde  nur  ein  vorübergehender  Gcnufs  Statt 
linden ,  nie  aber  die  mindeste  Rechnung  auf  etwas 
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Künftiges;  und  selbst  diesem  \  orübergehenden  Ge- 
nüsse würde  >  bei  dejii  Gedanlveu,  dai'd  noch  andere 
uiisers  g]'3ichcn  da  w^ren,  die  dassellje  Recht  darauf 
h.iltcu,  die  Rechrlichkeit  mangeln.    Durch  Vereini- 
oxMicr  aller  organischen  Kräfte  coristitui rt  sich  eine 
i\alur;    durch  Vereinii^unor  der  Willkühr  aller  die 
JMenschheil.  —  Das  Wesen  der-  rohen  Materie ,  wel- 
che selbst  nur  neben  der  organisirten  und  nur  als 
Theil  des  organisirten  Weltganzen  zu   denken  ist, 
besteht  darin,    dafs  in  iiir  kein  Theil  anzutreilea 
sey,  der  nicht  den  Grund  seiner  Bestimmung  in  sich 
selbst  habe,  dessen  Trieb  nicht  durch  sein  Seyn,  und 
sein  Seyn  durch  seinen  Trieb  vollkommen  erklärt 
■uerde;  das  der  organisirten  darin,  dafs  in  ihr  kein 
Theil  angetroiFen  werde ,  der  in  sich  selbst  den  Grund 
seiner  Bestimmung  habe,  und  in  dem  nicht  Trieb 
an^etrolTen  werde ,  der  ein  Seyn  ausser  ihm,  nicht 
Seyn  angetroffen  werde,  das  einen  Trieb  ausser  ihm 
voraussezt.    Das  gleiche  Verhältnifs  ist  zwischen  dem 
isolirten  Menschen  und  dem  Bürger.     Der  erslere 
handelt  lediglieh  um  seine  Bedürfnisse  zu  befriedi- 
gen, und  es  wird  keines  derselben  befriedigt,  aus- 
ser durch  sein  eigenes  ^landein  ;  was  er  äusserlich 
ist,   ist  er  nur  durch  sich.     Der  Bürger  hingegen 
hat  mancherlei  zu  thun  und  zulassen,  nicht  um  sein 
selbst,  sondern  um  der  andern  willen  ;  dagegen  wer- 
den seine  höchsten  Bedürfnisse  befriedigt,  ohne  sein 
Zuthun,    durch  das  Handeln  der  andern.    In  dem 
organischen  Körper  erhält  jeder  Theil  iinmerfort  das 
Ganze,  und  wird  indem  eres  erhält,  dadurch  selbst 
erhalten;  eben  so  verhält  sich  dei  Bürger  zum  Staat, 
lad  zwar,  es  bedarf  bei  dem  einen  so  wenig  wie 
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tei  dem  andern  einer  besondem  VÄra'nstaltung  für 
diese  Erhaltung  des  Ganzen,  jeder  Theil,  oder  je» 
der  Bürger  erhalte  nur  sich  selbst  in  dem  durch  das 
Ganze  ihm  bestimmten  Stande ,  so  erhält  er  eben  da- 
durch an  seinem  Theil  das  Ganze :  und  eben  dadurch, 
dafs  das  Ganze  jeden  Theil  in  diesem  seinem  Stande 
erhält,  kehrt  es  in  sich  selbst  zurück,  und  erhält 
sich  selbst. 
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Zweiter  A   s  c  Ii  n  i  1 1   der  S  l  a  a  t  s  r  e  c  h  t  s  1  e  Ii  r  e. 

Von  der  bürgerlichen  Gesezgebung. 


§.  13.     Uehei-  den   Geht   des  CÄdl-  oder 

Ti 

I.  'er  oben  beschriebene  J^rsle  im  Staatsverlrnge 
lie2;encle  Vertrag  über  das  Eigenthum  überhaupt  be- 
gründet das  Rechtsverhältnifs  jedes  Einzehien  gegen  al- 
le Einzelnen  im  Staate,  ^^1^(1  ist  sonach  die  Grundlage 
dessen,  wasman  Civil-Gesezgebung,  bürgerliches  Recht 
>  '  TJ.  s.  w.  nennt.  Wir  iiaben  sonach  nur  diesen  Vertrag 
vollständic  zu  erörtern;  und  der  Gepensland  unserer 
Untersuchung  im  gegenwärtigen  Abschnitte,  die  bür- 
gerliche Gesezgebung ,  ist  erschöpft. 

Der  InbciT^riff  des  ürrechts  ist  nach  obijTem  Er- 
weise  eine  fortdauernde,  lediglich  vom  Willen  der 
Person  abhängige,  Wechselwirkung  derselben  mit  der 
Sinnenwelt  onsser  ihr.  Im  Eigen lliumsvertrage  wird 
jedem  Einzelnen  ein  bestimmter  Theil  der  Sinnenwelt, 
als  Sphäre  dieser  seiner  W'echselwirkung  ausschliessend 
zugeeignet;  und  unter  den  beiden  Bedingungen,  dafs 
er  die  Freiheit  aller  übrigen  in  ihren  Sphären  unge- 
stört lasse,  lind  sie,  falls  sie  von  einem  dritten  ange- 
griifen  werden  soliteu,  durch  seinen  Beilrag  schützen 
helfe,  garantirt. 

Zuförderst  eine  Sphäre  für  seine  Freiheit  ist  ihm 
zugeeignet,  als  solche  und  weiter  nichts.  Diese  Sphä- 
re enthält  gewisse  Objekte  >  bestimmt  durch  die  ihm 
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zugestandene  Freiheit.  Soweit,  demnach  die  ihm  zuge- 
standene  Freiheit  sich  erstrekt ,  so  weit ,  und  nicht  weiter y 
erstrekt  sich  sein  Eigenthumsrecht  an  die  Objekte.  Er  er- 
hält sie  ausschliessend  zu  einem  gewissen  Gebrauche; 
und  nur  von  diesem  Gebrauche  derselben,  und  von  al- 
lem, was  diesem  Gebrauche  nachtheilig  ist,  hat  er  da» 
Recht  jedermann  auszuschliessen.  Eine  bestimmte 
Thätigkeit  ist  das  Objekt  des  Eigenthums  -  Vertrags. 

(Man  erinnere  sich  an  das  obige.  Dafs  ich  etwas 
xneinen  Zwecken  unterworfen  habe,  ist  erster  Grund 
alles  Eigenthums,  zufolge  des  BegrilFs  vom  Ur- 
rechte. —  Welchen  Zwecken  denn  ?  Diese  Frage  er- 
£;eht  an  jeden  bei  Schliessung  des  Bürgervertrags,  wel- 
cher ja  durchgängig  bestimmt  und  bestimmend  seyn 
mufs.  Nur  dieser  erklärte  und  anerkannte  Zweck  in 
den  Sachen  wird  garantirt,  und  weiter  nichts;  und 
das  Eigenthum  der  Objekte  erstrekt  sich  nur  auf  die 
Erreichung  dieses  Zwecks,  wie  unmittelbar  klar  ist.) 

II.)  Diese  Zwecke  nun  können  sogar  bei  Gebrauch 
desselben  Objekts,  sie  können  sonach  bei  verschieden-- 
artigen  Objekten  sehr  verschieden  seyn.  Es  fragt  sich, 
ob  nicht  alle  mögliche  Zwecke  des  Bürejers  doch  etwa 
einem  einzigen  sich  unterordnen  lassen  ? 

Die  Person,  so  wie  sie  handelt,  sezt  immer  ihre 
eigene  Fortdauer  voraus;  der  Zweck  ihres  gegenwärti- 
gen Handelns  liegt  immer  in  der  Zukunft,  und  sie  ist 
Ursache  in  der  Sinnenwelt,  lediglich  inwiefern  sie  vom 
gegenwärtigen  Momente  zu  zukünftigen  fortfliefst- 
Freiheit  und  Fortdauer  sind  wesentlich  vereinigt,  und 
wer  die  erste  garantirt,  garantirt  nothwendig  auch  die 
leztere.  Li  der  gegenwärtigen  Thätigkeit  ist  die  Zukunft 
enthalten. 

Die 


Die  Natur  hat  die  Menschen,  mit  denen  alf  ein  wir 
es  hier  zu  thun  haben,  zur  Freiheit  bestimmt,  d.  i.  zur 
Thätigkeit.  Die  Natur  erreicht  alle  ihre  Zwecke,  sie 
mufs  sonach  auch  diesen  sicher  angelegt  haben,  und 
aller  Erwartung;  nach  ihn  wirklich  erreichen.  Welche 
Veranstaltung  konnte  sie  nun  treffen ,  um  die  Men- 
schen zur  Thätigkeit  zu  treiben  ? 

Vorausgesezt,  daTs  jeder  Mensch  Wünsche  für 
die  Zukunft  hätte  ,  so  würde  die  Natur  ihren  Zweck 
sicher  «rreichen,  wenn  sie  es  so  angelegt  hätte ,  dafs 
die  Möglichkeit  einer  Zukunft  überhaupt  für  dieses 
Wesen  —  bedingt  wäre  durch  gegenwärtige  Thätigkeit, 
In  dem  Wunsche  der  Zukunft  wäre  umgekehrt  enthal- 
ten die  Nothwendigkeit  der  gegenwärtigen  Thätigkeit, 
Die  Zukunft  wäre  bedingt  durch  gegenwärtige  Thätig- 
keit; in  der  gegenwärtigen  Thätigkeit,  würde  noth- 
wendi<f  die  Zukunft  umfafst. 

Aber,  da  es  sogar  Menschen  geben  könnte,  die 
keinen  Wunsch  in  der  Zukunft  hätten ,  auch  das  Ver- 
langen der  Fortdauer  noch  gar  nicht  begründet  ist> 
ausser  durch  gegenwärtige  Thätigkeit,  die  selbst  wie- 
der nur  durch  das  Verlangen  det  Zukunft  bedingt  ist; 
mithin  die  Veranstaltung  der  Natur  ein  fehlerhafter 
Cirkel  seyn  würde,  so  mufste  sie  beides  vereinigen, 
in  ein  drittes  gegenwärtiges,  und  dies  ist  der  Schmerz, 
Anden  gegenwärtigen  Schmerz,  wenn  die  Fortdauer 
gefährdet  wird,  ist  gegenwärtige  Thätigkeit,  und  der 
Wunsch  und  die  Möglichkeit  der  Fortdauer  geknüpft. 
Dieser  Schmerz  ist  der  Hunger  und  der  Durst;  und  es 
findet  sich,  dafs  das  Bedürfaifs  der  Nahrung  allein  die 
ursprüngliche  Triebfeder  sowohl,  als  seine  Befriedi- 
gung dor  l«zt«  Entzweck  des  Staats,  und  alles  mensch- 
lichen 
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riclieü  Licbens  un(? Triebes  ist;  es  versteht  sicli,  so  lan« 
ge.  der  Mensch  blofs-  unter  der  t.eitung  der  Natur 
bleil>t-,  und  nicht  darch  Freiheit  sich  zu  einer  höhern 
Kxiftenz  erhebt :  flafs  dieses  Bedürfnifs  allein  die  hoch« 
ste  Synthesis  ibt,  welche  alle  Widersprüche  vereinigt,. 
Der  höchste  un,d  allgemeinste  Zweck  aller  freien  Thä- 
tii^keit  ist  sonach  der ,  leb3n  zu  können  Diesen 
Zweck  hat  jeder;  und  wie  dahero  die  Freiheit  übsr- 
baupt  garantirt  \^  ird,  wird  er  garantirt.  Ohne  seine 
Erreichung  würde  die  Freiheit,  und  die  Fortdauer  der 
Person ,  gar  nicht  möglich  seyn. 

III.)  Wir  bekommen  sonach  eine  'nähere  Bestim- 
mung, des  im  Eigenlhumsv^eitrage  jedem  Einzelnen 
zunestandnen  aiisschliessenden  Freiheits  -  Gebrauchs. 
Leben  zu  können  ist  das  absolute  unveräusserliche  Ei- 
gcn'hum  aller  Menschen.  Es  ist  ihm  eine  gewisse 
Sphäre  der  Objekte  zugestanden  worden  ausschliessend 
für  einen  gewissen  Gebrauch^  haben  wir  gesehen. 
Aber  der  lezte  Zweck  dieses  Gebrauchs  ist  der,  leben 
au  können»  Die  Erreichung  dieses  Zwecks  ist  garan- 
tiit;  dies  ist  der  Geist  des  Eigeathumsvxrtrags.  Es  ist 
Grundsaz  jeder  vernünftigen  Staatsverfassung;  leder- 
ir.ann  soll  von  seiner  Arbeit  leben  können. 

Alle  Einzelne  haben  mit  allen  Eiuzelnen  diesen 
Vertrag  geschlossen.  Alle  haben  sonach  allen  verspro- 
chen ,  dafs  ihre  Arbeit  wirklich  das  Mittel  zur  Errei- 
chung dieses  Zw- ecks  ßcyn  soll:  und  der  Staat  mnCs  da- 
lür  Anstalten  IreRcn.  (In  einem  Volke  von  Nacken- 
den wäre  das  Recht,  das  Schneiderhandwerk  au  trei- 
ben, kein  Recht ;  oder  soll  es  ein  Recht  seyn,  so  mufs 
das  Volk  aufhören  tiackend  zu  g(  hen.    Wir  gestehen 
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dir  das  Recht  zu,  solche  Arbeiten  zu  verfertigen,  heifst 
zugleich;  wir  machen  uns  verbindlich  sie  dir  abzu- 
kaufen.) 

Ferner  —  Alles   Eigenthumsrecht  gründet  sicli 
auf  den  Vertrag  Aller  mit  Allen,  der  so  lautet:  wir 
Alle  behalten  dies,  auf  die  Bedingung,  dafs  wir  dir 
das  deinige  lassen.      Sobald  also  jemand  von  seiner 
Arbeit  nicht  leben  kann,  ist  ihm  das,  was  schlecht- 
hin das  Seinige  ist,    nicht  gelassen,  der  Vertrag  ist 
also  in  Absicht  auf  ihn  völlig  aufgehoben ,    und  er 
ist  von  diesem  Augenblik  an  nicht  riiehr  rechtlich 
verbunden,  irgend  eines  Menschen  Eigenthum  anzu- 
erkennen.   Damit  nun  diese  Unsicherheit  des  Eisen- 
thums  durch  ihn  nicht  eintrete,    müssen  Alle  von. 
rechtswegen,  und  zufolge  des  Bürgervertrags,  abge- 
ben von  dem  Ihrigen,    bis  ein  leben  kann.  —  \oa 
dem  Augenblik  an,    da  jemand  Noth  leidöt,  gehört 
keinem  derjenige  Theil  seines  Eigenthums  mehr  an, 
der  als  Beitrag  erfodert  wird,    um    einen  aus  der 
Noth  zu  reissen,    sondern  er  gehört  rechtlich  dem 
Nothleideuden  an.     Es  müfsten  für  eine  solche  Re« 
partition  gleich  im  Bürgervertrage  Anstalten  getrof- 
fen werden;    und  dieser  Beitrag  ist  so  gut  Bedin- 
gung aller  bürgerlichen  Gerechtsame,    als  der  Bei- 
trag zum  schützenden  Körper,    indem  diese  Unter- 
Stützung   des    Nothleidenden   selbst   ein  Theil  de* 
nothwendigen  Schutzes  ist.    leder  besizt  sein  Bür- 
gereigenthum ,     nur   insofei^    und    auf   die  Bedin- 
gung,   daf^  alle  Staatsbürger  von  dem  Ihrigen  leben 
können;  und  es  hört  auf,  inwiefern  sie  nicht  leben 
können,  und  wird  das  Eigenthuni  jener;  es  versteht 
sich  immer,    nach  dem  bestimmenden    Urtheil  der 
Staatsgewalt.    Die  exekutive  Macht  ist  darüber  so 


gut  als  üt)rtr  alle  arulere  Zweige  der  Staatsverwal- 
tung verantwortlich,  und  der  Arme,  es  verstellt  sieb, 
derjenige  der  den  Bürgervertrag  mit  geschlossen  hat, 
hat  ein  absolutes  Zwaagsrech^  auf  Unterslützung. — 

IV.  )  leder  mufs  von  seiner  Aihek  leben  kön- 
nen ,  heilst  der  aufgestellte  Grundsaz.  Das  Leben- 
können  ist  sonach  durch  die  Arbeit  bedingt ,  und  es 
gibt  kein  solches  Recht  ,  wo  die  Bedingung  nicht  er- 
füllt worden.  Da  Alle  ven;nt\vort]ich  sind,  dals  je- 
der von  seiner  Arbeit  leben  könne,  und  ihm  bei- 
steuerri  müfsten,  wenn  ers  nicht  könnte,  haben  sie 
nothwendig  auch  das  Recht  der  Aufsicht,  ob  jeder 
in  seiner  Sphäre  so  viel  arbeite,  als  zum  Leben  nö- 
thig  ist,  und  übertragen  es  der  für  gemeinschaftliche 
Rechte  und  Angelegenheiten  verordneten  Staatsge- 
walt. Keiner  hat  eher  rechtlichen  Anspruch  auf  die 
Hülfe  des  Staats,  bis  er  nachgewiesen,  dafs  er  in 
seiner  Sphäre  alles  Mögliche  gethan ,  um  sich  zu  er- 
halten ,  und  dals  es  ihm  dennoch  nicht  möglich  ge-^ 
vve^-.en.  Weil  man  aber  doch  auch  in  diesem  Falle 
ihn  nicht  umkommen  lassen  könnte;  auch  der  Vor- 
wurf, dafs  er  nicht  zur  Arbeit  angehalten  worden, 
auf  den  Staat  selbst  zurückfallen  würde,  so  hat  der 
Staat  nothwendig  das  Recht  der  Aufsicht,  wie  jeder 
sein  Staatsbürgereigenthum  verwalte.  —  Wie  nach 
dem  obigen  Satze  kein  vVrmer ,  sp  soll  nach  dem  ge- 
genwärtigen, auch  kein  Müssiggänger  in  einem  ver- 
nuaftmäfsigen  Staate  seyn.  ~  Eine  rechtliche  Aus- 
nahme von  dem  leztern  Satza  wird  tiefer  unten  sich 
zeigen, 

V.  )  Der  Eigenthumsvertrag  fafst  sonach  folgen- 
de  Handlungen  in  sich,    a)  Alle  zeigen  Allen,  und 
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bei  Leistung  der  Garantie  dem  Ganzen,  als  einer  Ge- 
meine an ,  wovon  sie  zu  leben  gedenken.  Dieser  Saz 
gilt  ohne  Ausnahme.  Wer  dies  nicht  anzugehen 
weifs,  kann  kein  Bü-rger  des  Staats  seyn  ,  denn  er 
kann  nie  verbunden  werden ,  das  Eigenthum  der  an- 
dern anzuerkennen,  b)  Alle,  und  bei  der  Garantie 
die  Gemeine ,  erlauben  jedem  diese  Beschäftigung^ 
ausschliessend  in  einer  gewissen  Rücksicht.  —  Kein 
Erwerb  im  Staate  ohne  Vergünstigung  desselben, 
leder  mufs  seinen  Erwerb  ausdrücklich  angeben,  und 
keiner  wird  sonach  Staatsbürger  üherhaupty  sondern 
tritt  zugleich  in  eine  gewisse  Klasse  der  Bürger,  so 
wie  er  in  den  Staat  tritt.  Nirgends  darf  eine  Unbe- 
stimmtheit seyn.  Das  Eigenthum  der  Objekte  besizt. 
jeder  nur  in  soweit,  als  er  dessen  für  die  Ausübung 
seines  Geschäfts  bedarf,  c)  Der  Zweck  aller  dieser  Ar- 
beiten ist  der,  leben  zu  können.  Alle,  und  bei 
der  Garantie  die  Gemeine,  sind  ledern  Bürge  dafür, 
.  dafs  seine  Arbeit  diesen  Zweck  erreichen  wird ,  und 
verbinden  sich  zu  allen  Mitteln  dazu  von  ihrer  Seite. 
Diese  Mittel  gehören  zu  dem  vollkommenen  Rechte  ei- 
nes leden,  das  ihm  der  Staat  schützen  muls.  Der 
Vertrag  lautet  in  dieser  Ptücksicht  so :  leder  von  al- 
len verspricht,  alles  ihm  mögliche  zu  thun ,  um 
durch  dix3  ihm  zugestandenen  Freiheiten  und  Ge- 
rechtsame leben  zu  können;  dagegen  verspricht  die 
Gemeine,  im  Namen  aller  Einzelnen,  ihm  mehr  ab- 
zutreten, wenn  er  dennoch  nicht  sollte  leben  kön- 
nen. Alle  Einzelne  machen  sich  für  diesen  Behuf 
zu  Beiträgen  verbindlich,  so  wie  sie  es  zum  Schütze 
überhaupt  gethan  haben,  und  es  wird  eine  Unterstü- 
Uungsanstalt  sogleich  im  Bürgervertrage  mit  getrolfen. 
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30  wie  eine  schützende  Gewalt  errichtet  wird.  Dec 
Beitritt  zu  der  erstem  ist,  wie  der  Beitritt  zu  der  lei- 
tern,  Bedingung  des  Eintritts  in  den  Staat.  Die 
Staatsgewalt  hat  die  Oberaufsicht  über  diesen  Theil 
des  Vertrags ,  so  wie  über  alle  Theile  desselben ;  un.d 
Zwangsrecht,  sov/ohl  als  Gewalt,  jeden  zur  Erfüllung 
desselben  zu  nöthigen. 

§.  19.     Vollständige  Anwendung  der  auf  gestellten  Grund- 
'  Sätze  über  das  Eigenthum. 

I.)  Die  Veranstaltung,  welche  die  Natur  getrof- 
fen ,  um  uns  zur  freien  Thätigkeit  zu  nöthigen ,  ist 
folorende. 

Unser  Leib  ist  ein  organislrtes  Naturprodukt, 
lind  die  Organisation  in  demselben  geht  ununterbro- 
chen  fort,  wie  dies  zufolge  des  obigen  Erweises  in 
dem  Begriffe  der  Organisation  überhaupt  liegt.  Das 
Geschäft  der  organisirenden  Natur  überhaupt  aber  be. 
steht  darin,  dafs  entweder  rohe  Materie  in  den  Kör- 
per aufgenommen,  und  in  demselben  erst  organisirt, 
oder,  dafs  schon  o*-ganisirte  in  ihn  aufgenommen,  und 
in  ihm  weiter  organisirt  werde.  Ferner  kann  bei  die- 
sem Geschäfte  der  Natur  noch  diese  Verschiedenheit 
Statt  finden,  dafs  entweder  die  Natur  selbst  die  zii, 
organisirenden  Materialien  in  den  Wirkungskreis  des 
Körpers  bringe,  oder  dafs  sie  auf  die  eigene  Tliätig- 
kelt  des  Produkts  gerechnet  habe ,  um  diese  Materia- 
lien herbei  zu  schaffen,  oder  sich  zu  ihnen  zu  verfü- 
gen. Das  leztere  hndet  nur  bei  Wesen  Statt,  die  für 
freie  Bewegung  artikuUrt  sind.  Nun  könnte  es,  da 
bei  den  beiden  zulezt  genannten  Bestimmungen  dl« 
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Kunst  dier  Natur  sich  ofFenLar  höher  hebt,  gar  wohl 
Sayn ,  dafs  beide  Bestimmungen  zusammen  fielen :  d. 
h.  dafs  in  denjenigen  Körpern,  die  auch  artikulirt 
sind,  die  Organisation  nur  durch  schon  organisirte 
Materialien  möglich  seyn  werde ,  da  sie  etwa  in  den 
nicht  artikulirten  durch  rohe  Materie  geschieht.  Ohne 
uns  hier  in  die  unserer  Absicht  ganz  fremde  Untersu- 
chung einzulassen,  warum  und  nach  welchen  Gesetzen 
es  so  sey,  begnügen  wir  uns  mit  der  einfachen  Anzei- 
ge, dafs  es  so  sey.  Die  Pflanzen  werden  aus  roher 
Materie,  wenigstens  aus  solcher  die  fiir  uns  roh,  und 
aufgelöst  ist,  gebildet;  dagegen  ernähren  sich  die 
Thiere  nur  aus  dem  Reiche  der  Organisation.  Was 
eine  Ausnahme  von  der  lezten  Regel  zu  seyn  scheint, 
ist  keine.  Wenn  von  Thieren  Eisen,  Steine,  Sand 
verschluckt,  vielleicht'  selbst  aus  Naturinstinkt  ver- 
schluckt wird ,  so  geschieht  dies  nicht ,  um  das  Thier 
zu  nähren,  denn  diese  Materien  werden  nicht  verdaut, 
sondern  etwa  um  schädliche  Ingredienzien  aus  dem 
Körper  wegzuschaffen. 

Nun  kann  es  sogar  seyn,  dafs  artikulirte  Ge- 
schol3fe  selbst  wieder  von  andern  artikulirten  sich  näh- 
ren ,  oder  Fleisch  essen.  Es  scheint ,  dafs  diese  Ge- 
schöpf«, auf  einer  höhern  Stufe  der  Organisation  ste- 
hen. Der 'Mensch  ist  sichtbar  bestimmt,  seine  Nah- 
rung aus  beiden  Reichen  der  organisirten  Natur  zu 
ziehen, 

II.)  Es  ist  Bedingung  der  Fortdauer  des  Staats, 
dafs  eine  hinreichende  Menge  von  Nahrungsmitteln 
■vorhanden  sey;  ausserdem  würden  die  Menschen  ihre 
"Verbindung  aufgeben ,  und  sich  zerstreuen  müssen. 

C  Alle 
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Alle  Organisation  geschieht  nach  Naturgesetzen, 
«lie  der  Mensch  nur  lernen ,  und  leiten  ,  aber  nicht 
verändern  kann.  Der  Mensch  kann  die  Natur  in  dit? 
ihm  bekannten  Bedingungen  der  Anwendung  ihrer  Ge- 
setze versetzen,  und  dann  sicher  rechnen,  dafs  sie  an 
ihrer  Seite  es  an  dieser  Anwendung  nicht  werde  fehlen  - 
lassen  ,  und  so  erhält  er  Vermögen  zur  Beförderung 
und  Vermehrung  der  Organisation.  Es  ist  zu  erwar- 
ten ,  dafs  wo  durch  Freiheit,  auf  welche  die  Natur 
nicht  rechnen  konnte,  mehrere  Menschen  an  einem 
Platze  beisammen  leben  wollen,  die  Natur  einer  sol- 
chen Nachhülfe  bedürfen  werde.  Ist  dies ,  so  ist  die 
Beförderung  der  Organisation  die  Grundfeste  des 
Staats,  indem  sie  die  ausschliessende  Bedingung  ist, 
unter  welcher  allein  die  Menschen  beisammen  bleiben 
können. 

Es  wird  zuförderst  bedürfen  der  Vermehrung  des 
Pflanzenreichs  ,  zur  Nahrung  für  Menschen  und  Vieh. 
r)ie  Pflanzen  sind,  den  Gesetzen  ihrer  Natur  nach,  an 
den  Boden  gebunden,  wachsen  aus  ihm  heraus,  und 
sind,  so  lange  die  Organisation  fortdauert,  an  ihn  be- 
festigt. Es  ist  zu  erwarten,  dafs  mehrere  Menschen 
ausschliessend  ihrer  Produktion,  und  Pflege  sich 
widmen  werden,  und  ein  solches  Recht  ist  zuzuge- 
stehen ,  da  ja  die  Existenz  des  Staats  durch  den  Ge- 
brauch desselben  bedingt  ist. 

Die  Organisation  schreitet  in  einer  Zeildauer  fort 
nach  gewissen  Gesetzeir,  in  deren  Ausübung  die  Nattii' 
nicht  gestört  werden  darf.  Es  ist  daher  für  die  Er- 
reichung des  beabsichtigten  Zwecks  schlechthin  noth- 
wendig ,  dafs  in  jedem  gepflegten  Theile  des  Pflanzen- 
reich» 
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Teichs  alles  so  bleibe,  wie  der  Pfleger  desselben  es  (Er- 
kannt hat,  indem  er  in  seinem  weitern  Verfahren  dar- 
auf rechnen  mufs;  dafs  ihm  sonach  der  Boden,  auf 
welchen  er  baut,  ausschllessend  zugestanden  werde, 
für  diesen  Gebrauch  des  Anbaus.  AVir  hätten  demnach 
zuförderst  zu  reden  v 

A. 

Vom  Eigenthum  der  Landbauers  an  Grund  und  Boden. 
-n.)  Der  Boden  ist  die  gemeinschaftliche  Stütze 
der  Menschheit  in  der  Sinnenwelt,  die  Bedingung  ihres 
Bestehens  im  Räume,  sonach  ihrer  ganzen  sinnlichen 
Existenz.  Die  Erde  insbesondere  als  Masse  betrach- 
tet, ist  gar  Ii  ein  möglicher  Gegenstand  dieses  Besitzes, 
denn  sie  kann,  als  Substanz,  keinem  möglichen  aus- 
schliessenden  Zwecke  eines  Menschen  unterworfen 
werden;  von  dem  Gebrauche  eines  Dinges  aber  alle 
übrigen  uuszuschliessen ,  ohne  selbst  einen  Gebrauch 
desselben  angeben  zu  können,  ist  nach  dem  obigen 
widerrechtlich.  (Man  dürfte  sagen  :  zum  Iläuserbauen 
ist  die  Erde  brauchbar;  aber  dann  ist  sie  schon  niodi- 
ficirt,  und  sie  wird  nicht  als  Substanz  gebraucht,  son- 
dern nur  ein  Accidens  derselben.)  Also  das  Recht  des 
Landbauers  auf  ein  bestimmtes  Stük  Grund  und  Bo- 
den, ist  lediglich,  das  Recht  auf  diesem  Stücke  ganz  al* 
lein  Produkte  zu  erbauen,  und  jeden  andern  von  die- 
sem Anbaue  und  von  jedem  andern  Gebrauche  diese 
Grundstüks,  welcher  jenem  Gebrauche  widerstreitet, 
auszuschliessen. 

Der  Landbauer  hat  sonach  nicht  das  Recht-eineu 
dem    Ackerbaue    unschädlichen    Gebrauch  desselben 
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Grundstüks  zu  hindern,  z.  B.  den  Bergbau,  oder  tlic 
Huthung  auf  dem  abgeerndteten  und  jezt  nicht  wieder 
zu  besäenden  Acker;  falls  er  nicht  selbst  das  Recht 
hat,  Vieh  zu  halten.  Der  Staat  hat  das  Recht,  die 
schon  vertheilten  Grundstücke  durch  den  Bergmann 
untergraben  zu  lassen,  und  der  Landbaiier  keineswe- 
ges  das  Recht ,  einen  Einspruch  dagegen  zu  thun ;  al- 
les auf  die  Bedingung,  dafs  das  Feld  nicht  unsicher 
werde  oder  wirklich  einstürze ,  in  welchem  Falle  iha 
entweder  der  Bergmann,  oder  der  Staat,  je  nachdem 
nun  der  Vertrag  darüber  lautet,  entschädigen  raüfste. 

Die  Aecker  werden  durch  die  Einzelnen  unter  der 
Garantie  des  Staats  vertheilt,  und  durch  Grenzsteine 
bezeichnet,  ^damit  gewisses  Recht  sey.  Einen  Grenz- 
stein zu  verrücken ,  ist  sonach  ein  unmittelbares  Ver- 
brechen gegen  den  Staat,  indem  es  das  Recht  unsicher 
macht,  und  zu  unauflöslichen  Rechtsstreiten  veranlafst. 

leder  Landbauer,  der  nichts  wäre  als  dies,  müfs- 
te  durch  Bearbeitung  seines  Ackers  seinen  Unterhalt 
gewinnen  können.  Könnte  er  dies  durch  alle  seine 
Arbeit  nicht»,  so  müfste,  da  er  nichts  seyn  kann  als 
Jjandbauer,  eine  neue  Vertheilung  vorgenommen,  und 
ihm  zugelegt  werden  ,  laut  obiger  Grundsätze.  Ob 
jeder  seinen  Acker  weni^^stens  in  soweit  bearbeite, 
.dafs  er  seinen  Unterhalt  darauf  gewinnen  könne,  dar- 
über steht  er  unter  der  Aufsicht  des  Staats.  Es  wird 
sich  tiefer  unten  ein  Grund  zeigen ,  warum  diese  Auf- 
sicht sich  noch  weiter  erstrecke. 

Der  Landbauer  mufs,  als  Staatsbürger  überhaupt, 
seinen  bestimmten  Beitrag  entrichten  für  die  Bedürf- 
nisse 
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nisse  des  Staats.    Er  wird,  soviel  wir  bis  jezt  erselien 
liönnen  ,   diesen  Beitrag  von  nichts  entrichten  können^ 
als  von  den  Produkten  seiner  Felder.     So  lange  er 
diesen  Beitrag  nicht  entrichtet  hat,  ist  nichts  sein  Ei- 
genthum, weil  er  den  Vertrag,  zufolge  dessen  es  erst 
sein  wird,  noch  nicht  erfüllt  hat.  Was  nach  Abzug  die- 
ser Abgaben  übrigbleibt,  hat,  laut  des  Vertrags,  der  Staat 
gegen  alle  Eingriffe  anderer  zu  schützen ;  auch  hat  der 
Staat  selbst,  so  viel  wir  wenigstens  bis  jezt  einsehen, 
nicht  den  geringsten  Anspruch  mehr  darauf.    Also  — 
nur  die  Produkte  des  Landbauers  sind  sein  absolutes 
Eigenthum;  an  ihnen  gehört  ihm  die  Substanz,  und 
nicht  blofs,  wie  beim  Acker,  ein  Accidens  derselben, 
zu  ei2;en.      (Tiefer   unten  werden  sich  noch  nähere 
Modifikationen  dieses  Eigenthumsrechts  finden.) 

(Der  Saz,  die  Produkte  meiner  Arbeit  sind  mein 
Eigenthura,  auf  welchen  einige  das  Eigenthumsrechß 
überhaupt  haben  aufbauen  wollen ,  findet  sich  hier  be- 
stätigt. Als  Grundsaz  alles  Eigenthumsrechts  wurde 
gegCii  ihn  die  Einwendung  gemacht,  man  müsse  dann 
nur  erst  sein  Recht,  diese  x'Vrbeit  vorzunehmen,  auf- 
zeigen. Dies  ist  im  Staate  sehr  wohl  möglich;  alle, 
mit  denen  der  Einzelne  in  gegenseitiger  Wechselwir- 
Icunc;,  und  daher  in  Rechtsverhältnissen  steht,  haben 
ihn  durch  ihre  Einwilligung  zu  dieser  Arbeit  berech- 
tigt. Nur  unter  dieser  Bedingung  gilt  der  angezeigte 
Saz  im  Staate;  imdda  überhaupt  nur  im  Staate  etwas 
xechtlich  gilt,  gilt  er  überhaupt  »ur  unter  dieser  Be- 
dingung.) 

2.)  Was  auf  angebautem  Boden  wild  wä'chst,  da- 
v0n  ist  anzunehmen,  dafs  der  Besitzer  des  Bodens  es 
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seinem  Zwecke  des  Anbaues  unterworfen  habe  ;  und  es 
gehört  ihm  daher  mitjRecht.  Es  kann  auch  schon  dar- 
um  keinem  Fremden  angehören,  weil  die  Disposition  die- 
ses Fremden  damit  seinereignen  freien  Disposition  auf 
seinem  Böden  Eintrag  thun,  sonach  die  Erreichung  der 
ihm  garantirten  Zwecke  hindern  würde. 

3.)  Unangebauter  Boden  ist  Eigenthum  der  Ge- 
meine; denn  er  ist  bei  der  Ackervertheilung  keinem 
Einzelnen  zum  Eigenthume  gegeben  worden.  Es  ist 
dabei  sorgfältig  zu  unterscheiden  zwischen  der  Sub- 
stanz und  den  Accidenzen.  Die  Substanz,  der  Boden 
selbst,  ist  etwas,  das  die  Gemeine  für  eine  künftige 
Vertheilung ,  wenn  sie  nöthig  seyn  wird ,  aufgehoben 
hat.  Die  Accidenzen,  das  was  wild  darauf  wächst, 
kann  nicht  aufbehalten  werden,  weil  es  ohne  dies  um- 
käme,  es  ist  sonach  zweckmäfsig,  dafs  es  gebraucht 
werde.  Am  füglichsten  wird  die  Gemeine  es  für  ihre 
öffentlichen  Zwecke  verwenden,  und  es  zu  den  Staats- 
einkünften schlagen,  oder  zu  einem  Regale  machen. 
Es  wird  dadurch  ein  Beitrag,  den  alle  leisten,  ohne 
dafs  einer  einen  Heller  ausgiebt.  Doch  ist  hierbei 
folgendes  zu  bemerken : 

ot»)  Dasjenige,  dessen  Eigenthum  im  Vertrage 
nicht  ausdrücklich  bestimmt  wird,  ist  keines  von  bei- 
den Eigenthum;  und  im  Staate  g^r  keines  einzelnen 
Bürgers  Eigenthum.  (S.  ij^.  1  Th.)  Es  mufs  sonach 
im  Vertrage  der  Einzelnen  mit  dem  Staatsgjanzen  aus- 
drücklich bestimmt  werden,  ob  alle  wildgewachsenen 
Proflukte,  oder  ob  nur  einige,  und  welche,  als  Rega- 
le gelten  sollen.  Z.  B.  die  Holzung.  (Das  Recht  auf 
die  Forsten.)    Was  nicht  genannt  ist,  ist  niem^des 
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SacKe,  die  (iem  ersten,  es  versteht  sich  unter  den  Bür- 
gern, anheimfällt,  der  sich  ihrer  hemächtigt;  da  es 
ausserdehi  ja  ungenuzt  verloren  gehen  würde.  Der 
Boden  ist  noch  niemandes  Zwecken  unterworfen ,  und 
es  mufs  daher  völlig  erlauht  seyn ,  ihn  zu  betreteri. 
(RaiT-  und  Leseholz,  WaWfrüchte  und  dergl.) 

ß,)  Der  wilde  Wuchs  mufs  allenthalben  der  CuL 
tur  weichen ,  weil  durch  die  leztere  mehr  Unterhalt 
gewonnen  wird ,  als  durch  den  eisten.  lene  unange' 
bauten  Ländereien  müssen  sonach  vertheilt  werden, 
sobald  das  Bedürfnifs  der  Einzelnen  es  erfodert;  und 
was  irgendjemand  zum  Acker  besitzen  will,  darf  nicht 
unangebaut  liegen.  Der  Gebrauch  der  Accidenzen  ist 
jemand  nur  unter  der  Bedingung  zugestanden  worden» 
dafs  der  Boden  unangebaut  sey.  Sobald  er  angebaut 
wird,  fällt  sein  Rechtsgrund  hin.  Dem  Staate  wird 
der  Verlust ,  den  er  selbst  dabei  leidet,  durch  Aüfla- 
gen  auf  die  neuen  Aecker  vergütet  werden.  —  Dnnjit 
wird  nun  keinesweges  gesagt,  dafs  etwa  alle  Walder 
ausgerottet  werden,  sondern  nur,  dafs  der  Holzbau 
gleichfalls  durch  Kurvst  getrieben  werden  soll ,  wodurch 
die  Forste  die  Rechte  des  angebauten  Bodens  gleich- 
falls erhalten. 

B. 

Da  wir  einmal  bei  Grund  und  Boden  stehen,  han. 
dein  wir  den  Berg  hau  ,  dessen  wir  schon  gedacht  haben, 
gleich  mit  ab.  —  Die  Auabeute  desselben  ,  —  Metal- 
le, Ilalbmetalle ,  u.  .s.  f.  stehen  in  der  Mitte  zwischen 
organisirten  Naturprodukten  ,  und  roher  Mnferie,  sie 
sind  der  Uebergang  der  Natur  von  der  leztern  zur  er- 
stem^ .  Die  Gesetze,  nach  denen  die  Natur  sie  hervor- 
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bringt,  sind  entweder  gar  nicKt  zu  entdecken,  oder 
sind  wenigstens  bis  jezt  noch  nicht  so  weit  entdekt, 
dafs  man  Metalle  mit  Kunst,  so  wie  Früchte,  anbauen, 
d.  i.  die  Natur  in  Bildung  derselben  nach  unserer  Will- 
kühr  leiten  könnte.  Sie  werden,  von  der  Natur  ohne 
unser  Züthun  gebildet,  nur  gefunden.  —  An  sich  müfs* 
te  es  jedem  Einzelnen  frei  stehen,  zu  sagen:  ich  will 
JVIetalle  suchen,  wie  es  jedem  frei  steht  zu  sagen:  ich 
will  Früchte  erbauen,  und  das  Innere  der  Erde  könnte 
eben  sowohl  unter  Bergleute  ausgetheilt  werden,  als 
die  Oberfläche  derselben,  unter  Landbauer  ausgetheilt 
worden.  leder  würde  dann  ein  Stük  des  Innern  grade  so 
2u  eigen  besitzen,  für  seinen  Gebrauch,  wie  der  Land- 
mann  die  Stücke  der  Oberfläche  besizt,  für  den  seinigen ; 
und  die  gefundenen  Bletalle  würden  ihm  gerade  so  zu 
eigen  gehören,  wie  die  erbauten  Früchte  demleztern. — 
Aber  theils  um  der  Unsicherheit  des  Bergbaus  willen, 
-  da  die  Erzeugung  der  Metalle  nicht  von  der  Willkühr 
des  Menschen  abhängt,  sonach  nicht  zu  berechnen  ist, 
dafs  der  Bergbau  seinen  Mann  ernähren  werde ,  theils 
weil  das  bestimmte  Stük ,  das  durchsucht  worden  ist, 
nicht  wieder  durchsucht  werden  kann,  kann  er  auf  die- 
se Weise  nicht  getrieben  werden.  •  Ermüfste  von  einer 
stehenden  fortdauernden  Gesellschaft  unternommen 
werden ,  die  den  Verzug  der  Ausbeute  ertragen ,  und 
den  endlichen  Gewinn  mit  Gedult  erwarten  könnte. 
Keirie  Gesellschaft  qualificirt  aus  den  obigen  Gründen 
sich  besser  dazu,  als  der  Staat  selbst,  welcher  überdies, 
wie  sich  bald  zeigen  wiid  ,  noch  einen  besondern  Grund 
hat,  sich  in  den  Besiz  der  Metalle  zn  setzen.  Das 
Eigenthum  des  Bodens  unter  der  Oberfläche  verbleibt 
daher  mit  Recht  der  Gemeine :  sie  läfst  ihn  bearbei- 


ten,  und  die  Bergleute  werden  Lolmarbeiter,  (von 
welchen  ausfülirliciier  tiefer  unten  geredet  werden  wird) 
die  ihre  bestimmte  Bezahlung  erhalten ,  ob  sie''  viel 
oder  wenig,  oder  nichts  finden.  Der  Bergbau  ist  so- 
nach ein  natürliches,  Regale ,  wie  die  Forsten. 

Nach  demselben  Grundsatze  istzubeurtheilen,  das 
Eigenthumsrecht  an  alles,  was  die  Natur  auf  dieselbe 
Weise  hervorbringt;  Edelgestein,  Bernstein  und  an- 
dere seltene  Steine,  auf  die  lemand  einen  Werth  se- 
tzen könnte,-  Steinbrüche,   Lehm-  und  Sandgruben, 
u.  d.  gl.  Der  Staat  hat  das  Recht,  diese  Objekte  zu  ei- 
nem Re2;ale  .zu  machen ,  und  da  er  selbst  sie  ^in  hin- 
länglicher Quantität  aufsuchen  läfst,  (dazu  ist  er  ver- 
bunden, so  dafs  im  Publikum  keine  Klage  über  den 
Mangel  derselben    entstehe)  allen   andern  die  Auf- 
suchung derselben  zu  verbieten.      Ist  dies  nicht  ge- 
schehen, und  es  will  lemand  diese  Aufsuchung  zu  sei- 
nem Nahrungszweige,  und  bestimmten  Stande  machen, 
so  bedarf  er  dazu ,  da  der  Staat  wissen  mufs,  wovon 
jeder  lebt,  die  ausdrückliche  Erlaubnifs   des  Staats; 
der  ihn  auch  für  gewisse  Distrikte  ausschliessend  pri- 
vilegiren  kann ,  so  dafs  von  nun  an ,  niemand  etwas 
von  dergleichen  Objekten  aus  diesen  Distrikten  weg- 
nehmen dürfe.     Oder  endlich,   wo  keins  von  beiden 
geschehen  ist,  fallen  solche  Objekte,  als  niemandes 
Kigenthum,    dem    ersten    zujäliioen  Finder  anheim. 
Die  Hauptsache  dabei  ist  die,  dafs  nur  das  ausdrücJdich 
gesehene  Gesez,  (die  ausdrückliche  Deklarftlion  der  ge- 
schehenen Zueignung,  nach  obigem)  keinesweges  aber 
ein  stillschweigend  xorausgeseztes ,  die  Bürger  von  der 
Besiznehmung  ausschliesse. 

Stein- 
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Steinbrüche  u.  dergl.  überlafst  man  an  vielen  Or- 
ten dern  Landbauer  des  Bodens.  Sein  Recht  gründet 
nach  den  obigen  Grundsätzen  sich  nicht  auf  sein  Ei- 
genthuin  am  Boden,  sondern  auf  das  Stillschweigen 
des  Gesetzes.  Nichts  verhindert,  dafs  der  Staat, 
Avenn  die  Sache  von  Bedeutung  ist,  und  den  Betrag 
des  Feldbaues  überwiegt,  sich  dieselben  zueigne,  und 
dem  Landbauer  sein  gegründetes  Recht  auf  so  einem 
grofsen  und  gutem  Stücke  Acker  Früchte  zu^erbauen, 
an  einem  andern  Orte  ersetze.  Es  versteht  sich, 

wie  immer,  dafs  die  Bereicherunor  des  Staats  durch 
Regalien  den  einzelnen  Bürgern  zu  Gute  kommen  müs- 
se, und  dafs,  wie  diese  sich  vermehren,  die  direkten 
Auflagen  sich  vermindern  müssen,  wenn  nicht  etwa 
in  dem  gleichen  Verhältnisse,  die  Bedürfnisse  des 
Staats  steigen, 

C. 

Es  giebt  auf  dem  Erdboden  auch  Thiere ,  deren 
Accidenzen  entweder,  eine  Brauchbarkeit  für  die  Men- 
schen haben ,  den  Zwecken  derselben  unterworfen 
sind,  oder  deren  Substanz  sogar  brauchbar,  ihr 
Fleisch  zu  essen,  ihre  Haut  zu  verarbeiten  ist,  u.  s.  f* 
Will  man  zuförderst  nur  die  Accidenzen  derselben  zu 
einem  regelmäfsigen  Gebrauch  sich  unterwerfen ,  so 
raufs  man  vor  allem  das  Thier  in  seine  Botmäfsigkeit 
bringen;  und,  da  dieselben  nur  durch  organisirte  Ma- 
terie ernährt  und  erhalten  werden,  aber  nachdem 
man  sie  unter  die  Kunst  gebracht,  nicht  zu  erwarten 
ist,  dafs  die  blofse  .Natur  über  sie  walten  werde,  mufs 
man  der  Natur  in  Ernährung  dieser  Thiere  nachhelfen, 
d.  i.  die  Ernährung  derselben,  so  viel  an  uns  ist,  selbst 
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besorgen.  Da  die  Natur,  wie  überhaupt  in  der  Orga- 
nisadon, also  auch  hier,  einen  regehnäfsigen  Gang  ge- 
hen wird,  so  ist  der  angezeigte  Zweck  bedingt  durch 
den  ausschliesstnden  Btsiz  des  Thiers;  dadurch,  dafs 
nur  ich  es  nähre,  warte,  pflege,  und  kein  anderer,  dafs 
dagegen  auch  nur  ich  der  Vortheile,  die  es  gewährea 
kann,  geniesse. 

An  sich  hat  jeder  Einzelne  dasselbe  Recht  sich 
des  Besitzes  eines  bestimmten  Thiers  zu  bemächtigen, 
als  der  andere.  So  wie  sich  a  priori  schlechthin  keiii 
Grund  anführen  läfsC,  warum  diese  Wiese  vielmehr 
mein  seyn  solle,  als  meines  Nachbars,  so  läfst  sich 
auch  kein  Grund  anführen ,  warum  nur  ich  diese  Kuh 
melken  solle,  und  nicht  mein  Nachbar.  Das  ausschlies- 
5ende  Eigenthum  der  Thiere  kann  sonach  nur  durch 
den  Eigenthums  vertrag  mit  dem  Staate  erworben  wer- 
den. 

Aber  es  hat  mit  den  Thieren  nicht  dieselbe  Be- 
wandnifs ,  wie  mit  einem  Stück  Acker,  der  immer  an 
derselben  Stelle  bleibt,  und  genau  bezeichnet  is  , 
wenn  der  Ort  im  Räume  bezeichnet  ist,  an  welchem 
er  sich  befindet;  das  Thier  bleibt  nicht  an  derselbcii 
Stelle,  sondern  hat  freie  Bewegung.  Welches  soll  so- 
nach das  Zeichen  seyn,  dafs  dieses  bestimmte  Stiik 
Vieh,  dieser  bestimmten  Person  zu  eigen  gehört,  und 
keiner  möglicht^n  andern?  — 

I.)  Zuförderst,  wenn  nicht  etwa  alle  Arten  der 
Thiere  aus^chliessendeS  Eigeathum  bestimmter  Perso- 
nen würden,  sondern  nur  einige  Thierarten,  so  müfs^ 
^  te  vor  allen  Dingen  ausgemacht  werden,  auf  welchen 
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■bestimmten  Arten  der  Thlere  üUeiliaupt  ein  Eigen* 
thumsrecht  ruhen  solle,  und  auf  welchen  nicht:  so 
da  Ts  jeder  in  dessen  Botmafsigkeit  ein  ge  wiäses  Thiet 
käme,  sogleich  wissen  konnte,  dafs  dasselbe,  wena 
es  nicht  sein  Eigenthuin  ist,  ganz  gewifs  das  Eigen* 
thum  irgend  eines  andern  sey,  wenn  er  auch  niche 
weifs,  welches  bestimmten  Eigenthiimers ;  indem  die- 
se Thierart  durch  den  Staat  f  ür  eine  solche  erklärt  wor- 
den, die  nur  Eigenthura  seyn  kann.  Ich  darf  z,  B. 
wenn  ich  die  lagdgerechtigkeit  habe,  wovon  tiefer  un« 
ten,  den  Hirsch  schiessen,  weil  er  ein  Hirsch  ist, 
aber  nicht  das  mir  unbekannte  Tferd,  Warum  nicht  das 
leztere  sowohl  als  das  erstere?  Darum,  weil  ich  weils, 
dafs  ein  Pferd  nothwendig  jemanden  zugehöre ,  ob  ich 
gleich  diesen  Eigenthümer  nicht  kenne.  Aber  wenn 
etwa  jemand  ein  Reh  zähmt,  so  ist  es  ohne  Zweifel 
sein  Eigenthum.  Es  lauft  ihm  fort,  und  ich  schiesse 
es  nieder.  Glaubt  man ,  dafs  ich  die  gleiche  Verant- 
wortung haben  werde,  als  ob  ich  ihm  sein  Pferd  nie- 
aera^eschossen  hätte?  Keinesweges.  Der  Grund  davon 
ist  der,  dafs  nicht  das  Reh,  wohl  aber  das  Pferd  fiic 
etwas  ,  das  schlechthin  nur  Eigenthum  seyn  kann  ,  er- 
klärt worden.  Das  Recht  des  Besitzers,  selbst  wenn 
sein  Vieh  aus  seiner  Botmäfsigkeit  entkommen,  bleibt, 
und  gründet  sich  auf  den  urspranglichen  Eigenthums- 
vertrag,  welcher  festsezt,  welche  Thiere  im  Staate 
für  immer  als  Eigenthum  gelten  sollen,.  Dergleichen 
Thierarten,  nennt  man  zahmes  Fkk, 

Der  Entscheidungsgrund ,  dafs  gerade  diese  be- 
stlmnuen  Thierarten  für  Eigenthum  eykKirt  worden, 
)V«t  in  ^ler  Zweckmäfsigkeit  für  die  Bedürfnisse  der 
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iVtenschen  ihren  Accidenzen  nach,  in  der  Möglichkeit 
sie  zu  zähmen,  und  in  der  Nothwendigkeit  sie  zu 
pflegen. 

*■ 

Aber  man  wolle  nicht  glauben ,  dafs  dieses  Zäh. 
men  und  Pflegen  der  wahre  Rechtsgrund  des  Besitzes 
«ey ;  der  Vertrag  allein  ist  es  j  so  dafs ,  wenn  etwa  in 
«inem  Staate  eine  neue  Art  des  Zuchtviehs,  etwa  der 
italiänische  BiilFel,  oder  der  Keng-uru,  eingeführt 
werden  sollte,  das  Eigenthumsrecht  dieser  Thiere  erst 
Vom  Staate  garantirt,  durch  ein  Gesez  sanctionirt  und 
ölrentlich  bekannt  gemacht  werden  mufste,  weil  sonst 
das  unbekannte  Thier  für  ein  wildes  gehalten,  und  als 
solches  behandelt  werden  kLÖnnte.  (Etwas  anders  wä- 
es,  wenn  jeder  dasselbe  in  seinem  Hofe  eingeschlos- 
sen hielte,  wo  es  durch  den  Plaz,  auf  welchem  es  sich 
befände,  Eigenthum  würde;  nach  Grundsätzen  des 
Haufsrechts,  wovon  tiefer  unten.)  Ferner,  dafs  der 
Staat  das  vollkommene  Recht  hat,  das  Halten  gewis- 
ser Thiere  zu  verbieten,  z.  B.  unnöthiger  Hunde, 
©der  etwa  einer  Menagerie  von  Löwen,  Bären, 
Affen. 

a.)  Aber,  welchem  bestimmten  Besitzer  gehört 
denn  nun  dieses' bestimmte  Stük  Vieh,  das  der  Art 
nach  überhaupt  für  Eigenthum  erklärt  worden?  Ent- 
weder  die  Thiere  bleiben  auf  dem  Grund  und  Boden, 
und  unter  der  unmittelbaren  Obhut  ihres  Eiaenthü- 
mers,  so  dafs  er  sie  stets  für  die  Seinigen  deklariren 
kann;  wobei  aber  doch  noch  immer  das  Recht  viel  zu 
ungewifs  ist^  indem  ja  jemand  gestohlenes  oder  ver- 
laufenes Vieh,  wenn  er  es  nur  unter  seiner  Heerde 
uud  auf  seinem  Boden  hat,  sehr  leicht  für  das  Seinige 
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ausseben  taiin.  Oder  die  Thiere  mehrerer  Besitzer 
•werden  vermischt  und  unter  einander  auf  die  Weide 
getrieben;  w'ie  soll  hinterher  der  Eigenthümer  bewei- 
sen, welche  Stücke  die  seinigen  sind?  Zum  Glük  hat 
hier  der  thierische  Instinkt  die  Nachlässigkeit  des  Ge- 
bezeebers  zum  Theil  wieder  gut  gemacht.  Das  zahme 
Thier  gewöhnt  sich  an  seinen  Stall ,  und.  eilt  ihm  zu, 
tind  der  Richter  entscheidet  nach  dem  Ausspruche  des 
Thiers.  Vv^ enn  über  diesen  Besiz  nicht  mehr  Streitig- 
keiten vorkommen,  so  hat  man  dies  lediglich  der  Sim- 
plicität  und  Ehrlichkeit  der  gemeinen  Leute,  vielleicht 
auch  manchem  Aberglauben  derselben  zu  verdänken. 
Und  denn  doch  -r-  was  für  Gegenmittel  hat  man  gegen 
den  Viehdiebstahl  als  das,  dafs  man  seinen  Stall  woVi\ 
zuschliesse,  und  welche  Beweifsmittel  dafür?  Würde 
es  nicht  von  einem  vvohleingerichteten  Staate  zu  fo- 
dern  seyn,  dafs  die  Stücke  des  Zuchtviehes  gerichtlich 
bezeichnet  würden ,  und  diese  Zeichen  so  unverlezlich 
wüi'en,  und  so  unter  der  Aufsicht  des  Gesetzes  stün- 
den, als  die  Grenzsteine  selbst.  So  vvürde  Verwech- 
selung nicht  leicht  m.öglich,  und  der  Diebstahl  immer 
za  beweisen  seyn.  (Wie  bei  Dienstpferden  der  Ar- 
meen diese  Bezeichnung  ja  allerdings  möglich  ist.)  — 
leder  Verkauf  müfste  nebst  dem  Zeichen  des  verkauf- 
ten Tliiers  gerichtlich  gemeldet  werden ,  und  so  wäre 
auch  hierbei  die  erforderliche  Sicherheit. 

5.)  Bei  andern  Klassen  der  eigenthümlichen  Thie- 
re ist  das  Eigenthum  wirklich  bestimmt  durch 
den  Ort,  an  welchem  sie  sich  befinden;  wenn  sie  von 
der  Art  sind,  dafs  sie  iu  einem  bestimmten  Baume  ein- 
geschlossen'werden  könnan ,  und  etwa  für  die  Errei- 
chung 
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ebung  unseret  Zwecke  mit  ihnen,  müssen.  Es  ist  sodann 
dem  Eioentlmmer  dieser  Ort  selbst  für  den  Gehrauch, 
dieses  bestimmte  Thier  daselbst  zu  erhalten,  zuin  Ei- 
genthum gegeben  und  das  Tlüer  ist  sein  Eigenthum, 
inwiefern  es  an  diesem  Orte  ist.  (Fischteiche,  Fiscii- 
kasten,  sogar  Vogelhäuser.)  Wenn  der  Fisch  aus  dem 
Teiche,  wenn  der  Vogel  aus  dem  Vogelhauer  heraus 
ist,  ist  er  niemandes  Eigenthum.  (Der  Karpfe  bleibt 
Eigenthum- im  festen  Lande,  wenn  ein  Teich  in  Bäche 
ausgerissen  wäre,  weil  er  in  den  Bächen  sich  nicht  er- 
zeugt; nicht  so,  wenn  er  in  einen  Flufs  käme,  weil 
dann  der  Eigenthümer  sein  Eigenthum  nicht  beweisen 
könnte.  Er  hält  das  Mittel  zwischen  dem  wilden  und 
zahmen  Thier,  im.  Eande  ist  er  zahmes,  im  Flusse  wil- 
des.   Nicht  so  mit  Hechten  u.  dergl.  — ) 

4.)  Alles  Eigenthum  wird  zugestanden  in  Bezie- 
hung auf  den  dadurcii  zu  erreichenden  Zweck;  so  auch 
das  der  Thiere.  Nun  hat  die  Substanz  der  mehresteu 
Thiere  selbst  Zweckmäfsigkeit ,  ihr  Fleisch  kann  ge- 
gessen, oder  wenigstens  verschiedene  Bestandtheile 
ihres  Körpers  können  verarbeitet  werden;  zugleich 
aber  haben  die  Accidenzen  derselben  Zweckra  ilsiokeit. 

ö 

(Die  Milch  der  Rühe,  die  Arbeit  der  Ochsen  und 
rferde,   die  Eier  der  Hüner  u.  dergl.) 

Es  kann  daher  wohl  seyn ,  dafs  das  Eigenthums- 
recht an  die  Substanz  des  Thieres  beschränkt  sey;  wel- 
ches zu  entscheiden  ist  aus  dem  ursprünglichen  Ver- 
trage, und  aus  den  darauf  gegründeten  Gesetzen;  oh- 
ne dafs  darum  das  Eigenthum  überhaupt,  welches  ja 
auf  die  Accidenzen  gehen  kann,  aufgehoben  oder  be- 
schränkt sey,  und  J«an  kann  da  nicht  argumentiren : 

wenn 
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«wenn  icli  mit  meinen»  Tbiere  nicht  soll  maclieii  Icöii- 
nen,  was  icli  will,  wie  wäre  es  denn  mein?  Es  isC 
nur  beschränkt,  nur  zu  einem  gewissen  durch  den 
Staat  verstatteten  Gebrauche,  dein.  So  könnte  es  Gesez 
seyn,  dafs  immer  ein  gevvisser  Viehbestand  erhalten  wer- 
müsse,  und  unter  ihn  herunter  nicbt  geschlachtet 
werden  dürfe.  —  Ist  dies  etwa,  so  mul's  der  Staat 
auch  Anstalten  getroiBten  haben ,  dafs  die  nöthige  Füt- 
terung^ erzeugt  werde,  da  ausserdem  die  Gesezgebung 
ihr  selbst  widerspräche. 

Die  Thiere  pflanzen  sich  selbst  fort,  und  ibr© 
lungen  sind  eiü  Accidenz  derselben,  deren  Benu- 
tzung den  Menschen  zugestanden  wird.  In  dem 
Stammthiere  ist  dem  Eigenthümer  zugleich  die  ganz« 
Kachkommenschaft  desselben  mit  zu  eigen  gegeben; 
so  wie  im  ersten  Saatkorne  alle  Körner,  die  daraus  er- 
izeu^t  werden  können ,  weil  ihm  das  Recht  zuaestan- 
dgn  ist,  Vieh  zu  halten,  und  Korn  zu  bauen.  Aber 
die  Vermehrun^  der  Heerden  kann  gar  wohl  auf  eine 
gewisse  Anzahl  beschränkt  seyn. 

.3.)  Das  Thier  bewegt  sich  frei,  und  nährt  sich 
von  den  rrodukten  des  Feldes ;  und  dadurch  entsteht 
denn,  falls  ein  Thier  Schaden  angerichtet,  folgender 
Widerstreit  zwischen  dem  Eigen  thumsrecht  des  Acker- 
bauers und  dem  des  Viehbesitzers.  Ich  habe  im  Staa- 
te das  Recht  das  Feld  zu  bauen,  und  die  Produkte  des- 
selben sind  ^anz  mein,  antwortet  der  Erstere.  Und 
ich,  antwortet  der  Leztcre ,  habe  in  demselben  Staate 
das  Recht  Vieh  zu  ha] ton,  und  dieses  Vieh  ist  durch 
seine  dem  Staate  wohl  bekannte  Natur  bestimmt,  fi'ci 
seiner  Nahrung  nachzugehen.    Diesen  Widerstreit  hat 
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cler  Staat  durch  Gesetze  zu  schlichten ,  gegründet  auf 
den  ursprünglichen  Eigenthumsvertrag,  wodurch  er 
entweder  nur  einem  Theile,  dem  Viehbesitzer,  auf- 
legt, sein  Vieh  unter  seiner  Obhut  zu  haken,  oder 
billiger  auch  dem  andern  auflegt,  sein  Feld  wohl  zu 
verzäunen.  Wer  die  ihni  befcrlilne  Sorgfalt  vernach- 
lässigt, ersezt  nicht  nur  den  dadurch  entstandenen 
Schaden,  sondern  ist  überdies  strafbar.  Entsteht  nach 
Anwendung  aller  durch  das  Gesez  gefederte a  Sor-^falt 
dennoch  Schaden,  so  ist  derselbe  anzusehen  als  ein 
Unglük  ,  das  auf  keines  von  beiden  ilechnung  kommt, 
und  welches  der  Staat  trau-en  mufs. 

60  Es  ist  angenommen,  dafs  einige  Thierarten 
bestimmt  sind,  als  solche  die  nur  Eigenthum  seyn  kön- 
nen. Sie  heifsen  zahme,  die  unter  denselben  nicht 
mit  begriffenen,  sind  lediglich  dadurch,  dafs  sie  dar- 
unter nicht  begriffen  sind,  wilde,  d.  i.  niemandes  Ei- 
genthura.  Gerade  diese  Thierarten  sind  es,  die  für 
wilde  erklärt  werden ,  darum  ,  weil  gerade  diese  nicht 
gezähmt,  ihre  Accidenzen  also  den  Zwecken  des  Men- 
,schen  nicht  unterworfen  werden  können.  Sie  sind  je- 
doch,  inwiefern  ihre  Substanz  zu  etwas  zu  brauchen 
ist,  welches  aber,  da  man  sie  nicht  zähmen  kann,  nur 
durch  ihren  Tod  möglich  seyn  dürfte,  ein  Gut,  das 
die  Gemeine  nicht  vertheilt  hat,  also  ein  Gemeingut, 
Sie  können  keines  Jiinzelnen  Eigenthum  werden,  ehe 
er  sich  derselben  bemächtigt  hat.  —  Da  diese  Thiere 
auch  nicht  einmal  innerhalb  der  Grenze  des  Staats  er- 
halten, mithin  nicht  aufbewahrt  werden  können  für 
Itünftige  Zeiten,  wie  unangebauter  Eoden  ,  so  ist  sehr 
zweckmäfsig,  dafs  man  sich  ihrer  bemächtige,  wo 
man  sie  findet, 
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Es  findet  zwischen  ihnen  ein  grofser  Unterschied 
Statt.  Entweder  diese  Thiere  sind  in  einem  Elemente 
eingeschlossen ,  das  den  Zwecken  der  Menschen ,  we- 
nigstens inwiefern  sie  in  und  von  demselben  leben, 
nicht  unterworfen  ist;  im  Wasser,  (die  wilde  Fische- 
rei,) oder,  ohrierachte^ sie  in  demselben  Elemente  le- 
ben ,  und  davon  sich  nähren ,  wovon  sich  der  Mensch- 
nährt,  (auf  der  Erde,)  so  wird  doch  der  Verlust,  den 
sie  anrichten,  nicht  so  hoch  geachtet;  (die  hleinea 
Vögel,  die  allerdings  manches  Körnchen  und  manche 
Baumfrucht  fressen,  dagegen  aber  auch  die  schädlichea 
Insekten  gar  sehr  verringern.)  Die  rechtliche  Behand- 
lung dieser  Gegenstände  ist  sehr  einfach.  Die  wilde 
Fischerei,  (der  Vogelfang  ist  etwas  ziemlich  zufälliges,^ 
laiifs  getrieben  werden ;  und  damit  dabei  eine  Ordnung 
Statt  fiinde,  und  sie  durch  unregelmäfsigen  Gebrauch 
xiicht  ganz  aufgehoben  werde ,  ist  zweckmäfsig,  dafs 
die  Bemitzxmg  derselben  nach  bestimmten  Revieren  an 
Einzelne  ausgetheilt,  und  ihnen  ausschliessend  zuge- 
eignet werde;  die  dann  in  Rücksicht  dieses  Gebrauchs 
der  bestimmten  Reviere  anzusehen  sind ,  wie  jeder  an- 
dere Eigenthiimer ,  z.  B.  der  des  Bodens  für  den  Feld- 
bau. Dafs  sie  keinen  ihnen  unschädlichen  Gebrauch 
desselben  Orts ,  z.  B.  die  Schiifarth  auf  ihren  Theilen 
der  Flüsse  verhindern,  oder  keine  neben  ihnen  au- 
torisirten ,  z.  B.  den  Fieldbau  au  ihten  Ufern ,  Stohren 
dürfen,  geht  aus  den  obigen  Grundsätzen  hervor. 

Anders  verhält  es  sich  mit  solchen  wilden  Thie- 
renj  die  dem  Menschen  schädlich  sind,  und  ihre  Zwe- 
cke stören,  und  dahin  gehört  alles  eigentlich  sogenann- 
te, besonders  das  gröfsere  Wild.    Es  ist  die  Pflicht 
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<ies  Staats,  der  die  sichere  Erreichung  seiner  Zwecke 
jedem  als  sein  Eigenthum  garantirt  hat,  ihn  besonders 
den  Ackerbau,  der  dadurch  zunächst  leidet,  gegen  di« 
Verwüstung  desselben  zu  schützen.  Die  Wildheit 
mufs  überall  der  Cultur  weichen,  und  die  im  regelmäs- 
sigen Gewerbe,  deren  Ertrag  für  die  Ernährung  der 
Volksmenge  nicht  zu  berechnen  ist,  d^n  regelmafsigen, 
deren -Ertrag  man  im  Voraus  in  Anschlag  bringen  kann. 
Es  ist  daher  jedem  vernunftmäfsigem  Staate  anzumu- 
then ,  dafs  er  das  Wild  zunächst  gar  nicht  ansehe,  al*5 
etwas  nuzbares,  sondern  als  etwas  schädliches,  nicht 
als  ein  Emolument,  sondern  als  einen  Feind.  Der 
erste  Zweck  der  lagd  ist  die  Beschützung  des  Acker- 
baus ,  keinesweges  der  Besiz  des  AVildprets.  Der 
Staat  hätte  dieser  Ansicht  zufolge  durch  seii-e  Bedien- 
ten diesen  Schuz  zu  besorgen  ,  ■  gerade  so ,  wie  er  ge- 
gen Räuber,  FeueT  und  Wasser  zu  schützen  hat. 
Es  würde  dann  auch  keinem  Zweifel  unterworfen 
seyn,  dafs  der  Landmann,  auf  dessen  Acker  dennoch 
ein  Stük  Wild  käme,  das  Recht  hätte,  dasselbe  zu 
tödLen ,  ohne  die  zur  lagd  verordneten  Personen  erst 
herbei  zu  rufen:  so  wie  derjenige,  in  dessen  Haufse 
eine  Flamme  ausbricht,  das  Recht  hat  sie  auszugiessen, 
ohne  dafs  darum  die  durch  die  Polizei  zum  Löschen 
Verordneten  Klage  gegen  ihn  erheben. 

Nun  aber  ist,  da  die  lagd  auch  beträchtliche  Vor- 
theile bat,  nicht  vorauszusetzen,  dafs  der  Staat,  und 
damit  dieser  es  könne,  die  Unterthanen  durch  ihre 
Abgaben,  noch  dafür  zu  bezahlen  haben  werden;  son- 
dern es  ist  zu  erwarten ,  dafs  die  lagd  sich  selbst  be- 
lohnen und  unterhalten  werde.  Die  lagdgerechtigkeit 

wird 


54 


wirfl  daher  am  füglichsteii ,  so  wie  die  wilde  Fische- 
rei, nach  Revieren  an  Einzehie  als  Eigenthüm  ausge- 
geben werden.  Man  bemerke  ,  und  begreiffe  wohl, 
dafs  dadurch  nicht  die  Thiere  unmittelbar  Eigenthum 
werden;  sie  sind  es  nicht  eher,  als  bis  der  läger  sie 

erleat  hnt:  sondern  das  laodrecht  auf  diesem  bestimm- 
te n 

ten  Reviere  wird  ausschliessendcs  Eigen thum.  Doch 
• —  da  der  Hauptzweck  des  Staats  dabei ,  die  Beschü- 
tzung  des  Ackerbaus  ist,  kann  der  läger  dieses  Recht 
erhalten,  nur  unter  der  ausdrücklichen  Bedingung, 
dafs  das  Wild  wirklich  unschädlich  gemacht  werde, 
und  dafs  der  Eifrentliümer  der  laod  allen  durch  das 
Wild  auf  seinem  Reviere  angerichteten  Schaden  zu  er- 
setzen verbunden  sey;  dies  geht  aus  dem  Vertrag,  den 
der  Einzelne  über  sein  Eigenthum  mit  dem  Staate 
schlofs,  und  den  der  Staat  mit  dem  lager  zu  schliessen 
hat,  unwidersprechlich  hervor. 

Es  ist  gar  kein  möglicher  Zweck  das  Wild  zu  he- 
gen, und  zu  schonen,  ausser  für  den  läger  selbst. 
Dieser  ,ist  ihm  nur  insofern  zuzugestehen",  als  das 
Wild  den  Z  wecken  der  Cultur ,  die  stets  der  Wildheit 
vorgehen,  nicht  hinderlich  ist,  d.  ii.  inwiefern  sein 
Wild  im  Walde  bleibt.  Wer  es  dort  tcidten  würde, 
würde  sich  an  dem  Eigenthnme  des  lägers  vergreiffen. 
Wer  es  auf  seinem,  Acker  antrift,  der  erschlagt  es 
mit  Recht,  u:n  die  Beschädigung  zu  verhüten.  Das 
Leben  desselben  ist  gar  nicht  garaatirt;  es  ist  über- 
haupt im  Staate  gar  kein  möglicher  Zweck,  sondern 
niir  der  Tod  desselben  ist  Zweck.  Das  erlegte  Thier 
fällt  dem  anheim,  der  die  fagdgerecbtigkeit  auf  diesem 
Reviere  hat ,  und  hat  es  schon  Schaden  angerichtet,  so 
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«rsezt  er  dagegen  den  Schaden ;  selbst  wenn  das  Thier 
srar  nichts  werth  wäre,  denn  er  ist  ohnedies  dazu  ver- 
hunden.  —  Aus  welchem  Rechlsgruftdc  hätte  sich 
denn  der  läger  darüber  zu  beklagen  —  ,,das  getödtete 
Thier  hätte  noch  viel  andere  erzeugen  können,  oder 
„ich  selbst  hätte  es  mit  niehrerem  Vergnügen  tödten 
„können:"  das  ist  eine  Rede  gegen  alles  Recht,  und 
gegen  a!le  Vernunft.  —  Der  erste  Zwebk  der  lagd 
ist  Beschütßung  der  Gultur,  das  andere  alles  ist  zufäl' 
lig.  Es  wären  sonach  dem  läger  noch  andere  Verbind- 
lichkeiten- aufzulegen ,  die  sich  hierauf  beziehen ,  als 
die  Ausrottung  der  Raubthiere ,  aus  denen  er  selbst 
keinen  Nutzen  ziehen  kann,  deren  Leben  ihm  aber 
auch  nicht  unmittelbar  schadet,  (die  welche  seinem 
Wildstande  schaden,  Füchse,  Wölfe  und  dergl.  rottet 
er  schon  aus)  z.  B.  Hünergeier,  und  dergl,  Raubvögel, 
Sperlinge,  selbst  Raupen  und  andere  schädliche  Insekten. 

Fände  der  zuerst  angenommene  Fall  Statt,  dafs 
die  lagd  nur  eine  Last  wäre,  ohne  Ertrag,  so  müfste 
die  Obri^;keit  dieselbe  besorgen.  Da  der  zweite  Fall 
Statt  hat,  und  mit  der  lagd  zugleich  ein  betrachtlicher 
Nutzeh  verknüpft  ist;  welcher,  worin  eben  der  Haupt- 
siz  des  üebels  ist,  in  der  Regel  sich  vermehrt,  jewe- 
iliger der  Verbindlichkeit  Genüge  geleistet  wird,  mit- 
hin oft  und  leicht  Klagen  gegen  den  läger  erhoben 
werden  dürften ,  so  mufs  derselbe  unier  der  strengen 
Aufsicht  der  Obrigkeit  stehen.  Die  Obiigkeit  liünu 
sonach  die  lagd,  die  zufolge  der  ersten  Ansicht  ihr  al- 
lerdings, als  eine  Last  anheimfällt,  schlechterdings 
nicht  behalten ,  weil  sie  mit  Emolumenten  verknüpft 
'St;  sondern  sie  mufs  dieselbe  veräufsern.    Wäre  die 
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lagd  in  den  Händen  der  Obrigkeit  selbst,  so  würde  si« 
die  Farthei  des  Landinanns  ,  und  zu£,leich  der  durch 
Nützen  und  Vergnügen  bestochene  Ricliler  in  dieser 
ihrer  eignen  Sache  j  welches  gegen  alles  Recht  liitift. 
Es  ist  eine  ungeheure  Absurdität,  den  Gewinn  und 
das  Vergnügen  desjenigen ,  der  keine  Obrigkeit  übet 
sich  erkennt,  sondern  selbst  die  höchste  Obrigkeit  ist, 
an  die  Bedruckung  des  Ackerbans  zu  knüpfen. 

D. 

Alle  bisher  bescbriebenen  Eigenthumsrechte  ge- 
ben auf  den  Besia  der  Naturprodukte,  blofs  als  solche ; 
es  sey  nun,  dafs  der  Natur  bei  Produktion  derselben 
nachgeholfen  v/erde,  wie  bei  dem  Ackerbau  und  der 
Viehzucht;  oder  dafs  die  ohne  alle  Anleitung  der 
Kunst  von  ihr  hervorgebrachten  Produkte  nur  aufge- 
sucht werden,  wie  beim  Bergbau,  bei  der  wilden 
Fofstbenutzung ,  bei  der  wilden  Fischerei  und  de^ 
lagd.  Wir  wollen  deswegen  diese  Klassen  der 
Staatsbürger  mit  einem  allgemeinen  Namen  nennen, 
die  Froducenten» 

Nun  ist  es  sehr  möglich,  dafs  diese  rohen  Produk- 
te noch  einer  besondern  Zubereitung  durch  die  Kunst 
bedürfen ,  um  den  Zwecken  der  Mensch^  angemes- 
sen za  seyn,  und*  wir  wollen  in  dieser  ganz  empirischen 
Untersuchung  ohne  weitere  Deduktion  a  priori  uns 
jiur  auf  das  factum  stützen ,  dafs  es  so  ist.  Es  ist  zu 
erwarten,  dafs  andere  Staatsbürger  sich  lediglich  die- 
ser Verarbeitung  der  rohen  Materialien  für  die  Zwecke 
ihrer  Mitbürger  widmen  wei*den :  und  dies  giebt  eine 
siveite  Klasse  der  Staatsbürger,  die  ich  Kunstler  in  der 
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w<^itesten  BcictUung  des  Worts,  nennen  will.  Der 

l-i\forscliied  hl  schaif,  und  die  Benennung  an  sich 
volikominen  richtig.  Alls  die  vorhergenannten  über- 
]aä-sen  die  Nat-.ar  ganz  ihr  selbst ,  sie  schreiben  ihr 
Tiichls  vor,  sondern  sie  versetzen  sie  nur  unter  die  Be- 
dingungen der  Anwendung  ihrer  bildenden  Knift.. 
Die welche  blols  Produkte  aufsuchen ,  thun  nicht 
einmal  dies.  Sobald  die  Natur  ihr  Geschäft  vollen- 
det hat,  ist  die  Arbeit  der  Producenten  zu  Ende;  das 
Produkt  ist  reif,  oder  das  rohe  Produkt  ist  da.  — 
Die  voll  der  zweiten  Klasse  treten  nun  ein,  die  gar 
nicht  mehr  auf  die  Beihülfe  der  Natur  rechnen,  indem 
der  Bildungstrieb  des  Produkts  entweder  schon  durch 
die  Reife  getödtet  ist,  oder  sie  selbst  ihn  für  ihren 
Zweck  tödten  müssen.  Sie  setzen  die  Theile  ganz 
nach  ihrem  eignen  Begriffe  zusammen ,  und  in  ihnen 
selbst,  nicht  in  der  Natur,  liegt  die  bewegende  Kraft. 
Etwas  auf  diese  Art  zu  Stande  gebrachtes  heilsc  ein 
Kunstprodukt.  leder  Faden  der  Spinnerin  ist  eins. 
Nun  hat  man  zwar  das  Wort  Künstler  besondern  Klas- 
sen dieser  Arbeiter  besonders  gewidmet.  Aber  dieser 
Sprachgebrauch  kann  dem  unsrigen der  sich  auf  eine 
richtige  Eintheilung  a  priori  gründet,  und  den  wir 
keinesvveges  allgemein  zu  machen  fodern,  sondern  nur, 
durch  das  Bedürfnits  gedrun«^en,  für  diese  Untersu- 
chung uns  vindiciren ,  keinen  Eintrag  thun. 

Es  mufs  einer  Anzahl  Bürger  ausschliessend  das  i 
Recht  zugestanden  werden,  gewisse  Gegenstände  auf 
eine  gewisse  Weise  zu  bearbeiten.     Haben  sie  kein 
aussckliessendes  Recht,    so  haben  sie  kein  Eisenthum. 
Sie  haben  Verzicht  gethan  auf  die  Beschäftigungen 
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der  andern ,  diese  aUer  nicht  auf  di©  ihrigen.  Der  Ei- 
genthumsvertrag  mit  ihnen  ist  einseitig;  blofs  verbin- 
dend, aber  nicht  berechtigend.  Er  ist  sonach  null  und 
nichtig.  —  Eine  zu  einer  gewissen  Bearbeitung  ei- 
nes gewissen  Produkts,  ausschliessend  berechtigte  An-» 
zahl  von  Bürgern,  nennt  man  eine  Zunft.  Die  Mifs- 
brauche  bei  denselben,  Ueberbleibsel  der  ehemali^.^en 
Barb  arei  und  der  allgemeinen  Ungeschiktheit,  sollten 
nicht  seyn ;  aber  sie  selbst  müssen  seyn.  Die  allge- 
meine Freigebung  dieser  Erwerbszweige  läuft  gradezu 
gegen  den  ursprünglichen  Eigenthumsvertrag. 

Der  Künstler  mufs  von  seiner  Arbeit  leben  kön- 
nen, laut  des  oben  geführten  Beweises.  Es  sind  iai 
allgemeinen  zwei  Klassen  derselben  zu  unterscheiden ; 
fiolche ,  die  blofs  ihre  Arbeit  aufwenden ,  denen  aber 
der  Stoff  nicht  zu  eigen  gehört,  (operarii)  und  solche, 
deren  Eigentlium  der  Stoff  ist,  (opifices.)  Den  er- 
stem muls  Arbeit,  den  leztern  Absaz  ihrer  Waaren 
durch  den  Staat  garanlirt  werden. 

(Ist  es  den  Einzelnen  zu  verbieten,  ihre  Holz- 
schuhe, oder  Leinwandröcke  sich  selbst  zumachen? 
Dies  könnte  nur  im  äussersten  Elende,  und  bei  der 
übelsten  Organisation  des  Staats  einem  einfallen,  der 
seine  Zeit  und  Kräfte  wenig  in  Anschlag  brächte ,  und 
dem  es  an  einem  anzubietenden  Aequivalent  gänzlich 
mangelte;  denn  ausserdem  würde  er  nichts  dabei  ge- 
winnen, sondern  vielmehr  verlieren.  Darum  ist  in  der 
Gesezgebung  eines  wohleingerichteten  Staates  darauf 
gar  nicht  Rücksicht  zu  nehmen.) 

Der 


59 


Der  Inhalt  des  Vertrags  A]]<u-  mit  den  Künst- 
lern ist  der:  ilir  habt  zu  verspreclien ,  diese  Art  der 
Arbeit  uns  in  hinlänglicher  Menge  und  tüchtig  zu  lie- 
fern, wir  dagegen  versprechen,  sie  nur  von  euch  zu  neh- 
men. Würden  die  Zünfte  nicht  tüchtige  Arbeit  lie- 
fern, so  verlören  sie  ihr  durch  den  Vertrag  erlangtes 
xiusschliessendes  Recht;  daher  ist  die  Prüfung  eineS' je- 
den ,  der  in  die  Zunft,  d.  i.  in  den  Vertrag  aufgenom- 
men werden  will,  eine  gemeinschaftliche  Angelegen- 
heit. Der  Regent,  vielleicht  im  Namen  desselben  die 
Zunft  selbst,  als  ein  Regierungscollegium  für  diesen 
Theil  der  Verwaltung,  mufs  berechnen,  wie  viele  Per- 
sonen von  jeder  Handtiiierung  leben  können,  aber  auch 
wie  viele  nöthig  sind,  um  die  Bedürfnisse  des  Publi- 
kums zu  befriedigen. 

Können  nicht  alle  leben,  so  hat  sich  ,der  Staat 
verrechnet:  er  muis  ersetzen,  und  den  Einzelnen  an- 
dere Nahrungszweige  anweissen. 

E. 

Aber  der  Künstler  nährt  sicli  nicht  von  seinem 
Werke,  sondern  von  den  Produkten.  Es  müssen 
sonach  deren  immer  so  viele  vorhanden  seyn,  als  die 
Einwohner,  Prorlucontcn  sowohl  ;;ls  KüusLier,  vrenlg- 
slens  von  einer  Einsammlung  bis  /.ur  andern  bedürfen, 
um  ihr  Leben  zu  erhalten. 

Nun  kann  der  Künstler  nur  gegen  seine  Arbeit 
oder  sein  Fabrikat  die  Produkte  des  Producenten,  und 
umgekehrt  dieser  die  xirbeit  oder  das  Fabrikat,  nur  ge^ 
gen  seine  Produkte  verlangen. 

Es 
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Es  wird  ein.  Tausch  Statt  finden,  den  der  Staat  zu 
regulfren,  d.  h.  so  einzurichten  hat,  dafs  gegen  jede  Ar- 
beit (oder  gegen  jedes  Fabrikat)  so  viele  Produkte  vorhan- 
den seyn ,  und  gereicht  werden,  als  ihrer  der  Künstler 
bedurfte ,  um  während  der  Zeit  der  Verfertigung  zu  Ic' 
hen  ,•  und  umgekehrt ,  dafs  für  jedes  übrige  Produkt 
des  Producenten,  nach  dem  so- eben  angegebenen  Ver- 
hältnisse, das  bestimmte  Fabrikat  zu  haben  sey,  des- 
sen er  bedarf.  —  Es  mu£s  ein  vollkommenes 
Gleichgewicht  öeyn  zwischen  rohen  Produkten  und 
Fabrikaten.  ^ 

Es  dürfen  nicht  mehrere  Künstler  seyn,  als  von 
den  Produkten  des  Landes  sich  nähren  können.  Ein 
unergiebiger  Boden  duldet  keinen  Luxus.  Das  Volk 
mufs  sich  dann  einschränken.  (ledoch  leidet  dieser 
Saz  durch  den  auswärtigen  Handel,  auf  welchen  wir 
hier  nicht  sehen ,  sondern  jeden  Staat  als  ein  für  sich 
bestehendes  Ganzes  betrachten ,  viele  Einschränkung. 
Da  der  auswärtige  Handel  ein  Volk  abhängig  macht, 
und  auf  die  gleichmäfsige  Fortdauer  desselben  nicht 
zu  rechnen  ist,  so  wäre  jedem  Staate  zu  empfehlen , 
dafs  er  sich  einrichte,  um  ihn  entbehren  zu  können.) 

leder  mufs  sobald  als  möglich  haben  können,  was 
er  bedarf.  Diese  Besorgung  des  Tausches  erfodert 
Menschen,  die  sich  demselben ausschliessend  widmen; 
den  Kaufmannsstand.  Das  Recht,  Kaufmannschaft  zu 
treiben,  wild  einer  bestimmten  Anzahl  von  Bürgern, 
die  der  Staat  zu  berechnen  hat,  ausschliessend,  als 
ihr  Eigenthura  im  Staate,  zugestanden. 
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Sie  müssen  leben  können.  Üebri^ens  steht  der 
Handel  unter  der  Aufsicht  des  Staats,  wovcn  sogleich 
mehr. 

Dergleichen  Tausch  vertrage,  ob  sie  über  Kraftan» 
Wendung  oder  Sachen,  ob  sie  unmittelbar  zwischen 
Froducenten    unji   Künstlern,    oder   ob    sie  durch 
Vermittelung   des   Kaufmanns    geschlossen  werden, 
(man  hat  sie  in  der  Formel  zusammengefafst  do,  ut 
des ,  facio ,  ut  facias ,  do ,  ut  facias ,  facib  ut  des)  ste- 
hen unter  der  Garantie  des  Staats ,  und  der  Staat  hält 
über  ihreJErfüllung,  weil  sie  etwas  sind^  das  schlecht- 
hin gültig  sepi  mu£s,  wenn  ein  rechtliches  Verhält- 
nifs  der  Menschen  neben  einander  möglich  seyn  soll. 
Der  Staat  kann  nicht  garantiren,  was  er  nicht  kennt^ 
sonach  giebt  er  Gesetze  darüber,  welche  Verträge  gül- 
tig seyn  sollen  und  welche  nicht.    Ein  gegen  das  Ge- 
sez  geschlossener  Vertrag  hat  keine  Gültigkeit.  Ein 
ohne  das  Gesez  geschlossener  Vertrag  hat  keine  rechUi- 
che  Gültigkeit,  sondern  die  Sache  fällt  auf  das  Gebiet 
der  Moralität  und  Ehre.    Alle  Gültigkeit  der  Verträge 
iommt  unmittelbar,    oder  mittelbar,    vermittelst  des 
positiven  Gesetzes,  aus  dem  Rechtsgesetze ;  nach  dem 
Grundsaz:    dasjenige,  ohne  welches  kein  rechtliches 
Verhältnifs  möglich  wäre,  ist  absolut  rechtsgültig. 

In  diesem  Tausche  der  Produkte  gegen  Fabrikate 
und  Mühwaltung  ist  nun  natürlicherweise^  ein  ent- 
schiedener Vortheil  auf  der  Seite  des  Froducenten. 
Derselbe  kann,  wenigstens  gröfstentheils ,  ohne  die 
Kunstwerke  des  Künstlers ,  der  leztere  kann  nicht  oh- 
ne di©  Produkte  des  erstem  bestehen.    Nun  ist  dtm 

Künst- 


Künstler  Im  Eürgerveilrage  versptöclien ,  öafs  er  von 
geincr  Arbeit  leben ,  d,  h.  dafs  er  stets  die  gehuhrenden 
Produkte  (der  IVIaasstaab  ist  scbon  oben  angegeben) 
für  sie  soll  haben  können.  Der  rroducetit  ist  also,  zu. 
foVe  des  Eürgervertrags,  verbunden,  zu  verkaufen. 
I^un  aber  sind,  nach  obigem,  seine  Produkte  sein  ab* 
solates  Eioenthum,  und  es  inüfste  ihm  sonach  frei  ste- 
hen,  sie  so  hoch  zu  verkaufen,  als  er  kann.  Nach 
dem  aber ,  was  wir  so  eben  erwiesen  haben,  kann  ihm 
dies  nicht  erlaubt  werden.  Es  müfstö  sonach  em  hück- 
iter  der  Lebensmittel  und  der  gangbarsten  rohen 

Produkte  fiir  die  Fabrikation  f es tgesezt  werden.  Wenn 
nun  der  Producent  um  diesen  Preifs  nicht  verkaufen 
wollte,  und  dem  Staate  nicht  das  Fvecht  zuzusprechen 
ist,  ihn  zum  Verkauf  durch' physische  Gewalt  zu  nö- 
thi'^en;  so  müfste  der  Staat  wenigstens  seinen  Willen 
nölhigen  können.  Diesen  Zweck  würde  er  am  füg- 
lichsten  erreichen  können,  durch  Verkauf  aüs  eigenen 
Ma-azinen,  deren  Anlegung,  danach  obiger  Theorie 
der  Landbauer  seine  Abgaben  in  Produkten  zu  entrich- 
ten liat ,  ihm  sehr  leicht  seyn  rnüfsr^e.  Der  Künstler 
ist  '  ai-  nicht  in  der  Lage  den  IVoducenten  merklich 
bediücken  zu  können,  denn  er  bedarf  immer  Lebens- 
mittel. (Ich  rede  nemlich  von  der  hier  beschriebenen 
Staalsverfassung;  nicht  voa  der  gewöhnlichen,  wo 
der  Landbauer  seine  Abgaben  in  ba.irein  Oelde  zu  ent- 
richten hat,  und  daher  be-i  herannahenden  Terminen 
es  dem  Geldbesitzer  oft  leicht  macht,  ihm  seine  Pro- 
dukte  au:^udrucken,} 

Doch  ist  ein  Unterschied  zn  machen,  zwischen 
denjenigen  Fabrikaten,    die  dem  Producenten  unent- 

behrlich 
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Ijchrlich  sind,  und  denen,  die  es  nicht  sind.  —  Zi^ 
den  erstem  gehören  die  Werkzeuge  des  Ackerbaus, 
überhaupt  alles  zur  Produktion  oder  zum  Auffinden 
der  Produkte  gehöriges,  ferner  wärmende  Kleidung  ia 
rauhen  Rlimäten ,  und  Dach  und  Fach.  Für  diese  Ge- 
genstände mufs,  wie  für  die  Produkte,  ein  höchster 
Preifs  gesezt  werden  ;  und  damit  der  Staat  über  sein  Ge« 
Sez  halten  könne ,  gehören  in  die  Magazine  desselben 
die  Werkzeuge  des  Ackerbaus,  und  die  ersten  Bedürf« 
niffe  für  die  Kleidung ;  und  in  seine  Dienste  Maurer 
und  Zimmerleute,  durch  die  er  allenfalls  Häuser  bauen 
lasse.  Blofser  Bedürfnisse  des  Luxus  kann  der  Produ- 
cent  sich  enthalten,  wenn  sie  ihm  zu  theuer  sind, 
Ihr  Genufs  ist  ihm  nicht  garantirt.  (Der  Staat  hat  zu 
sorgen,  dafs  das  entbehrliche,  besonders  das  nur  durch 
auswärtigen  Handel  herbeizuführende,  auf  dessen  Fort- 
dauer nicht  zu  rechnen  ist,  nicht  unentbehrlich  werde. 
Dies  könnte  am  füglichsten  geschehen,  durch  sehr 
starke  Auflagen  auf  dergleichen  Artikel.  Die  Absicht 
solcher  Anstalten  mufs  nicht  seyn,  dafs  die  Auflage 
häufig  eingehe,  sondern  dafs  äie'  nicht  eingehe.  Geht 
sie  häufig  ein,  so  ist  sie  immer  höher  zu  steigern. 
Xsfur  geschehe  dies  nicht  hinterher,  nachdem  durcii  die 
bisherige  Sorglosigkeit  des  Staats  dergleichen  Artikel 
I  schon  zum  Bedürfnifs  geworden ,  und  der  Genufs  der- 
selben durch  das  bisherige  Stillschweigen  des  Gesetzes 
gewissermafsen  garantirt  ist.) 

F. 

Wir  sind  in  einen,  Widerspruch  verwickelt.  ' 

Thesis.     ledem  Staatsbürger,    der  seine  Schuz- 
I  und  UnterstützungspflJcht  erfüllt,    garantirt  dagegen 

'  ,  der 
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der  Staat,  rlai  absolute  tuieingeschninltte  r.igenthum  ♦ 
dessen,  was  Uim  übrigbleibt,  zufolge  des  Sl-aarsvertrags. 
Jeder  mufs  das  feinige  verderben  ,  umkommen  lassen» 
wegwerfen  dürfen,  damit  anfangen  dLizfea  was  er  will, 
wenn  er  nur  andern  damit  keinen  positiven  Schaden 
Äufügt. 

Antitkesis.  Der  Staat  nimmt  immerfort  alles 
übriggebliebene,  die  Produkte  des  Producenten,  die 
Fabrikate  und  Arbeit  des  Künstlers,  in  Anspruch,  für 
den  nothwendigen  Tausch ;  zufolge  des  im  Staatsver- 
trage  enthaltenen  Grundsatzes :  jeder  mufs  leben  kön. 
nen  durch  seine  Arbeit,  und  mufs  arbeiten,  um  leben 
ankönnen.  Der  im  StaatSvertrage  liegende  Eigen- 
thumsvertrag  Steht  sonach  im  Widerspruch  mit  sich 
selbst.  Er  und  eine  unmittelbare  Folgeiung  aus  ihm 
widersprechen  sich. 

Sobald  wir  den  Grund  des  Widerspruchs  finden, 
ist  er  auch  gelöset  ^ 

Der  Staat  nimmt  jenes  Üebriggebliebene ,  nicht 
in  Absicht  seiner  Form,  als  Uebriggebliebenes  und  Ei-' 
genthum,  sondern  um  seiner  Materie  willen  in  An- 
Spruch,  er  nimmt  es  deswegen  in  Anspruch,  weil  es 
etwas  ist,  das  zum  lieben  gebraucht  wird. 

Tim  den  Widerspruch  gründlich  zu  lösen ,  müfs- 
te  daher' Form  uM(^  Matcr/e  desselben  geschieden  werden. 
Der  Staat  müfste  über  das  MateriaU  schalten  können,' 
ohne  das  Formale  zu  berühren. 

Ohne  einen  hier  unnöthigen  Tiefsinn  zur  Schau 
auszulegen,  entscheide  ich  sogleich  die  Sache.  Es 
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jnnfs  eine  blofse  Form  des  Eigentliums,  ein  blofses 
Zeichen  desselben  geben,  das  alles  niizlicbe  und  zweck- 
Tniilsige  im  Staate  bezeicbue,  ohne  doc^i  selbst  die 
geringste  Zvveckmäfsigkeit  zu  baben;  indem  es  ausser- 
dem der  Staat  für  den  öfFentlichen  Gebrauch  in  An- 
spruch zu  nehmen,  berechtigt  seyn  würde. 

So  etwas  heifst  Geld.  Der  Gebrauch  des  Geldes 
mufs  im  Staate  nothwendig  eingeführt  werden.  Hier- 
durch ist  die  Schwierigkeit  gehoben.  Der  Producent 
darf  seine  Produkte  nicht  behalten,  sondern  raufs  sie 
hingeben.  Aber  sie  sind  ja  sein  durch  den  Staat  cra- 
rantirtes  absolutes  Eigenthum?  —  Er  soll  sie  auch 
nicht  umsonst,  sondern  gegen  Fabrikate  hingeben. 
Aber  er  braucht  jezt  eben  keine  Fabrikate,  wenigstens 

die  nicht,  die  ihr  ihj;n  anbietet^    So  erhält  er  Geld.  

Eben  so  von  seiner  Seite  der  Künstler.  , 

Der  Staat  ist  dem  Producenten  für  seine  Produk- 
te Fabrikate,  dem  Künstler  für  seine  Fabrikate  Pro- 
dukte zu  verschaffen  schuldig.  Es  hat  bis  jezt  einer 
das  für  das  seinige  ihm  zu  Tausch  gebrachte  Aequiva- 
lent  reicht  gewollt, —  und  dafür  das  Zeichen  seines 
Wertiis  in  Oelde  erhalten.  Die  Waare  ist  ihm  aufge- 
hoben worden.  Sobald  er  sie  in  Natur  haben  will, 
mufs  er  sie  gegen  das  Zeichen  derselben  erhalten 
können.  leder  mufs  für  ßein  Geld  zu  jeder  Zeit  alle* 
haben  können ,  dessen  Genufs  überhaupt  der  Staat  ga- 
lantirt  hat;  denn  jedes  Stük  Geld  in  den  Händen  einer 
Privatperson  ist  ein  Zeichen  einer  Schuld  des  Staats. 

Die  im  Staate  umlaufende  Summe  des  Geldes  re- 
präsentirt  alles  Verkäuüiche  auf  der  Objerfläche  des 

E  Staats. 
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Staats.    Wenn  bei  bleibender  Menge  des  Gelcles,  die 

Menge  des  Verkäuflichen  steigt,  so  vermehrt  sich  in 
demselben  Verhältnisse,  der  Werth  des  Geldes;  wenn 
bei  bleibender  Menge  des  Verkäuflichen,  die  Menge 
des  Geldes  steigt,  so' vermindert  sich  in  demselben 
Verhältnisse  der  Werth  desselben.  Es  kömmt  sonach, 
wenn  ein  Staat  isolirt  betrachtet  wird,  nicht  darauf 
an,  ob  mehr  oder  weniger  Geld  in  ihm  sey;  diese  Ver- 
mehrung oder  Verminderung  ist  nur  scheinbar.  Die 
gröfsere  Menge  hat  keinen  höhern  Werth,  als  die  ge- 
ringere, indem  beide  immerfort  dasselbe,  den  Inbe- 
grif  des  Verkäuflichen  auf  der  Oberfläche  des  Staats 
lepräsentiren ;  und  für  jeden  bestimmten  Theil  alle* 
umlaufenden  Geldes  fortdauernd  derselbe  bestimmte 
Theil  des  Verkäuflichen  zu  haben  ist. 

Es  liegt  im  Begriffe  des  Geldes,  wie  wir  gesehen 
haben,  dafs  das  Materiale  desselben  gar  keine  Zweck- 
mäfsigkeit  für  den  Menschen  habe.  Der  Werth  die- 
ses Materiale  mufs  sich  blofs  auf  die  allgemeine  Mei- 
nung und  Uebereinkunft  gründen,  leder  mufs  nur 
wissen,  dafß  jeder  andere  es  als  Aequivalent  dieses  be- 
stimmten Theils  des  Verkäuflichen  anerkennen  werde. 
Gold  ist  in  dieser  Rücksicht  ein  sehr  gutes  Geld;  denn 
der  wahre  Werth  desselben,  seine  Zweckmäfsigkeit, 
verschwindet  fast  in  nichts  gegen  den  eingebildeten 
Werth  desselben,  als  Zeichen.  Silber  ist  bei  weitem 
nicht  ein  so  gutes  Geld,  denn  es  hat  selbst  eine  be- 
tiächlliche  innere  Zweck mäfsigkeit  zur  Verarbeitung. 
Diese  Materien  sind  um  ihrer  Seltenheit  willen,  und 
weil  sie  sich  nicht  willkührlich  durch  irgend  einen 
Staat  vermoliren  lassen ,  zu  Gelde  für  die  Welt  gewor- 
den. 


den.  Papier"  und  Ledergeld,  ist,  wenn  das  Nach ma- 
cJien  dt^sselbbii  durch  die  Privatpersonen,  nur  verhin- 
cL^-rt  werden  kann ,  das  zweckmäfsigste  Geld  für  einen 
isoli'rten  Sl^aaf,  weil  der  Werth  der  Materie  geaen  den 
künstlichen  Werth  gar  nichts  sagen  will.  Auch  wür- 
de die  so  leicht  möglicJie  willkührliche  Vermehrung 
desselben  vdurch  den  Staat  keinen  Schaden  bringen, 
weil  nach  der  obigen  Bemerkung,  der  Werth  des  Gel- 
des verhältnismäfsig  mit  der  Menge  desselben  fällt. 
Da  aber  heut  zu  Tage  wenigstens  alle  policirten  Staa- 
ten auswärtigen  Handel  treiben,  und  die  Fremden  sich 
sdiwerlich  darzu  verstehen  möchten,  das  willkührlich 
ins  Unendliche  sich  vermehrende  Geld  des  SlaaLs  zu 
dem  gleichen  Werth  anzunehmen ;  so  werden  dadurch 
diese  Geldsorten  selbst  im  Staate ,  geo^en  Gold  und  Sil- 
ber, das  in  und  ausser  dem  Staate  den  gleichen  Werth 
hat,  beträchtlich  verlieren;  und  dies  um  so  mehr,  js 
mehrere  Waaren  der  Staat  aus  der  Fremde  zieht,  und 
je  weniger  er  selbst  an  sie  zu  verkaufen  hat,  um  da- 
durch sein  Landesgeld  einzulösen. 

Das  Geldschlagen  kommt  nur  dem  Staate  zu; 
well  nur  er  allen  Einzelnen  für  den  Werth  desselben 
Bürge  seyn  kann.  Darum  sind  die  Bergwerke  ein 
nothwendiges  Regale. 

Von  den  Produkten  oder  Fabrikaten  der  Bürger 
werden  die  Abgaben  abgezogen.  Sie  .gönnen,  wie 
sich  von  selbst  versteht,  auch  in  Gelde  abgetragen 
V/erden,  da  das  Geld  das  durch  den  Staat  selbst  auto- 
lisirte  Zeichen  aller  Dinge  ist.  Nur  soll  jedem  fiei 
stehen,  sie  auch  in  .Natur  zu  entrichten,  wenn  er  will ; 

E  a  da 
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aa  dies  die  ursprünglichste  Einrichtung  ist.  Sie  mus- 
«on,  damit  Gleichheit,  und  Gleichförmigkeit  in  den 
Abgaben  sey»  auf  Naturalien  festgesezt  si^yn,  weU  der 
Werth  eines  bestimmten  Geldstüks  sehr  veränderlich 
ist;  und,  falls  sie  in  Geld  entrichtet  werden,  ist  zu 
bezahlen,  was  gegenwärtig  die  als  Maasstab  der  Abga- 
be  angenommene  Sache  im  Handel  kostet.  Doch 
wird  in  dem  von  uns  beschriebenen  Staate,  in  welchem 
über  einen  höchsten  Preifs  der  ersten  Bedürrnisse  ge- 
halten  wird,  diese  Veränderlichkeit  des  Geldwerths 
nicht  sehr  beträchtlich  seyn. 

Was  nach  Entrichtung  der  Abgaben  übrig  bleibr, 
ist  zufolge  des  Staatsvertrags  reines  Eigenthum.  Da 
der  Staat  aber  doch,  zufolge  desselben  Vertrags,  das 
Recht  hat,  jeden  zur  Mittheilung  an  die  Staatsbürger, 
die  dessen  bedürfen,  zunöthigen,  so  erhält  jeder  da- 
für Geld.  Dieses  ist  nun  absolutes  reines  Eigenthum, 
über  wcUhes  der  Staat  gctr  kein  R^cht  mehr  hat.  ledes 
Stük  Geld,  das  ich  besUze,  ist  zugleich  das  Zeichen, 
dafs  ich  allen  meinen  bürgerlichen- Verbindlichkeiten 
Gnä-e  gethan  habe.  Ich  bin  hierüber  der  Aufsicht  des 
Staats  gänzlich  entzogen.  Abgaben  vom  Geldbesiz 
sind  völUg  absurd.  Alles  Geld  ist  seiner  Natur  nach 
schon  vergeben. 

Vorräthe,  die  man  sich  für  sein  Geld  zum  Privat- 
gebrauch verschaft  hat ;  keinesweges  zum  Handel ,  als 
welcher  unter  der  Aufsicht  des  Staats  steht;  überhaupt 
alles  zu  eigenem  Gebrauch  eingekaufte,  Mobilien, 
Kleidungsstüke,  Pretiosen,  sind  gleichfalls,  und  an* 
dem  gleichen  Grunde,  absolutes  Jügenthuni. 

g; 
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G. 

Der  Staat  ist,  zufolge  des  Bürgervertrags,  schul- 
dig, das  Geltleigenthum,  und  alles,  was  in  diesem 
-  Range  steht,  kurz  alles  absolute  Eigenthum,  zu  schü- 
tzen, und  jedem  die  Sicherheit  desselben  zu  garapti- 
ren.  Nun  sind  aber  diese  Dinge  sämtlich,  und  beson- 
ders  das  Geld  von  der  Art,  dafs  das  Eigenthum  davon 
in  Beziehung  auf  bestimmte  Personen  gar  nicht  be- 
stimmt werden  J^ann.  (Dafs  der  zwischen  diesen  und 
jenen  Grundstüken  lie?gende,  durch  solche  Grenzsteine 
bezeichnete  Acker  mein  gehöre  und  keinem  andern  Men- 
schen, soll  in  den  Gerichtsbüchern  meines  Orts  nie- 
dergeschrieben stehen;  und  wenn  darüber  ein  Streit 
entstünde,  werden  dieselben  ohne  weiteres  entschei- 
den. Aber  dafs  dieses  bestimmte  Thalerstük  mein  gc-* 
höre,  und  keinem  andern,  wie  läfst  sich  denn  dies 
bezeichnen  ?  Alle  Thalerstüke  sehen  einander  gleich, 
und  sollen  es,  weil  sie  bestimmt  sind,  ihre  Eigen- 
thüaier  ohne  weitere  Formalität  zu  wechseln.) 

Ferner  kann  der  Staat  gar  nicht  Notiz  davon  neh- 
men, wie  viel  baares  Geld  und  dergl.  jeder  besitze, 
und  wenn  er  könnte,  darf  er  nicht;  der  Staatsbürger 
l)rancht  dies  nicht  zu  dulden;  denn  er  ist  in  dieser 
Ilücksicht  über  alle  Aufsicht  des  Staats  hinaus.  Wie 
soll  nun  d*3r  Staat  schützen,  was  er  nicht  kennt,  was 
er  nicht  kennen  soll,  und  v/as ,  seiner  Natur  nach, 
ganz  unbestimmbar  ist?  Er  müfste  es  unbestimmt, 
d.  i.  übfirhaupt  schützen.  Für  diesen  Behuf  aber 
müfste  es  an  etwas  bestimmtes  angeknüpft,  und  damit 
unzertrennlich  verbunden  werden;  welches,  da  diese 
Gegenstände  ihr* ganz  eigenes,  und  ihnen  allein  zu- 
kommen- 


Icommendes  Reclifc  haben,  ausdrücklich  als  Inhegrif 
alles  absoluten^  dem  Staat  selbst  unverlezlichen ,  und 
seiner  Aufsicht  gänzlich  entzogenen  Eigenthums  gesezt 
wäre.  Dieses  bestimmte  müfste  ein  solches  seyn ,  da3 
sichtbar,  bekannt,  und  durch  die  Person  des  Eigeu- 
thümers  bestimmbar  wäre.  • 

Dieses  bestimmte,  an  welches  das  unbestimmte 
angeknüpft  wird,  kann  zweierlei  seyn;  und  diese  Un- 
terscheidung geht  hervor  aus  einer  Unterscheidung  des 
2u  bestimmenden  unbestimmten.  Nemlich,  der  $taat  ■ 
hat  jedem,  nach  dem  er  die  Staatslasten  getragen, 
den  G  elf  rauch  der  selbst  erbauten  oder  fabricirten, 
oder  erkauften  Güter  zugestanden.  Durch  den  unmit- 
telbaren vom  Staate  zugestandenen  Gebrauch  wird  so- 
nach ein  Eigenthum  im  Staate  bezeichnet,  und  be- 
stimmt. Was  jemand  unmittelbar  gebraucht,  davon 
ist  vorauszusetzen,  dafs  es  sein  gehöre,  bis  das  Gegen- 
theil  erwiesen  ist;  denn  es  ist  in  einem  w^ohl  verw^L 
teten  Staate  anzunehmen,  dals  er  gegen  den  Wiileii# 
des  Gesetzes  gar  nicht  zum  Gebrauche  gekommen  wä- 
re. Aber  durch  den  unmittelbaren  Gebrauch  wird  et- 
was mit  dem  Körper  verknüpft.  Was  also  jemand  in 
den  Händen  hat,  auf  dem  Leibe,  an  dem  Leibe  trä^-t 
das  ist  dessen,  der  es  in  den  Händen,  oder  auf  dem 
Leibe  hat;  und  ist  dadurch  sattsam  bezeichnet.  Geld, 
das  ich  in  der  Hand  trage,  auszahle,  in  meinen  Klei- 
dern trage,  ist,  wie  die  Kleider,  an  die  es  geknüpft 
ist,  mein,  (Die  Lazaroni's-  haben  alles  ihr  absolutes 
Eir-enthum  stets  auf  dem  Leibe.) 

Nun  aber  ist  gesagt,  dafs  nicht  ^ixr  das,  was  ich 
uiuuiLLeiuar  gebrauche,  sondern  auch,  was  ich  für  den 

künf- 


künftigen  Gebraucli  bestimme,  mein  absolute^lpigen- 
thum  aej.  Nun  ist  nicht  zu  erwarten ,  und  mir  nicht 
zuzumuthen,  dafs  ich  das  alles  stets  auf  dem  Leibe 
trage.  Es  mufs  demnach  ein  Surrogat  des  Leibes  ge- 
ben,  durch  welches  das ,  was  damit  verknüpft  ist,  ab- 
solut dadurch,  dafs  es  damit  verknüpft  ist,  als  mein 
Eigenthum  bezeichnet  werde.  So  etwas  nennen  wir 
das  Haus,  (Gehäuse ,  im  weitesten  Sinne  des  Worts, 
das  Zimmer ,  das  jemand  g^miethet  hat,  die  Lade  der 
Dienstmagd,  dei  Koffer,  der  auf  die  Post  gegeben 
wird  u.  dergl.)  Mein  Haus  überhaupt  steht  unmittel- 
bar unter  dem  Schutze,  und  der  Garantie  des  Staats, 
und  dadurch  denn  auch  mittelbar  alles  was  darinnen 
ist.  Gegen  gewaltsamen  Einbruch  bürgt  der  Staat,  — 
Aber  der  Staat  weifs  nicht,  und  soll  nicht  wissen, 
was  darinnen  ist.  Die  einzelnen  Gegenstände  als  sol- 
che, stehen  also  unter  meinem  eigenen  Schutze  und 
unter  meiner  eigenen  absoluten  Herrschaft ;  so  wie  al- 
les ,  was  ich  in  meinem  Hause ,  —  es  versteht  sich  so, 
dafs  der  Effekt  innerhalb  den  Ringmauern  desselben 
bleibt, —  thue.  Die  Aufsicht  des  Staats  geht  bis  zum 
Schlosse,  und  von  da  geht  die  meinige  an.  Das 
Schlofs  ist  die  Grenzscheidung  der  Staatsgewalt  und 
der  Privatgewalt.  Dafür  sind  Schlösser,  um  die 
Selbstbeschützung  möglich  zu  machen.  In  meinem 
Hause  bin  ich  selbst  dem  Staate  heilig,  und  unverlez- 
lich.  Er  darf  darin  i.i  Civilsachen  mich  nicht  angrei- 
fen, sondern  mufs  warten,  bis?  er  mich  auf  öffentli- 
chem Boden  findet.  Wodurch  jedoch  dieses  Hausrecht 
verloren  wird  ^  wird  sich  in  der  Lehre  von  der  Crimi- 
nalgesezgebung  zeigen,  — 


Durch 


Ärch  mein  Kaus  wird  mein  absolutes  El^en* 
thum  bestimmt.  Es  ist  etwas  ein  solches  Eioenllmm, 
weil  es  —  es  versteht  sich mit  Bewilligung  und  Be- 
wafslseyn  des  Staats  —  darein  i^ekommen  ist.  D;ifs 
ich  ein  Haus  habe,  und  etXvas  darinnen,  ist,  in  der 
hier  beschriebenen  Verfassung^  der  sichere  Bcweifs, 
dafs  ich  meine  Verbindiiciikeiten  gegen  den  Staat  vol- 
lendet habe:  ausserdem,  und  zuvor  habe  ich  keines; 
denn  der  Staat  zieht  zuerst  dasjenige  ab ,  was  ich  ihm 
schuldig  bin. 

H. 

Wenn  ich  absoluter  Herr  und  Beschützer  bin  in 
meinem  Hause,  in  der  bestimmtesten  Eedeutüng  des 
iW  orts,  d.  i,  in  meinem  Zimmer,  wenn  ich  kein  eige- 
nes Haus  habe,  so  steht  alles,  vs^as  hinein  kommt  un- 
ter meiner  Herrschaft ,  und  unter  meinem  Schutze. 

Niemand  darf ,  ohne  meinen  Willen,  mein  Haus 
betreten,  -  Seibat  der  Staat  kann  mich  nicht  zur  Er- 
theilung  dieser  Erlaubnifs  nöthigen,  da  er  selbst  ja 
nicht  ohne  meinen  Willen  eindring^in  darf.  Im  Hause 
stehen  wir  nicht  mehr  unter  der  Aufsicht  und  Garan- 
tie des,  Staats,  sondern  unter  unsrer  ei^^enen,  wie 
übergeben  uns  sonach  in  Ilücksicht  unserer  persönli- 
chen Sicherheit  einander  auf  Treue  und  Glauben. 
W^as  im  Hause  vorfällt,  ist  Privatsache,  und  kann 
verziehen  werden ;  was  öiFentlich  vorfällt,  ist  ein  öf- 
fentliches Vergehen  ,  wo  die  Verzeihung  des  Beleidig- 
ten kcinesweges  losspricht.  Es  wird  ein  stillschwei- 
gender V^ertrag  über  die  gegenseitige  Sicherheit  des 
Iveibes  und  Gutes  getroffen.      Wer  diesen  auf  Treu 
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und  Glauben  geschlossenen  Vertrag  bricht,  ist  ehrlos^ 
i].  Ii.  er  macht  sich  alles  weitem  Zutrauens  unfähig. 
l,:o  hat  von  jeher  bei  allen  Nationen  ein  lieF  eiuge- 
piiauzter,  sittlicher  Sinn  entschieden,  Alienlhalben 
ist  es  für  ehrlos  gehalten  worden,  dafs  der  Wirth  sei- 
nen Gast,  der  Gast  seinen  Wirth,  im  eignen  Hause 
beleidige.  Allenthalben  hat  auf  der  heimlichen  Diebe- 
rei eine  Infamie  geruht,  die  den  offenen  gewaltsamen 
Raub  nicht  traf.  Der  leztere  ist  wenigstens  wohl 
eben  so  schädlich,  als  der  erstere;  auf  Ei^ennuz  konn- 
te  sonach. diese  allgemeine  Meinung  sich  nicht  grün- 
den. Aber  Kaiiben  ist  riistig,  es  sezt  einer  Gevvc^lt, 
die  nie  traut,  oitenbare  Gewalt  entgegen;  der  Dieb- 
stahl ist  feig,  er  beutia^  das  Vertrauen  des  andern,  um 
ihn  zu  verletzen.) 

Alles  was  im  Hause  ist,  das  haare  Geld,  Mo- 
bilien,  Viiitualien  u.  s,  f.  (aasgenommen  das  leztere 
bei  Kaufleuteu)  ist  der  Aufsicht  des  Suats  entzog^^n, 
und  das  Eigenthum  desselben,  ist  gar  nicht  unmittel- 
bar assekurirt.  Alle  Verträge ,  die  über  dasselbe  ge- 
schlossenwerden, werden  auf  Treu  und  Glauben  ge- 
schlossen. —  (Es  sey  denn,  dafs  man  für  diesen  Akt 
blch  als  Kaufmann  erkldie,  tmd  die  Sache  von  dem 
Staate  v/olle  assuki.] iieu  lassen,  welches  jedem,  der 
nicht  traut,  frei  stehen  niufs,  und  worüber  der  Staat 
Gesetze  zu  machen  hat.)  Leihe  ich  Geld  aus  auf  das 
ehrliche  AVort  des  andern,  so  habe  ich,  wenn  dersel- 
be sein  Wort  nicht  hält,  und  die  Schuld  abläu^net, 
keine  Hülfe  beim  Staate :  mit  Recht,  denn  unser-Ver- 
trag  ist  nicht  unter  der  Garantie  desselben  geschlössen, 
und  ich  kann  die  Schuld  nicht  rechtskräftig  beweisen. 

Nehme 
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Nehme  ich  hingegen  einen  Wechselbrief  von  ihm ,  so 
wird  unser  Vertrag ,  da  der  Staat  einen  Wechsel  für 
einen  rechtskräftigen  Beweifs  der  Schuld  erklärt  hat, 
unter  der  Garantie  des  Staats  geschlossen,  und  dec 
Staat  ist  mir  in  diesem  Falle  seinen  Schuz  schuldig. 
Wenn  auf  blofse  Treue  und  Glauben  geschlossene  Ver- 
träge gebrochen  werden,  hat  der  Verlezte  bei  dem 
Staate  keine  Hülfe ;  aber  der  sie  gebrochen  hat ,  ist 
ehrlos.  , 

Die  Ehre  des  Bürgers  ist  die  Meinung  anderer  von 
ihm,  dafs  er  Treue  und  Glauben  halte ;  in  solchen  Fäl- 
len versteht  es  sich,  wo  der  Staat  nichts  garantire^i 
kann,  denn  wo  er  garantirt,  da  wird  alles  erzwungen, 
und  ist  v^on  Treue  und  Glauben  nicht  die  Rede. 

Der  Staat  hat  weder  das  Recht,  noch  die  Macht, 
zu  befehlen,  dafs  die  Bürger  unter  einander  sich 
trauen  sollen;  denn  er  selbst  ist  auf  das  allgemeine 
Mistrauen  aufgebaut,  auch  wird  ihm  selbst  nicht  ge- 
traut, und  ist  ihm  nicht  zu  trauen,  wie  wir  durch  die 
ganze  Constitution  erwiesen  haben. 

Eben  so  wenig  hat  der  Staat  das  Recht,  das  Zu- 
trauen überhaupt  zu  verbieten.  Er  hat  allerdings  das 
vallkommene  Recht,  zu  verbieten,  dals  etwas  auf  bjo- 
fse  Treue  und  Glauben,  abgemacht  werde,  was  unter 
Seinem  Gebiete  liegt:  und  die  Rechtsfolgen  aller  sol- 
chen Verhandlungen  aufzuheben.  Denn  es  v>'ürde  da- 
durch Unordnung  einrelssen ,  und  die  Garantie  der  un- 
bekannten Rechte  der  Privatpersonen  würde  ihm  unr 
möglich  werden.  Ein  Acker,  ein  Garten,  ein  Haus, 
kann  nur  unter    obrigkeitlicher   Aufsicht  veräussert 

wer- 


werden ;  denn  die  Obrigkeit  mufs  wissen ,  wer  jedes- 
mal der  wahre  Eigenthümer  sey.  Aber  da  der  Staat 
in  jene  R.egion  des  absoluten  Eigenthums  gar  nicht 
eingreiffen ,  gar  nicht  Notiz  davon  nehmen  darf, 
was  jeder  damit  thue ;  da  dem  Einzelnen  erlaubt  seyn 
mufs,  es  wegzuwerfen ,  zu  verderben  u.  s.  f. :  warum 
sollte  er  es  nicht  auch  auf  Treue  und  Glauben  hingeben 
dürfen  ?  Baares  Geld  und  Geldeswerth  mufs  demnach 
ohne  obrigkeitliche  Autorität  ausgeliehen  werden 
dürfen. 

Nun  soll  aber  dennoch  der  Staat  das  absolute 
Eigenthum  jedes  Staatsbürgers  schützen.  Was  kann  er 
thun,  um  es  gegen  Ehrlosigkeit  zu  schützen?  Nichts 
weiter,  als  dafs  er  alle  Bürger  gegen  die  ihm  lehannten 
ehrlosen  Menschen  warne. 

Recht  und  Pflicht  dies  zu  thun,  liegt  im  Eigen- 
thumsvertrage  i  der  Staat  mufs  gegen  alle  Gefahren 
schützen;  Ehrlosigkeit  aber  ist  eine  grofse  Gefahr. 
Er  hat  sie  sonach  ,  so  viel  an  ihm  liegt,  unmöglich  zu 
machen.  Auf  die  hier  angezeigten  Ehrlosigkeiten  ist 
.  die  Strafe  der  Infamie  zu  legen.  (Nur  auf  die  ange- 
zeii^ten  Ehrlosigkeiten;  denn  der  Staat  kann  die  Mei- 
nung, besonders  eine  im  Wesen  des  Menschen  ge- 
gründete Meinung,  wie  diejenige,  von  der  hier  die 
Rede  ist,  nicht  verändern.  Voltaire  z.  B.  schlägt  vor, 
den  Zweikampf  mit  Infamie  zu  belegen.  Dies  ist 
unmöglich,  denn  die  Menschen  sind  nicht  dahin  zu 
bringen,  den,  der  sich  selbst  in  die  gleiche  Lebens- 
gefahr sezt,  als  den  andern,  für  ehrlos  zu  halten  (für 
sinnlos  mag  man  dergleichen  Menschen  halten);  so 

wie 
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wie  im  Gegentheil  jedermann  den  Meuchelmord  £iir 
entehrend  hält.)  Der  Staat  aber  kann  nicht  verbieten, 
dem  Ehrlosen  zutrauen.  Wer  es  will,  mufs  es  auf 
seine  eigene  Gefahr  thun  dürfen. 

Niemand  hat  das  Recht  zu  fodern,  dafs  der  an- 
dere  ihm  traue;  oder  d.fs  der  Staat  ihn  dazu  nöthige. 
Zutrauen  wird  erworben,  und  freiwillig  gegeben. 
Aber  jeder  hat  das  Recht:  zu  fodern,  dafs  er  nicht  ohne 
sein  Verschulden  für  ehrlos  ausgegeben  werde.  Das 
Zutrauen  der  andern  ist  für  ihn  ein  grofses  Gut,  das 
er  sich  möglicherweise  etwa  erwerben  kann,  und  das 
von  ihrer  freien  Güte  abhängt.  Dieser  Möglichk.ii: 
darf  er  nicht  beraubt  werden ;  und  es  findet  Klage 
Statt  gegen  den,  der  dies  etwa  versuchen  möchte. 

Das  Recht  auf  Ehre  im  Staate,  ist  daher  eigentlich 
nur  das  Recht,  nicht  ohne  sein  Verschulden  für  ehr- 
los ausgegeben  zu  werden.  Der  Staat  hat  es  garantirt 
dadurch,  dafs  er  selbst  als  Ganzes,  und  alle  Einzelne 
zufolge  des  Rechtsgesetzes,  Verzicht  getban  haben, 
über  diesen  Punkt  in  den  natürlichen  Gang  der  Sa- 
chen und  der  Meinung  einzugreifen.  Es  ist  ein  blo- 
fses  negatives  Recht, 

Je 

Vom  nechu  ä^r  persönlichen  Sicherheit  und  Unver- 
lezlichkeit. 

Die  Freiheit  und  absolute  Unverlezlichkeit  de« 
Leibes  jedes  Staatsbürgers  wird  im  Staatsbürgervertra- 
ge nicht  ausdrücklich  garantirt,  sondern  zugleich  mit 
der  Persönlichkeit  beständig  vorausgesezt.    Auf  sie 
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gründet  sich  die  ganze  Möglichkeit  desT  Vertrags,  und 
alles  dessen,  worüber  man  sich  verträgt.  Man  kann 
den  Bürger  nicht  stofsen,  schlagen,  nicht  einmal  hal- 
ten, ohne  ihn  im  Gebrauche  seiner  Freiheit  zu  stören, 
sein  Leben,  sein  Wohlseyn  und  seine  freie  Thätigkeit 
zu  vermindern.  Schläge  oder  Wunden  verursachea 
Schmerz ;  aber  jeder  hat  das  Recht  so  wohl  zu  seyn^ 
als  er  kann ,  und  es  ihm  die  Natur  erlaubt.  Das  freie 
Wesen  darf  ihn  darin  nicht  stören.  An^rif  auf  den 
Körper,  ist  Verletzung  aller  Rechte  des  Bürgers  auf 
einmal;  sonach  allerdings  ein  Verbrechen  im  Staate, 
weil  der  Gebrauch  aller  seiner  Rechte  durch  die  Frei- 
heit seines  Körpers  bedingt  ist. 

Auf  öfFentlichem  Gebiete, —  alles  ausser  dem 
Hause  ist  öffentliches  Gebiete,  2.  B,  der  Acker,  (der 
Garten  wird  gemeiniglich  zum  Hause  gerechnet,  und 
hat  Hausrecht)  auf  öffentlichem  Gebiete  stehe  ich  im- 
merfort unter  dem  Schutze  und  der  Garantie  des 
Staats.  leder  Angrif  auf  meine  Person  daselbst  ist 
ein  öffentliches  Verbrechen;  der  Staat  mufs  es  amts- 
mäfüig ,  und  ohne  dafs  es  darzu  noch  einer  besondera 
Klage  bedürfe  (ex  officio)  untersuchen,  und  bestrafen, 
und  die  Privatpersonen  können  sich  darüber  nicht 
vergleichen. 

Aber  im  Hause  stehen  wir  nicht  unter  dem  Schu- 
tze, npch  unter  dem  Gebiete  des  Staats,  wiewohl  das 
Haus  selbst  daruntersteht.  Was  das  leztere  betrift,  so 
ist  gewaltsamer  Einbruch,  es  sey  bei  Tag  oder  bei 
Nacht,  ein  öffentliches  Vergehen,  Und  steht  unter 
den  Regeln  desselben.    Aber,  wer  ohne  eingeblochen, 
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6\m^ -ein  ScMdfs  erhrochen  zu  haben  (^afur  ist  das  An* 
Idopfen  an  die  Thür  eingeführt,  welches  doch  ja  nicht 
ahgeschaft  werden  sollte,  und  das  herein  ist  die  Rechts- 
ertheilung)  bei  mir  ist,  der  ist  mit  meinem  guten  Wil-  ' 
Jen ,  und  auf  gegenseitige  Treue  und  Glauben  bei  mir. 
Ic^h  habe  nicht  vorausgesezt,  dafs  er  mich  oder  das 
meinige  gewaltsam  angreifen  würde,  ausserdem  hätt^ 
ich  ihn  nicht  aufgenommen-. 

Wenn  er  mich  nun  aber  doch  gewaltsam  angreift, 
es  sey  an  meinen  Gütern ,  oder  unmittelbar  an  meinet 
Person ,  oder  an  beiden ,  weil  ich  etwa  gegen  den  er- 
sten Angrif  mit  meiner  Person  mich  vertheidige,  habe 
ich  dann  doch  Schuz  vom  Staate  zu  fodern,  und  zu 
erwarten  ?  — 

Zuförderst  Weifs  der  Staat  nicht,  was  in  meinem 
Hause  vorgeht,  hat  nicht  das  Recht  es  öffentlich  zu 
wissen,  noch  zu  thun,  als  ob  er  es  wüfste.  Soll  er 
es  wissen  ,  so  müfste  ich  selbst  es  ihm  auf  eine  rechts- 
gültige Art,  als  einem  Staate,  bekannt  machen,  d.  h. 
ich  müfste  klagen.  (Hier  ,  aber  allein  hier  gilt  der 
Saz:  wo  kein  Kläger  "ist,  ist  kein  Richter;  nicht  ater 
von  dem,  was  auf  öffentlichem  Gebiete  vorgeht.  Schen- 
ken, Coffeehäuser  u.  dergl.  kurz,  jeder  Ort,^o  für 
sein  Geld  jeder  willkommen  ist,  sind  öffentliches  Ge- 
biet, .es  wird  Kaufmannschaft  daselbst  getrieben. 
Unsere  Staaten  dehnen  jene  nur  zum  Theil  gültige 
Rechtsregel  oft  fürchterlich  aus.)  Wollen  die  Parthci- 
en  sich  in  der  Güte  vertragen ,  so  bat  der  Staat  nicht 
darnach  zu  fra,ge^)i> 

Aber 
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Aber  ist  denn  der  Staat  verbunden,  die  Klagen 
über  Privatbeleidigungen  anzunehmen ,  und  Recht  zu 
verschaffen,  und  aus  welchem  Grunde?  Darum jj^l^er 
Staat  niufs  zufolge  des  Bürgervertrags ,  auch  in  mei- 
nem Hause  mich,  und  alles  was  darin  ist,  schützen; 
nur  darf  er  das  nicht  unmittelbar,  weil  es  gegen  mein 
Recht  laufen  würde,  sondern  nur  mittelbar;  nur. 
überKaupt  in  Bausch  und  Bogen.  Der  unmittelbare 
Schuz  wäre  gegen  mein  Recht ,  weil  die  Bedingung 
desselben,  die  Notiz  des  Staats  davon,  gegen  meia 
Recht  seyn  würde.  Gebe  ich  nun  dieses  Recht  da- 
durch  auf,  dafs  ich  selbst  freiwillig  dem  Staate  Notiz 
gebe,  so  unterwerfe  ich  ihm  dadurch  freiwillig  unmit- 
telbar, was  vorher  ihm  nur  mittelbar  unterworfen 
war.  Das  mit  meinem  Willen  unterworfene  erhalt 
die  Rechte  eines  unmittelbar  unter  der  Garantie  des 
Staats  stehenden.  —  Es  versteht  sich,  dafs  im  Straf- 
gesetze hierauf  Rücksicht  genommen,  und  diese  Ein- 
richtung angekündigt  werden  müsse ,  damit  niemand 
Straflosigkeit  hoffe ,  und  in  dieser  Erwartung  sich  hin- 
terher getäuscht  finde. 

Aber  durch  diese  Entscheidung  haben  wir  uns  in 
eine  grofse  Schwierigkeit  verwickelt.    Nemlich,  wenn 
nun  jemand  in  seinem  Hause  getödtet  wird,  so  kann 
er  nicht  klagen.     Seine  Verwandten  werden  klagen 
sagt  man.    Aber  wenn  er  nun  keine  hat,  oder  wenn 

sie  selbst  ihn  innerhalb  der  Familie  getodtet  haben.   

Der  Staat  hat  über  das,  was  im  Hause  vorgeht,  kein 
Gericht;  es  ist  sonach  besonders  gegen  das  leztere, 
kein  Schuz,  und  kein  Gesez,  vielmehr  lad*et  eine  Ge- 
süzgebung,  die  das  Leben  des  Beleidigte»  für  den  Be- 
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lei<l^^^^  gefahrlich  maclit,  unrl  ai'«<|?in  durcli  seinen 
Tod  ih"  ganz  sicher  stellt,  jeclen  Angreifrr  ein,  <[ie 
S|j^he  Ende  zu  treiben ,  nnd  den ,  dessen 

Anklage  er  befürchtet,  lieber  gkich  zu  tödten. 

So  kann  es  nicht  seyn.  Es  mnfs  sonach  in  der 
Vernunft  für  diesen  Fall  noch  eine  besondre  Entschei- 
dung liegen.    Wir  wollen  sie  aufsuchen. 

Wenn  der  Ermordete  lebte,  so  könnte  er  klagen, 
oder  verzeihen.  Er  ist  mit  Unrecht  getödtet;  er  sollte 
noch  leben,  und  der  Staat  weifs  nicht  anders,  als  dafs 
er  lebt,  denn  er  ist  ausserhalb  seiner  Sphäre  getödtet. 
Der  Staat  hat  seinen  Entschlufs  über  jenen  Vorfall 
noch  an  ihm  zu  fodern^  sein  WiUe  ist  also,  nach 
äufserm  vollkommenem  Rechte,  für  den  Staat  anzu- 
nehmen ,  als  noch  fortdauernd.  Der  Ermordete  hatri 
diesen  Willen  nicht  bestimmt:  aber  derselbe,  wird  be-, 
Stimmt,  erklärt,  und  garantirt  durch  den  allgemeinen 
Willen  aller  Staatsbürger,  hetrachtet  als  Einzelne  utJ 
Vnunhimeni  nicht  durch  den  gemeinsamen  Willen  des 
Staats,  als  welcher  hier  richtet,  entscheidet  und  ge- 
währt, nicht  aber  will,  foderl  und  klagt.  —  (Von 
dieser  Garantie  des  lezten  Willens  eines  Verstorbenen 
durch  den  allgemeinen  Willen  der  Einzelnen;  einem 
unserer  Untersuchung  ganz  neuem  Begriffe ,,  wird  bei 
den  Testamenten  weiter  gereder  werden.  Dieser  all- 
gemeine Willen  aller  Einzelnen  (des  Publikums)  und 
Line  Garantie  tritt  nemllch  da  ein,  wo  allen  Einzel- 
nen daran  liegt,  dafs  der  Verstorbene  einen  Willen  ge- 
habt  hab^,  und  dafs  er  geltend  sey,  weil  in  diesejn 
Falle  alW  einen  Willen  haben,  und  ihn  geltend  zu 

machen, 
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jmaclien,' wünschen  müssen.)  Wie  sollte  nun  aer  Wille 
des  F.imorcleten  nach  dem  allgemeinen  Willen  seyii  ? 
Kr  sollte  klagen;  so  erklärt  ihn  der  allgemeine  Wille. 
Ein  Repräsentant  dieses  allgemeinen  Willens,  in  Rück- 
sicht des  lezten  Willens  der  Verstorbenen,  der  hier 
Kläger^  eine  Art  von  öffentlichem  Ankläger  ist,  soll- 
te seyn:  denn  der  Staat  weifs  wahrhaftig  nicht,  was 
vorgegangen  ist,  und  kann  es  nicht  wissen.  Diesen 
anzuhalten,  daCs  er  seine  PHicht  thiie,  hat  jede  Privat- 
person das  Recht.  lede  hat  das  Recht,  ihm  die  Sache 
anzuzeigen,  und  wenn  er  nicht  klagt,  ihn  selbst  an- 
zuklagen. 

lede  Privafpetson  mufs  nicht  nur  das  Recht  ha* 
ben,  sondern  selbst  verbunden  seyn,  anzuzeigen ,  was 
sie  über  dergleicben  Vorfalle  weifs ;  und  wenn  sie  es 
nicht  thiit,  ist  sie  selbst  strafbar,  und  fällt  der  An- 
klage des  so  eben  beschriebenen  Repräsentanten  an- 
heim.  Der  Staat  überhaupt  in  diesem  Zweite  der  öf- 
fentlichen Gewalt  ist  verbunden  ,  um  den  Tod  seiner 
Bürger,,  und  ihre  Todesweise  sich,  zu  beküinmern.  Das 
Sterb  en  ist  ein  öiFentlicher  Akt.  Die  Aerzte  müssen 
unter  seiner  Aufsicht  stehen.  Und  so  wird  es  umge- 
kehrt, das  Interesse  des  Beleidigers  das  Leben  des  An- 
gegrilFenen  zu  erhalten;  denn  so  lange  derselbe  Icbt^ 
kann  er  verzeihen,-  nach  seinem  Tode  verfällt  der  Be- 
leid Iger  in  die  Hände  des  Publikums,  und  seines  Stell- 
vertreters; und  dieses  kann  um  seiner  eigenen  Sicher- 
heit willen  nicht  verzeihen. 

Es  gehört  hiebet  das  Recht  der  Selbstvertheidi- 
gtmg,  welches  wir  sogleich  mit  abhandeln  wojlen. 

^  Niemand 
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;Nieman(l  hat  das  Recht  durch  den  Staat  hezeichne* 
tes  Eigenthum  mit  seinem  Leibe  zu  vertheidigen ,  wor- 
aus nothwendig  Lebensgefahr  für  den  Angreifer  und 
Vertheidiger  entsteht ;  denn  jeder  kann  seinen  Besiz 
nachher  erweisen,  in  den  vorigen  Stand  wieder  einge- 
sezt,  und  der  Thäter  bestraft  werden.  (Z.  B.  wenn 
jemand  den  Acker  abpflügt.)  Doch  darf  er  Sorge  tra- 
gen, und  es  liegt  ihm  ob,  sich  Zeugen  und  Bewei* 
se  für  die  Person  des  Thäters  zu  verschaffen. 

Unbezeichnetes  Eigenthum,  d.  h.  solches,  dessen 
Besiz  nur  dadurch  bezeichnet  wird ,  dafs  es  jemand  an 
sich  und  bei  sich  trägt,  oder  in  seinem  Hause  hat,  hat 
jeder  das  Recht  selbst  mit  Lebensgefahr  des  Angreifers 
zu  vertheidigen.  —  Man  darf  hier  nicht  fragen,  was 
ist  Leben  gegen  Geld?  dies  ist  allenfalls  eine  Beurthei- 
lung  der  Güte ,  nicht  des  Rechts.  leder  hat  das  abso- 
lute Recht,  sich  nichts  mit  Gewalt  nehmen  zu  lassen, 
und  es  durch  jedes  Mittel  zu  verhindern.  —  Gewalt- 
samer Angrif  meines  Eigenthums  wird ,  wenn  ich  das- 
selbe durch  meine  Person  schütze,  selbst  Angrif  auf 
meine  Person.  Geht  der  Angrif  gar  gleich  vom  Anfan- 
ge auf  meine  Person,  so  habe  ich  natürlich  dasselbe 
Recht  der  Selbstvertheidigung.  Der  Grund  dieses  Rechts 
liegt  darin,  dals  die  Hülfe  des  Staats  nicht  sogleich 
bei  der  Hand  ist,  die  Vertheidigung  aber,  da  der  An- 
grif auf  ein  unersezbares  Eigenthum  geht,  auf  der  Stelle 
geschehen  mufs. 

Dies  bezeichnet  zugleich  die  Grenze  des  Rechts 
zur  Selbstvertheidigung.  Ich  habe  dieses  Recht  nur, 
inwiefern  der  Staat  mich  nicht  vertheidigen  kann;  es 

mulV 
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mu/s  sonach  niclit  an  mir  liegen,  dafs  er  es  nicht  könne, 
und  ich  bin  rechtlich  verbunden ,  so  viel  an  mir  liegt 
es  möglich  zu  machen.    Ich  bin  verbunden,  die  Hülfe 
desselben  unmittelbar  in  der  Gefahr  aufzurufen;  dies 
geschieht  durch  Schreien  um  Hülfe.     Das  ist  absolut 
nothwendig,  und  die  ausschlieSsende  Bedingung  eines 
Rechts  zur  Selbstvrertheidigung.    Dieser  Umstand  mufs 
in  die  Gesezgebung  gebracht,  und  von  lugend  auf  den 
Bürgern  eingeprägt  werden,  damit  sie  sich  daran  ge- 
wöhnen.    Denn,   wie  wenn  jemand  durch  mich  er- 
mordet  ist,  und  ich  sage:  er  hat  mich  angegriffen,  und 
ich  konnte  mein  eigenes  Leben  nur  durch  seinen  Tod 
retten  ?  der  Getödtete  kann  mich  nicht  der  Lügen  stra- 
fen ;  und  es  läfstsich  sonach  nicht  einsehen,  warum 
ich  dasselbe  nicht  vorgeben  sollte,  wenn  ich  selbst  der 
Angreifer  w^ar.   Dadurch  würde  die  allgemeine  Sicher- 
heit gar  sehr  gefährdet.    Habe  ich  aber  um  Hülfe  ge- 
rufen, kann  ich  dies  bew^eisen,  oder  kann  mir  wenig- 
stens das  Gegentheil  nicht  bewiesen  werden,  so  habe 
ich  die  Präsumtion  der  Unschuld  für  mich.    (Das  Ge- 
sez  der  zwölf  Tafeln  berechtigte  den  Bestohlenen,  den 
Dieb ,    der  sich  zur  Wehre  sezte ,    zu  tödten.  Mit 
Recht,  wenn  der  Diebstahl  unbezeichnetes  Eigenthum 
betraf;  denn  niemand  kann  verpflichtet  werden,  sich 
das  seinige ,  dessen  Eigenthnm  er  hinterher  nicht  be- 
weisen kann,  nehmen  zu  lassen.    Er  war  berechtigt, 
den  Raub  ihm  mit  Gewalt  wieder  abzunehmen.  Nun 
aber  wurde  die  Vertheidigung  des  Diebes  Angrif  auf 
sein  eigenes  Leib  und  Leben,  und  er  war  abermals  be- 
rechtigt, sich  mit  Lebensgeialu-  des  Diebes,   zu  ver- 
theidigen.    Aber  das  Gesez  fodcrte,    dafs  er  dabei 
schrie.    Gleichfalls  mit  Recht;  und  nur  unter  dieser 

^  2  Beschrän- 
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Beschrankuug  konnte  das  erstere  Gesez  Statt  haben.  ■ 
Er  sezte  durch  sein  Geschrei  sich  in  die  Lac^e,  das 
Publikum  zum  Zeugen  seiner  Unschuld  zu  erlialten; 
oder  Hülfe  zu  bekommen,  die  den  "Dich  entwafnete, 
und  sich  seiner  Person  bemächtigte,  und  den  Eigen- 
thiiiiier  von  der  Nothwendigkeit  befreite,  ihn  zu  töd- 
ten,  um  sein  Eigcalhum  zu  erhalten.) 

Der  Angrif  geschieht  entweder  auf  öfFentlichem 
Gebiete,  (in  der  erklärten  Bedeutung  des  Worts)  oder 
in  meinem  Hause.  Im  ersten  Falle  hat  die  Anwen- 
dung der  aufgestellten  Grundsätze  keine  Schwie- 
rigkeit. Im  zweiten  hat  ja  keine  Privatperson ,  und 
selbst  der  Staat  nicht,  das  Recht  mein  Haus  zu  betre- 
ten.  Aber  durch  das  Geschrei  um  Hülfe,  berechtige 
ich  den  Staat  und  jedermann,  dasselbige  zu  betreten; 
ich  unterwerfe  dann  dem  Staate  unmittelbar,  was  er 
zunächst  nur  mittelbar  zu  schützen  hat-  Mein  G^^- 
schrei  ist  Klagen  sonach  A^erzichtleistung  auf  mein 
Hausrecht. 

ledcr ;  der  nach  Hülfe  rufen  hÖrt,  ist  durch  den 
Staatsvertrag  rechtlich  verbunden  herbei  zu  kommen^ 
nach  cbigen  Grundsätzen.    Denn  alle  Einzelne  haheti  aU 
Icn  Einzslnen  versproclien  ^  sie  zu  schützen.     Nun  ist  der. 
Hüljeruf  die  Ankü?idis[wig ^  dafs  eine  Gefali?-  vorhanden 
sey,    luelch^r  de?'   SuUvertreter  der  schützenden  Macht, 
der  Staat,  nicht  sogleich  abhelfen  kann.     ledern  Einzel*' 
nen  wird  sonach  durch  einen  Aufruf  zur  Hülfe  nicht' 
nur  das  Recht,  sondern  auch  die  Bürgerpflicht,  unmit-« 
telbar'  zu  schützen,   wieder  übertragen.    Wem  nach-! 
gewiesen  w'erdea  kann,  dafs  er  den  Ruf  gehört,  undl 

nicht 
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nicht  herbeigeeilt,  ist  strafbar,  denn  er  bat  gegen  den 
Bürgervertrag  gehandelt;  und  die  Gesezgebung  hat 
darauf  Rücksicht  zu  nehmen.  Diese  Hülfe  in  der 
Noth  ist  nicht  etwa  nur  Gewissens»  und  Christ en^pflicht; 
sie  ist  absolute  Bürgerpflicht, 

Die  zur  Hülfe  herbeigekommenen  haben  nichts 
weiter  zu  thun ,  und  dürfen  nichts  weiter  thun,  als 
dafs  sie  die  Ringenden  trennen ,  und  dem  Fortgang© 
der  Gewaltthätigkeit  zwischen  ihnen  Stillstand  aufle- 
gen;  keinesweges  aber  haben  sie  zwischen  ihnen  za 
entscheiden.  Wenn  der  Grund  wegfällt,  fällt  das 
Begründete  weg.  Aber  das  unmittelbare  Schuzrecht 
gründet  sich  auf  die  gegenwärtige  Gefahr.  Diese  ist 
nun  durch  ihre  Gegenwart  gehoben ,  und  die  Hülfe 
des  Staats,  der  der  einzige  rechtmäfsige  Richter  zwi- 
schen ihnen  ist,  kann  erwartet  werden.  (Dafs  z.  B. 
der  ergriffene  Dieb  durch  den  Pöbel  geprügelt  werde, 
st  eine  recliLswidrige  und  strafbare  Barbarei.  Sobald 
die  Gefahr  des  Leibes  oder  Gutes  vorüber  ibt,  wird 
die  Obrigkeit  wieder  alleiniger  Beschützer  und 
Richter.) 

Es  giebt  noch  einen  andern  Fall  der  Selbsthülfe, 
nach  einem  vorgeblichen  Noihrechte ,  dessen  Theorie 
wir  hier  gleich  mit  abhandeln  wollen.  Dieses  Recht 
soll  eintreten ,  wenn  zwei  freie  Wesen  nicht  dadurch, 
dafs  der  eine  den  andern  angegrifFen,  sondern  durch 
blofse  Naturkausalität  in  die  Lage  kommen,  dafs  Einer 
ivon  beiden  sich  nur  durch  den  Untergang  des  andern 
retten  könne,  und,  wenn  nicht  einer  von  beiden  auf- 
geopfert wild ,  beide  zu  Grunde  gehen.    (Hieher  ge- 
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hört  das  berühmte  Wunderbret  der  Schule ,  auf  wel- 
chem zwei  Schifbrüchi«;e  sich  befinden,  da  es  doch  nur 
«inen  ertragen  kann;  welches  sich  neuerlich  gröfse- 
rer  Becjuemlichkeit  in  einen  Kahn  von  den  gleichen  | 
Qualitäten  verwandelt  hat.  Wir  haben  den  Fall  durch 
BegriiFe  scharf  bestitnint,  und  enthalten  uns  der  1 
Beispiele.)  | 

Man  hat  sich  viele  Mühe  gegeben ,  diese  Rechts*  5 
frage  zu  lösen,  und  hat  sie  auf  sehr  verschiedene  AVei^  l 
se  beantwortet j  alles  darum,   weil  man  sich  das  Prin*  | 
cip  aller  Rechtsbeurtheilung  nicht  scharf  genug  dach-  • 
te.  — '    Die  Frage  der  Rechtslehre  ist ;   wie  können  |j 
juehrere  freie  Wesen,  als  solche  beisammen  bestehen  ?  ^ 
Indem  nach  der  Art  und  Weise  gefragt  wird,  wirdj 
die  Möglichkeit  des  Beisammenbestehens  überhaupt' 
vorausgesezt.    Fällt  diese  Möglichkeit  weg,  so  fällt 
nothwendig  die  erstere  Frage  nach  der  Bestimmung  der 
Möglichkeit,  also  die  Frage  nach  dem  Rechte,  ganzund  j 
gar  weg.    Dieses  aberjist,  der  ausdrücklichen  Voraus-'.' 
Setzung  zufolge,  hier  der  Fall.  Sonach  giebtes  kein  po- 
sitivesRecht,  das  Leben  des  andern  meiner  eigenen  Erhal- 
tung aufzuopfern ;  es  ist  aber  auch  nicht  rechtswidrig,  d. 
j.  nicht  streitend  mit  einem  positiven  Rechtedesandern, 
sein  Leben,  um  den  Preifs  des  meinigen,  zu  erhalten; 
denn  es  ist  hier  vom  Rechte  überhaupt  nicht  mehr  die  Fra- 
ge. Die  Natur  hat  die  Berechtigung  ^ür  helde^  zu  leben, 
zurückgenommen;  und  die  Entscheidung  fallt  der  phy- 
sischen Stärke  und  der  Willkühr  anheim.     Da  aber 
dennoch  beide  betvachtet  werden  müssen,  als  stehend 
unter  dem  Rechtsgesetze,  unter  welches  sie  denn  auch 
»ach  der  Tha.t,  in  Beziehung  auf  andere,  wieder  kommen 
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werden ,  so  Icann  man  das  Nothrecht  beschreiben ,  als 
das  Recht,  sich  als  gänzlich  exemt  von  aller  Rechtsge- 
sezgebung  zu  betrachten.  (Wir  sagten  so  eben:  die 
Entscheidung  fällt  der  Willkiihr  anheim.  Nun  steht 
die ,  durch  das  Rechtsgesez  nicht  bestimmte  Willkühr 
unter  einer  höhern  Gesezgebung,  der  moralischen; 
und  in  diesem  Gesetze  könnte  denn  wohl  eine  Verord- 
nung für  unsern  Fall  liegen.  So  ist  es.  Thue  über- 
haupt nichts,  sagt  dieses  Gesez,  sondern  überlasse  die 
Sache  Gott,  der  dich  wohl  retten  kann,  wenn  es  sein 
Wille  ist,  und  dem  du  dich  übergeben  mufst,  wenn 
CS  sein  Wille  nicht  ist.  Dies  aber  gehört  nicht  hieher, 
wo  wir  es  blofs  mit  dem  Rechte  zu  thun  haben.) 

Nach  Ausübung  des  Rechts  der  Selbsthülfe,  es 
sey  auf  Veranlassung  eines  Angrifs,  oder  eines  Zufalls, 
ist  der,  so  es  ausgeübt,  schuldig,  sich  dem  Staate  zur 
Verantwortung  zu  stellen,  Denn  er  hat  sich  auf  im- 
mer unter  die  Gesetze  des  Staats  begeben,  und  will 
fernerhin  betrachtet  seyn,  als  denselben  unterwor- 
fen ;  nun  hat  er  sich  in  jenem  Falle  denselben  entzo- 
gen, weil  hier  kein  Rechtsgesez  gelten  konnte.  Er  ist 
die  Anzeige  schuldig,  dafs  der  Fall  dieser  Ungültigkeit 
eingetreten  sey.  Wer  sich  nicht  freiwillig  dem  Rich- 
ter stellt,  erhält  die  Präsumtion  gegen  sich.  Des  Ge- 
tödteten  lezter  Wille  ist  präsumtiver  Weise  der:  dafs 
die  Sache  untersucht  werde.  Die  Klage  fällt  sonach 
dem  oben  beschriebenen  öffentlichen  Anklager  anheim; 
entweder,  wenn  der  Thäter  überhaupt  sich  nicht  ge. 
stellt  hat,  dafs  er  ihn  vors  Geriebt  führe,  wodurch 
er,  wenn  erweislich  ist,  dafs  er  sich  eher  hatte  stel- 
len können,  schon  zur  Hälfte  seiner  bösen  Sache  über- 
wiesen 
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wiesen  v/ird,  (denn  hat  er  Vertrausn  auf  die  Gerecli- 
tigkeit  seiner  Sache,  warum  scheut  er  das  Gericht?) 
oder,  wenn  sich  derselbe  freiwillig  gestellt,  dafs  er 
seine  Gegenparthei  im  Gerichte  vorstelle.  Der  Beklag- 
te ist  nicht  verbunden ,  den  positiven  Bcweifs  zu  fuh- 
ren, dafs  der  Fall  der  Selbsthülfe  eingetrelen;  denn 
in  den  wenigsten  Fällen  würde  er  dies,  selbst  bei  der 
gerechtesten  Sache  vermögen,  da  von  einer  vorüberge- 
henden, ungewöhnlichen  Lage  die  Ptede  ist.  Wenn 
ihm  nur  nicht  der  negative  Beweiis  geführt  ist,  dafs 
ein  solcher  Fall  nicht  eingetreten,  so  ist  dies  hinläng- 
lich, um  das  gerichtliche  \erfaliren  gegen  ihn  zu 
suspendiren.  Denn  völlig  losgesprochen  ist  er  nicht, 
wenn  er  den  posit  iven  Beweifs  nicht  führen  kann,,  und 
30  lange  es  noch  möglich  bleibt ,  dafs  in  der  Zukunft 
andere  ihm  zur  Last  gereichende  Umstände  sich  erge- 
hen möchten.  ^  Ueber  diese  biofse  Suspension  des 
Prozesses  wird  in  der  Lehre  von  der  Criuiinai- lustia 
weiter  geredet  werden, 

So  ist  Gut  und  Ehre  des  Bür^^ers  scharf  bestimmt^ 
und  dieselben,  so  wie  sein  Leben,  gehörig  gesichert; 
und  es  läfst  sich  nicht  einsehen,  wie  sie  mehr  gesi- 
chert werden  könnten. 


K. 

Ueber  Acijuisition  des  Eigenthums;  welche  Unter- 
suchung, wie  sich  gleich  zeigen  wird,  zugleich  die  über 
die  Dercliction  mit  in  sich  schliefst. 

Es  ist  hier  nur  von  der  Eigen  thumserwerbung  im 
eigentlichsten  Sinne  des  Worts  die  Rede ,  durch  wel- 
che das  Vermögen  jemandes  sich  wirklich  vermehrt; 

oder 


orler  wenigstens,  nach  den  zweierlei  Bestimmungen, 
die  dem  Eigentbuni  z^ikommcn  können,  dafs  es  entwe- 
der relatives  oder  absolutes  sty^  seiner  Natur  nach  ^ich 
verändert;  Jieinesweges  aber  von  der  blofsen  Vertäu* 
schung  einer  Sache  vom  bestimmten  Werthe  pe<ren 
G.ne  andere  von  demselben  Werthe, —  oder  vor.i.  ILtn- 
dcl,  über  welchen  das  nothwendi^e  schon  oben  erin- 
nert  worden,  und  der  eigentlich  keine  Erwerbung^ 
sondern  blofs  ein  Tausch  ist.  Eben  so  \venicT  ist  die 
Rede  von  der  ursprüglichen  Erwerbung,  die  zugleich 
eine  Erwerbung  für  den  Staat,  eine  Vergröfserung  des 
Staatsvermögens  seihst,  seyn  würde.  Diese  steht  un- 
mittelbar unter  den  Bedingungen  des  ursprünglichen 
Eigenthumsvertrags.  Es  ist  nur  die  Rede  von  rolli- 
ger  Uebertragung  des  Eigenthums  eines  Staatsbürgers 
auf  den  andern,—  also  einem  eigentlichen  Ohjektö 
der  Civilgesezgebung  ,  von  welcher  allein  wir  hier  re- 
den, —  so  dafs  das  Staatseigenthum  dasselbe  bleibe, 
und  nur  das  Verhältnifs  der  Bürger  verändert  wen!e; 
an  einen  Bürger,  der  entweder  dieses  Eigenthum  gar 
nicht  hatte,  oder  den  Werth  desselben  nicht  in  dieser 
Art  des  Eigenthums  besafs. 

Das  Elgentljum  ist  doppelter  Natu;^;  absolutes 
der  Aufsicht  des  Staats  entzogenes;  Geld  und  Geldes- 
Werth;  und  solches,  das  unmittelbar  unter  derselben 
steht,  Aecker,  Gärten,  Häuser,  bürgerliche  Gerecht, 
same  u.  s.  w. 

Wird  beiderlei  Art  Eigenthum  gegen  eiiianrler 
umgetauscht:  d.  h.  wird  ein  Kauf  geschlossen,  so  er- 
wirbt jeder  eine  Art  des  Eigenthums,  das  er  nicht  hat- 
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te,  und  die  Untersuclmng  gehört  sonach  hieher.  — 
Et>  ist  keine  Frage,  ob  der  Kaufcontrakt  unter  der  Auf- 
sicht des  Staats  (gerichtlich)  geschlossen  werden,  und 
unter  seiner  Garantie  stehen  müsse.  Der  Staat  hat  ja  das 
Objekt  des  Eigenthums  unter  seiner  Aufsicht,  schiizt  es, 
und  ei'aietes  zu  der  bestimmten  Person  ;  er  mufs  also  den 
bestimmten  Eigen th linier  wissen.  Keiner  ist  rechtmafsi- 
ger  Besitzer  eines  solcheti  Gegenstandes,  ausser  zufol- 
ge seiner  Aneriwennung  durch  den  Staat. 

Nur  darüber  könnte  die  Frage  entstehen  :  inwiefern 
der  Staat  gehalten  sey ,  zu  allen  über  dergleichen  Ge- 
genstände getroffenen  Verabredungen  zwischen  Priv^at- 
personeil,  seine  Einwilligung  zu  goben,  und  inwiefern 
er  sie  versagen,  und  den  Vertrag  ungültig  machen 
dürfe. 

2;uförderstist  die  rechtlich  begründete  Absicht  des 
Staats  bei  allem  zum  Gebrauche  vei  lieheneuEigenthume, 
dafs  es  zw-eckmäfsig  für  die  Staatsbedürfnisse  gebraucht 
werde.  Der  Käufer  mufs  also  angehalten  werden,  es 
zu  brauchen;  und  in  der  Lage  seyn ,  es  brauchen  zu 
können,  den  Ackerbau  auf  seinem  erkauften 

Ac>^er,  das  Gewerbe,  dessen  Gerechtsame  er  erlangt 
l)iat,  treibea  können,  und  es  verstehen;  ausserdem 
würde  dem  Staate  etwas  entzogen,  —  Ob  man  Huu- 
Ser  in  dei'  Absicht  des  Nieder reissens  kaufen  könne, 
hängt,  ab  vou  der  besondern  Disposition  des  Gesetzes, 
welches  ^ich  nach  den  Uniständen  zu  richten  hat, 

Fcrn<^tr,  da  der  Verkäufer,  in  Absicht  seines 
Geldes,  welches  absolutes  Eigenthum  ist ,  gemäfü  clor 
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Natur  eines  solchen  Eigenthums,  der  Aufsicht  des 
Staats  sich  ganz  entzieht,  der  Staat  ober  doch  für  sei- 
nen sichern  Unterhalt  zu  soi'gen  hat,  so  mufs  der  Kauf 
so  geschlossen  werden ,  dafs  die  Subsistena  des  Ver- 
käufers auf  jeden  Fall  gesichert ,  sey,  und  er  nie  dem 
Staate  zur  Last  fallen  könne.  Diese  Sicherung  kann 
entweder  dadurch  geschehen,  das  dem  Verkäufer  ein  so*  « 
genanntes  Ausgedinge  in  seinem  Hause,  oder  an  seinem 
Grundstüke  verbleibe,  oder  dafs  sein  Kapital  unter  der 
Aufsicht  des  Staats  sicher  angelegt  werde.  Er  ist  nicht 
absoluter  Eigenthiiraer  seines  Geldes,  weil  es  sein  ein- 
ziger Unterhalt  bleibt,  und  er  dem  Staate,  über  die 
Möglichkeit  seiner  Subsistenz  verantwortlich  ist.  Wer 
da  verkauft,  giebt  ein  Eigenthum  auf,  indem  er  ein 
anders  erhält,  und  eben  so  der  Xiäufer,  wie  sich  die§ 
von  selbst  versteht,  ^ 

Eine  zweite  Art  der  Acq^uisitiou  und  Dereliction 
ist  die  absolute,  wo  derjenige,  der  ein  Eigenthum  ac^ 
quirirt,  dem,  der  es  ihm  zu  Gunsten  derelincj^uirt, 
gar  kein  Aequival^nt  giebt:  Schenkung  und  Testa^ 
ment,  —«    Zuerst  von  der  Schenkung, 

Das  Eigenthum,  welches  durch  Schenkung  abge^ 
treten  wird,  ist  entweder  relatives  oder  absolute^. 
W^ie  über  das  erstere  überhaupt  kein  aussergerichtU- 
cher  Vertrag  gültig  ist,  so  ist  auch  eine  aussergerichtli'' 
che  Schenkung  desselben  nicht  gültig,  —  Schenkung 
des  absoluten  Eigenthums  aber  wird  gültig  durch 
TJebergebung  von  Hand  in  Hand,  Es  kann  sonach  nie  ein 
Streit  darüber  entstehen,  ob  das  Geschenk  angenommen 
worden  sey,  oder  nicht.  Hat  der  Beschenkte  im  er- 
sten 


sten  Falle  nicht  vor  eleu  Gerichten  die  SchenkunP'  an- 
genommen ;  hat  er  im  zweiten  das  Geschenk  nicht  an 
sich  genommen ,  oder  nicht  erklart ,  dafs  es  es  an  sich 
nehmen  wolle ,  so  ist  die  Schenkung  rechtsunkräftig. 

Es  findet  hei  der  Schenkung  gerade  die  Bedin- 
gung Statt,  die  beim  Verkaufe  Statt  findet,  Der  Schen- 
ker mufs  so  viel  übrig  behalten,  dafs  er  leben  könne. 

Niemand  hat  das  Recht,  das  Verschenkte  zurück* 
zufodern ,  denn  durch  den  Vertrag  wird  der  Be- 
schenkte rechtmäfsiger  und  unumschränkter  Eigen- 
thümer* 

Durch  ein  Testament  wird  etwas  verschenkt  nach 
dem  Tode  des  Schenkers.  Es  ist  hierbei  die  wichlice 
Frage:  wie  kann  der  Wille  eines  Verstorbenen,  die 
Lebenden  verbinden?  Der  Be^rifF  des  Rechts  gilt  nur 
auf  Personen,  die  in  wechselseitigem  Einflüsse  auf  ein- 
ander in  der  Sinnenwelt  stehen  können ,  und  wirklich 
stehen.  Der  Todte  hat  sonach  auf  den  ersteh  Anblik 
keine  Rechte:  und  sein  Eigenthum  fällt  dem  Staate 
anlieim,  der  der  erste  Besiznehmer  ist,  da  kein  Ein- 
zelner ohne  seine  Erlaubnifs  Besiz  nehmen  darf»  Aber 
es  ist  sehr  möglich,  dafs  ein  Mensch  in  seinem  Leben 
Wünsche  hege  für  andere,  auf  die  Zeit  nach  seinem 
Tode.  Der  feste  Glaube ,  dafs  dieselben  werden  er- 
füllt v/eiden ,  oft  ein  wirklicher  Vortheil ,  der  aus 
dem  festen  Glauben  der  dabei  Interessirten  entsteht, 
?5.  B.  bessere  Pflege,  Anhänglichkeit  und  Liebe  derer, 
die  wir  zu  Erben  einserzen  können ,  sind  ein  beträcht- 
liches Gut  im  Leben.  Kurz  die  Ueberzeugung  von  der 
Gültigkeit  der  Testamente,  ist  ein  Gut  für  die  Leben- 
den, auf  welches  sie  w^ohl  auch  ein  Recht  erlangen 
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iönhen.  Nur  aus  diesem  Gesichtspunkte  hat  man  die 
Sache  anzusehen.  Es  ist  keinesweges  vom  Rechte  der 
Todten  die  Rede;  die  Todten  haben  keine  Rechte^ 
sondern  nur  vom  Rechte  der  Lebendigen. 

Wo  jenes  Bedürfnifs  unter  den  Menschen  sich 
zeigt,  da  werden  sie  im  Eigenthui^svertrage  auf  das- 
selbe mit  Rücksicht  nehmen.  Alle  werden  allen  jene 
Ueberzeugung  garantiren.  —  Aber  dieser  Vertrag  ist, 
was  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden  mufs,  ein  will- 
kührlicher,  d.  h.  es  ist  ein  rechtliches  Verhältnifs  un- 
t#r  den  Menschen  überhaupt  gar  wohl  möglich ,  ohne 
ihn,  wie  wir  oben  gesehen  haben.  Es  ist  nicht  noth- 
wendig,  dafs  über  die  Hinterlassenschaft  der  Verstor- 
benen ein  Rechtsstreit  entstehe.  Der  Staat  ist  da,  um 
ihn  an  sich  zu  nehmen,  (leder  Vertrag  ist  nothwen- 
dig,  ohne  welchen  überhaupt  kein  Rechtsvrrhältnifa 
bestehen  kann.  Von  dieser  Art  ist  der  über  Testamen- 
te nicht :  und  in  dieser  Rücksicht  nenne  ich  ihn  einen 
willkührlichea.) 

Aber  diese  Ueberzeugung  kann  nicht  anders  her- 
vorgebracht werden ,  als  dadurch,  dafs  die  Testamen- 
te  nach  einem  Gesetze,  d.  i.  ohne  Ausnahme  gelten. 
So  gewils  demnach  Alle  diese  Hofnung  sich  garantiren, 
wollen  sie  jenes  Gesez;  und  es  wird  sonach  ein  Gesez 
des  Staats:  die  Testamente  sollen  gelten.  Alle  oaran« 
tiren,  um  ihrer  selbstwillen,  dem  Sterbenden  die  Gül- 
tigkeit seines  lezlen  Willens;  sie  gaiantiren,  indem 
sie  dies  thun,  sich  selbst  die  Gültigkeit  ihres  eignen 
lezten  Willens;  das  Recht  des  Sterbenden  wird  an  das 
Fvecht  aller  ihn  überlebenden  Bürger  gebunden.  INicht 
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Jehl  Wille,  sondern  der  allgemeine  Wille  Verbindet  die 
dabei  interessirten  Leben  den,  und  besonders  den  Staat, 
der  ausserdem  das  Ilecbt  der  Erbfolge  hätte.  Der  Staat 
als  gemeinsamer  Willen  (volonte  generale)  ist  also  hier 
die  Eine  Parthei  und  der  allgemeine  Wille  (volonte  de 
touä)  ist  die  andere  Parthei  im  Vertrage. 

Die  Aufsicht  über  daä  Recht  der  Testamente 
kommt  dem  oben  beschriebenen  Stellvertreter,  und 
Repräsentanten  des  Willen»  Aller  zu.  Er  ist  in  dieser 
Sache  Kläger  vor  der  Obrigkeit,  und  mufs  über  die 
Exkution  der  Testamente  haken.  Er  steht  nicht  un- 
i-er  der  Aufsicht  der  exekutiven  Gewalt,  wie  die  übri- 
^en  Magistratspersonen ,  denn  diese  ist  Parthei^  (ob- 
wohl er  vor  ihr  verklagt ,  und  durch  sie  be- 
straft werden  müfste;)  sondern  unmittelbar  unter 
der  des  Volks.  lede  Privatperson,  die  etwas  unrich- 
tiges bemerkt,  mufs  das  Recht  haben,  ihn  zu  be- 
langen. Es  wird  übrigens  für  diesen  Fall  hier  nicht 
nöüiig  seynv  dafs  Fremde  sich  einmischen,  da  es  un* 
mittelbar  dabei  Interessirte  giebt^  / 

Die  Testamente  sollten  unter  der  Aufsicht  und 
mit  der  Zuziehung  dieses  Magistrats  gemacht  werden ; 
und  mit  Zuziehung  von  Zeugen.  Diese  Zeugen  reprä- 
sentiren  das  Publikum,  dem,  wie  gezeigt  worden,  an 
der  Gültigkeit  solcher  Verordnungen  gelegen  ist.  — 

Dafs  überhaupt  Testamente  rechtsgültig  sind,  ist 
völli  '  wiUkühriicn :  es  ist  sonach  gleichfalls  ganz  will- 
kuhriich,  und  hängt  lediglich  von  der  Disposition  des 
allgemeinen  Willens,  d.  b.  vom  Gesezgeber  ab,  wie 

weit 
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weit  das  Recht  gehen  solle  ^  seine  Güter  durch  Testa- 
mente zu  vererben;  doch  mufs  darüber  etwas  aus- 
drücklich bestimmt,  also  es  müssen  Gesetze  gemacht 
werden.  Es  hängt  vom  Gese^geberj  der  auf  die  be- 
sondere Lage  des  Staats  Rüclisicht  zu  nehmen  hat  abj, 
ob  die  Tntestaterbschafc  eingeführt  werden,  und  wie 
weit  sie  die  freie  Disposition  über  das  Eigenthum 
(das  Legiren)  einschränken  solle.  Es  giebt  nur  ein© 
nothivendige  Begrenzung  a  priori,  gerade  dieselbe,  wel* 
che  bei  der  Schenkung  überhaupt  Statt  fand:  die  Hin* 
terlassenen,—  etwa  die  Wittwe,  mufs  leben,  und 
die  Kinder  müssen  erzogen,  d.  i.  in  den  Stand  gesezt 
werden  können,  sich  selbst  ein  Eigenthum  zu  erwer- 
ben. Diese  Möglichkeit  darf  durch  die  Freiheit  der 
Testamente  nicht  aufgehoben  werden,  denn  der  Staat 
mufs  ja  für  die  Versorgung  der  Hinterlassenen  Bürge 
seyn. 

Ausser  den  angezeigten  Erwerbsarten  Isann  es  kei- 
ne im  Staate  zu  erlaubende  geben.  Unsere  Untersu- 
chung über  das  Eigenthura  ist  sonach  völlig  ge- 
schlössen. 


§.  20. 

Veher  die  peinliche  Gesez^ehuh*^, 
Thesis.  Wer  den  Bürgervertrag  in  einem  Stüke 
verlezt,  sey  es  mit  Willen,  oder  aus  Unbedacht£,amkt:it, 
da  ,  wo  im  Vertrage  auf  seine  Besonnenhsit  gerechnet 
wurde,  verliert  der  Strenge  nach' dadurch  alle  seine 
Rechte  als  Bürger,  und  als  Mensch,  und  wird  völlig 
rechtsJos. 


Beweifs. 


Betveifs.  Ks  liat  jemaucl ,  zufol^^e  des  Rechtsbe- 
griffes  Überhaupi:.,  rvcclile,  lediglich  unter  der  Eedin* 
gunjT,  dafs  er  in  eine  Gemeinschaft  vernünftiger  Wesen 
passCj  d.  dafs  er  sich  die  Regel  des  Rechts  zum  unver- 
brüchlichen Gesetze  aller  seiner  Handlungen  gemacht 
habe,  und  fähig  sey,  durch  die  Vorstellung  diesfes  Ge-^ 
setzes  auch  wirklich  in  allen  Aeusserungen  seiner  Trei- 
iieit,  die  unter  demselben  stehen,  bestimmt  zu  wer- 
den. Wer  mit  Willen  sich  gegen  das  Gesez  vergeht, 
ist  nicht  im  ersten  Falle;  wer  .sich  aus  Unbesonnenheit 
dagegen  vergeht,  ist  nicht  in  dem  zweiten.  Bei  bei- 
den fällt  die  Bedjingung  der  Rechtsfähigkeit  weg,  das 
Passen  in  eine  Gesellschait  vernünftiger  Wesen ;  so« 
nach  mit  derselben  das  Bedingte;  die  Rechtsfähigkeit. 
Sie  hören  auf  Rechte  zu  haben. 

Dieses  Verhältnifs  ist  durch  den  Staatsbürgerver- 
tras;,  als  solchen,  nicht  geändert.  Alle  positiven 
Rechte,  die  der  Bürger  hat,  hat  er  nur  unter  der  Be- 
ding v.ug,  dafs  die  Rechte  aller  übrigen  Bürger  vor 
ihm  sicher  Seyen»  Sobald  oics  nicht  ist,  sey  es  durch 
seinen  bedachten  rechtswidrigen  Willen,  od^r  durch 
Unbesonnenheit,  ist  der  Vertrag  vernichtet.  ILs  fin- 
det zwischen  ihm  und  den  üljiigen  Bürgern  nicht  mehr 
das  durch  den  Bürgerverl  rag  en-Ichlete  rechtliche  Ver- 
hältnifs ,  und  da  es  ausser  diesem  '»eines,  und  keinen 
möglichen  Grund  desselben  giebt,  liberhaupt  gar  kein 
rechtliches  Verhältnifs  zwischen  beiden  Pariheien  mehr 
Statt 

Tede  Vergehinig  schliefst  aus  vom  Staate,  (der 
Verbrecher  wird  Voo^djrdj  d.  h.  stins  Sicherheit  ist 

so 
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SO  wenig  garän^^l't ,  als  die  eines  Vogels ,  exlex ,  licrs 
de  la  lol.)  Diese  A^isschliessung  mufste  durch,  die  Staats- 
gewalt exekutiit  werden. 

Antithesis.  Der  Zweck  der  Shaatsgewalt  isl  kein 
anderer,  als  der  der  gegenseitigen  Sicherheit  der 
Rechte  Aller  vor  Allen;  und  der  Staat  ist  zu  nichts  zu 
verbinden  ,  als  zum  Gebrauche  der  hinreichenden  Mit. 
tcl  fiir  diesen  Zweck»  Wenn  nun  derselbe  ohne  jene 
absolute  Ausschliessung  Aller,  die  sich  auf  irß;end  eine 
Weise  vergangen  haben ,  zu  erreichen  wäre ,  so  wäre 
der  Staat  nicht  nothwendig  verbunden,  diese  Strafe 
auf  eine  Vergehung,  gegen  die  er  seine  Bürger  au£ 
andere  Weisen  schützen  könnte,  zu  setzen.  Es  wäre 
kein  Grund  da,  sie  in  diesen  Fällen  einzuführen,  aber 
bis  jezt  freilich  auch  keiner,  sie  nicht  einzuführen. 
Die  Entscheidung  hinge  ab  von  der  Willkühr.  Nuu 
aber  ist  dem  Staate  eben  so  viel  an  der  Erhaltung  sei- 
ner Bürger  gelegen ,  wenn  nur  sein  Hauptzweck  mit 
derselben  zu  vereinigen  ist,  als  jedem  Einzelnen  dar- 
an liegt,  nicht  um  jedes  Vergehens  willen  für  rechts- 
1  los  erklärt  2u  werden.  Es  würde*  daher  in  jeder  Rück- 
j sieht  zweckmäfsig  seyn  in  allen  Fällen,  wo  die  öffent- 
liche Sicherheit  dabei  bestehen  könnte,  an  die  Stelle 
der  der  Strenge  nach  allerdings  durch  jedes  Vergehe» 
verwirkten  Ausschliessung  andere  Strafen  zu  setzen. 

Dies  könnte  nur  durch  einen  Vertrag  Aller  mit 
Allen  geschehen  ;  der  späterhin  Nonn  für  die  exekutive 
Gewalt  würde.  Det  Inhalt  dieses  Vertrags  würde  fol- 
gender seyn:  Alle  versprechen  Allen,  sie,  inwiefera 
idies  mit  der  öffeutlichen  Sicherheit  vereinbar  ist,  um 

ö  ihrer 


ilirer  Vergeliun^en  willen  nicht  vom  Staate  auszu- 
schliessen ,  sondern  ihnen  zu  verstatten,  diese  Strafe 
auf  andere  Weise  ahzubüfsen.  Wir  wollen  diesen 
Vertrag  den  Abb üfsungsver trag  nennen. 

Dieser  Vertrag  ist  ein  nüzlicher  sowohl  für  Alle, 
(das  Staatsganze,)  als  für  jeden  Einzelnen.  Das 
Ganze  erhält  dadurch  die  Aussicht,  den  Barger,  des- 
sen Nüzlichkeit  seine  Schädlichkeit  überwiegt,  zu  er- 
halten, und  die  Verbindlichheit,  die  Abbüfsung  anzu. 
nehmen;  der  Einzelne  das  vollkommene  Recht,  zu  fo- 
dern,  dafs  man  sie  statt  der  verwirkten  gröfsern  Stra- 
fe annehme.  Es  giebt  ein  Recht,  uhd  ein  sehr  nüz- 
liches  und  wichtiges  ixecht  des  Bürgers,  abgestraft  zu 
werden. 

Dieser  Vertrag  wird  zum  Staatsgesetze ,  und  di« 
exekutive  Gewalt  darauf  verpflichtet. 

I.)  Der  Abbüfsungsvertrag  erstrekt ,  aufgezeigter 
maafsen,  sich  nicht  weiter,  als  inwiefern  neben  ihm 
die  öftentliche  Sicherheit  bestehen  kann.  Weiter  aus- 
gedehnt ist  er  unrechtmäfsig ,  und  vernunftwidrige 
und  ein  Staat ,  in  welchem  er  über  diese  Grenze  gin- 
ge, hätte  gar  kein  Becht,  d.  i.  die  öffentliche  Sicher- 
heit wäre  in  ihm  nicht  sattsam  garantirt,  und  er  könn- 
te niemand  verbinden ,  in  ihn  zu  treten  ,  oder  in  ihm 
zu  verbleiben. 

Die  Strafe  ist  nicht  absoluter  Zweck.  Es  läfst 
bei  einer  solchen  Behauptung,  sie  geschehe  nun  aus- 
drücklich, oder  es  w  erden  Sätze  aufgestellt ,  die  sich 
nur  aus  stillschweigender  Voraussetzung  einer  «olchen 
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Prämisse  erklären  lassen,  (z.  B.  der  umnodidcirte ,  ka- 
^'tegorische  Ausspruch,  wer  getödtet  hat,  mufs  sterben) 
sich  <^ar  nichts  denken.  Die  Strafe  ist  Mittel  für  den 
EnUweck  des  Staats,  die  oifentliche  Sicherheit;  und 
die  einzige  j^bsicht  dabei  ist  die,  dafs  durch  die  An- 
drohung derselben  das  Vergehen  verhütet  werde.  Der 
Zweck  des  StrafgesSetzes  ist  der ,  dafs  der  Fall  seiner 
Anwendung  gar  nicht  vorkomme.  Der  bÖse  Wille  soll 
durch  die  angedrohte  Strafe  unterdrückt,  der  erman. 
gelnde  gute  Wille  durch  sie  hervorgebracht  werden ; 
und  dann  bedarf  es  nie  der  Strafe.  Damit  nun  dieser 
Zweck  erreicht  werden  könne,  mufs  jeder  Bürger  ganz 
sicher  wissen,  dafs  falls  er  sich  vergehe,  die  Droliung 
des  Gesetzes  an  ihm  unausbleiblich  in  Erfüllung  gehen  • 
werde.  (Die  Strafe  ist  sonach  allerdings  mit  um  des 
Beispiels  willen  da,  damit  alle  in  der  festen  Ueberzeu- 
gung  von  der  unfehlbaren  Ausübung  des  Strafgesetzes 
erhalten  werden.  Die  erste  Absicht  desselben  war  die, 
den  Verbrecher  vom  Verbrechen  zurückzuhalten.  Da 
diese  Absicht  nicht  erreicht  vvorden,  hat  seine  Bestra« 
fung  eine  andere;  d^e ,  die  übrigen  Bürger,  und  ihn 
selbst  für  die  Zukunft  von  dem  gleichen  Vergehen 
abzuhalten.  Die  Ausübung  des  Strafgerechtigkeit  ist 
daher  ein  öffentlicher  Akt.  leder,  der  von  einem  Ver- 
gehen gehört  hat,  mufs  aucii  von  der  Bestrafung  des. 
selben  hören.  Es  wäre  eine  offenbare  Ungerechtig» 
Jieit,  gegen  alle  diejenigen,  welche  künftig  in  Versu. 
chung  gerathen  werden  gegen  dasselbe  Gesez  zu  sün- 
digen, wenn  man  ihnen  die  Kunde  der  wirkliehen 
,  Bestrafung  des  vorhergegangenen  V^ergchens  entzöge. 
Sie  erhielten  dadurch  die  Hofnung  der  Straflosigkeit.)  * 
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lOO 


Das  materielle  Princlp  positiver  Strafen  im  Staa- 
te, ist  schon  oben  (§.  14.)  angegeben,  und  erwiesen 
worden.  leder  mufs  nothwendig  von  seinen  eigenen 
Rechten  und  Freiheiten  (seinem  Eigenthum  in  der  wei- 
testen Bedeutung  des  Worts)  gerade  so  v^iel  auf  das 
Spiel  setzen ,  als  er  die  Rechte  des  andern  aus  Eigen- 
nuz',  oder  Unbesonnenheit  zu  verletzen  in  Versuchung 
ist.  (Die  Strafe  des  gleichen  Verlustes,  poena  talio. 
nis.  leder  wisse;  was  du  dem  andern  schadest,  scha- 
dest du  nicht  dem  andern,  sondern  lediglich  dir 
selbst.)  Der  Geist  dieses  Princips  ist,  vvie  wir  gleich- 
falls gesehen  haben,  dies:  es  mufs  dem  ungerechten 
Willen,  oder  der  Unbesonnenheit,  ein.  hinlängliches 
Gegengewicht  gegeben  werden. 

Wo  dieses  Princip  anwendbar  ist ,  kann  der  Ab- 
büfsungsvertrag  gelten;  dann,  wie  wir  eingesehen  ha- 
ben, lafst  bei  der  durchgeführten  Anwendung  dessel- 
ben, sich  allerdings  auf  öffentliche  Sicherheit  rechnen. 
Die  Fra^e,  wie  weit  erstreckt  sich  rechtlich  der  Ab- 
b üfs uiin-s vertrag wird  also  zwar  nur  zum  Theil,  — ■ 
warum,  dies  werden  wir  weiter  unten  sehen  —  be- 
antwortet; wenn  die  beantwortet  ist;  wie  weit  ist  ein 
Get^engewicht  des  bösen  Willens  oder  der  Unbeson- 
iienheit  möglich? 

II.)  Dieses  Ge.'^jengewicht  wird  möglich ,  oder 
unmöglich,  entweder  durch  die  Natur  der  Sache,  uder 
durch  die  besondere  Lage  des  Subjekts,  auf  weicües 
die  Wirksamkeit  des  Strafgesetzes  berechnet  ist. 

Zuförderst  durch  die  Natur  der  Sache.  Gerade 
dadurch,  dafs  der  zur  Uebertretung  versuchte  etwas 

will, 
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will ,  soll  er  verhindert;  werden ,  seinen  Willen  iu 
Handlungen  ausbrechen  zu  lassen.  Sein  Wille  mufs 
«onach  wirklich  auf  denBesiz  jenes  Materiale  ausgehen, 
wenn  sich  eine  Wivksamkeis  des  Gesetzes  holfen  las» 
sen  soll.  Es  mufs  ein  mnterialüerhöier^  ein  eigennützi- 
ger und  nach  fremden  Gütern  lüsterner  Wille  seyn.  — ' 
Eben  so  verhält  es  sich  bei  der  Unbesonnenheit.  Da- 
durch, dafs  der  Unbesonnene  wenigstens  so  viel  Be- 
dachtsamkeit hat,  sich  selbst  einen  gewissen  Schaden 
nicht  zuzufügen,  soll  er  genotbigt  werden ,  Acht  zu 
haben,  dafs  er  denselben  Schaden  nidit  einem  andern 
zufüge.  Im  leztern  Falle  findet  nur  Schadenersaz 
Statt,  weil  vorausgesezt  wird,  dafs  der  Werth  am 
Eigenthume  des  andern  ganz  verdorben  sey:  im  erstem 
Faljc,  giebt  der  Angreifer  das  entwendete  dem  recht- 
mäfsigen  Besitzer  zurück,  und  von  seinem  eigenen  den, 
Werth  desselben,  als  Strafe,  noch  überdies.       '  ^ 

(Hier  ist  der  Ort,  wo  die  Theorie  des  Gegen- 
gewichts, sich  ganz  klar  machen  läfs.  Wenn  dem  Räu- 
ber nur  wieder  abgenommen  wird ,  was  er  entwende- 
te, so  hat  er  weiter  nichts,  als  sich  vergebens  bemüht. 
Da  er  nothwendig  als  möglich  voraussetzen  mufste, 
"Vlafs  er  nicht  entdeckt  werden  würde,  weil  er  ausserdem 
sich  die  veroeblichc  Mühe  sicher  nicht  iremacht  hätte, 
so  wnr  seine  Rechnuno;  die:  entweder  ich  werde  ent- 
deckt,  oder  nicht.  Geschieht  das  erstere,  so  gebe  ich 
wieder  heraus,  was  ohnedies  nicht  mein  war;  ge- 
schieht das  leztere,  so  gewinne  ich.  Verlieren  kann 
ich  in  keinem  Falle.  Ist  aber  die  Strafe  des  gleichen 
Verlusts  eingeführt,  so  ist  im  Falle  der  Entdeckung 
der  Verlust  des  Verbrechers  eben  so  grofs,  als  im  Falle 
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der  Nichentdeckung  der  Gewinn.  Das  Ueberge- 
wicht  der  Wahrscheinlichkeit  müfste  sonach  für  die 
Nichtentdeckung  seyn ,  wenn  er  doch  das  Vergehen 
wagen  sollte.  Aber  eine  solche'  Wahrscheinlichkeit 
soll  in  einem  wohlregierten  Staate  nicht  Statt  finden.) 

Das  Princip  des  Gegengewichts  ist  der  Natur  der 
Sache  nach  nicht  anwendbar,  wenn  der  Wille  formaliur 
böse  ist,  d,  i.  wenn  die  Beschädigung  nicht  um  des  da- 
bei beabsichtigten  Vortbeils  willen  ,  sondern  lediglich 
um  Schaden  zu  machen,  zugefügt  wird.  Einen  sol- 
chen Willen  hält  die  Strafe  des  gleichen  Verlusts  nicht 
zurück:  der  boshafte  schadenfrohe  Mensch  unterwirft 
sich  wohl  gerne  dem  Verluste,  wenn  nur  sein  Feind 
auch  in  Schaden  kommt.  Wenn  sich  kein  anderes 
Mittel  findet,  die  Mitbürger  gegen  einen  sokben  for- 
maliter bösen  Willen  zu  schützen,  so  wäre  auf  jede 
aus  ihm  entsprungene  V-ergehung,  die  Ausschliessung 
vom  Staate  s&u  setzen. 

Zuförderst  ist  hier  ein  Fall,  da  auf  die  Gesinnung, 
und  die  Absichten  bei  dem  Vergehen  zu  sehen ,  und 
die  Strafe  darnach,  einzurichten  ist.  Ist  es  nur  dies, 
was  die  Rechtsgelehrten  im  Sinne  haben,  wenn  sie  ih- 
re Rechtsbeurtheilung  auch  auf  die  moralische  Wich- 
tigkeit der  Vergehung  richten  wollen,  so  haben  sie 
gana  recht.  Wenn  sie  aber  etwa  von  der  einzig  wah- 
ren, reinen  Morajifät  redeten,  so  würden  sie  sich  sehr 
irren.  Kein  Mensch  kann ,  und  keiner  soll  hierüber 
der  Richter  des  andern  seyn.  Der  einzige  Zweck  der 
bürgerlichen  Bestrafung,  der  einzige  Maasstaab  ihrer 
Gröfse,  ist  die  Möglichkeit  der  öffentlichen  Sicherheit. 

Ver- 


Verletzung  derselben ,  blofs  damit  sie  verlebt  werde, 
ist  nicht  etwa  darum  härter  zu  bestrafen,  als  Verle- 
tzung desselben  aus  Eieennuz,  weil  sie  einen  höhern 
Grad  der  Unmoralität  bewiese;—  Moralität  ist  über- 
haupt nur  Eine ,  und  gar  keiner  Gnade  fähig :  Wollen 
der  Pflicht  lediglich  weil  sie  als  Pflicht  erkannt  ist; 
und  so  etwa  von  der  Fähigkeit  zu  dieser  Moralität  ge- 
redet würde;  wer  möchte  denn  behaupten,  dafs  derje- 
nige ,  in  dessen  Vergehen  wenigstens  Rüstigkeil  und 
IVIuth  erscheint,  dafür  verdorbener  sey,  als  derjenige, 
der  nur, vom  Eigennutze  geleitet  v/ird? —  sondern 
darum  ist  sie  härter  zu  bestrafen,  weil  die  Furcht  vor 
der  gelindern  Strafe,  der  des  gleichen  Verlusts,  kein« 
hinlängliche  Sicherheit  dagegen  gewährt. 

Dann  entsteht  die  Frage,  wie  man  denn  wissen 
und  rechtsgültig  für  äusseres  Recht  beweisen  könne, 
in  welchem  Falle  der,  so  sich  gegen  das  Gesez  ver- 
gangen,  sich  behnde,  und  welches  Princip  der  Bestra- 
funo;  sonach  auf  ihn  anzuwenden  sey? 


Wer  nachweisen  kann,  dafs  er  das  dem  andern 
entwandte  nöthig  gehabt,  zu  weichen  Zwecken  er  es 
nöthi<y  CTehabt,  dafs  er  es  zu  denselben  wirklich  ver- 
braucht  u.  d.  ^1.  von  diesem  ist  anzunehmen,  dafs  er  sich 
um  Vortheils  willen  vergangen  habe.  Wer  dies  nicht 
kann,  wer  etwa  das  Eigentbum  des  andern  gar  nicht 
an  sich  genommen,  noch  je  es  an  sich  nehmen  wollen  j 
sondern  etwa  nur  es  ohne  eines  Menschen  Nutzen  ver- 
dorben:  bei  diesem  enlstcht  ein  anderer  Zweifel^ 
Nemlich  die  unvorsichtige  Veiletzimg,   au3  welcher 
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,  dem  Beschädiger  gleichfalls  kein  Vorlheil  erwachset, 
\ind  die  bedachte  boshafte,  sind  der,  äussern  Erschei- 
nung nach  einander  sehr  ähnlich.  Wie  sind  diese  von 
einander  zu  unterscheiden?-^  Es  giebt  für  die  boshaf- 
te VerletzmifT  zwei  Kriterien,  ein  äusseres  und  ein  in- 
neres.  Das  äussere,  v^enn  vorhergegangene  freie 
Handlungen  nachzuweisen  sind,  die  sich  nur  als  Mit- 
tel für  den  Zweck  der  Verletzung  denken  lassen.  Da- 
gegen mufs  derjenige ,  der  unversehens  den  andern  be- 
schädigt zu  haben  versichert,  ein^n  ganz  andern  Zweck 
der  freien  Handlung,  mit  welcher  die  Beschädigung  des 
andern  zufälligerweise  verknüpft  seyn  soll,  nachwei" 
scn  ]iö:inen.  Dieser  positive  Beweifs  ist  nicht  zu  erlas- 
sen. Wer  ihn  nicht  führen  kann  ,  ist  der  bösen  Ab- 
sicht schon  so  gut,  als  überwiesen.  ledocli  bleibt 
eino  so  sonderbare  Verbindung  der  Umstände,  welche 
den  Anschein  der  präaiedilirtcn  Bosheit  gebe,  ohne 
dafs  derselbe  gegründet  sey,  immer  niö^^lich.  Es  ist 
daher  auch  Rücksicht  auf  das  innere  Kriteriuni  zu  neh- 
men; nemlich,  ob  Feindschaft  gegen  den  VerlezLen, 
Streitigkeiten  zwischen  beiden  u.  d.  gl.  Statt  gefunden 
haben;  ob  der  der  Bosheit  angeklagte  in  seinem  vori- 
gem Leben  solcher  Gesinnungen  sicli  verdächtis:  ee- 
macht  habe.  - —  Wird  nun  durch  alle  Umstände  der 
Verdacht  nicht  bewiesen ,  aber  auch  nicht  bis  zur 
Ueberzeugung  aufgehoben,  welches  ein  sehr  mögli- 
cher Fall  ist;  was  ist  dann  zulhun?  Ein  giofser  Theil 
der  Uechtsgelehrten  empfiehU  für  diesen  Fall  die  mil- 
dere Sentenz;  aber  diese  Gelhidigkeit gegen  den  Schul- 
digen ist  eine  grofse  Harte  und  Ungerecbtigkeit  gegen 
das  grineine  Wesen.  Man  denke  diin  Fall  nur  scharf; 
SO  wird  man  in  ibm  selbst  die  Entscheidung  linden. 

Die 
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Die  Untersuclmno;  ist  niclit  geenrligt,  un-d  hat  durch 
die  bis  jezt  vorhandenen  Beweil^inittei  nicht  geendigt 
werden  können ;  der  Beldagle  ist  durch  die  geführten 
weder  verurthellt  noch  losgesprochen,  sonach  hat  auch 
der  Richter  ihn  weder  zu  verurtheilen  noch  loszuspre- 
chen.   In  die  Strafe  der  Unbesonnenheit  ist  er  ohn- 
streitig  verfallen,  und  diese  hat  er  vorläufig  zu  tragen. 
Was  den  bösen  Willen  anbelangt,  so  gehe  er  hin  und 
handle,  damit  man  ihn  näher  kennen  lerne,  und  die 
fehlenden  Beweise  etwa  finde.    Er  bleibe,  nach  Beiin- 
den der  Umstände,  auf  län2;ere  oder  kürzere  Zeit  unter 
der  besondern  Aufsicht  der  Obrigkeit,  doch  unbescha- 
det seiner  Freiheit ,  weil  man  ja  ausserdem  seine  Ge- 
sinnungen nicht  beobachten  könnte.    Diese  Obrigkeit 
wird  Acht  haben,  ob  nicht  aus  dem,  was  streitig  ist, 
sich  Folgen  ergeben,  welche  darüber  entscheiden  — ■ 
das  was  auf  eine  Begebenheit  folgt,  ist  oft  ein  eben 
so  gutes  oder  besseres  Entdeckungsnüttel  der  Wahrheit, 
als  das  was  ihr  vorherging;  besonders  wenn  die  Obrig- 
keit den  verdächtiggewordenen  in  der  gtiten  Ueber- 
zeugung,  dafs  auf  ihn  niemand  achte,   eine  Zeitlang 
hingehen,  und  ihn  seine  Absichten  in  Freiheit  verfol- 
cren  liefse.    Sie  wird  Acht  haben ,   ob  er  nicht  etwa 
durch  seine  künftigen  Handlungen  den  Verdacht  "egen 
ihn  bestätige  ,  oder  aufhebe.    Im  ersten  Falle  wird  das 
Verfahren  gegen  ihn  erneuert;    im  zweiten  wird  er 
nach  Verlauf  der  durch  das  Gesez  bestimmten  Zeit  völ- 
lig  und  förmlich  losgesprochen.    Diese  Suspension  des 
gerichtlichen  Verfahrens  ist  schon  oben  bei  Untersu- 
chung des  Rechts  der  Selbsthülfe  vorgesclilagen  wor. 
den,    und  sie  ist  überhaupt  bei  allem  unerwicsenen 
Verdachte  zu  empfehlen^    In  einem  wohleingerichte- 
^  .  ten 
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tem  Staate  soll  niemand  unschuldig  bestraft  werden ; 
es  soll  aber  eben  so  wenig  ein  Vergehen  ungestraft 
bleiben. 

Es  ist  noch  anzumerken,  dafs  das  Gcsez  ausdrück- 
lich ankündigen  müsse:  die  Verletzung  des  andern 
blofs  um  Schaden  anzurichten,  werde  schärfer  bestraft 
werden,  als  dieselbe  Verletzung,  wenn  sie  um  Vor- 
theils  willen ,  zugefügt  worden  wäre.  leder  mufs  das 
Gesez,  nach  welchem  er  gestraft  wird,  vorher  gewufst 
haben,  ausserdem  enthielte  die  Bestrafung  eine  Unge, 
rechtigkeit.  Auch  kann  der  Zweck  des  Strafgesetzes, 
von  der  Vergehung  abzuhalten,  nur  durch  die  allge- 
meine Bekanntheit  desselben,  erreicht  werden 
Ueber  das,  was  als  rechtswidrige  Unbehutsamkeit  be- 
straft werden  soll,  sonach  über  die  Sorgfalt,  die  jeder 
in  bestimmten  Fällen ,  und  be-i  bestimmten  an  sich  er- 
laubten Handlungen  anwenden  solle,  um  keinen  an- 
dern zu  beschädigen,  hat  der  Staat  ausdrücklich  Ge- 
setze zu  geben;  es  versteht  sich  billige,  und  der  Na* 
tur  der  Sache  angemessene.  Wer  die  im  Gesetze  an- 
befohlne  Sorgfalt  beobachtet,  ist  loszusprechen.  Was 
ohnerachtet  derselben  für  Schade  geschieht ,  ist  anzu- 
sehen,  als  ein  Unfall,  den  die  Natur  zugesandt,  den 
jeder  trägt,  der  ihn  erlitten,  oder  den  nach  Befinden 
der  Upistände,  die  Obrigkeit  ersetzen  mufs  ,  wenn  sie, 
entweder  durch  Mangel  der  Gesetze,  oder  durch  Ver* 
nachlässigung  der  Policei  -  Anstalten  Schuld  daran 
hat» 

Die  Entschuldigung,  dafs  der,  welcher  sich  ver. 
gangen,    aus  Zorn  oder  Trunkenheit  seiner  Vernunft 

nicht 
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jilcljt  maclftig  gewesen  ,  spricht  zwar  lös  von  der  An- 
J\lai>e  des  bedaciiten  bösen  Willens;     gber  weit  ent- 
fernt, dal's  sie  vor  einer  vernünftigen  Gesezgebung  das 
Vergehen  mildern  sollte,  erschwert  sie  es;  indem  Fal" 
le  nemlich,  dafö  dies*  ein  gewöhnlicher  Zustand  des 
Beldagten  sey,    Denn  eine  einzige  gesezwidrige  Hand- 
lang kann  nur  die  Ausnahme  scyn  von  einem  übrigens 
und  der  Kegel  n3ch  untadelhaftcn  Leben,    Wer  aber 
sagt:  ich  pflege  mich  so  zu  erzürnen^  oder  mich  so  zu 
betrinken,  dafs  ich  meiner  Sinne  nicht  mächtig  bin, 
gesteht,  dafs  er  nach  einer  festen  Regel  sich  in  ein 
Thier  verwandele,  und  sonach  des  Lebens  in  der  Ge- 
sellschaft vernünftiger  Wesen  unfähig  sey.    Er  mufs 
^eine  Freiheit  verlieren,    bis  man  seiner  Besserung 
sicher  ist,   oder  ohne  Barmherzigkeit  ausgeschlossan 
werden.  —    Unsere  Gesezgebungen  haben ,  besonders 
gegen  die  Entschuldigung  der  Trunkenheit,  viel  zu 
viel  Schonung;  und  machen  dadurch  sich  selbst  wenig  ^, 
Ehre.    Wenn  eine  Nation  oder  ein  Stand  in  derselben 
denn  nun  dieses  Laster  gar  nicht  ablegen  könnte  ,  so 
kann  die  Gesezgebung  freilich  nicht  verhindern,  dafs 
jeder,  der  da  will,  in  seinem  Hausemit  denen,  die 
ihm  dabei  Gesellschaft  leisten  wollen,  sich  um  die  Ver- 
nunft bringe;    v/enn   sie  nur  alle  da  eingeschlossen 
bleiben,  bis  sie  derselben  wieder  mächtig  sind;  denn 
in  diesem  Falle  nimmt  der  Staat  nicht  Notiz  von  ihrem 
Zustande.    Wer  aber  in  demselben  Zustande  auf  öf- 
fentliches Gebiet  konunl, ,  der  ist  biliigerweise  einzu- 
sperren. 

Durch  die- Lage  des  Subjekts  ist  die  Androhung 
des  gleichen  Verlusts  nicht  anwendbar  auf  diejenigen, 

die 


108 


die  nichts  zu  verlleren  haben,  da  sie  nichts  besitzen, 
als  ihren  Leib  (capite  censi)  —  Man  klage  dabei 
nicht  etwa  über  Ungerechtigkeit ,  und  sage :  der  Ver- 
mögende,  der  es  gar  nicht  bedurfte,  raubt,  und  wagt 
dabei  nichts  als  sein  Vermögen,  dessen  er  vielleicht 
überflüssig  hat:  der  Arme,  der  es  zur  höchsten  Noth 
bedarf,  raubt,  und  dieser  soll  härter  bestraft  werden. 
Diese  Einrede  würde  sich  auf  die  ganz  falsche  Voraus- 
setzung gründen,  als  ob  der  Staat  moralischer  Richter 
der  Menschen  wäre,  und  die  Strafe  mit  der  sittlichen 
Unwürdigkeit  ins  Gleichgewicht  setzen  müfste.  Der 
Staat  will  durch  dieses  Gesez  nur  das  Eigenthum  si- 
chern. Aber  die  Drohung;  was  du  dem  andern 
nimmst ,  wird  dir  von  dem  deinigen  abgezogen ,  wird 
auf  den,  der  nichts  hat,  warlich  nichts  wirken.  Denn 
er  wird  denken  :  den  möchte  ich  sehen,  der  mir  etwas 
nehmen  wollte;  wie  man  denn  dies  in  Staaten,  di« 
hierauf  nicht  Bedacht  nehmen,  und,  weil  keine  Auf- 
sicht über  die  Verwaltung  des  Eigenthums,  und  kein 
Armenrecht  eingeführt  ist,  nicht  einmal  berechtigt 
waren ,  darauf  Bedacht  zu  nehmen ,  wirklich  sagen 
hört.  Mithin  mufs  der  Staat  gegen  diesen  seine  Bür- 
ger auf  andere  Weise  schützen.  Ob  dies  nun  noth- 
wendig  durch  Ausschliessung  geschehen  müsse,  oder 
ob  etwa  noch  ein  Mittel  für  den  Armen  bleibe,  der- 
selben zu  entgehen,  wird  sich  tiefer  unten  zeigen. 

III.)  Gegen  den  Willen,  unmittelbar  gegen  das 
Gesez,  und  die  Macht  desselben  sich  aufzulehnen ,  ist 
kein  Gegengewicht  möglich.  Das  höchste  was  ge- 
schehen kann  und  geschehen  soll,  ist,  dafs  das  Gesez 
nur  seine  Autorität  behaupte,  wie  sie  festgesezt  ist; 

aber 


aber  es  kann  nicht  etwa ,  als  Gegenthell  dessen ,  waS 
der  Verbrecher  beabsichtigte,  eine  doppelte  Strenge 
gegen  Alle,  eine  doppelte  Macht  durch  den  Beitrag 
Aller  annehmen.  Alle  würden  dann  gestraft  für  das 
Vergehen  eines  Einzigen.  Hier  sonach  findet  die  Stra- 
fe des  gleichen  Verlustes  der  Natur  der  Sache  nach 
nicht  Statt;  und  die  Strafe  der  Rechtslosigkeit  ist  nicht 
abzubüfsen. 

Dieses  Verbrechen  gegen  den  Staat  wird  began» 
gen  auf  doppelte  Weise ;  entweder  mittelbar  am  Staate^ 
in  der  Person  seiner  Bürger,  indem  an  ihnen  der  Vertrag 
verlezt  wird ,  in  welchem  der  Staat  seihst ,  als  solcher^ 
Parthei  ist;  oder  unmittelbar  am  Staate  seihst y  durch 
Rebellion  und  Hochverrath, 

Wir  erläutern  zuförderst  das  erste.  Es  liegt  im 
Bürgervertrage,  theils  ein  Vertrag  der  Einzelnen  mit 
allen  Einzelnen,  über  das  Eigenthum,  den  der  Staat 
als  solcher,  (als  die  in  ein  organisirtes  Ganze  verweb- 
ten Einzelnen)  nicht  schliefst,  sondern  nur  garantirt. 
Es  liegt  in  ihm  ferner  ein  Vertrag  der  Einzelnen  mit 
dem  Staate  selbst  in  der  angegebenen  Bedeutung;  der, 
da  der  Staat  verspricht,  dem  Bürger,  nach  Erfüllung 
seiner  Bürgerpflichten  sein  absolutes  Eigenthum,  Leib 
und  Leben  aber  überhaupt,  und  auf  jeden  Fall,  zu 
schützen.  Der  Staat  selbst  hat  sich  von  diesem  abso- 
luten Eigenthume  ganz  und  gar  ausgeschlossen,  und 
allem  Ansprüche  darauf  entsagt;  er  hat  gegen  dasselbe 
nur  Pflichten,  und  gar  keine  Rechte.  Er  ist  die  Pa?- 
thei  des  Bürge«  s,  dem  er  mit  und  durch  sich  selbst  für 
^alle  Verletzung  aa  diesem  Eigenthume  einsteht.  Wenn 
*'  nun 
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HUri  ein  Einzelner  diuroli  gevvaksamen  Einbruch  (nicht 
(durch  blofscii  Hausdiebstahl ,  dieser  ist  eiu  Pi  ivatver* 
trechen ,  das  verziehen  werden  kann ,  oder  bei  wel- 
ch(fm,  wenn  er  bestraTt  wird ,  die  Strafe  des  gleichen 
Verlustes  Statt  fLudel)-  oder  durch  Verletzung  eines 
Mitbürgers  an  Leib  und  Leben ,  diesen  VerfTrag  des 
Staats  bricht,  so  vergreift  er  sich  dadurch  unmittelbar 
am  Staate,  indem  er  desselben  Vertrag  bricht,  und  so 
viel  an  ihm  liegt,  ihn  treu'os,  und  bundbrüchig  macht, 
und  seinen  Vertrag  mit  dem  verlezten  vernichtet.  — ■ 
Der  Ordnung  der  Dinge  ijach  ist  der  Staat  selbst  di^ 
Parthei  des  Verlezten,  gegen  welchen  er,  bei  ihr  selbst 
Klage  zu  führen  hatte ,  denn  er  sezte  sich  zum  Bürgen 
der  Unmöglichkeit  eines  solchen  Angrifs.  In  diese 
Lage  hat  der  Verbrecher  den  Staat  gesezt;  er  hat  also 
den  Siaat  selbst  angegriiFen :  und  der  obige  Grundsaa 
ist  auf  ihn  anwendbar  :  er  ist  für  rechtsios  zu  erklären. 

Vntnittelhar  an  dem  Staate  vergeht  man  sich  durch 
Ixe.heiUon  und  Hochverrath.  Kebellion  ist  es  ,  wenn 
man  gegen  die  Gewalt  des  Staats  sich  eine  Macht  zu 
verschallen  sucht,  oder  sie  sich  wirklich  verschaff,  und 
mit  derselben  sich  ihr  vvidersezt.  Hochverrath  ist  es, 
wenn  man  sich  der  vom  Staate  selbst  verliehenen  Macht 
bedient,  um  die  Zwecke  desselben  zu  stören  oder  zu 
vernichten;  oder  auch,  wenn  man  sich  der  anvertrauten 
Macht  nicht  bedient,  um  diese  Zwecke  zu  befördern; 
sonach  des  Vertrauens  der  Nation  sich  bedient,  um 
ihre  Absichten  zu  vereiteln.  Nichtgebrauch  der  Ge- 
walt, ist  der  öiFendichen  Sicherheit  eben  so  gefähr- 
lich, als  der  Mifsbrauch  derselben,  und  daher  eben 
so  strafbar.    Qb  du  dich  der  verliehenen  Gewalt  selbst 
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zu  GewalttLatigkelten  bedienst ,  oder  ob  du  durcb  die 
Nichtanwendung  derselben,  die  Gewaltthätigkeiten 
anderer  verstattest,  ist  für  uns  dasselbe*  In  einem 
Falle  wie  in  dem  andern,  werden  wir  unterdrü^t. 
Nachdem  jemand  die  Gewalt  übernommen,  rechnet  die 
Nation  auf  die  Ausführung  der  Zwecke,  für  welche  sie 
dieselbe  verliehen ;  und  trift  keine  anderweitigen  An- 
stalten. Hätte  derselbe  den  Aufträg  nur  gleich  abge- 
lehnt ,  wozu  er  das  vollkommene  Recht  hatte,  so  hät- 
te die  Nation  einen  andern  suchen  müssen  ;  aber  da- 
durch ,  dafs  er  ihn  übernahm ,  und  doch  nicht  voll- 
zieht, macht  er,  so  viel  an  ihm  ist^  die  Vollziehung 
desselben  durch  einen  andern  unmöglich* 

Rebelliren  können  nur  Privatpersonen ;  des  Hoch* 
verraths  sind  nur  die  Theilhaber  der  öffentlichen  Ge- 
walt fähig. 

IV,)  Alle  die  bisher  aufgestellten  Arten  der  Verge- 
hung quallhciren  sich  zur  absoluten  Ausschliessung  vom 
Staate;  darum,  weil  die  einzige  Art  der  Abbüfsung, 
die  wir  bis  jezt  kennen  ,  die  des  gleichen  Verlustes, 
nicht  Stattfindet.  — •  Es  bleibt  immer  die  Frage,  ob 
es  nicht  noch  ein  anderes  Abbüfsungsmittel ,  als  den 
gleichen  Verlust  geben  möge.  VV^äre  dies,  so  wäre 
aus  den  obigen  Gründen  dieses  Mittel ,  da  wo  es  an. 
wendbar  ist,  statt  der  absoluten  Ausschliessung  vom 
Staatsbürgervertrage ,  einzuführen. 

Zuförderst  der  Arme,  der  aus  Eigennuz  etwas 
entwendet,  und  nichts  hat,  um  zu  ersetzen,  wenn 
das  entwendete  nicht  mehr  vorhanden  ist,    und  die 
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Slrafe  zu  entrlclitcli ;  soll  denn  wirkUch  mit  der  Strafe 
der  Ausschliessung  g^g^^  il^^^  verfaluen  werden  ?  .Es 
ftiidet  eine  Auskunft  Statt,  durch  die  ihm  die  Wohl- 
tliat  des  Gesetzen  zu  Theil  werden  kann.  Ei*  hat  ein 
Eigenthum  an  seinen  Kräften ,  und  mufs  den  Ersaz  so* 
wohl,  als  die  Strafe  ahnrheiten;  es  versteht  sich,  60* 
gleich,  denn  ehe  ahgearbeitet  ist,  ist  er  nicht  Bürger; 
wie  denn ,  da  durch  jedes  Vergehen  der  Strenge  nach 
das  Bürgerrecht  verwirkt  wird,  d'ieß  bei  allen  Strafen 
Statt  findet.  Nur  nach  Vollziehung  der  Strafe  ist  der 
Verurtheilte  wieder  Bürger.  Ferner  r  aifs  diese  Arbeit 
nothw«ndig  unter  der  Aufsicht  des  Staats  geschehen. 
Er  verliert  also,  bis  nach  <3r]il{;ener  Strafe  seine  Frei- 

h.cit.    (Die  Strafe  des  Jrhcitshauses^  welches  vom 

Zucht'  und  Besm-iifigshavsej  wovon  tiefer  unten,  wohl 
zu  luitetscheiden  ist.)  TheiU  vvird  auf  diese  Weise 
dem  Gesetze  des  gleichen  Verlustes  gc^Jiug  gethan; 
theils  ist  die  Strafe  von  der  x\rt,  dafs  man,  wenn  nui: 
die  Folicei  so  eingerichtet  ist ;  dafs  die  Verborgenheit 
des  Veibrechers  nicht  zu  h<)lFen  <ey,  wohl  darauf  rech- 
nen kann,  es  werde  jeder  durch  die  Androhung  der- 
selben vom  Vergehen  zurückgehältea  werden. 

Formaliter  böser  Wille,  odet  em  ünmittelhares 
Staatsverbrechen ,  machen  es  schlechterdings  unmög- 
lich, dafs  bei  seinen  gegenwärtigen  Gesinnungen  dc^i- 
Verbrecher  länger  in  der  Gesellschaft  geduldet  werde. 
Gegen  ihn  ist  die  Strafe  der  AuJiSchliessung  schlech- 
terdings nothwendlg,  und  durch  das  Rechtsgesez, 
so  wie  durch  den  Zweck  des  Staats,  schon  ausge- 
sprochen. 
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Aber  es  ist  nicht  schlechterdings  nothwendig, 
^afs  der  Verbrecher  in  diesen  Gesinnungen  verharre. 
Es  ist  sonach  wohl  möglich,  dafs  ein  zweiter  Vertrag 
über  die  Abbafsung,  der  für  die  Gegenwart  ohne  aTIeu 
Zweifel  für  rechtlich  zu  erkennenden  Ausschliessunor 
errichtet  werde,  des  Inhalts:  Alle  versprechen  Allen"^ 
ihnen  Gelegenheit  zugeben,  sich  des  Lebens  in  dec 
Gesellschafl  wieder  fähig  zu  machen,  wenn  sie  dessel- 
ben  für  die  Gegenwart  unfähig  befunden  werden;  und, 
was  in  diesem  Vertrage  mit  liegt,  sie  nach  erfolgter 
Besserung  wieder  unter  sich  aufzunehmen.  —  Ein 
solcher  Vertrag  ist  willkührlich ,  und  wohlthätig: 
aber  er  koi#mt  allen  zu  Statten,  und  der  Verbrechtc 
erhält  sonach  durch  ihn  ein  Recht,  auf  den  Versuch 
der  BesseruniT. 

o 

Zuförderst,  die  Strafe»  welche  diesem  Vertrage 
zufolge  aufaelegt  wird,  ist  eine  Abbüfsung  der  ganz* 
liehen  Ausschliessung,  also  eine  Ilechtswohlthat  für 
den  Verbrecher.  Aber  man  kann  auf  sein  Recht  Ver- 
zicht thun;  und  es  steht  bei  jtsdem^  ivas  er  für  Wohl* 
that  haUeri  ivolUi  und  was  tiicht:  er  kundigt  sich  da- 
durch selbst  an,  als  einen  unvetbesserlichen  Bösewicht^ 
der  die  Zucht  verschmäht,  und  ist  ohne  weiteres  aaszu- 
stofsen.  Man  glaube  nicht,  dafs  dadurch  ein  We^  er^ 
öfnet  werde ^  um  der  Strafe  zu  entgehen,  und  dafi 
I  durch  die  Verslattting' dieser  Wahl,  der  Zweck  des 
Gesetzes^  vom  Verbrechen  abzuschrecken,  vereitelt 
werde.  Wenn  der  Staat  vernünftig,  und  auch  die  be- 
nachbarten Staaten  vernünftig  eingerichtet  sind,  so  isü 
I  die  Ausschliessung  vom  Staate  das  sdireckllchste 
I  Schicksal,   welches  dem  iVlenschea  begegnen  kann. 
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wie  sich  dies  unten  iiälier  zeigen  wird;  und  es  ist 
nicht  zu  erwarten,  dafs  jemand  sie  wähle,  oder,  bei 
der  Versuchung  zum  Verbrechen  sich  damit  beruhige, 
dais  er,  falls  sein  Vergehen  entdeckt  werden  sollte, 
sie  wählen  werde.  —  (Es  ist  dies  auch  bei  der  Strafe 
des  gleichen  Verluste^  anzumerken,  dafs  der  Schuldige 
sich  ihr  frei  unterwerfen  müsse,  da  sie  gleichfalls  eine 
Kechtswohlthat  ist.  Aber  es  ist  in  diesem  Falle  gar 
nicht  anzunehmen ,  dafs  jemand  den  Verlust  des  Gaa- 
zeUj  der  mit  der  Ausschliessung  unmittelbar  verknüpft 
ist ,  für  den  Verlust  eines  Theils  wählen  werde.) 

Ferner,  es  war  von  Besserung  die  Rede  in  diesem 
Vertrage.  Keinesweges  von  .mora//j<:/ier  der  innern  Ge- 
sinn«ingen.  Denn  darüber  ist  kein  Mensch  der  Rich- 
ter des  andern,  sondern  lediglich  \on  politischer  ^  der 
SilltJa  und  Maximen  für  das  wirkliche  Handeln.  So 
wie  die  moralische  Gesinnung  Liebe  der  Pflicht  um 
der  Pflicht  willeu  ist,  so  ist  hingegen  die  politische, 
Liebe  sein  selbst  um  sein  selbst  willen ,  Sörge  für  die 
Sicherheit  seiner  Person,  und  seines  Eigenthums;  und 
der  Staat  kann  ohne  alles  Bedenken  als  sein  Grundge- 
sez  annehmen :  liebe  dich  selbst  über  alles ,  und  deine 
Mitbürger  um  dein  selbst  willen.  Diese  über  aJles  ge- 
hende Liebe  für  sich  selbst,  wird  in  der  Hand  des 
Strafgesetzes  eben  das  Mittel,  den  Bürger  zu  nöthigen, 
dafs  er  die  Reciite  anderer  ungekränkt  lasse,  indem  je- 
der, was  er  dem  andern  Übels  zufügt,  sich  selbst  zu- 
fügt. Diese  Sörge  für  die  eigene  Sicherheit  ist  es, 
welche  den  Menschen  in  den  Staat  trieb,  und  wer  sie 
avfgiebt,  hat  keinen  Grund  in  ihm  zu  bleiben.  Sie 
allein  ist  es,  durch  welclie  jeder  dem  Staare  die  erfo-^ 
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Verliehe  Garantie  giebt,  und  bei  welcher  allein  der 
Staat  ihn  festhält.  Wer  sie  nicht  hat,  auf  den  verliert 
das  Gesez  alle  Wirksamkeit.  Man  entledigt  sich  der- 
selben auf  zweierlei  Art:  entweder,  dafs  man  sich 
über  sie  erhebe  durch  reine  Moralität,  sein  empiri- 
sches Selbst,  in  dem  Entzwecke  der  gesammten  Ver- 
nunft vergesse ;  dann  hat  das  Strafgesez  nichts  zu  l^e- 
stimmen,  indem  die  politische  Gerechtigkeit,  als 
Pflicht,  von  selbst  erfolgt:  oder  dadurch,  daf^  man 
unter  ihr  zurückbleibt,  und  sein  eignes  Wohl  für 
nichts  achtet,  aus  Rohheit!  und  Verwilderung.  Dann 
kann  das  Strafgesez  nicht  bestimmen,  und  ein  solcher 
Mensch  ist  de§  Lebens  unter  andern  schlechthin  un- 
fähig. Politische  Besserung  ist  Rückkehr  zur  Sorge 
für  seine  eigene  Sicherheit.  — 

Wer  um  des  Schadens  willen  geschadet  hat ,  hat 
ausser  der  inneren  Bosheit,  darüber  der  Staat  nicht 
Richter  ist ,  eine  Wildheit  der  Sitten ,  und  eine  unge- 
wöhnliche Sorglosigkeit  für  sich  selbst  gezeigt. 
Wenn  nur  an  die  Stelle  jener  Wildheit  Sanftheit 
und  Milde  träte,  wenn  der  Schuldige  nur  erst  anfin- 
ge für  seine  eigene  Sicherheit  Sorge  au  tragen ,  worzu 
ihn  die  langwierige  Strafe  und  die  mancherlei  Uebel 
derselben  wohl  treiben  Vierden,  so  kann  er  wieder  iu 
die  Gesellschaft  gelassen  werden.  Derselbe  Fall  ist 
es  bei  demjenigen,  der  gewaltsam  des  andern  Gut 
oder  Leib  angefallen  hat.  Er  ist  wild,  und 
unbändig.  Bei  dem  ersten  kommt  noch  hinzu  die  un- 
gezähmte  Begierde  nach  des  andern  Gute.  Er  lerne 
nur  sein  eignes  lieben  ,  und  schätzen,  und  seinen  Sinn 
auf  die   Bewahrung  desselben   richten.     Ein  guter 
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ordentliclier  Wirtli  ist  nie  ein  Diebj    oder  Räuber; 
nur  der  liederliclie  Wirth  ward  es.  —    Der  Rebell 
liaim  oft  ein  gutmüthiger  nur  verirrter  Schwärmer 
seyn.    Er  berichtige  seine  BegrifFe,  lerne  die  WphX- 
that  der  bürgerlichen  Verfassung  überhaupt,   und  ins- 
besondre der  in  seinem  Staate  kennen,  und  dann  wird 
er  Yielleicht  einer  der  trefliclisten  Bürger  werden. 
Der  Hochverräther  allein  hat  ehr  -  und  treulos  zugleich 
gehandelt;  das  Zutrauen  des  Volks  für  ein  öffentliches 
Amt  kann  er  nie  wieder  erhalten.    Er  ist  an  Macht 
und  Befehlen  gewöhnt,,  und  wird  nicht  leicht  mit 
einer  bescheidenen  Dunkelheit,    und  einem  kleinen 
Privatgeschäfte  sich  begnügen  wollen.    Aber  es  käme 
darauf  an,  ob  man  seinen  Sinn  so  weit  herunterstim- 
jnen  könnte.    Dies  mag  schwer  seyn:  aber  wer  wollte 
die    absolute    .Unmöglichkeit    desselben  behaupten. 
(Dionys    wurde    Schulmeister    zu    Corinth.)  Dio 
Hauptregei  <labei  ist:    dafs   man   an  ihrer  Besserung 
liicht  verzweifle,  und  sie  selbst  nicht  verzweifeln  ma- 
che i  ferner  ,  dafs  sie  noch  eine  gewisse  Zufriedenheit 
nüt  ihrem  Zustande,  und  die  Hofnung  -des  bessern 
^  beibehalten.    Beides  wird  unter  andern  dadurch  beför- 
dert, dafs  sie  ihn  s^ilbst  mit  Freiheit  statt  der  Aus- 
schliessung gewählt  haben;   sich  selbst  die  Aufgabe 
der  .Besserung  gegeben  haben.    Sie  werden  sich  selbst 
verträum,  weil  ihnen  ja  der  Staat  vertraut. 

Diese^Bcsserun>gsanstalten  nun  müssen  nur  auch 
zweckmäfsig  eingerichtet  seyn.  Zuförderst,  von  der 
Gesellschaft  wirklich  abgeschieden ;  nach  dem  Geiste 
des  Gesetzes..  Tür  allen  Schaden,  den  diese  aus  der 
ßeseHschaft  vorläufig  ausgeschlossenen  anrichten,  hat 
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der  Staat  schwere  Verantwortung.  Also,  sie  haben 
insofern  ihre  Freiheit  völlig  verloren.  Aber  wer  sich 
bessern  soll  ,  mufs  frei  seyn:  und  über  wessen  Besse- 
rung man  urtheilen  soll^  der  miif^  gleichfalls  frei  seyn. 
Es  ist  also  eine  Hauptmaxime:  diese  Menschen  müssen 
innerhalb  der  nothwendigen  Begrenzung  frei  seyn, 
und  unter  sich  in  Gesellschaft  leben.  —  Nichts  für 
^sie  ohne  Arbeit.  Es  würde  der  gröfste  Fehler  dieser 
Einrichtungen  seyn,  wenn  den  Gefano;enen  ihre  Be- 
dürfnisse gereicht  würden,  ob  sie  arbeiteten  oder 
nicht;  und  der  Müssiggang  etwa  durch  die  herabwur- 
digendste  Behandlung,  durch  Schläge,  nicht  aber 
durch  seine  natürliche  Folge ,  durch  Mangel,  bestraft 
würde.  Ferner,  aller  Ertrag  ihrer  Arbeit,  naph  Ab- 
zug ihr^  Unterhalts  mufs  ihnen  zu  eigen  verbleibep. 
So  ist  ihnen  auch  ihr  Eigenthum  im  Staate,  wenn  sie 
welchejä  haben,  aufzuheben,  undindefsin  die  Vormund- 
schaft des  Staats  zu  nehmen,  so  dafs  sie  es  wissen. 
Es  soll  Liehe  der  Ordnung,  der  Arbeit,  des  Eigen» 
thums  entstehen,  wie  könnte  dies,  wenn  Ordnung 
und  Arbeit  ihnen  nichts  nuzt,  und  'sie  kein  Eigen- 
thum erwerben  können.  Sie  müssen  unter  Aufsicht 
stehen,  und  auch  nicht  darunter  stehen.  So  lange  sie 
nicht  gegen  das  Gese?;  handeln,  mufs  die  Aufsicht 
nicht  bemarkbar  seyn ;  sobald  sie  sich  dagegen  verge- 
hen, mufs  die  Strafe  der  Vergehung  auf  dem  l'ufse 
nachfolgen. 

(Man  bediene  sich  darzu  abgelegner  Gegenden, 
Unbewohnter  Inseln,  und  Küsten,  wenn  der  Staat  ein 
Seefahrender  ist.    Und  giebt   es  nicht  auch  auf  gro- 
fsen  Flüssen  im  festen  Lande  dergleichen  Liscln  ?  Der 
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Stf^at,  der  dabei  den  Kostenaufwand  scheute,  verdien- 
te keiner  Antwort.  Worzu  sind  denn  die  Einkünt'ce 
des  Staats,  wenn  sie  nicht  für  dergleichen  Zwecke 
sind?  Auch  würde  der  Aufwand,  wenn  sie  nur  zweck- 
mäfsig  ein^^erichtet  sind,  und  jede  Person  mit  dem  be- 
schäftigt wird,  was  sie  gelernt  hat,  nicht  sogar  grofs 
seyn.  Wer  sich  ernähren  konnte ,  da  er  allein  lebte, 
wird  es  ja  noch  viel  eher  können,  wo  eine  INtenge 
Menschen  zusammen  leben,*  und  es  wird  dann  auch 
noch  etwas  für  die  Rosten  der  Aufsiebt  abfallen.  Frei- 
lich, wenn  bei  dergleichen  Anstalten  Veruntreuungen 
über  Veruntreuungen  Statt  finden,  dann  werden  sie 
kostbar.) 

Der  Zweck,  und  die  Bedingung,  dafs  der  Staat 
die  Schuldigen  noch  erhält,  ist  die  Besserung.  Sie 
müssen  demnach  sich  auch  wirklich  bessern,  oder  das 
Bedingte,  die  Geduld  des  Staats,  fällt  weg.  Es  wür- 
de sehr  zweckmäfsig  seyn  ,  wenn  der  Verbrecher  sich 
selbst,  nach  Maasgabe  seiner  Verdorbenheit,  die  Zeit 
bestimmen  dürfte,  binnen  welcher  er  gebessert  seyn 
wollte ;  doch  mit  dem  Vorbehalte  ,  dafs  es  ihm  etwa 
späterhin  frei  stünde,  sie  nach  einem  gewissen  Maas- 
stabe zu  verlängern.  Alien  aber  mufs  nach  Befinden 
der  Umstände  ein  peremtorischer  Termin  der  Besse- 
rung gesezt  seyn.  ^  Es  isr,  wie  schon  oben  ist  einge- 
schärft worden ,  nicht  von  sittlicher,  sondern  lediolich 
von  politischer  Besserung  die  Rede,  und  es  entschei- 
den hier  nicht  Worte,  sondern  Thaten.  Und  da  kann 
es  denn,  bei  der  beschriebenen  Einrichtung,  beson- 
ders wenn  bei  dem  Anscheine  der  Besserung  die  Stren- 
ge der  Aufsicht  allmählig  nachliefse,  damit  die  wah- 
ren 


ren  Gesinnungen  des  Züclitlings  sich  freier  entwickeln 
könnten,  nicht  schwer  seyn ,  zu  entscheiden,  oh  Lie- 
be zum  Fleifse  und  zur  Ordnung,  an  die  Stelle  der 
Liederlichkeit ,  sanfter  Sinn  an  die  Stelle  der  Wild- 
heit  getreten  ser.  Es  versteht  sich,  dafs  die  zu  dieser 
Beurtheilung  verordnete,  verständige  und  gewissenhaf- 
te Männer  seyen,  welche  für  das  künftige  Leben  die- 
ser Personen  verantwortlich  zu  machen  sind. 

Die  gebesserten  kehren  in  die  Gesellschaft  zurück, 
und  werden  völlig  wieder  in  ihren  vorigen  Stand  ein- 
gesezt.  Sie  sind  durch  die  Strafe ,  und  durch  die  er- 
folgte Besserung  mit  der  Gesellschaft  vollkommen  aus- 
gesöhnt. Wenn  man  nur  diese  Anstalten  als  wirkli- 
che Besserungsmittel,  und  nicht  blofs  als  Strafe  be- 
trachtete, und  nicht  etwa  die  nur  für  eine  Zeillang 
aufbehaltenen  und  im  Grunde  durch  zweckwidrige  Be- 
handlung verschlimmerten ,  sondern  nur  die  wirklich 
gebesserten  wieder  in  die  Gesellscliaft  zurükliefse, 
so  würde  auch  in  der  öffentlichen  Meinung  kein  Mis- 
trauen  gegen  sie ,  sondern  vielmehr  Zutrauen ,  Statt 
finden. 

Die  binnen  des  peremtorischen  Termins  nicht  ge- 
besserten, werden  als  unverbesserlich  ausgeschlossen, 
von  der  Gesellschaft. 

Diese  Anstalt  soll  zugleich  Strafe  seyn,  und  als 
solche  vom  Vergehen  abschrecken.  Der  Verlust 
der  Freiheit,  die  Absonderung  von  der  Gesell. 
Schaft,  die  strenge  Aufsicht,  alles  ist  dem,  der  jezt 
frei  ist,  fürchterlich  genug;  nichts  verhindert  über- 
dem,  dafs  denen,  die  draufsen  sind,  das  Schicksal  der 

Zucht* 
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2iichtlinge  noch  hälter  vorgestellt  werde,  als  es  wirk- 
lich ist ,  und  dafs  Unterscheidungen  mit  ihnen  vorge- 
nommen werden ,  die  andere  schrecken ,  ohne  an  sich 
ein  üehel  zu  seyn ,  und  die  Gemüther  zu  verwildern ; 
Zo  B.  ausgezeichnete  Kleidung  ,  eine  Fessel ,  die  nicht 
schmerzt  und  nicht  sehr  hindert.  Der  Züchtlin^r  ge- 
wöhnt sich  daran ,  und  bei  dem ,  der  draufsen  ist, 
macht  es  den  ^^ehörigen  Eindrucks 

V.)  Das  einzige  Verbrechen,  bei  welchem  selbst 
die  Bemühung,  den  Verbrecher  zu  bessern,  nicht  Statt 
ündet,  und  gegen  welches  sonach  ohne  weiteres  mit 
absoluter  Ausschliessung  zu  verfahren  ist,  ist  absieht- 
Ucher  vorhedachter  Mord ,  (nicht  etwa  ein  solcher  der 
aus  einer  andern  Gewaltthätigkeit  zufälliger  Weise  er- 
folgte.) X3er  Grun^  davon  ist  dieser:  wer  gemordet 
hat,  von  dem  ist  zu  besorgen,  dafs  er  auch  wohl  wie- 
der morden  könne.  Aber  der  Staat  hat  das  Recht 
jiicht  jemanden  zu  nöthigen ,  sein  Leben  in  Gefahr  zu 
setzen«  Er  könnte  sonach  keinen  zwingen ,  die  Auf- 
sicht über  einen  Mörder  zu  übernehmen ,  der  doch, 
um  sich  bessern  zu  können,  eine  gewisse  Freiheit  ha- 
ben müfste;  und  eben  so  v/enig  die  andern  für  die 
Besserung  aufbewahrten  zvyingen,  einen  Mörder  unter 
§ich  zu  duldeq, 

(Ich  habe  gesagt :  der  Staat  habe  nicht  das  Recht 
jemanden  zu  tiötlü^en,  sein  Leben  ir^  Gefahr  zu  setzen. 
Aber  jeder  hat  das  Pvecht,  dasselbe  freiwillig  in  Ge- 
fahr zu  begeben,  W<mn  nun  etwa  Gesellschaften,  und 
milde  Süfiungen  vorhanden  wären,  die  es  auf  jede 
Gefähr  auch  mit  dem  Mörde^  auf  sich  nehmen  woll- 
ten, 
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ten ,  den  Versuch  seiner  Besserung  zu  wagen ,  so 
müfste  ihnen  dies  verstattet  werden;  falls  nur  die  Be- 
hältnisse der  Mörder  so  verwahrt  v/erden  könntenj 
dafs,  man  gegen  ihre  Entv/eichung  gesichert  wäre» 
Ei  ist,  aus  Gründen,  die  sich  tiefer  unten  zeigen  wer- 
den ,  zu  wünschen ,  dafs  es  dergleichen  Gesellschaften 
gebe.) 

Was  ist  nun  mit  denen  zu  thun ,  welche  ahsolut 
ausgeschlossen  werden  vom  Staate,  es  sey  ohne  vor- 
läufige Probe  der  Besserung,  weil  sie  Mörder  sind, 
oder  weil  sie  sich  dieser  Probe  nicht  unterwerfen  woll- 
ten, oder  es  sey  nach  mislungener  Probe  ?  Dies  ist 
bei  weitem  die  wich tifrsteUntersuchunjr  in  der  Theorie 

der  Strafen.    Wir  holfen  durch  sie  einer  Menpe  Ver- 

o 

wirrungen  ein  Ende  zu  machen;  und  werden  nicht, 
wie  es  gebräuchlich  ist,  bloXs  sagen,  sondern 
erweisen, 

a)  Die  Erklärung  der  Rechtslosiglceit  ist  das 
höchste,  was  der  Staat  als  solcher,  gegen  irgend  ein 
vernünftiges  Wesen  verfügen  kann.  Denn  der  Staat 
ist  Staat  für  jeden  Einzelnen  durch  den  Vertrat,  Er 
kann  nichts  weiter  thun,  als  den  Vertrag  für  aufge- 
hoben erklären.  Beide,  der  Staat  and  der  Einzelne, 
5ind  von  nun  an,  da  es,  ohne  diesen  Vertrag,  gar 
kein  Kechtsverhältnil's  für  sie  giebt,  einander  gar 
"nichts  mehr;  sie  sind  ohne  alles  Verhältnifs,  sie  sind 
für  einander  vernichtet.  Was  der  Staat  darüber  hin- 
aus noch  thut,  dazu  hat  er  aus  dem  Vertrage  kein 
Hecht,  und  da  es  ausser  demselben,  gar  kein  positives, 
bestimmtos,  und  bestimmbares  Hecht  ^iebt,  über- 
haupt kein  Recht. 

Al,  b;  Wap 
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b)  Was  aber  erfolgt  denn  aus  der  Erklärung  der 
Rechtslosigkelt  ?  Die  völlig  willkührlicbe  Behandlung 
des  Verurtheilten :  nicht,  dafs  man  ein  Recht  dazu  ha- 
he,  sondern,  dafs  auch  kein  Recht  dagegen  ist ;  also  der 
Verurhheilte  wird  erklärt  für  eine  Sache  ^  für  ein 
Stük  Vieh.  —  Man./ kann  nicht  sagen:  ich  habe  in 
Beziehung  auf  das  Thier  (aber  wohl  in  Beziehung  auf 
die  übrigeu  Bürger  im  Staate)  ein  Recht,  dieses  Thier 
zu  schlachten  ;  aber  eben  sowenig:  ich  habe  das  Recht 
nicht.  Es  ist  hier  überhaupt  vom  Rechte  gar  nicht  die 
Frage,  sondern  vom  physischen  Vermögen.  Von  dem 
blofs  negativen  Satze,  es  giebt  keinen  Grund  dagegen, 
ist  noch  sehr  weit  zu  dem  positiven:  es  giebt  einen 
Grund  dafür.  —  So  verhält  es  sich  mit  dem  aus  dem 
vStaate  absolut  ausgeschlossenen.  Es  läfst  sich  gar  kein 
Grund  aus  dem  (äufsem)  Rechte  anführen,  warum  ihn 
nicht,  der  erste  der  beste,  dem  es  einfällt,  ergreifen, 
willkührlich  martern  und  tÖdten  sollte;  aber  auch 
keiner  dafür, 

c)  Wird  es  jemand  thun,  und  wenn  es  doch  einer 
thdte;  was  würde  erfolgen?  Eine  Ahndung  des  Staa- 
tes nicht,  denn  der  Verurtheilte  hat  kein  Recht;  aber 
die  Verachtung  aller  Menschen,  die  Ehrlosigkeit. 
Wer  ein  Thier  zur  Lust  martert,  oder  ohne  den  Zweck 
eines  Vortheils  tödtet,  wird  verachtet,  als  ein  un- 
menschlicher Barbar,  geflohen  und  verabscheut,  und 
das  mit  Recht.  Wie  vielmehr  der  sich  an  einem  We- 
sen, das  doch  immer  menschliches  Angesicht  trägt,  so 
verginge.  Man  unterläfst  es  sonach  nicht,  v/egen  ei. 
nes  Rechts  des  andern,  sondern  aus  Acht^ung  gegen 
sich  selbst,  und  seino  Mitmenschen.  (Von  der  mu- 
ral i- 
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raiischen  Ansicht  dieser  Thal  ist  hier  noch  gar  nicht 
die  Rede,  sondern  lediglich  von  ihren  Folgen  in  der 
Gesellschaft.) 

d)  Wie  verhält  es  sich  in  dieser  Rücksicht  mit 
dem  Staate?  Zuförderst  ist  der  Staat  in  Beziehung  auf 
den  Yerurtheilten ,  gar  nicht  raehrStaal,  er  ist  ihm 
nichts  mehr.    Dann  —  alle  Abbüfsungen  gründen  sich 
auf  einen  gegenseitigen  Vertrag.    Der  Staat  hat  von. 
seiner  Seite  das  Recht,  diese  Bufse  aufzulegen;  der 
üebertreter  des  Gesetzes  von  der  seinigen  das  Recht, 
zu  verlangen,    dafs   man  ihn  nicht  härter  bestrafe. 
'Die  Ausschliessung  aber  gründet  sich  nicht  auf  den. 
Bürgervertrag,    sondern  umgekehrt  auf  die  Nullität 
desselben.     Ueber  diese  hinaus  sind  beide  Parthexen, 
einander  nichts  mehr,  und  wenn  der  Staat  den  Ver- 
brecher tödtet ,  so  thut  er  das  nicht,  ah  Staate  soii' 
dcrn  ah  stärhere  jjhysische  Macht,   als  blofse  Naturge- 
walt. —    Der  Staat  hat  die  gleichen  Gründe,  die 
Tödtung  zu  unterlassen,  welche  die  Privatperson  hat; 
nicht  das  Recht  des  Rechtslosen ,  der  keines  hat,  son- 
dern die  Achtung  vor  sich  selbst ,  var  seinen  Bürgern 
und  vor  andern  Staaten* 

Doch  giebt  es  einen  möglichen  Grund,  der  den 
Staat  bewegen  kann,  den  Verbrecher  zu  tödten ;  der, 
dafs  er  sich  nur  auf  diese  Weise  vor  ihm  schützen  kön- 
ne. Da  gar  kein  Grund  dagegen  ist,  so  entscheidet 
dieser  dafür.  Der  Verbrecher  ist  dann  ein  schäViliches 
Thier,  das  niedergeschossen,  ein  ausreissender  Strom, 
der  gedämmt  wird,  kurz,  eine  Naturgewalt,  die 
durch  Naturgewalt  vom  Staate  abgetrieben  wird  — 

Sein 
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Sein  Tod  ist  gar  nIcÄt  Strafe,  sonrlcrti  nur  Si' 
clierungsmitte^l  Dies  giebt  uns  die  ganze  Theorie  der 
Todesstrafen.  Der  Staat  als  solcher,  als  Richter, 
tödtet  nicht,  er  hebt  blofs  den  Vertrag  auf,  und  dies 
ist  seine  öIFöntliche  Handlung.  Wenn  er  hintennach 
noch  tödtet,  so  geschieht  dies  nicht  durch  die  richter- 
liche Gewalt,  sondern  es  geschieht  durch  die  Policei. 
Der  Gerichtete  ist  für  die  Gesezorebung  vernichtet,  er 
fallt  der  Policei  anheim.  Es  geschieht  nicht  zufolge 
eines  positiven  Rechtes,  sondern  aus  Notli.  Was_ 
nur  die  Noth  entschtridigt ,  ist  nichts  ehrenvolles;  es 
mufs  daher,  wie  alles  unehrbare,  und  doch  nothwen- 
dise  mit  Schaam  und  in  Geheim  Geschehen,  Wer- 
de  der  Missethäter  im  Gefängnisse  erdrosselt,  oder 
enthauptet!  Durch  Zerreissung  des  Vertrags,  (der 
durch  das  Brechen  des  Stabes  sehr  passend  bezeichnet 
wird)  ift  er  schon  bürgerlich  todt,  und  aus  dem  An- 
denken der  Bürger  vernichtet.  Was  mit  dem  physi- 
schen Menschen  vorgenommen  weide  ,  geht  dem  Bür- 
ger nichts  Vt'eiter  an.  Dafs  keiner  getodlet  werden 
dürfe,  vor  Aufhebung  des  Bürgervertrjgs ,  versteht 
eich  ohnedies, 

(Was  kann  die  Vernunft- sagen  zu  dem  Geprange, 
das  bei  Hinrichtungen  getrieben  wird;  oderdarzii,  dafs 
man  die  Leiber  der  Hingerichteten  aufhrini^t,  auf  das 
Rad  flicht,  u.  d.  gl.,  —  so  wie  die  Wihh^u  dieJCopf- 
häute  ihrer  erschlagenen  Feinde  um  sich  herum 
>aufhän^en?)  ^ 

Der  Tod  des  Verbrechers  ist  etwas  zufälliges, 
kann  daher  im  Gesetze  gar  nicht  angekündigt  werden ; 

aber 
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aber  die  Ausschliessung  vom  Staate  wirrl  atigeküncli^t» 
Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache ,  dafs  der  Tod  ga£ 
wohl  auf  sie  folgen  iönne.  Darum  geschieht;  die  er* 
stere  nothwendig  ^öffentlich  zur  Erfüllung 'des  Ge- 
setzes ;  aber  nur  sie.  — 

Die  Todesstrafen  durch  Martern  schärfen  ist 
Barbarei.  Der  Staat  wird  dann  ein  wilder,  schaden* 
froher  rachewüthender  Feind,  der  seinen  Feind  vor- 
her noch  r^cht  quält  >  damit  er  den  Tod  fühle  (ut  mori 
se  sentiat.) 

(Es  ist  zuweilen  nöthig,  der  Vernunft  durch  Er^ 
fahrungen  Gehör  zu  verschaifen.  Hier  ist  eine  sehr 
bekannte.  In  der  Römischen  R.epublik  wurde  dem^ 
der  das  Leben  (im  Staate)  verwirkt  hatte  (cäpitii  dam* 
nato)  das  Exilium  vergtattet.  Nur  wenn  Gefahr  von 
ihm  zu  befürchten  Avar,  wie  bei  den  Mitvetschwornen 
des  Catilina,  erlaubten  sich  die  Römer,  ihn  zu  tÖd* 
ten;    aber  nicht  öiFentlich,  sondern  im  Gefänf^nisse* 

o 

Nicht  um  dieser  Hinrichtung  willen  an  sich  sondern 
weil  dabei  gegen  die  gesezliche  Form  der  Prozefs  der 
Yerschwornen  im  Senate  entscliLden,  nicht  aber  au 
das  Yolksgericht  gebracht  worden,  wurde  der  Consul 
Cicero  in  das  Exilium  geschickt  i  und  insofern  mit 
vollem  Rechte.) 

e)  Es  ist  noch  ein  Umstand  2u  bedenken,  bei  der 
Tödtung  des  Verbrechers,  welchen  wir  liier,  ohner- 
achtet  es  eigentlich  keine  juridische  Ansicht  i^t ,  den- 
noch nicht  übergehen  können.  Es  ist  neralich  .nach 
dem  Sittengesez  in  jedem  Falle  schlechthin  verböte-*, 

absieht» 


alDsichtlich  zu  todten,  (nidiit  etwa  das  Leben  des  an- 
dern um  irgend  eines  durch  die  Vernunft  gebotenen 
Zwecks  willen  nur  in  GeJahr  zu  hingen.)  leder 
Mensch  ist  anzusehen^  als  Mittel  zur  Beförderung  des 
Vernunftzweckes.  Keiner  kann  den  Glauben,  dafs 
der  andere,  so  verderbt  er  auch  gegenwärtig  seyn 
möge ,  doch  noch  gebessert  werden  könne ,  aufgeben, 
ohne  seinen  eigenen  durch  die  Vernunft  ihm  als  noth- 
wendig  aufgestellten  Zweck  aufzugeben.  Der  strenge 
Beweifs  dieser  Behauptung,  wird  d'a,  wo  er  zu  fodera 
ist,  in  einem  Moralsysteme,  geführt  werden.  Die  Pri- 
vatperson darf  sonach  nie  tödten ;  eher  mufs  sie  ihr 
eignes  Leben  in  Gefahr  setzen.  So  nicht  der  Slaat, 
hier  als  Policeigewalt;  der  als  solcher  gar  keine  mo- 
ralische, sondern  eine  juridische  Person  ist.  Der  Re- 
gent darf  allerdings ,  und  er  kann  in  gewissen  Fällen 
moralisch  verbunden  seyn,  seine  eigene  Person,  als 
Mensch,  in  Gefahr  zu  setzen,  aber  nicht  das  Löben 
anderer,  oder  gar  des  Staats,  d.  i.  das  Leben,  die  Si- 
cherheit, und  die  rechtliche  Verfassung  Aller. 

f )  Die  Hinrichtung  unverbesserlicher  Bösewich- 
ler  ist  daher  immer  ein  Uel>el,  obgleich  ein  nolhwen- 
diges,  und  es  ist  daher  eine  Aufgabe  für  den  Staat, 
sie  unnöthig  zu  machen.  —  Was  soll  nun  derselbe 
mit  den  verurtheilten  Verbrechern  thun ,  wenn  er  sie 
nicht  tödten  soll?  Ewige  Gefangenschaft  ist  für  den 
Staat  selbst  lästig,  und  w^ie  könnte  er  denn  die  Bür- 
ger, als  solche,  verbinden,  die  Kosten  derselben ,  die 
tui-  keinen  ihrer  möglichen  Zwecke  verwendet  werden, 
da  ja  keine  Besserung  und  Wiederaufnahme  in  den 
Staat  zu  hoiien  ist,  xu  tragea?  Es  bleibt  nichts  übrig, 

als 


-als  ewige  Landesverweisung  —  nicht  Deportation; 
diese  ist  ein  Ziichtmittel ,  und  über  die  Deportirten 
behält  der  Staat  die  Aufsicht.  I§t  zu  befürchten,  dafs^ 
der  Verbrecher  wiederkomme ,  so  brandmarke  man 
ihn,  so  wenig  schmerzhaft  als  möglich;  denn  der 
Staat  mufs  nicht  das  Ansehen  eines  Quälers  haben, 
(wie  er  sich  dasselbe  z.  B.  auch  durch  den  mit  der 
Landesverweisung  verknüpften  Staupenschlag  giebt) 
aber  unauslöschlich.  Auch  dies  ist  nicht  Strafe ,  soö- 
derp,  Sicherungsmittel  und  fällt  der  Police!  anheim. 

Was  soll  mit  dem  so  gebrandmarkten,  und  aus 
dem  Staate  gestolsenen  werden?  so  fragt  nicht  der 
Bürger,  sondern  der  Mensch.  Ziehe  er  in  eine  Wild- 
nifs,  lebe  er  unter  Thieren;  dies  ist  durch  Zufall 
Menschen  begegnet,  die  keine  Verbrecher  waren, 
und  jeder,  der  in  der  hier  aufgestellten  Verfassung 
das  Brandmal  erhält,  ist  ein  unverbesserlicher. 

Anmerkutig.  Gegen  diese  Theorie  der  Strafen 
überhaupt,  und  insbesondere  der  Todesstrafen  wird 
ein  absolutes  Strafrecht*)  aufgestellt,  nach  welchem 

die 

♦)  Auch  der  beliebte  Herr  lacoh  hat  in  seiner  philo- 
sophischen Recht  slehre  dem  grofsen ,  doch  nicht 
infallibeln  Manne,  auf  welchen  ich  oben  Rück- 
sicht nehme,  schon  viele  fahre  zum  Voraus"  bei- 
gestimmt. Er  sieht  zwar  wohl  ein,  und  weiis 
ohne  Zweifel  selbst  am  Besten  ,  mit  wie  vielen 
Schwierigkeiten  diese  Theorie  zu  kämpfen  haben 
werde,  kann  ihr  aber  dennoch  seinen  Beifall 
nicht  entziehen,  und  hoft,  dafs  sie  mit  der  Zeit 
wohl  noch  werde  wahr  werden.  Diese  Zeit  ist 
nun  eben  gekommen. 
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^ie  ricliterjiclie  Strafe  nlcLt  als  Mittel  sonderfi  selbst 
als  Zweck  beJ:rachtet  werden,  und  sich  auf  einen  üner* 
forsclilichen  kategoriscii'sa  Imperativ  gründen  soll. 
Da  man  in  dieser  Theorie  wegen  der  vorgeschüzten 
ti.ierforschlichkei'c  sich  des  Beweises  seinei'  Behaup* 
tungen  überheben  kann,  hat  man  gut,  diejenigen  weV 
che  anders  denken^  der  Empiindelei,  und  einet 
affecdrten  Humamtät  zu  bezüchtigen  ,  und  sie  kurz 
«ad  gut  Sophisten  und  Rechtsverdreher  zu  nennen; 
ganz  gegen  die  gerühmte  und  mit  Recht  zu  fodernde 
<3^1eichheit  (der  Gründe')  und  Freiheit,  (seine  mit 
Gründen  unterstüzte  Meinungen  vorzutragen,)  aul  dem 
Gebiete  der  Fhilosophie.  Die  einzige  hervorragende 
Seite  dieses  Systems,  bei  welcher  man  dasselbe  anfas- 
sen könne,  scheint  mir  diese:  „Mali  hat  nie  gehört^ 
^,sagt  man ,  dafs  ein  w«gen  Mords  zum  Tode  Vemr* 
„tlieilter  sich  beschwert  hätte ,  dafs  ihm  damit  zu  viel 
v,,und  unr'echt  geschähe  ;  jeder  würde  ihm  ins  Gesicht 
„lachen ,  wenn  ei:  sich  dessen  äusserte."  Dies  ist^ 
biofs  das  ins  Gesicht  lachen  abgerechnet,  so  wahr, 
dais  ,  wenn  ein  mit  diner  Blutschuld 'Behafteter  selbst 
von  eitler  an  sich  ganz  ungerechten ,  i,ind  von  der  Ver- 
schulduna,  nichts  wissenden  Gewalt  ermordet  würde, 
der  Schuldige  selbst,  wenn  er  sich  dabei  seines  Verge- 
hens erinnerte,  und  jeder,  der  darum  wüfste^  wüi- 
de  urtheilen  müssen,  dafs  ihm  daran  gar  nicht  Unreciit 
geschähe.-.  Es  ist  völlig  wahr,  dafs  wir  genöthigt 
sind,  zu  urtheilen  ,  in  einer  moralischen  Weltordnungi, 
unter  einem  all  wissenden  Richter  nach  moralischen 
Gesiil^v'iu  geschehe  dem  ,  der  nach  ddm  Gesetze  behan- 
delt wild,  das  er  selbst  aufstellte,  gar  nicht  Unrecht-; 
und  dieses  den  Menschen  sich  aufdringende  ürtheil 

gründet 
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gründet  sich  auf  einen  kategorischen  Impexatlr.  Es  Ist 
sonach  darüber  gar  kein  Streit,  ob  dein  Mörder  unrecht 
gesehehe,  wenn  er  das  Leben  wieder  auf  eine  gewalt- 
same Weise  verlieren  mufs.  Es  war  die  ganz  andere 
Frage  zu  beantworten,  woher  denn  irgend  einem  Sterb- 
lichen das  Rpcht  dieser  moralischen  Weltregierung, 
das  Recht,  dem  Verbrecher  sein  Recht  anzutliun,' 
kommen  solle;  und  diese  lediglich  juridische  Frage  hat- 
te der  edle  Beccaria  im  Sinne welchem  ohne  Zweifel 
jenes  moralische  Urtheil  nicht  unbekannt  war.  Wer 
dem  w^eltlichen  Oberherrn  dieses  Recht  zusehreibt,  dec 
ist  allerdings,  wie  in  demselben  Systeme  geschieht, 
genöthigt,  den  Rechtstitel  desselben  für  unerfarscJiUck 
auszugeben,  und-  seine  Gewalt  von  Gott  abzuleiten, 
ihn  für  den  sichtbaren  Statthalter  desselben,  und  alle 
Regierung  für  Theokratie  zu  halten.  Denn  in  der  jü- 
dischen Theokratie  war  der  Saz ;  Wer  Blut  vergiefst 
des  Blut  soll  wieder  vergossen  werden,  Aug  um  Auge 
Zahn  um  Zahn,  völlig  an  seinem  Orte.  Diese  Prä- 
misse nur  wäre  erst  zu  erweisen  gewesen. 

Nun  passen  überdies  dergleichen  BehauptuntJ-en 
gar  nicht  in  ein  Rechtssystem,  in  welchem  dem  Volke 
die  gesezgebtinde  Gewalt  zugeschrieben,  wird,  und  iu 
.weichem  der  Oesezgeber  nicht  zugleich  der  Rec^ent 
seyn  kann;  man  muls  sonach  glauben,  dafs  dieselben. 
Fra-inciue  einer  öchr  alten  Bearbeitung  sind,  die  sich 
durch  eiaeu  biuisen  Zufall  liieher  verloren  haben. 

VI.)  Wer' den  andern  an  seiner  Ehre  unschüldifj^ 
vvund  bobhaiier  Weise  augreift,  verliert  selbst  die  sei- 
■-nige,  ddr  iNatur  d«r  bacüe  nach,  denn  er  macht  sich 
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alles  Zutrauens  anderer  unfähig. —  Da  der  Staat  dem 
unschuldig  angegriffenen  ohnedies  Ersaz  schuldig  ist, 
so  macht  er  das  Factum  öffentlich  hekannt,  und 
läfst,  wie  billig,  der  Meinung  des  Publikums  freien 
Lauf. 

Pranger  und  Schandsäule  sind  Mittel,  die  Auf- 
merksamkeit des  Publikums  zu  schärfen;  und  die 
Schande  ihm  zu  versinnlichen.  —  Sie  müssen  so  we- 
nig, als  möglich,  schmerzhaft  seyn  —  (wie  z.  B.  die 
Trille  es  ist;)  und  sind  Strafen  für  sich,  und  mic  an- 
dern Strafen  nicht  zu  verbinden,  wenn  nicht  der  Na- 
tur der  Sache  nach  Ehrlosigkeit  auf  das  Verbrechen 
folgt.  Der  zu  bessernde  wird  nicht  ehrlos;  der  auszu- 
schliessende  fragt  nicht  nach  Ehre,  denn  er  komait  ja 
ausser  den  Staat.  Nur  wo  die  Natur  des  Verbrechens 
es  mit  sich  bringt,  ist  die  Strafe  der  Ehrlosigkeit  hin- 
zuzufügen, z.  B,  bei  Hausdieberei. 

Vir.)  Schadenersaz  mufs  immer  geleistet  werden. 
Der  Beschädigte  hält  sich  unmittelbar  an  den  Staat, 
der  ihm  im  Bürgervertrage  gegen  alle  Beschädigungen 
Bürge  ward;  der  Staat  an  den  Verbrecher,  so  lange 
derselbe  noch  etwas  hat.  Es  ist  daraus  klar,  dafs  der 
Beschädigte  nicht  etwa  die  Kosten  der  Untersuchung 
zu  trageu  habe.  Wofür  giebt  er  denn  seine  regelmä- 
fsio^en  Abgaben?  An  den  Verbrecher  kann  sich  der 
Staat  halten.  Mit  der  absoluten  Ausschliessung 
ist  ohnedies  die  Confiscation  des  ganzen  Vermögens 
verbunden» 

Der  an  seinem  Leibe  und  seiner  Gesundheit  be- 
schädigte mufs  sehr  wohl  verpflegt  werden,  auf  Ko- 
sten 
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steh  fies  Staats.  ]^Es  ist  die  kleinste,  aber  einzig  mög- 
Jiche  Entschädigung,  die  man  ihm  für  seinen  unersez- 
baren  Verlust  geben  kann.  , 

"VIII.)  Es  giebt,  wie  wir  gesehen  haben,  über- 
haupt zwei  ganz  verschiedene  Arten  der  Strafen,  sol- 
che, die  sich  auf  eine^n  Vertrag,  und  eine  solche,  die 
sich  auf  die  absolute  Nullität  des  Vertrags  gründet* 
Es  ist  ohne  weiteres  klar ,  dafs  der  Bürger  verbunden 
sey,  sich  den  ersten  ohne  Zwang  zu^unterwerfen ,  da 
sie  in  einer  gewissen  andern  Rücksicht  auch  seine 
Kechte  sind,  auch  dafs  er  zu  dieser  freiwillicren  Un- 
terwerfung  gar  füglich  genöthigt  werden  könne ,  da  ja 
härtere  Strafen  möglich  sind,  und  er  noch  immerfort 
alles  sein  noch  nicht  verwirktes  Eigenthum  als  Unter- 
pfand seiner  Unterwürfigkeit  einsezt.  Er  mufs  sich 
der  Untersuchung  freiwillig  stellen ,  und  er  kann  ge- 
straft  werden,  wenn  er  es  nicht  thut.  Es  ist 
sonach  gar  kein  Grund  vorhanden,  sich  seiner 
Person   zu  bemächtigen. 


Dagegen  kann  der  Schuldige  kein  Unterpfand 
geben,  wenn  sich  seine  That  entweder  zur  absoluten 
Ausschliessung  von  der  Gesellschaft,  oder  zur 
einstweiligen  im  Besserungshause  qualificiret;  weil 
er  im  ersten  Falle  alle  seine  Rechte  kateoorisch 
im  zweiten  problematisch  (auf  den  Fall,  dafs  er 
sich  nicht  bessere)  verloren  hat.  Hier  sonach 
mufs  sich  der  Staat  der  Person  des  Schuldiae^ 
bemächtigen.  —  Das  Zwangsrecht  des  Staates 
hebt  an  beim  relativen  Eigenthum;  es  geht,  wenn 

i  2  '  das- 
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^ass^lbe    zur   Genugthuung    nicht    hinlänglich  ist, 
fort'   zum    absoluten,      und    bricht,      wenn  der 
Schuldige  nicht  gutwillig  entrichtet ,    v/as  et  soll^ 
ein  in  das   Haus,    und   hält    sich   endlich,  wenn^ 
auch   dieses   verwirkt  ist,    an  die  Person. 


Dritte^ 
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Dritter  Abschnitt  der  Staatsrechtslehre. 

Ueber  die  Konstitution, 


§.  21. 

egulativer  Sati  Diejenige  Wissenschaft,  wel- 
che es  mit  einem  besondern ,  durch  zufällige  Merkma- 
le (empirisch)  bestimmten  Staate  zu  thun  hat ;  ui^d  be- 
trachtet, wie  das  Rechtsgesez  in  ihm  sich  am  füglich- 
sten  realisiren  lasse ,  heifst  Politik.  Alle  Fragen  der- 
selben haben  mit  unserer  Wissenschaft ,  der  Rechts- 
lehre, weicherein  a  priori  ist,  nichts  zu  thun,  und 
müssen  davon  sorgfältig  abgehalten  vrer4en^ 

Von  dieser  Art  sind  alle  Fragen,  die  man  über  die 
Besondere  Bestimmung  der  Einen,*  einzig  rechtmäfsigen 
Konstitution  aufwerfen  kann.  Dies  kommt  daher;  der 
von  uns  aufgestellte  Begriff  einer  Konstitution  voller,  det 
die  Lösung  der  Aufgabe  der  reinen  Vernunft :  wie  ist  die 
Realisation  des  Rechtsbegriffs  in  der  Sinnenwelt  mög- 
lich? Mit  ihm  ist  sonach  die  Wissenschaft  geschlossen 
So  ist  die  Konstitution  a  priori  bestimmt.  Soll  sie  nun 
weiter  bestimmt  werden,  so  könnte  dies  nur  durch  empi- 
rische Data  geschehen.  Wir  zeigen  die  möglichen  Fra- 
gen einzeln  an,  und  beweisen,  dafs  ihre  Beantwortung 
auf  die  zufällige  Lage  der  Völker  sich  gründet. 

a)  Das  erste ,  was  in  der  Lehre  von  der  Konsti- 
tution erwiesen  wurde,  war  der  Saz;  dafs  die  Staats* 
V'' gewalt  nothwendig  übertragen  werden  müsse,  keines- 

weges 


134 


weges  aber  in  den.  Händen  der  Gemeine  verbleiben 
könne.  Es  entsteht  hierbei  znföiderst  die  Frage :  ob 
sie  Einem  oder  Mehrern  übertragen  werden  seile;  (die 
Frage  über  die  Forma  regiminis ,  wie  sie  Kant  in  der 
Schrift  zum  ewigen  Frieden  nennt,)  ob  der  Staat  in  Be- 
ziehung auf  die  Personen  der  Gewalthaber  eine  Mono- 
kratie, oder  Aristokratie  seyn  solle.  Denn  die  Demo- 
kratie ist  in  dieser  Bedeutung  unzulässig. 

Beide  Regierungsformen  sind  rechtmäfsig;  zwi- 
schen ihnen  zu  wählen  ist  sonach  Sache  der  Klugheit. 
Dafs  ich  den  Entscheidungsgrund  im  Kurzen  angebe; 
von  Mehrern,  d^e  ihre  Meinung  untereinander  gegen- 
seitig modificiren ,  ist  mehr  Weisheit  zu  erwarten^ 
aber  ebendarum  auch  mehr  Langsamkeit ;  auch  wird, 
da  jeder  auf  andere  die  Schuld  schieben,  und  über- 
haupt durch^die  Mehrheit  der  Schuldigen  sich  gedeckt 
fühlen  möchte,  das  Ephorat  auf  sie  nicht  so  mächtig 
wirken.  Ein  immerwährender  Präsident  der  Regie- 
rung kann  etwa  leichter  irren,  aber  in  seinen  Händen 
ist  die  Gewalt  wirksamer;  und  die  Verantwortlichkeit, 
die  lediglich  auf  seinem  Haupte  ruhet,  wirkt  auf  ihn 
selbst  stärker.  Die  Regierang  hat  also  in  dem  lezten 
Falle  mehr  Kraft  und  Leben,  Die  Entscheidung  dürf- 
te daher  dahin  ausfallen,  dafs,  wo  die  Regierung 
gröfsere  Kraft  bedarf,  theils  wegen  des  noch  nicht  an 
strenge  Gesezlichkeit  gewöhnten  Volks,  und  der 
Denkart  der  Nation  überhaupt,  theils  wegen  Recht- 
und  Gesezlosigkeit  in  dem  Verhältnisse  zu  andern 
Völkern,  die  Monokratie ;  vt'O  aber  die  rechtsgemäfse 
Verfassung  schon  gev^iii^t,  und  den  oben  geschilder- 
ten Zustand  hervorgebracht  hat,  dafs  das  Gesez  durch 

sein 


sein  blöfses  inneres  Gewicht  wirke,  clie  republikani- 
sche Verfassung  vorzuziehen  sey.  Dafs,  es  sey  Einer, 
oder  ein  ganzes  Corps  der  höchste  Regent,  alle  unter- 
geordnete Beamten  durch  diesen  höchsten  Regenten 
ernannt  werden  müssen,  ist  leicht  einzusehen;  und 
eben  so,  dafs  sie  lediglich  seinen  Befehlen  und  seinem 
Gerichte  unterworfen  sind.  Denn  nur  die  höchste 
Obrigkeit  ist  der  Nation  verantwortlich;  und  sie  ist 
es  nur  überhaupt  darüber,  dafs  Recht  und  Gerechtig- 
keit im  Staate  herrsche.  Aber  sie  kann  diese  Verant- 
wortlichkeit nicht  übernehmen,  w^enn  sie  nicht  die 
unumschränkte  Wahl  der  Personen  hat,  durch  die  sie 
die  Gerechtigkeit  verwaltet,  und  wenn  diese  ihr  nicht 
gänzlich  unterworfen  sind. 

b)  Eine  zweite  Frage  ist,  ob  es  besser  sey,  dafs 
das  Volk  seine  mittelbaren<Repräsentanten  für  die  Per- 
son ernenne,  (in  der  oben  [S.  195  i  Theil]  angege- 
benen rechtmäfsigen  Demokratie)  oder  sie  elwa  durch 
die  Repräsentanten  selbst  ernennen  lasse,  oder  gar  eine 
Erbfolge  einführe.  —  In  Absicht  der  Eplioren  ist  die 
Frage  überhaupt  und  für  alle  Fälle  schon  oben  aus  abr 
soluten  Rechtsprincipien  entschieden  worden,  Sie 
bleibt  sonach  nur  in  Absicht  der  Verwalter  der  exeku- 
tiven Gewalt  übrig.  Und  da  hängt  denn  die  Beant- 
wortung derselben  von  empirischen  Tliatsachen  ab ; 
hier  insbesondere  von  dem  Grade  der  Cultur  des  Volks, 
der  nur  durch  eine  schon  vorhergegangene  weise  und 
gerechte  Gesezgebung  zu  erreichen  ist,  -—  Ein  Volk, 
das  seine  Regenten  selbst  wählen  soll,  mufs  schon  sehr 
gebildet  seyn :  denn  die  Wahl  mufs  nach  obigen 
Grundsätzen,  einstimmig  seyn,  um  gemeingüllig  seyn 
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2u  können ;  doch  wird  nur  relative  Einstimmigkeit  er- 
f Odert;  es  ist  also  immer  zu  befürchten,  dafs  ein  Theil 
der  Minorität  entweder  ausgeschlossen,    oder  einen 
Regenten  gegen  ihren  Willen  erhalten  werde.  Aber  alle 
Veranlassungen  zu  Entzweiungen  und  Partheien  unter 
den  Büro  ern  müssen  durch  die  Konstitution  abgeschnit- 
ten werden.   So  lange  nun  das  Volk  diesen  hohen  Grad 
der  Cultur  noch  nicht  hat,  ist  es  besser,  dafs  auf  einmal 
für  immer  auch  das  Wahlrecht  veräussert  werde,  wel- 
ches freilich  nur  durch  absolute  Einstimmigkeit  ge- 
schehen kann,  und  eine  feste  Form  der  Regentenfolge 
für  immer  eingeführt  werde.    In  der  Republik  mögen 
die  Regenten  sich  selbst  durch  Wahl  ergänzen ;  ist  das 
Ephorat  wirksam  genug,   so  liegt  ihnen  alles  daran, 
diese  Wahl  mit  der  höchsten   Sorgfalt  vorzunehmen. 
In  der  Monokratie  läfst  sich  nicht  füglich  denken,  wer 
den  Monokraten  wählen  sollte,  ausser  dem  Volke, 
das,  wie  gesagt,  nicht  wählen  soll.     Er  könnte  so- 
nach gar  nicht  gewählt,  sondern  müfste  durch  die 
Geburt  bestimmt  werden.  —    Ueberdies  hat  die  Erb- 
folge auch  noch  anderweitige  Vortheile  ,   die  ihre  Ein- 
führung rathsam  machen,    dafs  z.  B.  der  Fürst  ganz 
vom  Volke  abgeschnitten,  und  ohne  Privatbeziehungen 
mit  demselben  geboren  werde  und  sterbe, 

c)  Es  könnte  die  Frage  entstehen  über  die  Eedin- 
gimg  des  mit  den  Verwaltern  der  exekutiven  Gewalt  zu 
schliessenden-  Uebertragungscontrakts ;  über  die  per- 
sönlichen Rechte,  Freiheiten,  Einkünfte,  und  die  ih- 
nen anzuweisenden  Ouellen  der  leztern.  x\ber  diese 
Beurtlieilung  ist  lediglich  empirisch.  Woher  die  Ein- 
künfte für  den  öffentlichen  Zwöck ,  zu  dem  der  Un- 
terhalt; 
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terhalt  der  Personen,  die  die  Staatsgewalt  in  den  Han« 
den  haben,  allerdings  mit  gehört,  hergenommen  wer- 
den sollen,  oder  das  Princip  der  Finanzen^  ist  schon 
oben  angegeben ,  -und  bei  vorkommenden  Fällen  ange- 
wendet   worden.  leder  hat  beizutragen,  nach 

dem  Verhältnisse,  als  er  des  Schutzes  bedarf;  die 
schlitzende  Macht  öiufs  dem  Bedürfnisse  des  Schutzes 
angemessen  seyn;!  und  so  erhält  man  zugleich  einen 
bestimmten  Maasstab  der  Abgaben,  die  von  den 
Staatsbürgern  zu  erheben  sind  —  die  Abgaben 'sind 
wandelbar,  da  das  Bedürfnifs  des  Schutzes  ohne 
Zweifel  wandelbar  ist.  Der  Regent  kann  nicht ,  in- 
wiefern  er  die  oberste  Gewalt  in  den  Händen  behält, 
aber  er  könnte  sehr  wohl  vor  einem  Volksgerichte  zur 
Hechenschaft  über  die  Verwaltung  derselben,  falls 
iiemlich  der  Ephor  ihn  anklagte ,  angehalten  werden ; 
denn  es  gehört  zum  öffentlichen  Rechte ,  dafs  die  Un- 
terthanen  nur  für  die  Staatsbedürfnisse,  und  nicht  für 
andre  Avillkührliche  Zwecke,  Abgaben  entrichten, 

d)  Es  kann  gefragt  werden  nach  der  Gerichtsver- 
fassung. Es  ist  erwiesen,  dafs  die  executive  Gewalt  zu- 
gleich den  höchsten  inappellablen  Richterstuhl  habe. 
Es  ist  aus  dem  obigen  klar,  dafs  sie  Unterrichter  er- 
nennen werde,  welche  in  ihrem  Namen  das  Recht 
sprächen,  von  welchen  an  die  höchste  Gewalt  appeUi- 
xet  werden  könne,  und  welche  ihr  verantwortlich 
sey.  Es  wäre  sonach  nur  übrig  die  Frage  über  die 
Form  der  gerichtlichen  Untersuchung,  oder  den 
Procefs> 
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Die  gerichtlichen  Beweise  werden  geführt  wie 
alle  Beweise ;  und  der  Procefs  hat  sonach  zur  Haupt- 
quelle die  Logik ,  und  den  gesunden  Menschenver- 
stand überhaupt.  Wo  einer  Parthei  der  positive  Be- 
weifs  zukomme,  und  wo  sie  durch  den  negativen,  dafs 
ihr  nichts  nachgewiesen  werden  könne ,  losgesprochen 
werde,  ist,  wo  es  nöthig  war,  bei  der  Materie  der 
Rechtsfragen  selbst,  angemerkt  worden.  In  der  Regel 
hat  der  Klager  den  positiven  Beweifs  zu  führen; 
selbst  der  Staat,  wo  er  es  ist;  denn  insofern  ist  ec 
nicht  Richter,  sondern  Parthei.  Ob  aber  ein  Beweifs 
hinlänglich  geführt  sey,  darüber  ist  er  Richter. 

Nur  über  den  Beweifs  durch  Eides  ah  legujig  ist 
manches  zu  bedenken.  Entweder  die  Eidesleistung 
v^ird  für  nichts  weiter  gehalten,  als  für  eine  feierliche 
Yersicherung,  und  die  äussern  Formalitäten  dabeiha- 
ben nur  den  Zweck,  allen  Leichtsinn  abzuhalten,  und 
die  Menschen  zur  Aufmerksamkeit,  und  zum  Nach- 
denken über  die  Wichtigkeit  einer  solchen  Versiche- 
rung zu  bringen;  dafs  demnach  vorausgesezt  werde, 
wer  öffentlich  die  Unwahrheit  zu  betheuren  fähig  sey, 
werde  eben  sowohl  einen  falschen  Eid  schwören;  oder 
man  sezt  voraus,  dafs  der  Eid  noch  etwas  mehr  sey, 
denn  eine  feierliche  Yersicherung ,  und  dafs  dieselbe 
Person,  die  keinen  Anstand  nehmen  würde,  etwas 
unwahres  ölfentlich  zu  versichern ,  sich  Bedenken  ma- 
chen würde,  einen  falschen  Eid  abzulegen.  Im 
ersten  Falle  liefse  sich  fragen,  wie  denn  die  andere 
Parthei,  wenn  der  Streit  eine  Civibache  betrift,  oder 
das  ganze  gemeine  Wessen,  wenn  es  eine  öffentli- 
che Angelegenheit  ist,    rechtlich  verbunden  werden 
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lönne,  diese  Versicherung  zu  glauben,  und  auf  sie 
den  Ausspruch  des  Richters  ankommen  zu  lassen ,  da 
ja  der  Staat  selbst  auf  das  allgemeine  Mistrauen  sich 
gründet.  Im  zweiten  Falle  findet,  ausser  derselben 
Bedenklichkeit,  die  noch  "höhere  Statt;  was  denn  ei- 
gentlich vorausgesezt  werden  möge,  das  fähig  seyn 
soll,  den,  der  sich  kein  Bedenken  macht,  öf- 
fentlich die  Unwahrheit  zu  betlieuren,  abzuhalten, 
dieselbe  durch  einen  Eid  zu  bekräftisen.  Da  er  die 
Verschuldung  der  blofsen  Unwahrhaftigkeit  nicht 
fürchtet,  so  mufs  er  glauben,  dafs  der  Aufruf  Gottes 
zum  Zeugen  ein  übernatürliches ,  unbegreifliches ,  und 
magisches  Mittel  sey,  sich  die  Ahndung  desselben 
zuzuziehen,  wenn  man  falsch  schwört.  Dies  ist  nun 
ohne  allen  Zweifel  die  wahre  Natur  des  der  morali- 
schen Religion  völlig  widerstreitenden  Abergsaubens. 
Der  Staat  würde  in  diesem  Falle  auf  die  Fortdauer 
der  Unmoralität  rechnen,  und  dieselbe  aus  allen  Kräf- 
ten befördern  müssen,  da  er  davon  seine  Sicherheit 
abhängig  gemacht  hat;  welches  widersinnig  ist.  Dem- 
nach läfst  sich  der  Eid  nur  als  eine  feierliche  Versi- 
cherung vorstellen ;  und  er  kann  nicht  Statt  haben, 
ausser  da  ,  wo  in  einer  Privatsache  die  eine  Parthei 
es  freiwillig  auf  diese  Versicherung  der  andern  ankom- 
men lassen  will.  Volenti  non  ht  injuria.  In  einer 
öffentlichen  Angelegenheit  kann  er  nie  angewendet  wer- 
den; denn  der  Regent  kann  dem  gemeinen  Wesen 
nichts  von  seinem  Rechte  vergeben.  —  Ist  nur  die 
Gesezgebung  sorgfaltig  genug,  so  dafs  sie  nichts  ebne 
-Öffentliche  Sanktion  abmachen  läfst,  was  derselben 
bedarf;  ist  die  Poücei  nur  wachsam  genug;  hat 'nur 
der  Richter  nicht  blofs  sein  Formular  im  Kopfe ,  son- 
dern 
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dem  noch  überdies  gesunden  Menschenverstand,  so 
Vvird  es  des  Eides  nie  bedürfen. 

e)  Ferner  könnte  die  Frage  entstehen,  über  die 
Art,  das  Volk  zur  Wahl  der  E]3horen,   oder  auch, 
nach  Ankündigung  des  Interdicts ,  zum  Gericht  über 
Jie  Verwalter  der  exekutiven  Gewalt  zu  versammeln. 
Es  ist  in  der  ersten  Absicht  sogleich  einzusehen,  dafs 
\lie  im  Amte  stehenden  Ephoren ,  (ihre  Zahl  ist  eine 
Frage  der  Politik,    und   wird   bestimmt    durch  die 
Volksmenge,  durch  den  Grad  der  Cultur  und  der  an- 
gewöhnten  Ordnung;    ein  höherer    Grad  derselben 
macht  eine  geringere  Anzahl  der  Ephoren  hinlänglich) 
die  Wahl  ankündigen,  über  sie  wachen,  die  Stimmen 
sammeln,  und  das  Resultat  ziehen  müssen:  —   es  ver- 
steht sich,  wie  schon  oben  gesagt  worden,  ohne  dafs 
sie  die  Wahl  leiten,    weil  die  neuen  Ephoren  ihre 
künftigen  Richter  sind,  oder  dafs  d^s  Anhalten  um 
das   Ephorat    erlaubt    sey.      Zur  Sl:immensammlung 
beim  Volksgericht  müssen ,  da  die  Ephoren  selbst  Par- 
thei  sind,    besondere  Männer  (Syndiks)  vom  Volke 
selbst  und  aus  demselben  für  diesen  Akt  gewählt 
werden. 

2.)  Sonach  bleibt  uns  für  eine  reine  Rechtslehre 
keine  weitere  Untersuchung  übrig,  als  die  über  die 
Fülicei,—  das  Wesen,  die  Pflichten,  und  die  Gren- 
zen derselben, 

Zuförderst  was  ist  die  Police!?  d.  h.  der  Begiitf« 
derselben  muXs  deducirt  werden.  —    Der  Staat,  als 
solcher  steht  mit  den  Unterthanen ,  als  solchen ,  in  ei- 
nem 
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nem  gegenseitigen  Vertrage ,  zufolge  dessen  es  von 
beiden  Seiten  Rechte  und  Pflichten  giebt.  In  den  5^äl* 
ien,  da  der  Uaterthan  klagen  kann,  und  klagen  wird^ 
ist  das  Verbindungsinittel  zwischen  beiden  gefunden, 
.Aber  wir  haben  eine  Menge  Dinge  aufgezeigt,  übet 
welche  nicht  geklagt  wird,  indem  der  Staat  von 
Amtswegen  über  sie  zu  wachen  hat.  Es  mufs  sqnach. 
für  diese  Fälle  ein  besonderes  Verbindungsmittel  zwi* 
Sehen  der  exekutiven  Gewalt  und  den  Untertbanen 
geben,  und  dies  eben  ist  die  Policei.  Durch  diese 
wird  der  gegenseitige  Einliufs,  die  fortdauernde 
Wechselwirkung  zwischen  beiden  erst  möglich.  Sie 
ist  sonach  eins  der  schlechthin  nothwendigen  Erfoder- 
nisse  eines  Staats,  und  die  Lehre  von  ihr  überhaupt» 
gehört  in  ein  reines  Naturrecht. 

Der  Staat  steht  in  zweierlei  Beziehungen 
die  Untertbanen;  theils  hat  er  gegen  sie  Pflichten,  die 
des  vertragsmäfsigen  Schutzes;  theils  Rechte,  sie  zur 
Erfüllung  ihrer  Bürgerpflichten,  und  zum  Gehorsam 
gegen  die  Gesetze  anzuhalten.  Die  Fälle,  in  denen 
das  eine  oder  das  andere  eintritt,  giebt  die  Policei: 
sie  ist  Vermittlerin  in  beiden  Beziehungen.  Wie  sich 
der  Kichterspruch  zum  positiven  Gesetze  verhalt,  in 
Beziehung  äii£  den  Bürger;  so  verhält  sich  zu  diesem 
Gesetze  die  Policei  in  Beziehung  auf  die  Obrigkeit. 
Sie  giebt  den  Fall  der  Anwendung  des  Gesetzes. 

Zuförderst  von  der  durch  die  Policei  aiiszuüben* 
den  Schuzpjlicht  des  Staats.  —  Maii  tiurite  giijuben, 
was  den  Schuz;  anbelangt,  wird  jeder  üur^er  d^u  5u,itt 
5chon  selbst",  erinnern,    imd   dem  verUa^smuiäij^en 

"  '  ^CjUUZ 


142^ 

Schu2  fodern.  Aber  oft  ist '  em  schon  geschehener 
Schade  unersezhar,  und  es  ist  mehr  der  Zweck  de» 
Staats  die  Verletzungen  seiner  Bürger  2u  verhindern, 
als  sie*  wenn  sie  schon  geschehen  sind,  xu  bestrafen, 
Die  Schuz-  und  Sicherheitsanstalten  sind  der  erst® 
Zweig  der  Policei. 

leder  Bürger  mufs  im  ganzen  Gebiete  des  Staats, 
theils  zufolge  seines  Rechts  den  Acker  zu  bauen,  die 
Produkte  aufzusuchen,  Handel  und  Wandel  zü  trei- 
ben,  oder,  wenn  er  von  allem  diesen  nichts  thut,  sein 
absolutes  Vermögen  nach  Gefallen  zu  geniefsen,  frei 
und  sicher  vor  allem  Unfälle  hin  und  hergehen  können, 
le  mehrere  Menschen  an  einem  Orte  zusammenkom- 
men, desto  wirksamer  müssen  die  Schuzanstalten  ge- 
gen die  zu  befürchtenden  Anfälle  seyn.  Daher  bewaf- 
nete  Wachen  tind  Patrouillen ;  auch  auf  den  Laildstra- 
fsen,  wenn  sie  unsicher  sind.  Es  kommt  diesen  un- 
tergeordneten Staatsdienern  keinesweges  der  Richter- 
spruch zu,  wohl  aber,  dafs  sie  die  Verdächtigen  ein- 
ziehen. Sie  selbst  sind  mit  schwerer  Strafe  vtont- 
wortlich  zu  machen  für  alles  Uebel ,  das  innerhalb  des 
Umkreises,  der  ihrer  Obhut  anbefohlen  ist,  sich 
zuträgt. 

Zur  Beschützung  dieser  Sicherheit  des  Lebens, 
und  des  Vermögens  gehört  die  Aufsicht  der  Policui  auf 
den  Strafsenbau.  Der  Bürger  hat  das  Recht  gute  Stra- 
fsen  zu  fodern,  denn  der  Staat  hat  ihm  die  möglichst 
geschwinde  und  beciueme  Ausführung  seiner  Geschäf- 
te,  oder  wenn  er  auch  nur  zum  Vergnügen  reiste,  den 
ihm  selbst  angenehmsten  Genufs  seines  rechtlich  er- 

worbe- 
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worbenen  Eigenthums  garantiit.  Es  gehört  dahin  die 
Anzeige  der  unsichern  Oerter  durch  Warnungstafeln 
d.  gl.  Wenn  ohne  Warnung  jemand  in  Schaden'  käme, 
so  hätte  er  vom  Staate  Ersaz  zu  fodcrn ;  denn  derselbe 
hat  ihm  seine  Sicherheit,  hei  allen  durch  das  GeseZ 
nicht  verhotenen  Handlungen  garant'irt»  Wer  an  diö 
Warnung  sich  nicht  kehrt,  trägt  f'len  Schaden;  doch 
ohne  ausserdem  noch  strafbar  zu  s'aynj  weil  jeder  dec 
eigne  Herr  seines  Körpers  ist.  Es  gehört  dahin,  die 
Anstellung  geprüfter  und  durch  den  Staat  approbirter 
Aerzte.  —  (Diese  Approbation  geschieht  am  schick- 
lichsten durch  die  Mcdicinischen  Fakultäten,  als  die 
competentesten  Richter;  und  diese  sind  für  diesen 
Akt  anzusehen,  als  ein  Regier'ungscollegium,  so  wie 
die  Zünfte  in  der  Prüfung  ihter  Mitgenössen,)  Auf- 
sicht über  die  Apotheken*  Pfuscherei  und  Quaksalbe- 
rei,  mfifs  verboten  seyn ,  für  dem,  der  sie  ausüben 
wollte  y  aher  nicht  dem,  der  sich  derselben  bedienen  wollte^ 
wenn  in  einem  Staate ,  wö  das  erstere  verboten ,  wel- 
che aufzufinden  sind  i  denn  jedei:  izt  Herr  seines 
Lebens. 

In  Rücksicht  des  absoluten  Eigenthums ,  hat  die 
Policei  gegen  gewaltsamen  Einbruch  zu  sichern,  (durch 
Mächtliche  Patrouillen.)  Es  liegt  ihr  ob  die  Aufsicht 
gegen  Feuersgefahr,  die  Anstalten  zur  schnellen  War- 
nung und  zum  Feuerlöschen.  Die  Aufsicht  auf  den 
Wasserbau,  und  der  Schuz  gegen  Ueberschwemmun- 
gen  u.  d.  gl.  Alles  ist  absolute  Pflicht  des  Staafs  zu- 
folge  des  ßürgervertrags  i  nicht  etwa  nur  wohlihätige 
Anstalt. 
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Dies  zuförderst  in  Absicht  dessen ,  was  der  Staat 
seihst  zu  thun  hat.  Nun  hat  er  ferner  zufolge  seinec 
Schuzpflicht  das  Recht  den  Bürgern  gewisse  Gesetz© 
zu  geben,  die  auf  die  Sicherung  der  Mitbürger  vor 
Verletzungen,  auf  die  Erleichterung  der  Aufsicht^ 
und  die  Entdeckung  der  Schuldigen  abzielen.  Sie  hei- 
fsen  Policeigesetzt: :  und  j_unterscheiden  sich  von  de« 
eigentlichen  Givilgesetzen  dadurch,  dafs  die  leztern 
die  wirkliche  Verletzung  verbieten,  die  erstem  aber 
darauf  ausgehen,  der  Mög-lichkeit  einer  Verletzung  vor- 
zubeugen. Das  Civi]gesez  verbietet  Handlungen, 
welche  an  und  für  sich  die  Rechte  anderer  beeinträch- 
tigen, Diebstahl,  Raub,  Angrif  auf  Leib  und  Leben 
ti.  d.  gl.  'lind  solche  Verbote  findet  denn  wohl 
jeder  gerecht.  Das  Policeigesez  verbietet  Hand- 
luno^en,  welche  an  und  für  sieh  keinem  Men- 
Sehen  schaden,  und  völlig  gleichgültig  scheinen; 
die  aber  die  Verletzung  anderer  leichter  machen, 
und  die  Beschützung  derselben  durch  den  Staat, 
oder  die  Entdeckung  der  Schuldigen,  erschwe- 
ren. Ununterrichtete  pflegen  dergleichen  Verbote, 
durch  deren  Nichtbeobachtung  keiner  verlezt  wird, 
unbillig  zu  finden ,  und  das  Recht  des  Staats  sie  erge- 
hen zu  lassen ,  zu  bezweifeln.  (So  wird ,  wenn  man 
scharf  nachsieht  >  die  akademische  Freiheit  von  vielen 
als  Befreiung  von  allen  Poiiceigesetzen  gedacht;  da  doch 
allerdings  auf  Akademien  eine  Policei  seyn  sollte.) 
Aber  das  Recht  und  die  Pflicht,  dergleichen  Gesetze 
ben    oehen  aus  der  Policeigewalt  des  Staats  klar 
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hervor.  Ddis  ich  die  Sache  durch  ein  Beispiel  klärer 
mache:  dadurch,  dafs  jemand  bewafnet  erscheint,  ge- 
schiebt    ohne    Zweifel   keines   Menschen  Rechten 
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einiger  Eintrag;  denn  was  kann  das  dem  anrL  in  ver- 
schlagen, was  ich  an  meinem  Leibe  trage?  Aber  es 
wird  dadurch  viel  leichter,  ihn  zu  verletzen,  und  des- 
wegen würde,  meiner  Meinung  nach,  der  Staat  das 
vollkommene  Recht  haben ,  das  Tragen  aller  WafTen, 
selbst  den  Besiz  derselben  im  Hause  zu  untersagen: 
wenu  er  nur  sicher  seynkönule,  dals  keiner  seiner  Bür- 
ger in  den  Fall  der  Nothwehr  kommen  würde.  (So  war 
es  in  der  römischen  Republik  v^erboten ,  in  der  Stadt 
bewafnet  zu  erscheinen;  und  der  Feldherr,  der  die 
Ehre  des  Triumphs  erwartete  ,  mufste  bis  zum  Tage 
seines  feierlichen  Einzugs  vor  der  Stadt  (ad  urbem} 
bleiben,  oder,  wenn  er  dennoch  eher  in  die  Stadt 
wollte,  die  WafFen  niederlegen,  und  auf  die  erwar- 
tete Ehre  Verzicht  thun.)  Aber  ganz  sicher  hat  der 
Staat  das  Recht,  den  Besiz  gewisser  Waffen,  z.  B. 
der  Windbüchsen ,  zu  verbieten.  Diese  können  riie 
zur  Selbstvertbeidigung  nöthig  seyn.  Wer  recht  hat, 
warum  sollte  der  den  Schall  scheuen  ?  Es  ist  absolut 
ein  Instrument  für  Meuchelmord.  —  Nun  folgt  gar 
nicht,  dafs  der,  der  es  hätte,  dasselbe  wirklich  zum 
Meuchelmord  anwenden  würde^  Dieser  ist  durch  das 
Civilgesez  verboten.  Aber  der  Meuchelmord  ist  da- 
durch leicht  möglich ,  und  für  einen  andern  Zweck  be- 
darf man  gerade  dieses  Instruments  nicht;  darum  soll 
er  es  nicht  einmal  haben:  und  dies  ist  durch  das  Poll- 
ccigesez  verboten.  —  Dafs  man  zu  gewissen  Stunden 
der  Nacht,  nicht  ohne  Licht  auf  der  Strafse  seyn  dür- 
fe, wäre  ein  Policeigesez;  und  die  Absicht  desselben 
die,  damit  man  jedermann  leicht  erkennen  könne. 
Man  verlezt  dadurch,  dafs  man  ohne  Licht  auf  der 
Strafse  ist,   keinen  Menschen,  aber  es  v/äre  in  der 
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Finsternifs  leicht  möglich,  und  diese  Möglichkeit  eben 
soll  abgeschnitten  werden.  —  Wer  ein  PoliceieeseÄ 
Übertritt,  hat  alle  Unannehmlichkeiten,  die  daher  fiit 
ihn  erfolgen  können ,  sich  selbst  zuzuschreiben  ,  uad 
ist  überdies  strafbar. 

Die  Hauptmaxime  jeder  ohleingerichteten  Po- 
licei  ist  nothwendig  folgende:  jede?-  Bürge?-  mufs  aL- 
lenthalhen ,  wo  es  nöthig  ist ,  sogleich  anerkaiuit  wercltn 
können,  als  diese  y  oder  jene  bestimmte  Person:  keiner 
mufs  dem  Policeibeamten  unbekannt  bleiben  können. 
Dies  ist  nur  auf  folgende  Weise  zu  erreichen,  leder 
mufs  immerfort  einen  Pafs  bei  sich  führen ,  ausge» 
Stellt  von  seiner  nächsten  Obrigkeit,  in  welchem  seine 
Person  genau  beschrieben  sey;  und  dies  ohne  Unter- 
schied des  Standes.  Möge,  da  die  blofs  wörtlichen  Be* 
Schreibungen  einer  Person  immer  zweideutig  bleiben, 
bei  wichtigen  Personen  ,  die  es  sonach  auch  bezahleu 
können ,  statt  der  Beschreibung  ein  wohlgetroffenes 
Portrait  im  Passe  befindlich  seyn.  Kein  Mensch  wer- 
de an  irgend  einem  Orte  aufgenommen,  ohne  dafs  rnaa 
den  Ort  seines  lezten  Aufenthalts,  undilin  selbst  durch 
diesen  Pafs,  genau  kenne.  Was  durch  einen  solchea 
Pais  bewirkt  werden  könne ,  da\'on  werden  wir  tiefer 
unten  ein  merkwürdiges  Beispiel  finden.  ledoch 
miifste,  um  selbst  das  unschuldige  Vergnügen,  da 
.lus  der  ünbekannihcit  entstehen  kann,  nicht  zu  slöh 
ren ,  den  Policeibeamten  bei  Strafe  verboten  seyn ,  die 
Vorzeigung  dieses  Passes,  nie  aus  blofsem  Muthwillen 
oder  Nea£;Ier,  zu  verlangen,  sondern  nur  da,  wo  di» 
I-iegitiuiatioa  der  Person  nothwöndig  ist;  über  welch** 
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Nothwendigkeit  sie  bei  ihrer  Instanz  Rechenschaft  ab- 
anlegen  verbindlich  gemacht  werden  müssen. 

Was  im  Hause  geschieht,  vveifs  der  Staat  nicht; 
aber  was  auf  der  Strafse  geschieht,  über  welche  man 
doch  gehen  mufs,  um  in  das  Haus  zu  kommen,  ist 
seiner  Aufsicht  onterworfen.    Die  Bürger  können  so- 
nach in  einem  Hause  sich  nicht  versammeln,  ohne  dafs 
es  die  Policei  wisse,  und  die  Macht  habe,  sowohl 
als  das  Recht,  (da  ja  die  Stralse  derselben  unterworfen 
ist)  die  Versammlung  zu  verhindern ,   wenn  sie  ihr 
\  erdacht  erregt.    Kommen  so  viele  Menschen  zusam- 
men, dafs  sie  der  öffentlichen  Sicherheit  Gefahr  brin- 
gen könnten  —  jede  Gesellschaft   kann  es,    die  so 
stark  ist,  dafs  sie  der  bewafneten  Macht  am  Orte  Wi- 
derstand zu  thun  fähig  wäre, —  so  hat  die  Policei  da« 
von  Rechenschaft  zu  fodern ,  was  sie   bei  einander 
ihun  wollen ,  und  die  Aufsicht  zu  übernehmen,  ob  sie 
das  angegebene  wirklich  thun.      Das  Hausrecht  fällt 
dann  weg;  oder,    wenn  der  Besitzer  des  Hauses  es 
nicht  wegfallen  lassen  will,  so  versammle  man  sich  in 
einem  öffentlichen  Hause.    Gerade  so  ist  es  bei  Anhäu- 
fungen des  Volks  auf  Strafsen,  Märkten  u.  d.  gl.,  die 
Policei  hat  das  Recht  sie  zu  verhindern ,  oder  Aufsicht 
darüber  zu  halten.  —    Der  Staat  hat  in  dieser  Rück- 
sicht das  Gesez  zu  geben,    dafs,  nach  Befinden  der 
Umstände  nicht  mehr  als  eine  bestimmte  Anzahl  von 
Menschen  versammelt  seyn  sollen,    ohne  ihre  Ver- 
sammlung, und  die  Absicht  derselben  bei  der  Policei 
angezeigt  zu  haben,  damit  diese  ihre  Maasregeln  dar- 
nach nehmen  könne. 
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Nocli  sind  iu  Absicht  der  Sicherung  des  absoluten 
Eigenthums  zwei  Fragen  zu  beantworten;  nemlich, 
wie  soll  die  Verfälschung  der  Wechsel,  und  wie  die 
Verfälschung  des  Geldes  verhindert  werden?  Ich  lasse 
mich  um  so  lieber  auf  sie  ein ,  um  dabei  zugleich  in 
ein  paar  Beispielen  zu  zeigen,  wie  einer  guten  Policei 
sslbst  das  für  unmöglich  gehaltene  ganz  leicht  sey. 

Ziiförderst  von  Wechseln.  Ich  rede  von  eigent- 
lichen Wech'selbriefen,  deren  Werth  jeder  bezieht, 
der  sie  in  den  Händen  hat,  nicht  von  blofsen  Assigna- 
liouen,  in  denen  ein  bestimmter  Empfänger  genannt 
ist  An  o^rofsen  Handelsplätzen  ,  besonders  auf  Mes- 
sen ,  verändert  ein  Wechsel  in  demselben  Tage  wohl 
sehr  vielraal  seinen  Eigenthümer.  Die  Personen,  durch 
deren  Hände  er  ging,  kennen  einander  vielleicht  nicht. 
Nun  nimmt  zwar  nicht  leicht  ein  Kaufmann  einen 
Wechsel,  ohne  dafs  er  das  Haus  der  Aussteller,  und 
die  unterschriebene  Hand  kenne.  Aber  Hände  lassen 
sich  nachmachen ;  und  kurz  es  werden  falsche  Wech- 
sel wirklich  ausgebracht ,  und  angenommen ,  der  Be- 
trug mit  ihnen  mufs  daher  wohl  möglich  seyn.  Nun 
kommt  es  zwar  zulezt  allerdings  an  den  Tag,  dafs  der 
Wechsel  falsch  sey,  wenn  er  an  den  vorgeblichen  Aus- 
steller zurückkommt.  Aber  wie  soll  man  nun  den,  der 
ihn  untergeschoben  hat,  entdecken,  und  seiner  hab» 
haft  werden  können  ,  um  an  ihn  wegen  des  Verlustes 
sich  zu  halten?  In  der  hier  beschriebenen  Policeiord-, 
nung  macht  dies  nicht  die  geringste  Schwierigkeit.  ; 

Die  Namen  derer,  durch  deren  Hände  der  Wech- 
sel gelaufen  ist,  werden  ohnedies  auf  der  Rückseite 

desselben 
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desselben  bemerkt.    Bei  der  gewöhnlichen  Eiiiriclitung 
aber  kann  sich  ja  jemand  einen  falschen  Namen  geben. 
Wenn  Nachfrage  nach  ihm  entsteht,  ist  er  nirgends 
zu  finden.    Unserm  Vorschlage  nach  miifste  jeder  der 
einen  Wechsel  übergiebt,  wenn  er  dem  Annehmer  des- 
selben nicht  genau  persönlich  bekannt  ist,  durch  sei- 
nen Pafs  beweisen,  dafs  er  diese  bestimmte  Person  sey, 
wo  er  zu  finden  sey  u.  s.   f.    Der  Annehmer  des 
Wechsels  hat  die  Pflicht  sich  den  Pafs  vorzeigen  zu 
lassen,    und  ihn  nach  demselben  anzuerkennen.  Zu 
dem  Namen  des  Uebergebers  auf  der  Rückseite  des 
Wechsels  ^wird  blofs  gesezt;  mit  Pafs  von  der  und  der 
Obrigkeit.  —    Es  sind  zwei  Worte  mehr   zu  schrei- 
ben ,    und    ein    oder   zwei  IVlinuten  Zeit  mehr  nö- 
thig,    um  den  Pafs  und  die  Person  anzusehen;  und 
übrigens  ist  die  Sache  so  einfach  als  vorher.  —  Wo 
soll  man  nun  diese  Person  wieder  finden ,    falls  der 
Wechsel  falsch,  und  die  Untersuchung  bis  auf  sie  zu- 
rückgekommen ist?  Es  ist  in  unserer  Policeiverfassung 
ohnedies  keinem  erlaubt,   von  einem  Orte  alizureisen, 
(er  kann  unter  dem  Thore  angehalten  werden)  ohne, 
dafs  er  den  Ort  bestimme,  wo  er  zunächst  hinzureisen 
gedenkt,  welches  in  dem  Register  des  Orts,  und  in 
seinem  Passe  bemerkt  wird.    Er  wird  an  keinem  an- 
*  dem  Orte  angenommen,  als  an  dem  im  Passe  bemerk- 
ten.   Bei  seiner  Abreise  von  diesem  Orte  steht  er  wie- 
der unter  denselben  Regeln,   und  man  findet  sonack 
seine  weitere  Spar.    Aber  wenn  er  ein  Ausländer  ist, 
oder  in  das  Ausland  reiset?    Die  policirten  Staaten, 
besonders  als  Handlung  treibende,  müssen  über  diese 
Einrichtung  sich  vereinigen,  so  dafs  man  den  Betrüger 
in    alle  Länder   verfolgen   könne.    Der  Pais  eines 

Staats, 
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Staats ,  der   nicht   zu   dieser  Einrichtung  getreten, 
wird  nicht  anerkannt  ,   der  Bürger  desselben  sönach» 
von  dem  Rechte  einen  Wechsel  zu  präsentiren ,  ausge- 
schlossen.   Dies  wird  die  Handlung  treibenden  Staaten 
ohne  Zweifel  hötljigen,    diese  Einrichtung  anzuneh- 
men. —    Aber  dürfte  jemand  sagen,  es  können  ja  fal- 
sche Pässe  gemacht  werden  ;  und  dadurch  wäre  denn 
der  ganze  Erfolg  dif>ser  Anstalten  vereitelt.    Wir  ant- 
worten :  diese  VerfälschuDg  mufs  selbst  unmöglich  ge- 
macht werden;  und  darzu  gäbe  es  denn  ohne  Zweifel 
hinreichende  Mittel ,  z.  B.  ein  ausschliessend  zu  den 
Pässen  verfertigtes  Papier,    oder  Pergament,  wie  es 
hei  den  französischen  Assignaten  war;  das  nur  in  den 
Händen  der  höchsten  Obrigkeiten  sey,  unter  ihrer  Auf- 
Sicht  verfertigt,  und  an  die  Unterobrigkeiten,  welche 
über  das  verbrauchte  Rechnung  fühlen  müssen,  aus- 
getheilt  werde.    Aber  kann  man  denn  nicht  dieses  Pa- 
pier  selbst  nachmachen  ?  So  sind  ja  die  als  Beispiel  an- 
geführten französischen  Assignaten,  ungeachtet  dieser 
Vorsicht,    nachgemacht  v/orden.  —    la   wohl,  und 
dies  darum ,  weil  ein  gvofses  Interesse ,  der  Gewinn- 
sucht sowohl,  als  der  politischen  Feindseligkeit,  da- 
bei  befriedigt  wurde,«    und  weil  das  einmal  nachge- 
machte Papier  hundertfältig  gebraucht  werden  konnte. 
Hier  soll  nur  Ein  falscl^er  Pafs  gemacht  werden;  und 
dazu  sollten  so  weitläuftige  Anstalten  getroffen,  so 
viele  Künste  vereinigt  werden?  Das  höchste  Interesse 
dabei  kennte  blofs  dies  seyn ,  einen  beträchtlichen  fal- 
schen Wechsel  auszubringen.     Aber  ob  dies,—  die 
Gefahren,  die  dabei  .sind,  abgerechnet,—  wohl  die 
aufgewandten  Kosten  und  Mühe  lohnen  würde  ? 
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Was  flen  zweiten  Punlvt,  die  Verfälschung  der 
Münze  anlielangt  —  der  Staat  garantirt  den  Werth  des 
Geldes;  wer  ein  Stük  Geld  für  richtig  annimmt^ 
nimmt  es  auf  da«  Wort  des  Staats,  dessen  Stempel  dar- 
auf hehndlich  ist;  der  Staat  also  hat  jedem  Bürger  fair 
die  Richtigkeit  des  Geldes  zu  stehen;  und  wer  ohur^ 
sein  Verschidden  durch  falsches  Geld  betrogen  worden, 
dem  müfste,  von  Rechtswegen,  der  Staat  den  Schaden 
ersetzen,  und  das  falsche  Geld  gegen  richtiges 
auswechseln. 

Aber  unter  welchen  Bedingungen  ist  jemand 
shne  sein  Verschulden  betiogen  v/orden  ?  Unter  wel- 
chen Bedingungen  ist  zu  glauben ,  dals  er  das  falsche 
Geld  nicht  unterscheiden  könnte?  Es  gehört  zur  Er- 
^'ziehung  des  Bürgers,  dafs  er  das  Geld  kenne,  und  es 
ist  zu  urtheilen ,  dafs  falsches  Geld  nicht  wohl  zu  er- 
kennen war,  wenn  mehrere  dadurch  betrogen  worden 
sind. 

Es  ist  sonäch  das  unmittelbare  Interesse  des 
.Staats,  und  ein  Zweig  seiner  Policeiaufsicht,  die  Ver- 
fälschung der  Münze  zu  verhindern ,  und  die  falschen 
Münzer  zu  entdecken.  Wie  soll  dies  geschehen? 
Durch  Nachfrage  nicht,  wie  beim  Wechsel,  denn  es 
kann  schlechterdings  niemand  sagen,  von  Wem  er  die- 
ses oder  jenes  Stük  Geld  bekommen  hat.  —  Sind  es  je- 
doch beträchtliche  Summen,  so  kann  er  es  wohl  wis- 
sen ,  und  in  diesem  Falle  ist  Nachfrage  zu  halten.  — 
Uebcrhaupt  aber  bat  die  Policei  der  That  zuvorzakom- 
Hien  durch  die  Aufsicht  auf  die  Materialien,  die  zu  Ver- 
fertigung falscher  Münzen  gebraucht  werden  könnten, 

(hier- 
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(liieriiber  mufs  sie  sich  von  der  Chemie  belehren  las- 
sen,) durch  die  Einrichtung,  dafs  dieae  Materialien, 
so  wie  die  Gifte  nicht  ausgegeben  werden,  ohne  den 
Ps^amen  des,  der  sie  hegehrt,  (es  versteht  sich  anerkannt 
durch  seinen  Pafs)  und  ohne  Anzeige  des  Gebrauchs. 
Hierüber  kann  der  Staat  um  so  mehr  halten,  da  er 
die  Bergwerke  in  Besiz  hat,  v^ie  ol)en  gezeigt.  Be- 
halte er  sich  das  Monopol  der  Metalle,  Halbmetalle, 
und  anderer  dergl.  Materialien  vor,  und  gebe  sie  selbst 
nicht  aus  an  die  Kleinhändler,  ohne  Nach  Weisung  an 
Won  und  zu  welchem  Gebrauche  das  erst  erhaltene  aus- 
gegeben worden.  — 

Die  exekutive  Gewalt  hat  ausser  den  genannten 
Schuzpflichten ,  auch  das  Recht,  über  die  Erfüllung 
der  Gesetze,  sowohl  der  Civilgesetze  als  der  Folicei- 
gesi  tze,  zu  halten,  Sie  mufs  für  jedes  Yergehen,  das 
auf  der  Oberfläche  des  Staats  begangen  wird,  einste- 
hen, und  den  Verbrecher  herbeischalFen.  Aber  es  ist 
sogleich  klar,  dafs  es  für  diese  Obhut  über  die  Gesetze 
gar  keiner  besondern  Anstalten  bedürfe,  sondern  dafs 
durch  die  beschriebenen  Schuzanstalten ,  zugleich  das 
leztere  mit  besorgt  wird.  Wenn  der  Fall  eintritt,  dafs 
jemand  ungerecht  verfahre  ^  Und  das  Gesez  übertrete, 
tritt  zugleich  der  Fall  ein ,  dafs  jemand  geschüzt.  wer- 
den müsse, 

Dafs  jeder,  der  zu  einer  Vergehung  gegen  das 
Gesea  versucht  ist,  ganz  sicher  vorhersehe,  er  werde 
entdeckt,  und  auf  die  ihm  wohl  bekannte  Weise  be 
straft  werden,  ist  die  ausschlicssende  Bedingung  der 
Wirksamkeit  der  Gesezgebung,  und  der  ganzen  Staats- 
ein rieh- 


einrichtuns;.  Kann  der  VeTbrecher  mit  einKm  bolien 
Grade  von  Wahrscheinlichkeit  sich  Verborgenheit  nnA 
TJiigestraftheit  versprechen ,  was  soll  ihn  dann  abhal- 
ten, das  Verbrechen  zu  begehen?  Leben  wir  denn 
dann  nicht  ohnerachtefc  der  weisesten  Gesetze,  die 
wir  etwa  haben  mögen  ,  im  vorigen  Naturstande  fort, 
wo  jeder  thut,  was  ex  vermag,  und  wir  immerfort 
vom  guten  Willen  anderer  abhängig  bleiben?  Audi 
ist  es  dann  eine  offenbare  Ungerechtigkeit,  die  weni- 
gen ,  welche  ertappt  werden ,  nach  der  Strenge  des 
Gesetzes  zu  strafen.  Hatten  sie  nicht,  da  sie  rund  um 
sich  her  Straflosigkeit  sahen  ,  die  gegründete  Aussicht, 
dafs  sie  aa<|;h  ihnen  werde  zu  Theil  werden  ?  Konnten 
sie  durch  ein  Gesez  abgehalten  werden ,  welches  sie 
für  ungültig  halten  raufsten?  Der  Spott,  der  aus  dem 
Munde  des  gemeinen  Mannes  allenthalben  unsere 
Staatsverfassungen  trift ,  dafs  man  in  ihnen  nicht  um 
des  Vergehens  willen,  sondern  darum,  well  man  sich 
habe  ertappen  lassen,  gestraft  werde,  ist  treffend  und 
uerecht.  Die  Foderung  an  die  Dienerin  der  Gesez- 
gebung,  die  Police!,  dafs  sie  jeden  Schuldigen  ohne 
Ausnahme  herbeischaffe  ,   ist  schlechthin  unerlafsllch. 

Ich  habe  über  die  Möglichkeit,  dieser  Foderung 
Genüge  zu  leisten  ,  bei  meinen  Zuhörern  Zweifel  ge- 
funden,  und  kann  nicht  erwarten,  dafs  diese  Fode; 
rung  von  meinen  Lesern  anders  werde  aufgenommen 
werden.  Ware  die  Behauptung  dieser  Unmöglichkeit 
gegründet,  so  würde  ich  ohne  alles  Bedenken  folgern: 
also  ist  auch  der  Staat  überhaupt,  und  alles  Recht  un- 
ter den  Menschen  unmöglich.  Alle  sogenannten  Staa- 
ten sind  nichts  anderes,  und  werden  nie  etwas  anderes 
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seyn,  als  Unterdrückung  der  Schwacher«  durch  den 

3yiächtigern  unter  dem  VoF wände  des  Rechts,  um  sie 
nach  seinem  Gefallen  zu  brauchen  ;  mit  welcher  Unter- 
drückung nolhwendig  die  Erlaubnifs  verknüpft  seyn 
mufs,  sich  von  ihrer  SeitQ  an  den  noch  schwächern 
schadlos  zu  halten,  so  gut  sie  können  :  und  das  ÖfFent- 
Jiciie  Recht  ist  nichts  anderes,  als  die  Lehre,  wie 
weit  der  Stärkere  ungerecht  seyn  könne,  ohne  seinem 
Vortheile  zu  schaden,  wie  es  Montesquieu  ironisch  be- 
schreibt.   Aber  hat  denn  dieses  Vorgeben  der  Unaus- 
f ührbarkeit  einen  Grund  für  sich ,  und  woher  mag  es 
doch  entstehen  ?  Daher  entsteht  es,  dafs  man  den  hier 
aufgestellten  BegriiF  eines  Staates  nicht  festhält^  nicht 
als  den  BegrüF  eines  organisirten  Ganzen  betrachtet,  in 
welchem  allein  diese  Theile  bestehen  können,  und  ausser 
demselben  in  einem  anderen  Ganzen,  schlechthin  nicht 
bestehen  können;  dafs  man,  bei  Aufstellung  der  einzel- 
nen Theile,  durch  die  Phantasie  sich  immer  wieder  das 
Bild  unserer  gewöhnlichen  Staaten  unterschieben  läfst. 
Es  ist  kein  Wunder ,  wenn  jezt  der  Theil  an  keiner 
Ecke  anpassen  will.     In  den  gewöhnlichen  Staaten 
wäre  die  Foderung ,  den  Urheber  jeder  gesezwidrigen 
That  herbeizuschaffen,  allerdings  unausführbar,  oder 
wenn  sie  ausgeführt  werden  könnte,  wenn  z.  B»  ein 
bestehender  Staat  einige  der  hier  angegebenen  Policei- 
xnittel  sich  zu  Nutze  machen  wollte,  so  v/äre  dies  eine 
Ungerechtigkeit,  die  das  Volk  nicht  lange  dulden,  und  - 
durch  die  der  Staatsich  nur  seinen  Untergang  zubereiten  ^ 
würde.  Denn  wo  von  oben  herabUnordnung  undUnrechc 
herrscht,  kann  die  Regierung  nur  dadurch  bestehen, 
dafs  sie  dem  Niedern  gleichfalls  einen  guten  Thcil  ; 
Unordnung  erlaube,  walche  nur  sie  selbst  nicht  trift. 

Die  [ 
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Die  Quelle  alles  Uebels  in  unsern  Nothstaaten 
Ist  einzig,  uvA  nllein  die  Unordnung^  und  die  Unmög- 
lichkeit, Ordnung  zu  maclien.    Dafs  die  Entdeckung 
eines  Schuldigen  in  demselben  so  oft  grofse  und  ua- 
iibersteigliclie  Schwierigkeiten  hat,   kommt  lediglich 
daher,  weil  es  so  viele  Menschen  giebt,  um  die  der 
Staat  sich  nicht  kümmert ,  und  die  keinen  bestimmten 
Stand  im  Staate  haben.    In  einem  Staate  von  der  hier 
aufgestellten  Konstitution  hat  jeder  seinen  bestimmten 
Stand,  die  Policei  weifs  so  ziemlich,  wo  jeder  Bürger 
25u  jeder  Stunde  des  Tages  sey,    und  was  ex  treibe, 
leder  mufs  arbeiten,   und  jeder  hat,  wenn  er  arbeitet, 
zu  leben:  Betriebsamkeitsvitter  (Chevaliers  d'industrie) 
giebt  es  nicht;  denn  sie  werden  auf  der  ganzen  Oi)er- 
fläche  des  Staats  nirgends  unter  ein  Dach  aufgenom- 
men.   Jeder  kann  auf  der  Stelle ,  durch  Hülfe  des  be- 
schriebenen Passes ,  anerkannt  werden.    Das  Verbre- 
chen ist  in  einem  solchen  Staate  etwas  höchst  unge- 
wöhnliches; es  geht  ihm  eine  gewisse  ungewöhnliche 
Bewegung  vorher.    In  einem  Staate,  wo  alles  Ordnung 
ist,   und  alles  nach  der  Schnur  geht,  bemerkt  diese 
ungewöhnlichen  Bewegungen  die  Policei,    und  wird 
sogleich  avifmcrksam;    und  so  sehe  ich  von  meiner 
Seite    die   Möglichkeit   nicht    ein,    wie    eine  Ver- 
gebung und  der  Urheber  derselben  verborgen  blei^ 
ben  könne. 

Hierbei  ist  noch  anzumerken,  dafs  es  in  dem 
Gange  der  hier  beschi  i^benen  Policei  keiner  Spione, 
keiner  heimlichen  Aufianrer  bedarf,  Verheimlichung 
ist  allemal  klein,  niedrig  und  unmoralisch.  leder 
mufs  vor  den  Augen  aller  Welt  sich  zu  thun  getrauen, 

was 


was  er  überhaupt  zu  thun  sich  getraut.  JVem  soll 
denn  der  Staat  diese  entehrenden  Aufträge  geben  2 
Soll  er  selbst  zu  Ehrlosigkeit  und  Unmoralität  auf- 
muntern, und  sie  zur  Pflicht  machen?  Dann, — 
wenn  der  Staat  einmal  bei  einigen  Menschen 
Heimlichkeit  autorisirt,  wer  ist  ihm  denn  Bürge, 
dafs  nicht  diese  Selbst  ihre  Verborgenheit  zum 
Vergehen   nutzen?  — 

Warum  will  man  denn  die  Bürger  heimlich  beob- 
achten ?  Damit  sie  sich  nicht  für  beobachtet  halten. 
Und  warum  sollen  sie  denn  dies  nicht?  Damit  sie  un- 
befangen ihre  Gedanken  über  die  Regierung  und  ihre 
Pläne  gegen  sie  entdecken ,  und  ihre  eigenen  Verrä- 
ther werden ;  oder,  was  sie  sonst  von  verheimlichten 
gesezwidrigen  Handlungen  wissen,  an  den  Tag  ge- 
ben. Das  erstere  ist  nur  nöthig  da,  wo  die  Regie- 
rung und  die  Unterthanen  im  unaufhörlichen  Kriege 
leben,  die  leztern  ungerechterweise  unterdrückt  sind, 
und  nach  Kfiegsrecht  ihre  Freiheit  wieder  zu 
erlangen  streben ;  das  leztere  nur  da ,  wo  die 
Policei  im  Ganzen  nicht  wachsam  genug  ist,  dafs 
irgend  etwas  vor  ihr  hat  heimlich  gehalten  wer- 
den können.  Beides  findet  in  dem  hier  be- 
schriebenen Staate  nicht  Statt.  —  Der  Pariser 
Policeilioutenant,  der  seinen  Auflaurern  Uniform 
hatte  geben  wollen,  wurde  zum  Gelächter  ei- 
nes verdorbenen  Volks,  und  rettete  durch  dies© 
Unbcdeatsamkeit  sein  Leben.  Meiner  Meinung 
nach,      zelgfe     er    gesunden    unverdorbnen  Sinn. 

In 
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In  dem  hier  beschriebenen  Staate  können  die 
Policeibeamten  Uniform  haben.  Sie  sind  nicnt 
weniger  die  ehrwürdigen  Zeugen  der  Unschuld, 
als  sie  die  Ankläger  des  Verbrechens  sind.  Wie 
könnte  die  ünsträflichkeit ,  das  Auge  der  Auf- 
sicht  scheuea   und  ha^en? 


Grund- 
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(als    erster    Anhang    des  Naturrechts.) 


Erster    A  h  s  c  h  n  i  t  t. 

Deduktion    der  Ehe» 

A  nmerkiin 

Cjerade  so  wie  oben  dieJVothwendigkeit  der  Existenz 
mehrerer  vernünftiger  Wesen  neben  einander »  und 
die  Beziehung  derselben  auf  eine  Sinnenwelt  erst  ab- 
geleitet werden  mufste ,  um  fiir  die  Anwendung  des 
Kechläbegriffs  einen  GegensTand  zu  haben;  eben  so 
müssen  wir  hier  mit  der  Natur  der  Ehe  uns  erst  be- 
kannt inachen ,  und  das  Kwar  durch  ■eine  Deduktion; 
um  den  Rechtsbegriff  darauf  mit  Verstand  anwenden 
KU  können.  Eben  so  wenig,  als  vernünftige  sinnliche 
Wesen,  und  eine  Sinnenwclt  für  sie,  erst  durch  den 
Rechtsbegriff  zu  Stande  kommen  ,  eben  so  wenig 
kommt  die  Ehe  erst  durch  ihn  zu  Stande.  Die  Ehe 
ist  gar  nicht  blofs  eine  juridische  Gesellschaft»  wie  et- 
wa der  Staat ;  sie  ist  eine  natürliche  und  moralische 
Gesellschaft. 

Die 


Die  folgende  Deduktion  ist  sonach  nicht  jurirlisch ; 
'   aber  sie  ist  in  einer  Rechtslehre  nothwendi^,  um  ein© 
Einsicht  in  die  hinterher  aufzustellenden  juridischen. 
Sätze  zu  erhalten. 


$.  1. 

Die  Natur  hat  ihren  Zweck  der  Fortpflanzung 
des  Menschengeschlechts  auf  einen  Naturtrieb  ia  zwei 
tesondern  Geschlechtern  gegründet,  der  nur  um  sein 
selbst  willen  da  zu  seyn,  und  auf  nichts  auszugehen 
scheint,  als  auf  seine  eigene  Befriedigung.  Er  isC 
selbst  Zweck  unserer  Natur  ?  ohnerachtet  er  nurMutel 
ist  für  die  Natur  überhaupt.  Indefs  die  Menschen  auf 
nichts  ausgehen,  als  diesen  Trieb  zu  befriedigen,  wird 
durch  die  natürlichen  Folgen  dieser  Befriedigung  ohao 
weiteres  Zuthua  des  Menschen  der  Natiu'zweck 
(erreicht. 

Hinterher  freilich  kann  der  Mensch  durch  Erfah- 
rung und  Abstraction  lernen,  dafs  dieses  der  Nacur- 
zweck  sey,  und  durch  sitlhche  Veredlung  bei  der  Be- 
friedigung des  Triebes  sich  diesen  Zweck  vorsetzen. 

^  Aber  vor  der  Erfahrung  vorher,  und  in  seinem  natür- 
lichen Zustande ,  hat  er  diesen  Zweck  nicht ,  sondern 

?  die  blofse  Befriedigung  des  Triebes  ist  lezter  Zweck; 
und  so  mulste  es  seyn,  wenn  der  Naturzweck  sicher 
erreicht  werden  sollte.  — 


(Den  Grund,  warum  dig^Natur zwei  verschiedene 
Geschlechter  absondern  niulsce,  durch  deren  Vereini- 


will  ich  hier  nur  kurz  angeben  ;  da  diese  Untersuchung 
nicht  eigentlich  hieher  gehört. 

Die  Bildung  eines  Wesens  seiner  Artist  die  lez- 
te  Stufe  der  bildenden  Kraft  in  der  organischen  Natur, 
und  diese  Kraft  wirkt  nothwendig  stets,  wenn  die 
Bedingungen  ihrer  Wirksamkeit  gegeben  sind.  Wären 
sie  nun  immer  gegeben,  so  würde  in  der  Natur  ein  be- 
ständiges  Üebergehen  in  andere  Gestalten,«  nie  aber  ein 
Bestehen  derselben  Gestalt,  ein  ewiges  Werden,  und 
niemals  ein  Seyn  Statt  finden;  und  da  nichts  da  wäre, 
das  übergehen  könnte,  auch  nicht  einmal  ein-  Ueber- 
gehefi  möglich  seyn;  ein  undenkbarer,  und  in  sich 
selbst  widersprechender  Gedanke.  (Es  ist  .  derselbe 
:^ustand,  den  ich  oben  [S.  24.]  den  Streit  des 
Seyns  und  Nichtseyns  nannte.)    So  ist  keine  Natur 


niöglich. 


Sollte  sie  möglich  seyn,  so  mufste  die  Gattung 
noch  eine  andere  organische  Existenz  haben,  ausser 
der  als  Gattung;  doch  aber  auch  als  Gattung  da  seyn, 
um  sich  fortpflanzen  zu  können.  Dies  war  nur  da- 
durch möglich,  dafs  die  die  Gattung  bildende  Kraft 
vertheilt,  gleichsam  in  zwei  absolut  zusammen  gehö- 
rende, und  niir  in  ihrer  Vereinigung  ein  sich  fortpflan- 
zendes Ganzes  ausmachende  Hälften  zerrissen  wurde. 

^heilung  bildet  jene  Kraft  nur  das  Indivi» 

lefern  sie 
ilden  erst 

die  Gaüung;  denn  seyn,  und  liLden  ist  in  der  organi- 
schen Natur  Eins.  Das  Individuum  besteht  lediglich 
als-Tßudenz,  die  Gattung  zu  biJci,en.,.,..Sö,^2^1ein -kain 


^OliWl^"  -^v»-  

In  dieser  Theilung  bildet  jene  Kraft  nur  dai 
duum.  ßfeJndiyidW^ereinigt,  und  inwi( 
vereiniot  werden  köSnen ,  sind  erst,  und  bil 
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Ruhe  und  Sl-illstand  der  Kraft,  und  mit  der^Rube  Ge- 
stalt in  dit^  organische  Natur;  und  sie  ward  so  erst 
Natur;  darum  geht  dieses  Gasez  der  Absonderung  der 
zwei  bildenden  Geschlechter  nothwendig  durch  die 
ganze^rganische  NaLur  )  Jt^^^/] 


Li^g  dieser  Natureii 
tungistdie,  dafs  bei  der  Befriedigung  des  Triebes,  oder 
Beförderung  des  Naturzwecks,  was  den  eigenllicheii 
Akt  der  Zeugujng    anbelangt,    das   eine  Geschlecht 
«ich  nur  thätig ,  das  andere  sich  nur  leidend  verhalte. 

'  (Auch  von  dieser  nähern  Bestimmung  läfst  "sie 
dar  Grund  angeben.  Das  System  der  gesammterÜ^e 
dingungen  zur  Erzeugung  eines  Körpers  der  glSrnen 
Art  mufste  irgend  wo  vollständig  .vereinigt  seyn,  und 
einmal  in  Bewegung  gesezt,  seinen  eigenen  Gesetzen 
nach  sich  entwickeln.  Das  Geschlecht,  in  weichern 
es  liegt,  heifst  durch  die  ganze  Natur  hindurch  das 
weibliche.  Nur  das  erste,  bev\^gende  Princip  konnte 
abgesondert  werden ;  und  mufste  abgesondert  werden, 
wenn  bestehende  Gestalt  seyn  sollte.  Das  Geschlecht, 
in  welchem  es,  von  dem  zu  bildenderi  StolFe ^b^eson 
dert,  sict^rzeug^^^RWH^WpBPganze^Natur  hin. 


§•  3- 

Der  Charakter  der  Vernunft  ist  absolute  Selbst- 
thätigkeit:  blolses  Leiden  um  des  Leidens  willen  wi- 
derspricht der  Vernunft  und  hebt  sie  gänzlich  auf. 
Es  ist  sonach  gar  nicht  gegen  die  Vernunft ,  dafs  das 

L  ferste 
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erste  Geschlecht  die  Befriedigung  seines  Geschlechts- 
triebes als  Zweck  sich  vorsetze,  da  er  durch  Thätig- 
»jkeit  befriedigt  werden  kann:  aber  es  ist  schlechthin 
-en  die  Vernunft,  dafs  das  zweite  die  Befri^igung 
^es-^^^n^siclt^i^^Mk  vorsetze,,  weil\sicli 
fea1#cjn  blofses  Leiden  zum>,^||cli^^ch»^^^^ 

ist  >da..zp^ite  ^ß^S^Sjlt^^'^^ 
Anlage  nach  nicht  vernünftig,  welches  der  Voraus- 
setzungwiderspricht, dafs  sie  Menschen  seyh  sollen  j 
oder  diese  Anlage  kann  zufolge  seiner  besondern  Na- 
tur nicht  entwickelt  werden,  welches  sich  selbst  wi- 
dersnricht,  indem  dann  in  der  Natur  eine  Anlage  an- 
genommenwird, die  in  der  Natur  nicht  angenommen 
'ird^  oder  endlich  es  kann  die  Befriedigung  seines 
G'sÄjechtstriebes  sich  nie  zum  Zwecke  machen.  Ein 
solcher  Zweck  und  V  erniinfti^keit  heben^ieh  gänzlich 
auf. 


-  Nun  aher  gehött  doch  der  Geschlechtstrieb  dieses 
zweiten  Geschlechts ,  und  seine  Aeusserang  und  Be- 
medigung'in  den  PlaiJrdj*r^Natur^Es  ist  daher  noth- 
wendlg,  dafs  dieser  Trieb  beim  Weibe  unter  einer  an- 
dern Gestalt,  und,  um  neben  der  Vernünftigkeit  beste- 
hen zu  K^n«n^ni  .sdJa^^.Jki^^^ 


Da  auf  diesem  Satze  die  ganze  folgende  Theorie 
beruht,  so  will  ich  suchen,  ihn  in  das  gehörige  Licht 
zu  stellen,  undmögUchen  Misverständmssen  desselben 


vorzubeugen, 


1.)  Es  ist  hier  von  iSfatu?-,  und  einem  Natnrtriehe 
die  Rede,  d.  i.  von  etwas,  welches  das  Weib,  wenn 
nur  die  beiden  Bedingungen  desselben,  Vernunft  und 
Treiben  des  Geschlechts  da  sind,  ohne  alle  Anw€ndin<^ 
ihrer  Freiheit  und  ganz  sich  selbst  überlassen ,  in  sich 
.ünden  wird,  als  etwas  gegebenes,  urspiÜnghches, 
und  aus  keiner  Ihrer  vorhergehenden ,  freien  Handltm- 

-  gen  zu  erklärendes.  Es  wird  dadurch  aber  gar  nicht 
die  Möglichkeit  geläugnet,  dafs  nicht  das  Weib  ent- 
V/eder  unter  ihre  Natur  herabsinken,  oder  durch  Frei- 
heit sich  über  sie  erheben  könne;  welche  Erhebung 
aber  selbst  nicht  viel  besser  ist,  als  ein  Herabsinken. 
Unter  ihre  Natur  sinkt  das  Weib  herab,  wenn  sie  sich 
zur  Vernunftlosigkeit  erniedrigt.  Dann  kann  der  Ge- 
schlechtstrieb in  seiner  wahren  Gestalt  zum  Bewufst- 
seyn  kommen,  und  bedachter  Zweck  des  Handelns 
werden.  Ueber  ihre  Natur  würden  sich  die  W^eiber 
erheben,,  wenn  die  Befriedigung  des  Geschlechtstrie- 
bes weder  in  seiner  Rohheit,  rioch  in  der  Gestalt,  diö. 
er  in  einer  wohleingerichteten,  weiblichen  Seele  an- 
nimmt, Zweck  wäre;  sondern  als  blofses  Mittel  ge- 
dacht würde  für  einen  andern  durch  Freiheit  sich  vor- 
gesezten  Zweck.  Wenn  dieser  Zweck  nicht  ein  ganz 
verwerflicher  scyn  soll,  (etwa  der  den  Titel  Frau,  und 
die  Aussicht  auf  ein  sicheres  ßrod  zu  haben ,  in  wel- 
chem Falle  die  Persöhnlichkeit  zum  Mittel  eines  Ge- 
nusses gemacht  wird)  so  könnte  er  kein  anderer  seya 

-als  der  Naturzweck  selbst;  Kinder  zu  haben;  den 
auch  einige  vorwenden.  Aber  da  sie  diesen  Zweck 
mit  jedem  möglichen  Manne  hätten  erreichen  können, 
miihin  in  ihrem  Princip  gar  kein  Grund  liegt,  dafs  sie 
gerade  diesen  wählten,  so  müssen  sie ^  als  das  erträg- 

L  a  lichsttf. 
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lichsle,  was  man  noch  annehmen  kann,  gestehen,  clafs 
sie  diesen  nur  darum  genommt^n ,    weil  er  der  erste 
war,  den  sie  eben  haben  konnten;  welches  denn  doch 
keine  grofse  Achtung  derselben  für  ihreTerson  anzeigt. 
Aber  »''selbst  diesen  bedenklichen  Umstand  abger^ch- 
Tiet,  möchte  vielleicht  zugegeben  werden  können,  dafs 
jener  Zweck  überhaupt  den  Entschlufs  mit  einem  Man* 
ne  zu  leben,  begründen  könne;  ob  er  aber  als  klar  ge- 
dachter Zweck  zum  Ziele  führe,  und  die  Kinder  wirk- 
lieh  nach  Begriffen  empfangen  werden,  daran  dürfte  | 
der  Menschenkenner  wohl  zweifeln.  -  B'Ian  verzeihe  | 
diese  Deutlichkeit  dem  Bestreben,  gefährliche  Sophi- 
stereien, durch  welche  man  die  Verläugnung  seiner 
wahren  Bestimmung  zu  beschönigen  und  in  der  Welt 
zu  verewigen  sucht,  in  ihrer  Blöfse  zu  zeigen. 

Dafs  ich  das  ganze  Verhältnifs  bildlich  bezeich^ 
ne:  das  zweite  Geschlecht  steht  der  Natureinrichtung 
nach  um  eine  Stufe  tiefer,  als  das  erste;  es  ist  Objekt 
einer  Kraft  des  erstem ,  und  so  mufste  es  seyn,  wenn 
beide  verbunden  seyn  soillen.  Nun  aber  sollen  beide, 
als  moralische  Wesen  gleich  seyn.  Dies  war  nur  da- 
durch möglich,  dafs  im  zweiteit^a&öschlechte  eine  ganz 
neue  ,  dem  ersten  völlig  ermangelnde  Stufe  eingescho- 
ben würde.  Diese  Stufe  ist  die  Gestalt,  unter  welcher 

ihm  der  Geschlechtstrieb  erscheint;  der  dem  Mann«»  > 

in  seiner  wahren  Gestalt  erscheint. 

2.)  Der  Mann  kann,  ohne  seine  Würde  aufzuge- 
ben,  sich  den  Geschleclitstrieb  gestehen,  und  die  Be- 
friedigung desselb;;n  suchen;  ich  meine  ursprünglich. 
Wer  in  aer  Yei-binduug  mit  einem  liebenden  Weib«  » 

dies»-' 


f 


diese  Befriedigang  allein  sich  noch  '^m  Zwecke  ma- 
chen könnte,  wäre  ein  roher  Mensch:  wovon  die 
Gründe  sich  tiefer  uaten  zeigen  werden.    Das  Weih 


kann»  sie 


Trieb  nicht  ges^ehen. 


Mann 


%enn^i 

er  Mann 


abscliläg^ige  1 

nichts  weiter,  als:  ich  will  mich  dir  nicht  unterwer- 
fen ;    und  dies  läfst  sich  ertragen. 
Antwort,  die  das  Weih  erhielte,  würde  heifsen :  ich,wil' 
die  dlTixh*3icirsTlio1^  Unterwerfung  nicht  J 

annehmen;  welches  ohne  Zwei  Fei  linerLraglfuh^I^L?" — 
Raisonnemen t  aus  dem  Fxechtshegriffe  thut  es  hier 
nicht;  und  wenn  einige  Weiher  meiner!,  sie  müfsten 
eben  sowolTT  d^TTteght"  haUW,  •auf  di-eHHeirath  zu 
2;elien 'äls"*^Te  MaiiSify§?5  Tiann  man  sie  fragen  : 
VveTihnen  denn  (Tie'ses  iflc{51'9ff9fl?^rtlÄ;he ,  un4"vf'AT^ 
um  si&  denn  sonach  desselben  sich  nicht  bedienen.  Es 
ist  dies  g^erade  soT^al'f'oir'untersucht  wiircle,  ob  der 
Mer^dinicn^^^Rowol^^B^??ech?Ttd)e,  zu  fliegen, 
'wie  ^der'  Vogel,  ""l^a^sen  "v'fir "'lieber  SPPWPJ^ 
Rechte  so  lange  ruhen,  bis  einer  wirklichTSTegt. 

^jj^if^jdigjgiyg^gige  Verschiedenheit  gründet  sick 


•ä^V-ö e_^Un^ersch ied  dei  _beidvm  Geschlechter. 
Aus  diesem  _I^.a.tu/gesetze  de  entsteht  die 

weibliche   Schamhaftigkeit,    die  in   dieser  Art  .  der 
männlichen  Geschlechle  nicht  zukommt.    Rohe  Män- 
ner prahlen  sogar  mit  Ausübung  der  Wollust;  aber  bei 
der   schrecklichsten    Sittenloslgkeit ,   in  welche  ('as 
zweite  Geschlecht  mehrmals  versunken,  und  (huTurch 

'daä  Verderben  der  Männer  bei  weitem  übertro/Teu  hat, 

^  hat 


hat  man  nie  gelfort ,  dafs  die  Weiber  dies  gethan  hat- 
ten;  selbst  die  Prostituirte  gesteht  lieber,  dafs  sie  ihr 
schändliches  Gewerbe  aus  Gewinnsucht,  als  dafs  sie 
es  aus  Wollust  treibe, 


as  Weit)  kann  sich  nicht  gestehen,  dafs  sie  sich 

#r  hingebe        und  da  in  dem  vernünftigen  \^^sen  etwas 

"^'f^^^gjiur  insofern  ist,  inwiefern  es  sich  desselben  bewufst 
^f^j^f^-j^    v/ird  —  das  Weib  Jcann  überhaupt  sich,  nicht  hin^e* 
ben  der  Geschlechtslust ,  um  ihren  eigenen  Trieb  zu 
befriedigen;  und  da  sie  sich  denn  doch  zufolge  eines 
*^        Triebes  hingeben  mufs ,  Jiann  dieser  Trieb  kein  ande- 

Irer  seyn,  ali  der,  denl^nn  zu  befaedig;en.     Sie  wird 
^  in  dieser  Handlung  Tvlitte^fur  den  Zweck  eines  an- 

jdern ;  weil  sie  ihr  ei^;ener  Zweck  nicht  seyn  konnte, 
'otuie  "iliren  E^zwSk^^die^Würd^der  Vernunft ,  auf- 
zugeben.     Sie  behauptet  ihre  Würde ,  ohnerachtet  sie 
Mittel  wird,  d a d urch ^^^^^|j^^ig^^^^^|r^j|^^^^^ 

*tel  ii^'acht.  '  " 


Liehe  also  ist  die  Gestalt,  unter  welcher  der  Ge- 
schlechtstrieb im  Weibe  sich  zeigt.  L^ebe^^g^^s^es^vgi^ 
bnan  um  des  andern  vvillcn,  nicht  zufolge  eines Ee£;rifFs, 
sondern  zufol«e  eines  Naturtriebes,  sich  aufopfert.  E lo- 
ser Geschlechtstrieb  sollte  nie  Liebe  genennt  werden; 
di(\s  ist  ein  grober  Misbrauch,  der  darauf  auszugehen 
scheiut,  alles  edle  in  der  menschlichen  Natur  in  Ver- 
gess  n]'eit  zu  bringen.  Ueberbaupt  sollte,  meiner  Mei- 
nung nach,  nichts  Liebe  genannt  werden,  als  das  so 
eben  beschrieben^.  Im  Manne  ist  ursprünglich  nicht  Lie- 


fce,  soadern  Geschlechtstrieb;  sie  ist  überhaupt  in  ihm 
Icein  uSp'rünalicher,  sondern  nur  ein  rnito;et}ieiLur  ,  ah 


^gelewScr,    erst  durch  Verbindung  miteinein^   ^ 

Weibe  entwickelter  Trieb,  und  hat  bei  ihm  eine  ganz 
andere  Gestalt;  wie  wir  dies  tiefer  unten  sehen  wer- 
den.    Nur  dem  Weibe  ist  die  Liebe ,  der  edelste^er 
Naturtriebe,  angebohren;  nur  durch  dieses  kommt  er  > 
in^rftr^diT  Menschen^  gesell Ig^e  Triebe  ^ 

mehr,  von  welchen  tiefer  unten.    Im  Weibe  erhielt/ 

in  seiner  natürlichen  di^l^^^f^erSifS^a]^^ 
.  gehoben  hätte.  LJ^^stJte^inkst^^ 
punkt  der  Natur, '«WerTeSu^  das  ein- 

sie'ist  sonach  da^^rTreflichst^nler  allem  natürlichen,^ 
Das  Sittengesez  fodert,  dafs  man  sich  in  andern  vex- 
g^gse«.  AiA_T,i'ftbft  piebL^icL-iSelbst  hin  für  den  andern, 


Däfs  ich^alks  Jcurz  zusammenfasse  : 
^^gv^WgiK^^n||^^ichkei^  ,  nnd 

"wohnt  kein  Geschlechtstrieb,  sonderi^^uj^ebe^  W 
diese  Liebe  ist  der  Naturtrieb  d^jsJW;eibes,,eineTi  Mann 
zu  befriedigen.    Es  ist  allerdings  ein  Trieb,^der  drin 

gend  seine  B efr ie gnp g,  ^ ^  ^^^"^ 

^edi^ung  ist  nicbt  die  sinnliche  Eefriedigiin^^^des 
^VcLibes ,  spndcTn  dle'des.  iVJ^ann^e^^^^^^  Weib  ist 

es  ni^^efri»4^gun^,d^^Ik^e;is^^ 
^  ^v^^^"-  f.i{m>.b!lw  ^tt^iSeli^  z%^mf  nutr^er- 


'ben  der^ernunftTestehen  zu  können.  —  Es  ist 
wohl  kein  Mann,  der  nicht  die  Absurdität  fühle,  es 

um- 


4 


umzukehren,  und  dem  Manne  einen  ähnlichen  Trieb 
zuzuschr^en,^ein  Eedürfnifs  des^lYelhes  ^befrie- 
^^^jjU^^che^      weder  bei  ihr'voraülsetzen  ^nocÜ 
"sich  als^dasWerkzeug  desselben  denken  kann,  ohne 
bis  in  das  innerste  seiner  Seele  sich  zu  schämen. 


A  Darum  ist  auch  das  Weib  in  der  Geschlechtsver- 

^, ^^pl^Ji'/Qes  LVia^yies^^ir^  ihren"?fgenen  Zweck, 

^hr^e^  zu  befri(^di{>en  ;  u 
Heber  Bemedigun^^ie 
Zweck  des  Mannes, 


nur,  inv^iefern  von  sinn- 
ist, ist  sie  es  für  den 


_^    In  dieser  DenkarP* des^^eibereiiie''lTfWrtSfffr'g''eÄ 
^uusTelr^^ffrff^twa  'sagen':  "sfflH"^  d^fJT  d^??ii ^am 
Ti[irnHe^ierWs"cK"j^cK tstrifP ,  der^'Sr  verslekter  Weise 
sie  treibt, -wäre  feine  dogmatische  Verirruno.  Das 
s-ieht-mcht  weite'^llB^PF?SSffife^t  nicht 


weiter  ,' afs  bis  sur  Liebe 
Dafs  ein  BTann,  der  die  weibli< 
noch  haben  soll ,   und  dTTr  siT 


sonach  ist  sie  nur  so  weit. 
[£-  U"^^ ich t  hat, 
"alles  gestehen  kann, 


diesen^rieb  zeralietoe,  geht  dem  Weibe  nichts  an; 
ifärsie  i^L  ereinfach ,  denn  das  Weib  ist  kein  Mann. 
Wtmn  si?]\iann~wäre,  würde  man  Recht  haben;  aber 
da  an  wäre  sie  auch  nTcIit  ;  unlfa  lies  Ware  anders.'— > 
'^Otfer  wilj'^jr'an  uns  'ctw?^en''Crrgfrdtrieh  weiblichen 
Natur  als  Ding  an  sich  zu  Tage  förtleiuj^  '"^  ^ 

Das  Weib  giebt,  indem  sie  sicTizum  Mittel  der 
Befriedigung  des  Mannes  maclit^  "il.rl.  Pe'rsönlichlieitT' 
sie  erhält  dieselbe,  und  ihre  gaaztL  Würde  nur  da- 
durch 


I 


durch  wieder,  dafs  sie  es  aus  Liebe  für  diesen  Eineg 
gethan  -habe^ 


Aber,  we n n  diese  S ti mmun p-^ 'j^r^i ^?!^"^ ^•'^t 
sollte,  und  das  W^^^^  aufhören  müfste ,  in  dein 

befriedi":ten  -Manne  den  über  alle  seines  Geschlechts 

^  :  \-     ^         II  r  w  I  iiiiiiiii  I  I  iw'-"n\iiii ,  y,  jn  ( 

.  liebenswürdigen  zu  erblicken;  ja,  wenn  sie  nur  riie 

Möglichkeit  davon  deii^ken  könnte^^^o^  würde  sie  durcli„. 

diesefl.  Gedanken  in  ihren  eigenen  Augen  verachtlicli, 

werden.    Wenn  es  möglich  ist,  dafs  er  für  sie  nicht 

der  liebenswürdigste  seines  Geschlechts  sey,  so  wäre, 

da  sie  doch  ihm  allein  unter  dem  ganzen  Geschlechte 

sich  hingiebt,  kein  anderer  Grund  anzunehmen,  als 

dais  verstekter  Weise  die  Natur  sie  getrieben  habe, 

sich  nur  bald,  und  mit  dem^ersten,  dem  besten  zu  be- 

dan*ß^>^Sfe?'*"Es'rsT'  so 

ihrer  Würde  sich 


sondern  ewi^  sey,  so  wie  sie  seJbst"  ewi^ist. 
Die  sich  eini^l  giebt /  giebt  sich  auf  immer. 


Diejenige,  welctie  mre 
Häuptling  ihrer  Menschenwürde  bingiebt,  giebt  nnth- 
wendig  den\ Geliebten  alles  hin,  was  sie  hat.  Vväre 
die  Ergebung  nicht  unumschränkt,  und  behielte  sie  in 
derselben  sich  das  geringste  vor,  so  legte  sie  dadurch 
aa^dQ^^aWrii^  d:<s  vorbehaltne  einen  höhern  AYertii^ 
j||Jhre^^d^en^^^Pei^^  ohne 
weifel  ^ine  oWilHerabvvürdigung  ihrer  Person  wäre. 
Ihre  eigene  Würde  beruht  darauf,  dafs  sie  ganz,  so 


^ü^ 


wie 


/ 
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\yie  sie  lebt,  jund  ist,  ihres  Mannes  sey,  und  sich  ohne 
^Vorbehält  an  ihn  und  in  ihm  verloren  habe»  .  Das  ge- 
ringste, was  daraus  folgt,  ist,  dafs  sie ^ihrn'iSr*'^^- 
>3m0güa#WM'd#alle?»ihifii<»B.echte*abtrete  ,-'URd  mit  ihm  zie« 
he.^   Nur-mit  ihm  vereinigt,  nur  unter  seinen  Augen, 
Igl^ll^Ji^iijjllfll^li^^  noch  Leben,  und 

^iFl^ti^kt^it.^Sie  Jiat  aufg^hQj;tty,.jda.s*Iaeh,ejBMiei»^^ 
vicl'iuirL  zu  führen;  ihr  Iie»Uejg|g^i^yL.ein  TheiL^seines  Le- 
beii%;gi^yi^^^^Q^,^dies  wird  .trefliphjadurch. bezeichnet, 
dafi  sie  den  Namen  des  Mannes  annimmt)         ..  . 


Die  Lage  des  Mannes  dabei  ist  diese.  Er,  det 
alles,  was  im  Men:5chen  ist,  sich  selbst  gestehen  kann, 
^sonach  die  g^"^.^  Fülle  der^  Menschheit  in  sich  selbsf 

ifindeLi    übersc^ut  J^^i^fiMSw&i  ^^""^^^'^^iF^iiw&M 

ül^fixait^auen  kann.    Er  sieht  ein 
:5,prünglich,  freies  W eselTj,  mit  Freiheit .    mid  jy.nbe. 
^^prenzteiwZgtJ^^ 


sieht,  dafs  sie  nicht  nur  ihr^  gzmzes  äusseres  Schicksal^^^ 
l|B|^\ond)^y^uch  ihr^rmere^  und  ihren  sittli- 

^feier ,  wenn!  auch  ni^t  das  Wes^  n  dess^$^ 


rlien" 


ben,    diücii  ihren  eigenen  Glauben  daran ,    von  ihm 


^S£?fcir*Siaiigig  mac^'e :"  da  ja  der  Glaube  des  Wei- 
bes an  sich  selbst,  und  an  ihre  Unschuld  und  Tugend 
davon  abhängt,  dafs  sie  nie  aufhören  müsse,  ihren 
Mann  über  alle  seines  Geschlechts  zu  achten  und  zu 
lieben. 


Wie  die  sittliche  "^Vnla^  in  d 
bes  sich  durch  Liebe,  so  äussert  d 


"atur  deTWeir 

  ,  ttlictie  Anlage^ 

indery  jffatur  des  Mannes  sich  durch  Grofsmuth.  Er 
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witl  zuöTSt  Herr  seyn ;  wer  aber  mit  Zutrauen  ihm  sich 
hin lebt ,  ^egen_(kn  entkleidet  er  sich  aller  seifter  Ge-:. 


j^^^^^^g^j|^^^^^^Jnter^|lJ||j|^  Stark  zu  seyn,  ist 
iür^i(^Sachej^s^iT.tmaiuiten .  der  p^eoLßii  den  Wider* 
»tand  keins,|Kfaft  l^^jt. 


;hen  C 


Zufolge   dieser  n a Iii rl jchen  Gr ofsmuth   ist  der 
Mann  durch  das  Verliiiltnifs  mit  seiner  Gattin  zufor^ 
derst^^enotlu  g;t^  ach  tun  ^rs^^^^^^g^i.  s^^e^^^  da  ihre 
^ze^Riy^l^l^[gj|gj^^bhär^     dafs  sie  ihn  über  alles  achten 


könne.  Nichts  tödtet  unwiede]^bgj^nj?jigb,^r  dle^jjlebe 
des  Weibes,  als^die  ISFIederträchtis^keit  und  Elirlosip;- 
Iceit  des  Mannes.  —  So  verzeiht  überhaupt  das  andre 
Geschlecht  d«ai  unsrigeri  alles  andre ;  nur  nicht  Feig« 
heit,  und  Schwäche  des  Charakters.  Der  Grund  da- 
von  ist  keinesweges  ihr  eigennütziger  Anschlag  auf 
unsern  Schuz ;  es  ist  lediglich  ^ s^^ef üiid  <fer^^  "^-^ß" 
lichkeit,  einem  sokhen^^G^cbledUe^  zu  unterwer- 
fen^,  wie  es  ilire  Bestinunun? 


ihrem  GaFten  gän^;  ^^^^^'^^^^^ 

;rn  WillerTKabe  ,  .ais  _den_ leinigen. 


Die  Ruhe  des  Weibes  hangt  davon  ab,  dafs  sie 

sey,  ung  Kernen  a^ 
s  folgt",  dai£ 

a  er  aies  v/eiisV^er  oime  seine  eigne*  Natui^  ^'un 
Würde,  die  männliche  Grofsmuth,  zu  verläu 
nichts  unterlassen  kann,  um  ihr  die^L^o  viel  als 
möglich  zu  erleichtere  Dies  kann  nm^iciTc  aa 
gSSfefS^I'^S!?*?^^^? von  seiner  Gattin  beherr 
asseT*  Irieny 'der"^Qiz^hF<^Liebe  besteliFTFarin  , 
sie  untervj^rS 

mcij^B5S^Tssev?fe  dafs  sie  es  i3r'""l\Jiinner 
sich  der  Herrschaft  ihrer  Weiber  untcr\ycrfe^ ,  ma 

,  chen 


chen  sich  ihnen  dadurch  selbst  verächtlich,  una  rauhen 
Ihnen  alle  eheliche  Glückseligkeit.    Es  kann  nur  da. 
durch  geschehen  ,  daf^^  fii;jtire  Wünsche .ausspälTE  *  um 


\.  ^     als  seinen 


en  sie  vollbringen  zu  lassen. 


i^bsten  thuii 

digung  ihrnr  Launen ,    und  Einfälle  zu  thun ,  damit 
si<'  nur  \^SjS^t^eyeni%s  ist  um  einen  weit  höhern 
,    Zweck,  um  die  Erleichterung,  ihren  Gatten  immerfort 
über  Alles  zu  Heben,  und  in  ihren  ^^ß^^J[^^^^^^^  ifl^^ 
^T^ScfiuTd^zu  behalten,    zu  thun.  —    Es  kann  nicht 
fehlen ,  dafs  die  Gattin ,  deren  Herz  durch  einen  Ge- 
horsam,  der  ihr  keine  Aufopferung  kostet,  nicht  be- 
friedigt wird,  wieder  von  ihrer  Seite, /lie  verborge- 
nen höhern  "Wünsche  des  Mannes  auszuspähen,  und 
mit  Aufopferungen  sie  zu  vollbringen  suche.    le  grcv 
I    fser  das*0^fer ,  .desto  vollkommener  ist  die  Befriedi- 
*^ungT!?fe?"?Ierzer^  die  eheliche 

p  fi  n  d  u  n  g  e  iTli  nd  "Hes^Ver- 
er  seine  PersourichTceifäuf- 


aruici 
hältnisses*.) 

geben,  damit  die  des  andern, Theils  ^allein  herrsche; 


r^  ig^der  j^^^^^^f "  ^Siai  ^^u  ^f^^Ü^  findet  jed^r^^g 
seini^;  die  f 
wird  yol]komrnjen4^  Nur  in  der  Verbindung  mit  einem 
liebenden  Weibe  öfnet  das  m^tnnliche  Herz  sich  der 
Liebe^hiJ^^^lbe fangen  hingebenden,  und  im  Ge- 
genstand<i  verlornen  Liebe;  "^'^jyjj^jJg^^Jj^jjj^^Jy^' 
bindung  lernt  das  Weib  Grofsmuth,  Aufop^run^ 
•s.  Ee wufslse:i^iyjjj^nach  Beg.ri^|^^g^||amL&Q^^^ rd  die  Ver- 
bindung mit  jedem  Tage  ihrer  Ehft  innig**«^  ^       ^  - 


Corol- 


1«)  In  der  Verbindung  beider  GescLlechter,  also 
in  der  Realisation  des  ganzen  Menschen ,  als  eines 
Tollendeten  Naturpro^ulits  ,  aber  auch  mir  in  dieser 
rbindung,    findet  sich  eii^  ^äuss^erer  A-ntrieb  zur 

genöthiot,  edel  uncf^irwur 
di^tT sey rL weil  d^FSchicksal  eines  freien^^sens» 
[le  in  vollem  Zutrauen  sich  ihm  hingab ,  da^n  ab- 
hängt. Das  Weib  ist  zur  Beobachtung  allerjhrer 
,  Pflichten  genöthiot  durch  _die  ihr  angeborne  Scham 
haftigkeJtT'ljie  kann  in  keinem  Stute  der  Vernunft 
etwas  vergeben,  ohne  bei  sich  selbst  in  den  sehr 
waJi^ä£Ußii3^i£i^^^^^^^-^  kommen,  dafs  sie  ihr 
auch  in  der  Hauptsache  vergeben  habe ,  und  dals  sie 

  der  unerträglichste  Gedanke  für  sie^  —  ihren  ^'^^^ 

JVIann  nicht  liebe /  sondern  ihn  nur  ^1^ftÄreÄfe?i||^^ I' "  '•t 
Befriedigung  ihres    Geschleciitsiriebes   brauche.  — 
X)er   Mann,    in    weichem   noch    Grofsmuth^,  das 
"Weib?  welcher  noch  Schamhafd^ke 

*  ,j°H  pder^Vexe.dl -rngj^^iil^:  aber  sie^ sind  auf  dem 
geraden  Wege  zu^  Lastern ,  Ay^]jp.|^er^erstere 

niederträch 

auch  dieErfahrung  ohne  Ausnahme  bestätigt 

'**^)  Xuch  ist  iTier  die  Aufgabe  ^elösetT^^^TfanS' 

man  das  Menschengeschlecht  von  Natuü  aus  zur  Tu« 
geTS  führen  ?  Ich  antworte :  Igtli^lkh  dadurch,  dafs 
das  natürliche  VerhaLnils  zwiscijenTeiSen  Ge- 
schlechtem  wieder  hergestellt  werde.  Es  giebt 
keine  sittliche  Erziehung  der  Menschheit,  ausser 
von  diesem  Tunkt«;  aus. 

§.  (j.  Eine 
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Eine  Teiblndung,  wie  dieTescliriebene,  lieifsf. 
tilte  Ehe.  ^i^Ehe^i£U3in3  durch  den  Geschlechtstrieb 
begründete  vollkomme?ie  Vereinigung  zweier  Personen 
beiderlei  Geschlechts^  die  ihr  eigner  Ziveck  ist 

iSt  durch  4g5.^eschlecfai 

scblechti 


itern  hegründet^  für  den  forsch^na^^rmloso* 
phen^^ber  es  ist  nicht  nothwendiej,  dafs^IrgenJ^me 
unter  den  beiden  Personen,  die  eine  Ehe  schliessen. 
^wollen,  dieses  sich  gestehe^  Das  Weib  kann  es  sich 
r-ie  ,  esliaiur"??cfi^ur  Liei)e  gestehen.'^ Xn ch* *i s t ' "d i e 
Fortdauer  der  Ehe  keineswe^es  durch  die  jäe trieci'ieu n e: 
dieses  Triebes  bedingt ;  di.escr^vn(3ck  kann^g^anz  we^- 
faller^,  und  dennoch  die  eheliche  Verbindung  in  ihrec 
anzen  Inniokeit  fortdauern. 


Die  Philosophen  haben  sich  für  verbunden  erach- 
tet ,  einen  Zweck  der  Ehe  anzugeben ,  und  die  Frap[e 
auf  sehr  verschiedene  Weise  beantwortet»  Aber  die 
Ehe  haf^einen  Zw^cl?  ausser  ihr  selbst;  sie  is.t  ijir 


eigener  Zweck.~^Das  eheliche  VerhäUnifs  ist  die  ei^ 
gentlichste,   von  der_  Nator 'gefoderteAY^      des  er- 
Ssc'hen  von  beid<in  gÜcS^^StiTJ  """zu 


wachsenen 

exisüren^-  In  diesem  Verhältnisse  erst  entwickeln  sich 
alle  seine  An  läge  ausser  demselben  bleiben  sehr  vie- 
^e,  und  gerade  die  merkwürdigsten  Seiten  der  M^jiisch* 
heit  unnn gebaut.  So  \venig  The  Existenz  des  jvfen^ 
scheu  überhaupt  aijt  irgend  einen  sinnlichen  Zweck  zu 
beziehen  ist ,  so  wenig  ist  es  die  nothvyendi^e  Weise 
derselben ,  die  Ehe« 


Die. 


i7r 


Die  EHe  ist  eine  Verbindting.  zvvischen  zwei  Per- 
sonen; einem  Manne,  und  einem  Weibe.  Das  \V^ib» 
die  sich  Einem  ganz  gegeben  hat,  kann  sich  nicht  einem 
zweiten  geben,  denn  ihre  eigene  Würde  hängt  ja  da- 

Mann,    der  sich  n aolr'd'eBaja^|^ljietiy, "g/l'^' ^Si  V' ^ ^ 
W^lj^swtffiiwEin  er^zu^r-kh  tQi4*h.a  ^^^^^g^^^  ^Uft.b^l^tA  c  ken  , 
tann  sich-nieht  nach  den  Wunscbe-ix^mehreijer  ricli^l^Qn, 


die ^elbst^nter  emandg^^dcht^^^ve^  Uie 
<0|3Bii|p|j|0^2|sezt  bei  ""Jei^Mamierndi^Me^ 

^dals  d  T  ff  iJV- ^•'^-y^fiir  V  "^ ftV  L 
|^^e^.Männer.,  son^^^l  

r-   los^V^rjjgggefu^^d^JJ^^^  Dies        d§nn  auch 
^ffrBichdieLeEirederreligiösen  Gesezgebung ,  die 
die   Vielweiberei  verstättet,    der  muhaniedanischen, 
•'Diese^R.eligietfi  hat,  freilich  wohl  ohne  sich  der  Grun- 

d "^t^^tfi^^^fiM^^^^^^Mif-^^^  Besjiaimiin^  der 

■^Y^^ii^eri^^atiir^ji^^ig^^ 

gSol^iS^wl^ife  Polyai^drieTstganz  g"gendi©!Saüi^ 
^nd  darum  äuss^Jä);^selteyi.^  Wenn^si^nic i:jok% 
Viehheit  wäre,  und  irgend  etwas  voraussetzen  könnte, 
so^mufste  sie  ^voraussetzen,  dafs  es  ^ar  Iceine  Ver- 
nunft und  gar  keine  Würde  derselbe] 


Die  eheliche  Verbindung  ist  ihrer  Natur  nach  un- 
zertrennlich und  ewig,  und  wird  nothwendig  als  ewig 
g^gi^yossen.  ^.Da^^Weib^^ann^m^^  dals 

*  ^^M&fcMiwifaSiSai  ^^^'^  -^^"iP  ^ber  alle  seines 

Geschlechts  zu  lieben,  ohne  ihre  weibliche  Würde  ; 
der  Mann  nicht,  dafs  er  aufhören  werde  seine  Irau 
über  alle  ihres  Geschlechls  zu^liftben,  obne  seine 
männlich^  Groismuth   auiüugeBen,    Sie  geben  sich 


«I' 


176 

einai 
geben. 


einander  auf   immer,    weil  sie  sich  einander  ganz 


§•  9- 

Die  Ehe  ist  sonach  keii^^funde 
und  keiiite^'^jlkiihriichg^^  1^  ,  "■sorr^^n  sie  itt 

^tK*dUl'l'lW^Wffiy  üyU<W'^ffffBffib  m  ihrer  Vereinigung 
jttfCh wen fli^  i  -Tj^d^'yt&llk^  besti nimteS"Wl^S^W{fs. 

solche,Mpfflf»-Ci;yt^i^  ^in^i^S^Medyn^ 

keine  andere  Verbindung  beider  Geschlechter  zur  Be- 
friedigung  des  Geschlechtstriebes ,    verstatten  Natur, 


Um  die  Ehe  za  errichten,  oder  zu  bestimmen,  da- 
mit hat  das  Fvechtsgesez  nichts  zu  thun,  sondern  d^e  weit^ 
höhere.GesezgebuCTg  der  Natur  und  Vernunft,  wekhe 

Rechtsgesetze  erst  ein. Gebiet 


schaft_anselien,  führt  auf  uuschickllche  und  ünsittliche 
Vorstellungen.  '  Man  wurde  vielleicht  dadurch  zum 
Irrthume  verleitet,  dafs  die  Ehe  allerdings  ein  Bei- 
►sanrmenlebegtfbier  Wesen  ist,  wie  alles,  das  durch 
den Kechtsi^lt  LestifflÄyird:'^b^  •  ^T^t^e 
schlimm,  wenn  dieses  Zusammenleben  durch  nichts 
höheres  begründet  und  geordnet  werden  könnte,  als 
durch  Zwangsgesetze.  Erst  mufs  eine^  Ehe  ^^,^^7"^ 
ehe" von  'emeui  'Eherechte,  so  w  ie  erst  Mens'clien  da 
seyn  mü&sen,  ehe^vom"* Rechte  uberhaupt  die  Rede 
seyn^Surir"  WoheTdie  erstere^lcomme"^  darnach  fragt 
der  Rechtsbegriif  eb^so  wenig,  als  er  fragt,  wober 
die  lezLeru  kommend  Ist  die  Ehe  erst  deducirt.  wie 


177 

wie  es  so  eben  geschehen  ist,  dann  erst  ist  es  Zeit 
zii  fragen,  inwiefern  der  RechtsbegrifF  auf  diese  Ver- 
bindung anwendbar  scy,  welche  Rechtssrreitigkeiten 
über  sie  enrstehen  könnten,  und  wie  sie  zu  en' schei- 
den seyn  würden;  oder,  da  wir  ein  reelles  Naturrecht 
lehren,  welche  Rechte  und  Pflichten  der  sichtbare 
'  Verwalter  des  Rechts,  der  Staate  in  Ehesachen ' insbe- 
^ndere,  und  über  das  gegenseitige  Verhältnifs  beider 
Geschlechter  überhaupt  habe.  Wir  gehen  jezt  an  die- 
ge  Untersuchung. 

t 
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Zweiter  Abschnitt. 
Das    Ehe  r^e  cTi  t. 


§.  10. 


D. 


'cT  Inbegriff  aller  Rechte  ist  ^ie  Persönlichlceit ; 
lind  es  ist  die  erste  und  höchste  Pflicht  des  Staats, 
diese  an  seinen  Bürgern  zu  schützen.  Nun  aber  ver- 
liert das  Weib  seine  Persönlichkeit  und  seine  ganze 
Würde,  wenn  sie,  ohne  Liebe,  der  Geschlechtsltst 
eines  Maniies  sich  zu  unterwerfen  genöthigt  wird. 
Sonach  ist  es  absolute  Pflicht  des  Staats ,  seine  Bür- 
gerinnen gegen  diesen  Zwang  zu  schützen;  eine 
Pflicht:,  die  sich  gar  nicht  auf  einen  besondern  will- 
kührlichen  Vertrag,  sondern  die  sich  auf.  die  Natur 
der  Sache  gründet,  und  unmittelbar  im  Bürgervertra- 
ge enthalten  ist;  eine  Pflicht,  die  so  heilig  und  unver- 
lezlich  ist,  als  die,  das  Lehen  der  Bürger  zu  schützen. 
(Es  ist  hier  um  das  innere  moralische  Leben  der  Bür- 
gerinnen zu  thun.) 

Dieser  Zwatig  konnte  der  Bürgerin  zügefügt  wer- 
den unmittelbar  durch  physische  Gewalt,  und  dann 
heifst  er  Nothzucht.  —  Es  kann  gar  keine  Frage  dar- 
über scyn,  ob  Nothzucht  ein  Verbrechen  sey.  Man 
gielft  dadurch  das  Vv^eib  an  an  ihrer  Persönlichkeit, 
soiiach  an  dem  Libcgriff  aller  ihrer  Hechte,  auf  die 
brutalste  Weise. 

Der 


3, 
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Der  Staat  hat  Recht  und  Pflicht  seine  Bürgeria 
gegen  diese  Gewalt  zu  schützen :  theils  durch  Policei- 
aufsicht,  theils  durch  Androhung  der  Strafe  für  dieses 
Verbrechen,  Es  bezeichnet  dasselbe  zuf orderst 

Brutalität,  die  zum  Leben  in  der  Gesellschaft  über- 
haupt untüchtig  macht.  Stärke  der  Leidenschaft  ent- 
schuldigt nicht,  sondern  erschwert  vielmehr  das  Ver- 
brechen. Wer  seiner  selbst  nicht  mächtig  ist,  ist  ein 
wüthendes  Thier;  die  Gesellschaft  kann  durch  kein 
Mittel  ihn  zähmen ,  sonach  ihn  nicht  in  ihrer  Mitte 
dulden.  Es  bezeichnet  ferner  eine  unbegrenzte  Ge- 
ringachtung  und  Vergessenheit  alles  Menschenrechts 
In  einigen  Gesezgebungen  wird  Nothzuclit  mit  dem 
Tode  bestraft;  und  wenn  eine  Gesezgebung  einmal 
sich  für  berechtigt  hält,  den  Tod  als  Strafe  einzufüh- 
ren ,  so  verfahrt  dieselbe  ganz  consequent ,  wenn  sie 
ihn  auch  auf  dieses  Verbrechen  sezt.  Nach  meinem 
Systeme  würde  ich  für  das  Verbesserungshaus  stimmen: 
weil ,  obgleich  das  Vergehen  in  Absicht  der  Verach- 
tung der  Menschenrechte  deni  Morde  gleich  kommt, 
dennoch  es  Männern  nicht  unmöglich  wird^  mit  sol- 
chen Verbrechern  beisammen  zu  leben. 

Was  den  Ersaz  anbelangt  ^  so  sieht  Jeder  ^  dafs 
keiner  möglich  ist.  Wie  könnte  dem  unglücklichen 
Weibe  das  Bewufstseyn  ersezt^ werden^  dem  Manne, 
den  sie  «inst  lieben  wird)  sich  unberührt  zu  geben. 
Aber  es  mufs  ersrzt  vr(u-den,  so  weit  ein  Ersaz  möglidli 
ist,  und  da  der  Vcibrecher  d^r  Beleidigten  nichts  ge* 
ben ,  und  sie  nichcs  von  liioi  annchm.  n  Konnte »  als 
Vermögen ;  so  würde  ich  für  die  Auslieferung  seines 
ganzen  Vermögens  an  üia  geschwächte,  stiaimen. 

M  a  '  Das 


Das  unverheirathete  Weib  steht,  wie  wir  tiefer 
%inten  sehen  werden,  unter  der  Gewalt  der  Eltern,  da-s 
verheirathete  unter  der  des  Mannes.  Die  erstem, 
eder  der  leztere  würden  Kläger  seyn.  Im  ersten  Fallö 
könnte  sie,  wenn  die  Eltern  etwa  nicht  klagen  woll- 
te«» selbst  die  Klage  anbringen,  im  leztern  nicht, 
weil  sie' den  Eltern  nur  bedingt,  dem  Männe  aber 
ganz  unbedingt  unterworfen  ist. 

§.  12. 

Dieser  Zwang  könnte  der  Bürgerin  zugefügt  wer- 
den mittelbar  durch  moralische  Gewalt  von  ihren  El- 
tern und  Verwandten ,  indem  dieselben  sie  durch  ge- 
waltsame Behandlung,  oder  üeberredung  zu  einer  Ehe, 
ohne  eigene  Neigung ,  vermögen.  Ob  gewaltsame  Be- 
handlung für  diesen  Zweck  nicht  zu  verbieten  und  zu 
bestrafen  sey,  darüber  kann  kein  Zweifel  Start  finden; 
was  die  Üeberredung  anbelangt,  so  ist  diese "iii  deinem 
möglichen  andern  Falle,  ein  Vergehen';  hier  ist  sie  es 
aber  oifenbar.  Anderwärts  sagt  man,  warum  hast  du 
dich  überreden  lassen?  hier  findet  diese  Frage  nicht 
Statt.  Die  unwissende  und  unschuldige  -Tochter 
kennt  die  Liebe  nicht,  kennt  die  ganze  Verbindung 
nicht,  die  ihr  angetragen  wird,  mithin  wird  sie  ei- 
gentlich betrogen,  und  als  Mittel  für  den  Zweck  ihrer 
Ickern  oder  Verwandten  gebraucht. 

•5  Diese  Art  des  Zwangs  ist  die  schädUchste,  und 
weit  beleidigender,  als  die  erstangezeigle  phyiiache 
Gewalt,  wenn  auch  nicht  der  Forjn,'~  doch  dem  Erfol- 
ge nach.  Bei  dem  erstem  wird  das  Weib  doch  hin- 
terher wieder  frei;  bei  diesem  Zwange  wird  sie  gemei-' 

iiiglich 
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niglich  auf  Ihr  ganzes  Leben  um  die  edelste  und 
süsseste  Empfindung,  die  der  Liebe,  und  um  ihrß 
wahre  weibliche  Würde,  um  ihren  ganzen  Charakter 
betrogen;  völlig  und  auf  ijnmer  zum  Werkzeuge  her- 
aberniedrigt. 

Es  kann  sonach  keine  Frage  seyn,  ob  der  Staat 
nicht  das  Recht  und  die  Pflicht  habe,  seine  inneren  Bür- 
gerinnen  gegen  diesen  Zwang  durch  strenge  Gesetze 
und  genaue  Aufsicht  zu  schützen.  Nur  darüber  ent- 
steht eine  Frage  :*die  unverehlichte  Tochter  steht,  wie 
wir  unten  weiter  ersehen  werden ,  unter  der  Gewalt 
ihrer  Eltern;  diese  sind  ihre  erste  Instanz,  und  ihre 
Vormünder  vor  den  Gerichten.  Diese  niüfsten  über 
den  ihr  zugefügten  Zwang  klagen.  Nun  ist  es  wider- 
sinnig, dafs  dieselben  sich  selbst  anklagen  sollten; 
denn  hätten  sie  den  Willen,  dafs  ihr  Zwang  durch  die 
Gewak  des  Staats  verhindert  werde ,  so  würden  sie  ja 
von  selbst  sich  desselben  enthalten. 

Wir  werden  aber  gleichfalls  sehen,  dafs  di* 
Tochter  aus  der  Gewalt  der  Eltern  kommt,  wenn  si<i 
heirathet.  Hier  ist  wenigstens  von  Heirath  die  Rede ; 
die  Tochter  wird  von  den  Eltern  selbst,  die  sie  zur 
Heirath  zwingen  wollen,  als  mannbar  betrachtet;  daa 
Gesez  könnte  sonach  der  gesunden  Vernunft  völlig  ge* 
mafs  verordnen ,  dafs  dieser  Vorschlag  die  rechtlichen 
Folgen  der  Freilassung  von  der  Eltern  Seite  haben 
solle,  und  dafs  die  Tochter  auf  diesen JFall  hin  über 
ihre  Rechte  selbst  wachen  müfste  —  Das  Endurtheil 
des  Staats  in  dieser  Sache,  sonach  <lie  Verordnung  des  ' 
Gesetzes  könnte  keine  andere  *eyn,    als  diese,  dafis 

Eltern, 


Eltern ,  die  Sich  ihrer  Gewalt  so  ganz  zur  lehenslang- 
lichen  Unterdrückung  der  Menschenrechte  ihres  Kin- 
des bedient,  derselben  beraubt,  die  Tochter  nebst  dem 
ihr  zukommenden  Vermögen,  ihnen  genommen,  und 
unter  die  unmittelbare  Obhut  des  Staats  gesezt 
würde ,  bis  sie  sich  verheirathete.  —  Da ,  ohnerach- 
tet  dieser  Verordnung  noch  immer  zu  befürchten  seyn 
möchte,  da^s  eine  junge,  unerfahrne,  des  blinden  Ge- 
horsams gegen  die  Eltern  gewohnte  Tochter  nicht 
leicht  klagen  würde,  dennoch  aber  alles  darauf  beruht, 
dafs  dieser  Zwang  zur  Ehe  nicht  Statt  habe,  so  könn- 
te der  Obrigkeit  aufgelegt  werden ,  in  dergleichen  Sa- 
chen ohne  alle  vorhergehende  Klage,  vom  Amtswegen 
au  verfahren. 

§•  13- 

Mit  jdern  mannlichen  Geschlechte  verhält  es  sich 
ganz  anders.  Zuförderst  kann  der  Mann  im  cigentli' 
eben  Sinne  des  Worts  nicht  gezwungen  werden  zur 
Vollziehung  der  Ehe,  weil  dies  gegen  die  Natur  der  Sa- 
che läuft.  Wird  er  überredet,  so  hat  dies  sehrv^enigzu 
bedeuten,  denn  bei  ihm  geht  die  eigentliche  Liebe  oh- 
nedies der  Ehe  nicht  vorher,  sondern  wird  erst  durch 
sie  erzeugt.  Aber  dafs  die  Frau  gezwungen  werde, 
ihn  zu  heirathen,  kann  er  nicht  dulden,  wenn  er  sei- 
nen wahren  Vortheil  versteht.  Dies  läuft  gegön  seine 
Menschenrechte,  denn  es  beraubt  ihn  der  Aussicht  auf 
eine  glückliche  Ehe,  weiche  zu  verlangen  er  ein  Recht 
hat,  —  Die,l-iiebe  wird  hintennach  schon  komraenj^^ 
sagen  manche  Eltern.  Bei  dem  Manne  ist  dies  vrohl 
zu  erwarten,  wenn  er  eine  würdige  Gattin  erhält,  bei 
der  Frau  aber  ist  es  sehr  unsicher  und  es  ist  schreck- 
lich. 


lieh,  auf  diese  blofse  Möglichkeit  hin  ein  ganzes  Men- 
schenleben aufzuopfern  und  herabzuwürdigen. 

Das  Resultat  des  gesagten:  die  Ehe  mufs  mit  ab- 
soluter Freiheit  geschlossen  werden,  und  der  Staat  hat 
zufolge  seiner  Schuzpflicht  gegen  die  einzelnen  Perso- 
nen, und  besonders  das  weibliche  Geschlecht,  die 
Pflicht  und  das  Recht  über  diese  Freiheit  der  eheli- 
chen Verbindungen  zu  wachen, 

§.  14. 

Aus  dieser  Oberaufsicht  des  Staats  über  die  Frei- 
heit  der  Ehen  folgt,  dafs  der  Staat  alle  Ehen,  die  un- 
ter seinen  Bürgern  und  Bürgerinnen  geschlossen  wer- 
den,, anzuerkennen  und  zu  bestätigen  habe. 

lede  Ehe  mufs  juridische  Gültigkeit  haben,  d.i. 
das  Menschenrecht  des  Weibes  mufs  nicht  verlezt  seyn  .; 
sie  mufs  sich  mit  freiem  Willen,  aus  Liebe,  und  nicht 
gezwungen,  gegeben  haben.  leder  Bürger  mufs  gehal- 
ten seyn  ,  dies  vor  dem  Staate  zu  erweisen ;  widrigen- 
falls der  Staat  das  Recht  haben  würde  den  Verdacht 
der  Gewaltthätigkeit  auf  ihn  zu  werfen,  und  gegen 
ihn  zu  untersuchen.  Aber  er  kann  diesen  Beweifs 
nicht  füglich  anders  führen,  als  dadiuch,  dafs  er  die 
Frau  ihre  freie  Einwilligung  gerichtlich  erklären  läfst, 
bei  der  Trauung.  Das  la  der  Braut  sagt  eigenllich 
weiter  nichts,  als  dafs  sie  nicht  gezwungen  sey.  Al- 
les übrige,  wozu  die  Ehe  verbindet,  versteht  sich  dar- 
aus von  selbst,  dafs  sie  eine  Ehe  schliessen.  Was  das 
la  des  Mannes  bedeuten  könne,  wird  sich' tiefer  unten 
aeigen.    Dafs  er  nicht  gezwungen  sey,    geht  daraas 
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hervor,  dafs  er  ja  die  Frau  zur  Trauung  führt.  — 
Dafs  die  Ehe,  da  sie  etwas  auf  Moralität  gegründetes, 
und  schlechthin  nur  durch  sie  bestehendes  ist,  unter 
den  Augen  derer ,  die  die  Erzieher  des  Volks  zur  Mo- 
ralität seyn  sollen,  d.  i.  der  Geistlichen,  geschlossen 
wird,  ist  sehr  vernünftig;  aber  inwiefern  die  Trauung 
iuridische  Gültigkeit  hat,  ist  der  Geistliche  ein  Beamter 
des  Staats.  So  betracht'^n  sich  denn  auch  wirklich  die 
Consistorien  in  diesen  Dingen ,  als  geistliche  Gerichte, 
und  haben  daran  ganz  Hecht. 

Es  läfst  sich  nicht  begreifen,  vi^oher  der  Staat, 
und  hier  insbesondere  die  Geistlichkeit,  die  in  diesem 
Stüke  sich  selbst  als  Gesezgeber  betragt,  das  Recht  ha- 
ben solle,  die  Ehe  für  gewisse  Grade  der  Verwandschaft 
zu  verbieten.  Liegt  ein  Abscheu  gegen  dergleichen 
Vermischungen  in  der  Natur,  so  bjsdaif  es  ihres  Ge- 
setzes nicht}  giebt  es  aber  keinen  solchen  natürlichen 
Abscheu,  so  können  sie  auf  ihn  ihr  Gesez  nicht  bauen. 
Es  läfst  sich  einsehen  ,  wie  eine  Nation  glauben  kön- 
ue,  ihre  Gottheit  werde  unter  andern  auch  durch  der- 
gleichen Ehen  entrüstet:  und  wenn  dies  ist,  so  hat 
der  Staat  das  Recht  nicht,  solche  Ehen  zu  gehieten, 
(wie  er  ja  überhaupt  das  Recht  nicht  hat,  eine  Ehe 
zwischen  zwei  bestimmten  l^ersonen  zu  befehlen)  in- 
dem er  die  Bürger  nicht  gegen  ihr,  obwohl  irrendes 
Gewissen  verbinden  darf.  Aber  er  hat  eben  so  wenicr 
das  Recht,  sie  zu  verbieiifn;  wer  an  jene  Entrüstung 
der  Gottheit  glaübt,  der  wird  sie  ohnedies  unterlas- 
sen; wer  nicht  daran  glaubt,  öderes  auf  die  Gefahr 
hinwagen  will,  der  wird,  wenn  der  Glaube  der  Na- 
tion wahr  ist,  schon. von  der  Gottheit  bestreft  werden. 

Ueber- 
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Ueberlasse  man  es  «loch  den  Gottern ,  die  ihnen  selbst 
zugefügten  Beleidigungen  auch  selbst  zu  rächen»  Es 
bleibt  den  Priestern  nichts  übrig »  als  die  Nation  treu- 
lich zu  warnen,  und  zu  vermahnen,  und  als  blofse 
(jesczerkldrer y  denen,  die  ihnen  glauben  wollen,  die 
verbotenen  Grade,  und  die  göttlichen  Strafen»  die 
darauf  stehen ,  anzuzeigen. 

Es  läfst  sich  kein  Grund  denken,  diejenigen,  die 
es  entweder  nicht  glauben,  oder  die  sich  auf  ihre  ei- 
gene Gefahr  wagen  wollen,  durch  den  Glauben  ande- 
rer zu  verbinden,  als  der:  dafs  die  Strafe  ihrer  Ver- 
sündigung zugleich  die  ü])rigen  unschuldigen  mit  tref- 
fen v/erde.  Dies  aber  ist  eine  böse  und  verderbliche 
Superstition,  von  welcher  der  Staat  in  seiner  Gesezge- 
buno;  nicht  Notiz  nehmen ,  noch  dadurch  die  natürli- 
«hen  Rechte  anderer  einschränken  kann. 

Aber  unabhängio-  von  allen  religiösen  Gründen, 
könnte  es  ja  politische  geben,  gewisse  Ehen  für  uner- 
laubt zu  halten?  Das  beste,  darüber  sagt,  wie  mir  es 
scheint,  Montesquieu  (de  l'esprit  des  loix  liv.  26  cbap. 
1/^.)  Es  ist  immer  die  natürliche  Bestimmung  der  Va- 
ter gewesen,  über  die  Unschuld  ihrer  Kinder  zu  wa- 
chen, um  dieselben,  sounverlezt  als  möglich,  an  Leibe, 
so  unverdorben  als  möglich  an  der  Seele,  auszustatten. 
Unaufhörlich  mit  dieser  Sorge  beschäftigt,  mufsren  sie 
selbst  für  ihre  Person  weit  davon  entfernt  seyn,  et- 
was zu  thun.,  das  dieselben  verführen  könnte.  Aus 
demselben  Grunde  mui'sten  sie  auch  dem  Sohne  und 
der  Tochter  einen  Abscheu  gegen  eine  Verbindung  un- 
tereinander einzupflanzen  suchen.    Aus  dieser  Quelle 

fliefst 


fliefst  auch  das  Heirathsverbot  für  Geschwisterkinder. 
In  den  ersten  Zeiten  der  Welt  nemlich  blieben  alle 
Kinder  im  väterlichen  Hause,  und  die  Kinder  zweier 
Brüder  -betrachtetea  sich  untereinander  selbst  als 
Geschwister. 

Hierbei  zwei  Anmerkungen.  Zuförderst  war 
diese  Erhaltung  der  Keuschheit  innerhalb  der  Familiea 
die  eigene  Sorge  der  Familienväter;  keinesweges  aber 
die  Angelegenheit  der  Civilgesezgebung ,  als  ob  da- 
durch die  Rechte  einer  andern  Familie  wirklich  ver« 
lezt;  oder  der  Policeigesezgebung,  als  ob  dadurch  die- 
se Verletzung  nur  erleichtert  würde ;  und  die  gebilde- 
tem in  der  Nation  konnten  die  andern,  welche  etwa 
nicht  von  selbst  auf  diese  Vorsicht  gefallen  wären,  an 
sie  erinnern,  sLe  hierüber  belehren;  keinesweges  aber, 
als  Staat,  ein  Gesez  darüber  geben.  Dann,  wo  der 
Grand  wegfällt,  fällt  das  Begründete  weg.  Dieser 
Grund  ist  hier  das  Beisammenleben  gewisser  Anver- 
wandlen.  Was  die  Verehlichung  zwischen  Eltern  und 
Kindern,  und  zwischen  Geschwistern  anbelangt,  kann 
dieser  Grund  im  allgemeinen  nie  wegfallen-  Was  die 
Verheirathung  der  Geschwisterkinder,  oder  des 
Oheims  mit  seiner  Niece ,  des  Schwagers  und  der 
Schwä<2;erin ,  u.  d.  gl.  anbelangt,  so  hndet  dieser 
Grund  in  der  gegenwärtigen  Lage  der  Menschen  sel- 
ten Statt. 

Der  Beischlaf  ist  die  eigentliche  Vollziehung  der. 
Ehe;  durch  ihn  unterwirft  das  Weib  erst  ihre  ganze 
Persönlichkeit  dem  Manne ;  und  zeigt  ihm  ihre  Liebe, 
yon  welcher  ja  das  ganze  beschriebene  Verhältuifs  zwi- 
schen 
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sehen  Eheleuten  ausgeht.    Wo  dieser  geschehen  ist, 
da  ist  die  Ehe  voraus zus etzei^ ;  ein  Saz,  den  wir  erst 
^    tiefer  unten  schärfer  beätimmen,  und  aus  ihm  folgern 
werden;   wo  er  nicht  geschehen  ist,  da  kann  jede  an- 
dere Verbindung,    nur  nicht  eine  wahre  Ehe  Statt 
finden.  —    Ein  Eheverlöbnifs  sonach,  sey  es  öffentlich 
oder  geheim,  macht  keine  Ehe;  und  die  Aufhebung 
desselben  ist  keinesweges  als  eine  Scheidung  zu  be- 
trachten.   Das  Recht,  Entschädigung  zu  fodern,  kann 
dadurch  wohl  begründet  werden.     Der  unschuldige 
Theil  mufs,  so  weit  es  irgend  möglich  ist,  in  seinen 
vorigen  Stand  wieder  eingesezt  werden.     Selbst  die 
Trauung,  wenn  sie,  wie  der  Sittsamkeit  gemäfs  ist, 
der  Vollziehung  der  Ehe  vorhergeht,  macht  nicht  die 
Ehe ,  sondern  sie  anerkennt  nur  die  später  zu  schlies- 
sende  Ehe  im  Voraus  juridisch. 

Der  Mann  und  die  ''Frau  sind  innigst  vereinigt. 
Ihre  Verbindung  ist  eine  Verbindung  der  Herzen  und 
der  Willen.    Es  ist  sonach  gar  nicht  vorauszusetzen, 
dafs  zwischen  ihnen  ein  Rechtsstreit  entstehen  könnte. 
Sonach  hat  der  Staat  über  das  Verhältnifs  beider  Ehe- 
gatten gegen  einander  gar  keine  Gesetze  zu  geben, 
weil  ihr  ganzes  Verhältnifs  gar  kein  juridisches ,  son- 
dern ein  natürliches  und  nioralischiss  Verhältnifs  der 
Herzen  ist.    Beide  sind  Eine  Seele,  und  entzweien, 
der  Voraussetzung  nach,   eben  so  wenig  sich  mit  ein- 
ander,   und  gehen  eben  so  wenig  mit  einander  vor 
Gericht,  als  dasselbe  Individuum  mit  sich  selbst  vor 
Gerichte  processiten  wird. 

i  Sobald 
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Sobald  Streit  entsteht ,  ist  die  Trennung  schon 
geschehen,  und  die  juridische  Scheidung,  von  welcher 
tiefer  unten ,  kann  erfolgen. 

§.  x6. 

In  dem  Begriffe  der  Ehe  liegt  die  unhcgrenztest« 
Unterwerfung  der  Frau  unter  den  Willen  des  Mannes; 
nicht  aus  einem  juridischen  sondern  aus  einem  morali- 
schen Grunde.  Sie  mufs  sich  unterwerfen  um  ihrer 
eignen  Ehre  willen.  —  Die  Frau  gehört  nicht  sich 
selbst  an ,  sondern  dem  Manne.  Indem  der  Staat  die 
Ehe,  d.i.  gerade  dieses  ihm  wohlbekannte,  nicht  durch 
ihn  sondern  durch  etwas  höheres  als  er,  begründete 
Verhältnifs  anerkennt,  thut  er  Verzicht  darauf,  das 
W^ib  von  nun  an  als  eine  juridische  Person  zu  betrach- 
ten. Der  Mann  tritt  ganz  an  ihre  Stelle;  sie  ist  durch 
ihre  Verheirathung  für  den  Staat  ganz  vernichtet,  zu- 
folge ihres  eigenen  nothwendigen  Willens,  den  der 
Staat  fi,arantirt  hat.  Der  Mann  wird  ihre  Garantie  bei 
dem  Staate;  er  wird  ihr  rechtlicher  Vormund;  erlebt 
in  allem  ihr  öffentliches  Leben ;  und  sie  behält  ledig- 
lich ein  häusliches  Leben  übrig.  — 

Die  Garantie  des  Mannes  für  die  Frau  versteht 
sich  von  selbst;  denn  sie  folgt  aus  der  Natur  ihrer 
Verbindung ,  ihre  Grenzen  werden  wir  tiefer  unten 
sehen.  —  ledoch  kann  es  nicht  undienlich  seyn,  dafs 
er  sie  nochr  besonders  erkläre,  ausdrücklich  sich  zum 
Bürgen  für  dieses  Weib  einsetze.  Man  kann  das 
la  des  Mannes  bei  der  Trauung  als  die  Zusicherung 
dieser  Garantie  ansehen,  und  nur  unter  dieser  Bedin- 
eune  erhält  es  einen  Sinn. 


189 


§.  17. 

Im  Begriffe  der  Ehe  Hegt,  dafs  clie  Frau,  die  ihre 
Persönlichkeit  hingiebt,  dem  Manne  zugleich  das  Ei- 
genthum aller  ihrer  Güter,  und  ihrer  ihr  im  Staate 
ausschliessend  zukommenden  Rechte  übergebe.  Indem 
der  Staat  eine  Ehe  anerkennt,  anerkennt  und  gaian- 
tirt  er  zugleich  dem  Manne  das  Eigenthum  der  Güter 
f  seiner  Frau  —  yiicht  gegen  die  Frau^  denn  mit  dieser 
ist  der  Voraussetzung  nach  kein  Rechtsstreit  möglich, 
sondern  gegen  alle  übrigen  Bürger*  Der  Mann  wird 
in  Beziehung^  auf  den  Staat ,  der  einige  Eigenthümer 
seiner  vorherigen  Güter,  und  derer,  die  ihm  die  Frau 
zubringt.  Die  Acquisition  ist  unbeschrankt:  da  er  ja 
als^die  einige  juridische  Person  übrig  bleibt. 

Entweder  das  Eigenthum  der  Frau  ist  schon  vor- 
her deklarirt,  dem  Staate  bekannt,  und  durch  ihn  an- 
erkannt gewesen ;  so  wird  es  nur  auf  den  Mann  über- 
,  tragen;  oder  es  geht  erst  j(^zt  aus  dem  Vermögen  ihrer 
Eltern  hervor,  so  geschieht  erst  jezt  die  Deklaration, 
durch  die  Ehegenossen,  und  die  Garantie  der  Eigen- 
thümlichkeit  dieser  Gegenstände  überhaupt  durch  den 
Staat.      Von  dem  absoluten  Eigenihume,    Geld  und 
Geldeswerth,  hat  nach  den  obigen  Erweisen  der  Staat 
keine  Notiz  zu  nehmen :  doch  ist  es  wegen  einer  doch 
möglichen  künftigen  Scheidung,  um  der  Repartition, 
die  dann  entstehen  mufs,  (wovon  tiefer  unten,)  nö- 
j     thig ,    dais  der  Staat  den  Werth  des  Eingebrachten 
i      wisse,    oder  dafs  wenigstens  solche  Veranstaltungen 
I      getroffen  werden,  dafs  er  ihn  zu  meiner  Zeit  im  Falle 
>     d«r  Noth ,  wissen  könne.  —    Es  kann  ja  nur  ein  Do- 
I  ^  kument 
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Icument  darüber  in  der  Familie  der  Frau,  oder  ein  vei> 
siegeUes  Dokument  in  den  Gerichten,  niedergelegt 
werden. 

Ehen  so  liegt  im  Begriffe  der  Ehe  die  gemeiii- 
sfchaftliche  Wohnüng ,  gemeinschaftliche  Arbeit ,  kurz 
das  Zusammenleben.  Dem  Staate  scheinen  beide  nur 
Eine  Person;  was  Eins  thüt,  im  gemeinschaftlichen 
Eigenthume,  ist  stets  so  gut,  als  ob  das  andere  es  zu- 
gleich mit  thäte.  Alle  öffentliche  juridische  Handlun- 
gen aber  besorgt  allein  der  Mann, 

§.  iB. 

Es  bedarf  keiner  Gesetze  des  Staats,  um  das  Vet* 
liältnifs  der  Eheleute  unter  einander  zu  ordnen:  es  be- 
darf eben  so  wenig  dex  Gesetze,  um  das  Verhaltnifs 
beider  gegen  andere  Bürger  zu  ordnen.  Was  ich  von 
den  Gesetzen  gegen  den  Ehebruch  halte,  inwiefern  siö 
aussehen ,  und  sich  ausdrücken ,  als  .Gesetze  über  ein 
Eigenthum ,  und  etwa  deri  Besiz  der  Frau  dem  Manne, 
und  den  des  Mannes  der  Frau  vor  Verletzung  sichern 
sollen,  werde  ich  tiefet  unten  erklären.  Wie  der 
Staat  die  Eheleute  ansieht,  als  Eine  juridische  Person^ 
deren  äusserlicher  Repräsentant  der  Mann  ist,  und  ihr 
Vermögen  als  Ein  Vermögen,  so  ist  jeder  einzelne  Bür- 
ger verbunden,  sie  gleichfalls  anzusehen.  Bei  Rechts- 
Streitigkeiten  hat  jeder  sich  an  den  Mann  zu  haken  > 
unmittelbar  mit  der  Frau  kann  keiner  etwas  abzuma- 
chen haben.  Alles  was  daraus  folgt  ist  die  Schuldige 
keit  dei'  Eheleute»  ihre  Ehe  unter  denen»  mit  welchen 
sie  zunächst  zu  thun  haben ^  bekannt  zu  machen;  wel- 
ches auch  in  moralischer  Eückbicht,    zur  Verhütung 
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I  des  Aergernisses ,  das  aus  elnex  illegalen ,  oder  für  il- 
l  legal  gehaltenen  Verbindung  erfolgen  würde  ^  noth» 
V  wendig  ist,  und  daher  am  schicklichsten  vermittelst 
I    der  Geistlichkeit  geschieht. 

§.  19. 

Ursprünglich)  d.  i.  der  blofsen  Naturanlage  nacb> 
gellt  der  Mann  allerdings  auf  Befriedigung  des  Ge* 
schlechtstriebes  aus.    Wenn  er  aber  entweder  vor  der 
Ehe  durch  Nachdenken  und  Belehrung,  und  in  dem 
wirklichen   Umgange   mit  ehrwürdigen  Personen  des 
weiblichen  Geschlechts,  (besonders  an  seiner  Mutter,) 
lernt,   dafs  im  Weibe  Liebe  wohne,  und  sie  nur  aus 
Liebe  sich  ergeben  solle ,    so  veredelt  sich  auch  bei 
ihm  der  blofse  Naturtrieb.    Auch  er  will  nicht  mehr 
blofs  geniefsen ,  sondern  er  will  geliebt  seyn.  Nach- 
dem er  weiis,  dais  das  Weib  sich  veächtlich  macht^ 
w-enn  es  sich  ohne  Liebe  giebt,  und  dafs  ihre  Lust 
eine  lierab würdigende  Lust  sey,  so  will  er  sich  nicht 
als  Mittel  dieser  niedern  Sinnlichkeit  brauchen  lassen* 
Er  mufs  sich  nothwendig  selbst  verachten ,  wenn  et 
genöthigt  wäre  ,  sich  als  das  blofse  Werkzeug  der  Be- 
friedigung eines  unedlen  Triebes  anzusehen.    Aus  die- 
sen Principien  ist  die  Wirkung  des  Ehebruchs  der  Frau 
auf  den  Mann  zu  beurtbeilen* 

Die  Ehefrau,  die  sich  einem  andern  Manne  er- 
giebt,  ergiebt  sich  ihm  entweder  aus  ganzer  wahrer 
Litibe.  Dann  aber  h'at  sie^  da  die  Natur  ihrer  Liebe 
die  Theilung  schlechthin  nicht  verti'ü'gt ,  aufgehuii  ih- 
ren Ehemann  zu  liebrn,  und  das  ganze  Verhältnifs 
lit  demselben  ist  sonacU  vftrnichut*     Uebtiuicb  i.at 
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$ie,  olmeraclilet  sie  Liebe  zur  EntscljuWigung  anfuhrt, 
sich  herabgewürdigt-,  denn  ihre  erste  A^erbindung  mit 
ihrem  Eheinanne  mufs  ihr  jezt,  wenn  sie  noch  der 
Moralität  fähig  ist,  als  unedel  und  thierisch  vorkom- 
men, aus  den  oben  angezeigten  Gründen.  Läfst  sie 
noch  den  Schein  des  bisherigen  Verhältnisses  mit  ih- 
rem Ehemanne  fortdauern,  so  entehrt  sie  sich  dadurch 
abermals  aufs  äusserste.  Entweder  sie  läfst  es  fm-t. 
dauern,  aus  sinnlicher  Lust,  oder  um  eines  äussern 
Zweckes  Willen.  In  jedem  Falle  braucht  sie  ihre  Per- 
sönlichkeit als  Mittel  für  einen  niedern  Zweck  :  und 
macht  dadurch  den  Ehemann  selbst  zum  Mittel.  — 
Oder^  der  zweite  Fall,  sie  übergab  sich  dem  fremden 
Manne  auS  sinnlicher  Lust:  so  ist  anzunehmen,  dafs 
sie  auch  ihren  Ehemann  nicht  liebe,  sondern  ihn  ledig- 
lich zur  Befriedigung  ihres  Triebes  gebrauche:  und 
dies  ist  schlechthin  unter  seiner  Würde. 

Der  Ehebruch  des  Weibes  vernichtet  sonach  in 
jedem  Falle  das  ganze  eheliche  Verhältnifs;  und  der 
Mann  kann  die  Ehebrecheria  nicht  behalten,  ohne  sich 
selbst  herabzuwürdigen.  (Dies  hat  sich  in  der  allge- 
meinen Empfindung  aller  nur  ein  wenig  gebildeten 
Nationen  gezeigt.  Allenthalben  wurde  der  Mann,  der 
die  Ausschweifungen  seiner  Frau  duldete,  verachtet,^ 
und  man  hat  ihn  mit  einem  besondern  Spottnamen  be- 
legt. Dies  kommt  daher,  dafs  ein  solcher  Mann  gegen 
die  Ehre  sündigt,  sich  unedel  und  niederträchtig  zeigt.) 

Die  Eifersucht  des  Mannes  hat  den  Charakter 
der  Veiachtung  ge^^n  das  untreue  Weib.  Hat  sie  ei- 
nen andern,  etwa  den  des  Neides  und  der  Misgunst,  so 
macht  sich  der  Mann /selbst  verächtlich. 

§.  20.  Der 
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§.'  20. 

Der  Ehebruch  eines  Mannes  zeigt  entweder  eine 
unedle  Denkart,  wenn  das  Weib,  mit  welcher  er  sich 
vergeht,  sich  ihm  nicht  aus  Liebe  ergiebt,  sondern  um 
eines  andern  Zwecks  willen  ;  er  will  dann  blof »  genie. 
fsen.  Oder  er  ist  die  grölste  Ungerechtigkeit  gegen 
dieses  Weib,  wenn  sie  aus  Liebe  sich  ihm  giebt.  Er 
macht  dadurch  zu  allen  Pflichten  der  Ehe,  zu  unbe- 
grenzter Grolsmuth,  zu  unbc-grenzter  Sorgfalt  für  ihre 
Zufriedenheit  sich  anheischig,  welche  er  doch  nicht 
erfüllen  kann. 

Nun  ist  es  zwar  an  sich  unedel,  aber  nicht  gera- 
de zu  den  Charakter  tödtend,  wie  bi'im  Weibe,  dafs 
der  Mann  nur  auf  Befriedigung  seines  Triebes  ausgehe: 
aber  sein  Eheweib  kann  dadurch,  theils  gar  leicht  auf 
die  Gedanken  kommen,  dals  er  auch  sie  selbst  nicht 
anders  behandle,  und  dafs  alles  das,  was  sie  für  grofs- 
müihige  Zärtlichkeit  hielt, ^  nichts  sey  als  blofser  Ge- 
schlechtstrieb ,  wodurch  sie  sich  sehr  herabgewürdigt 
fühlen  müfste.  —  Theils  wird  einer  liebenden  Frau 
es  sehr  schmerzlich  fallen,  dafs  dieselbe  Aufopferung, 
die  sie  selbst  für  ihren  Mann  hat,  eine  andere  Frau 
ausser  ihr  haben  solle.  (Daher  kommt  es,  dafs  di«  Ei- 
fersucht der  Frau  etwas  von  Neid ,  und  von  Hafs  ge- 
gen die  Nebenbuhlerin  hat.) —  Es  ist  also  sehr  leictjt 
möglich,  dafs  dadurch  das  Herz  der  Frau  vom  M.nine 
abbewendet,  gc«nz*sicher  aber,  dafs  ihr  iiir  Verhältnirs 
dadurch  verbittert  werde ;  und  dies  ist  gegen  die  schul- 
dige Grolsmuth  des  Mannes. 

Also  —  der  Ehebruch  des  Mannes  vernichtet 
nicht  nothwendig  das  eheliche  Verbältnifs,  so  wie  der 

des 


194 


Weibes  es  notluvenfllg  vernichtet  —  aber  es  ist  doch 
möglich,  dafs  er  es  vernichte,  und  dann  ist  die  Frau 
herabgewürdiot  vor  sich  selbst.  An  Schuld  git-bt  et* 
dem  des  Weibes  nichts  nach ;  man  könnte  sagen  ,  sie 
ist  grofser,  weil  die  Grofsmuth  daduich  verlezt  wird, 
wodurch  sich  eine  niedrig  gesinnte  Seele  verrätb»  Die 
Frau  kann  verzeihen:  und  die  würdige  edle  Frau  wird 
es  sicher.  Aber  es  ist  drückend  für  den  Mann,  und 
noch  drückender  für  die  Frau,  w'enn  sie  etwas  zu  ver- 
zeihen hat.  Der  erstere  verliert  den  JMulh  und  dio 
ICraft  das  Haupt  der  Ehe  zu  seyn;  und  die  lezlerö 
fühlt  sich  gedrückt,  den,  dem  sie  sich  ergeben  hat, 
nicht  achten  zu  können.  Das  V'erhältnifs  zwischen 
heiden  wird  so  ziemlich  umgekehrt.  Die  Frau  wird 
die  giüfsmüthige ,  und  der  IMann  kann  nicht  füglicll 
etwas  anders  seyn,   als  dci:  unterwürfige. 

Dies  zeigt  sich  auch  im  gemeinen  Urtbeile.  Eine 
Frau,  die  die  Unordnung  ihres  Mannes  weifs,  und 
erträgt,  wird  niclit  verachtet;  im  Gegenthcil,  je  sanf- 
ter und  weiser  sie  sich  dabei  beträgt,  desto  mehr  ward 
iie  geachtet.  Man  sezt  sonach  voraus,  dafs  sie  nicht 
rechtliche  Hülfe  suchen  solle.  Woher  diese  tief  in  der 
menschlichen  Seele  liegende  IMeinung?  Etwa  blofs 
aus  unserer  Gesezgebung  und  blois  bei  uns  Mannern? 
Sie  ist  ja  bei  den  VV^eibern,  die  über  diese  Gesezge- ^ 
bung  klagen,  gleichfalls.  Sie  gründet  sich  auf  auf  die 
angezeigten  Grundverschiedenheiten  der  beiden  Ge-} 
sclilechtcr. 

§.  21. 

Um  die  bürgerlichen  Folgen  des  Ehebruchs,  und,, 
der  daraus  etwa  erfolgenden  Scheidung  gründlich  beur- 
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tlieilen  zu  können ,  müssen  wir  vor  allen  Dbgen  das 
Verhältnifs  des  Staates,  und  der  Gesezi^ebung  zu  der 
Befriedigung  des  Geschlechtstriebes  ausser  der  Ehe  un- 
tersuchen. 

Es  ist  die  Pflicht  des  Staats ,  die  Ehre  des  weibli- 
chen Geschlechts,  d,  Ii.  nach  obigen,  dafs  sie  nicht  ge- 
zwungen werden,  sich  einem  Manne  zu  ergeben,  aus- 
ser aus  Liebe,  zu  beschützen;  denn  diese  ihre  Ehra 
ist  ein  Theil,  ja  der  edelste  Theil  ihrer  Persönlichkeit. 
Jeder  hat  aber  auch  das  Recht,  —  nemlich  es  ist  kein 
äusserer  Rechtsgrund  dagegen  —  seine  Persönlichkeit 
aufzuopfern.  So  w^e  jeder  das  unbegrenzte  äussere  — 
nicht  innere  moralische  —  Recht  auf  sein  eigenes  Le- 
ben hat,  und  der  Staat  kein  Gesez  gegen  den  Selbst- 
mord machen  kann:  eben  so  hat  auch  insbesondere  das 
Weib  das  unbegrenzte  äussere  Recht  auf  ihre  Ehre. 
Es  steht  ihr  äusseriich  frei,  sich  zum  Thiere  herabzu- 
würdigen ,  so  wie  es  auch  dem  Manne  äusseriich  frei 
stehen  mufs ,  unedel  und  gemein  zu  denken. 

Will  das  Weib  sich  aus  blofser  Wollust,  oder 
für  andere  Zwecke  hingeben,  und  nndet  sich  ein  Mann^ 
der  auf  Liebe  Verzicht  thut,  so  hat  der  Staat  kein 
Recht,  es  zu  verhindern. 

Der  Staat  kann  sonach  der  Strenge  nach  —  was 
er  dabei  denn  doch  zu  bedenken  habe,  wird  sich  tie- 
fer unten  ergeben  —  s,e^en  Hurerei  und  Ehebruch 
keine  Gesetze  machen,  und  keine  Strafen  darauf  se- 
tzen. (Dies  ist  auch  wirklich  die  ursprüngliche  Ein- 
richtung in  christlichen  Staaten.  Die  Vergehungen 
dieser  Art  werden  nicht  sowohl  als   Ueber tretungen 
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«ines  Clvilgesetzes,  sondern  vielmehr  als  Uebertretun- 
gen  eines  moralischen  Gesetzes ,  und  von  der  morali- 
schen Zwangsgesellschaft,  der  Kirche  l^estraft.  Die 
Hauptstrafe  für  sie  war  immer  eine  Kirchehbufse.  Das 
rechtmäfsige  dieses  Vcrfalirens  haben  wir  hier  nicht 
zu  untersuchen,'  denn  wir  reden  vom  Staate,  und 
picht  von  der  Kirche.  —  Z.  B.  die  Einkünfte  der 
Päbstlichen  Kammer  von  liederlichen  Weibspersonen 
sind  eine  gvofse  Consequenz  in  der  Inconsequenz.  Die 
Kirche  ist  es  eigentlich,  die  ihre  Einwilligung  zu  die- 
ser Lebensart  geben  mufs ,  ausserdem  diirf!:e  sie  nicht 
getrieben  werden ;  und  das  Geld  welches  erlegt  wird, 
ist  die  Bufse,  die  vorausbezahlt  wird,  fiir  die  Sünden» 
die  sie  noch  erst  begehen  wollen.) 

§•  -2* 

Entweder  in  einem  Verhältnisse,  dessen  lezter 
Zweck  die  Befriedigung  des  Geschlechtstriebes  ist,  und 
das  sich  auf  Ei2;eanuz  gründet,  ist  Beständigkeit  und 
Publicitiit.  Dann  heifst  es  das  Concubuiat ;  welches 
^ben  durch  das  Beisammenwohnen  Publicität,  wenia- 
stens  für  eine  aufmerksame  Policei,  erhält.  ^  ' 

Der  Staat  kann ,  aus  dem  eben  angegebenen^ 
Grunde,  das  Concubinat  nicht  verbieten.  Nur  mufs 
er  zuförderst  sich  überzeugen,  dafs  dem  Weibe  keine 
Gewalt  zugefügt  werde,  sondern  dafs  sie  den  zwar 
schändlichen  Contrakt  freiwillig  geschlossen.  Das 
Weib  mufs  dies  deklarireni  nur,  da  die  Sache  unwüi;^ 
dig  ist,  nicht  mit  Feierlichkeit  und  Gepränge,  und  ji 
nicht  vor  den  moralischen  Lehrern,  sondern  etvi^a  vor 
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gewissen  Policeiflienern ,  die  ohnedies  verpflichtet 
sind,  sich  mit  unehrlichen  Sachen  zu  heschäffcigen. 

Der  Staat  mufs  ferner  wissen )  dafs  diese  Ver- 
bindung, ob  sie  gleich  den  äussern  Anschein  einer 
Ehe  hat,  keine  sey.  Sie  hat  die  juridischen  Folgen, 
der  Ehe  :nicht;  der  Mann  wird  nicht  Garant,  und 
rechtlicher  Vormund  des  Weihes.  Das  Band  icann 
wieder  celösct  werden,  sobald  es  einem  von  beiden 
eitifalk,  ohne  alle  Formalität.  13er  Staat  hat  es  nicht 
garaniiit.  Eben  so  wenig  garantirt  er  die  Bedingun- 
gen des  Vertrags ;  und  die  Weibsperson  erhält  keine 
zu  Recht  beständige  Anfoderung  auf  den  Mann,  aus 
foh>^endem  Grunde.  Nur  mit  einem  Gewerbe,  das  der 
Staat  bestätigt,  und  anerkennt,  erhält  man  eine  zu 
Recht  beständig^  Anfoderung.  Nun  kann  zwar  der 
Staat  dasjenige  Gewerbe,  welches  hier  getrieben  wird, 
nicht  verhindern,  weil  das  ausser  seinen  Rechten  liegt ; 
aber  er  kann  es  auch  nicht  bestätigen,  weil  es  unmo- 
ralisch ist.  Wenn  also  der  Mann  sein  Wort  nicht  hal- 
len will,  so  sezt  er  dadurch  zwar  allerdings  seiner  Nie- 
derträchtigkeit, und,  wie  zu  hoffen  ist,  der  allgemei- 
nen Verachtung  gegen  ihn,  die  Krone  auf:  aber  di« 
Weibsperson  kann  ihn  nicht  verklagen  ,  und  wird  von 
den  Gerichten  abgewiesen, 

§•  23. 

Oder  —  der  zweite  Fall  —  mit  der  Befriedigung 
des  Geschlechtstriebes  ausser  der  Ehe  ist  das  Zusam- 
menleben nicht  verknüpft. 
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Zuförderst  kann  der  Fall  der  seyn,  dafs  das 
Weib  sich  dem  Willen  des  Mannes  unterwerfe ,  oh- 
ne dafs  er  ihr  etwas  bezahle,  oder  ihr  .Bezahlung  — ■ 
sie  bestehe  in  was  sie  wolle ,  im  Gelde ,  Geldeswerth 
oder  auch  in  einer  Gefälligkeit  —  verspreche;  oder, 
ohne  dafs  auf  irgend  eine  Weise  ausdrücklich  erklärt 
werde ,  ihre  Unterwerfung  geschehe  nicht  aus  Liebe : 
so  ist  anzunehmen,  sie  sey  aus  Liebe  gescheben.  Dafs 
sie  nicüt  aus  Gewinnsucht  geschehen  ist,  liegt  klar  am 
Tage,  dafs  sie  aus  Wollust  geschehen  sey,  ist  ohne 
Bewclfs  nie  vorauszusetzen,  weil  es  gegen  die  Natur 
des  Weibes  ist.  Es  müfste  ausdrücklich  nachgewiesen 
werden,  dafs  sie  dafür  bekannt  sey,  sich  jedem  hinzu- 
geb(Mi.  —  Aber  Unterwerfung  aus  Liebe  begriyidet 
die  Ehe.  E^  ist  sonach  zwischen  diesen  beiden  Perso- 
nen, die  wir  annehmen,  eine  Ehe  wirklich  vollzogen ; 
auch  ohne  ausdrückliches  Eheversprechen.  Wenn  dies 
dabei  vorgekommen  ist,  so  versteht  es  sich  ohnedies 
von  selbst. 

Es  fehlt  nur  noch  an  der  öFcntlicben  Anerken- 
nung dieser  Ehe;  an  der  Trauung.  Diese  ist  der 
Staat  dem  Weibe  schkichthiu  schiihlig;  denn  er  ist 
schuldig  ihre  Ehre  ,  als  das  Recht  ihrer  Persönlichkeit 
zu  schützen.  Sie  seihst  hat,  der  Voraussetzung  nach, 
ihrer  Ehre  nichts  vergeben;  also  darf  auch  der  Staat 
derselben  nichts  ver^^eben.  Der  Mann  kann  mit 
Zwang  zur  Trauung  angehalten  werden.  Er  wirdnicbt 
etwa  zur  Ehe  gezwungen,  denn  diese  hat  er  schon 
wirklich  geschlossen,  sundern  nur  zur  öifentlichen  Er- 
klärung seiner  Ehe.  Ist  eine  unüberwindliche  Abnei- 
gung bei  ihm,  oder  giebt  es  andere  Gründe,  die  die 
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rorUlauer  der  Ehe  erschweren,  z.  F.  völlige  Ungleich- 
lieir  des  Standes,  so  iann  er  nacli  der  Trauung  wieder 
geschieden  werden;  und  diese  Scheidunj^  vrird  hehan- 
delt  nach  den  Gesetzen  der  Ehescheidung  überhaupt", 
wovon  wir  ehen  reden  wollen.  Die  Frau  und  das 
Kind  trägt  seinen  Namen,  und  die  Frau  ist  völlig  an- 
zuseilen, wie  f^ine  abgeschiedene. 

(\us  der  wahren  Ungleichheit  des  Standes,  folgt 
TJngliiichheit  der  Erziehung,  v^ölhge  Verschiedenheit, 
des  ganzen  Ideenkreises ,  Psichfpasijen  in  die  Gesell- 
Scbaiten,  in  welchen  der  andere  Theil  allein  leben 
kann;  und  dadurch' wird  eine  Ehe,  eine  völlige  Verei- 
nigung der  Herzen  und  Seelen  in  Eins,  eine  wahre 
Gleicliheit  beider,  schlechterdings  unmöglich  gemacht; 
das  Verhältnifs  wird  nothwendig  ein  Concubinat,  das 
von  der  einen  Seite  nur  die  Befriedi^uns:  des  Ei^^ennu- 
tzes,  von  der  andern  nur  die  des  Geschlechtstriebes 
7.um  Zwecke  hat,.  So  etwas  kana  der  Staal:  sich  ina 
i  iir  eine  dauernde  Ehe  ausgeben  lassen ,  noch  es ,  als 
eine  solche,  anerkennen.  Es  giebt  aber  von  Naiur  nur 
zwei  verschiedene  Stande;  einen  solchen,  der  nur  sei- 
neu Körper  für  mechanische  Ar])eit,  und  einen  solchen, 
der  seinen  Geist  vorzüglich  ausbildet.  Zwiscben  die- 
sen beiden  Ständen  gicbt  es  eine  wahre  Mesalliance  ; 
und  ausser  dieser  giebt  es  keine.) 

Oder  der  Fall  ist  der;  es  kann  der  geschwächten  nach- 
gewiesen  werden,  dafs  sie  vorher  oder  hinterher  es  mit 
andern  gehalten,  oder  dafs  sie  sieb  um  einen  Preifs  ge- 
geben habe.  Im  leztern  Falle  imifs  klar  seyn,  d.iis  sie 
ausdrücklich  aiif  ihre  Fersönlichkeit  diesen  Freifs  ee- 

Stz! 
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Sezt,  und  nur  in  der  Erwartung  desselben,  oder  nach- 
dem sie  ihn  schon  hatte,  sich  hins^eeeben.  Hat  sie 
blols  bei  andern  Gelegenheiten  Geschenke  von  dem 
Geliebten  angenommen  ;  so  beweifst  dies  nichts  gegen 
ihre  Tugend.  —  Kann  der  Weibsperson  dieser  Be- 
weiis  geführt  werden,  so  ist  sie  eine  entehrte,  und 
hat  keinen  Schuz  bei  der  Obricrli.eit :  denn  diese  kann 
nicht  eine  Ehre  schützen,  welche  gar  nicht  vorhanden, 
sondern  von  ihrer  Besitzerin  selbst  aufgegeben  ist. 


Frostituirte  Weibspersonen,  (quae  fpiaestum  cor« 
pore  exercent ,)  die  dies  zu  ihrem  einzigen  Gewerb» 
juachen,    kann  der  Staat  innerhalb  seiner  Grenzen 
nicht  dulden;  er  mufs  sie  des  Landes  verweisen:  und 
dies  ohne  Abbruch  ihrer  eben  abgeleiteten  Freiheit,  mit 
ihrem  Leihe  vorzunehmen,  was  sie  wollen,  aus  folgen- 
dem sehr  einfachen  Grunde.  —    Der  Staat. mufs  wis- 
sen, wovon  jede  Person  lebt,  und  mufs  ihr  das  Recht 
geben  ihr  Gewerbe  zu  treiben.    Welche  dies  nicht  an- 
geben kann,   hat  das  Bürgerrecht  nicht.    Wenn  nun 
eine  Weibsperson  dem  Staate  jenen  Nahrungszweig 
angi^ibe,  so  hätte  er  das  Recht  sie  für  wahnsinnig  zu 
halten.    Propriam  turpitudinem  conhtenti  non  creditur, 
ist  eine  richtige  Rechtsregel.    Es  ist  sonach  so  gut, 
als  ob  sie  kein  Gewerbe  angegeben  hätte,  und  in  die' 
ser  B-ückncht  ist  sie,  wenn  sie  sich  nicht  eines  andern 
bedenkt,   über  die  Grenze  zu  bringen.  —    In  einem 
gehörig  konstituirten   Staate  kann   dieser  Fall  nicht 
füglich  eintreten.    Da  ist  jeder  auf  eine  vernünftige 
Art  vcrsoriit.     Ilaben  sie  noch  ein  anderes  Gewerbe 
darneben,   und  ist  jenes  nicht  ihr  fixirter  Stand,  so 
ignorirt  der  Staat  ihren  Lebenswaadel.    Die  Frage 

über 
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'    Über  Gewalt  tann  hier  nicht  Statt  finden,  da  dieser 
Jicbenswandel  ja  keine  Publicität  erhält,  so  wie  das 

1^.,  Concubinat  durch  das  regßlmäfsige  Zusammen wohn'^ii. 
- —  Der  Staat  weifs  von  diesen  Unregelmäfsigkeiten 
nichts,  und  hat  nicht  etwa  den  Männern  den  Genufs 
dieser  entehrenden  Jjüste  garantirt,  wie  er  z.  B.  seinen 
Bürgern  garantiit  hat,  ruhig,  und  bec[aem  auf  der 
Strafse  reisen  zu  können.  Die  Aufsicht  über  die  Ge- 
sundheit jener  Prosiituirten  ist  sonach  gar  kein  Zweig 
der  Policei;  und  ich  gestehe,  dafs  ich  sie  eines  recht- 
lichen Staates  für  unwürdig  halte.  Wer  liederlich  seyn 
will ,  der  mag  denn  doch  auch  die  natürlichen  Folgen 
seiner  Liederlichkeit  tragen.  Eben  so  wenig  o^aran- 
tirt,  wie  sich  von  selbst  versteht,  der  Staat  die  Con- 
trakte,  die  über  dergleichen  Dinge  geschlossen  wer- 
den. Eine  Prostituirte  kann  in  dergleichen  Angele- 
o-enheiten  nicht  klao;en. 

§,  24/ 

Diese  Grundsätze  auf  den  Ehebruch  angewendet. 
—  Der  Staat  kann  eben  so  weViig  Gesetze  gegen  ihn 
geben,  noch  Strafen  festsetzen,  als  gegen  irgend  eine 
aussereheliche  Befriedigung  des  Geschlechtstriebes. 
Wessen  Ptechte  sollten  denn  durch  dieses  Vergehen 
verlczt  werden  ?  Etwa  die  des  Mannes ,  mit  dessen 
AVeibe,  oder  die  des  Weibes,  mit  dessen  Manne  die 
Ehe  gebrochen  wird.  Ist  denn  die  eheliche  Treue  Ob- 
jekt eines  Zwangsrechts?  So  wird  sie  in  diesen  Ge- 
setzen allerdings  angesehen.  Aber  sie  gründet  sich  ja 
in  derThat  auf  die  Verbindung  der  Herzen.  Diese  ht 
eine  freie  Verbindung ,  die  sich  nicht  erzwingen  läfst ; 

und 
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und  wenn  sie  aufKorb,  so  i3t  das  Erzwingen  der  aus-- 
Sern  Treue  ^  deren  Erzwingung  allein  physich  möglidi 
xväre ,  rechtlich  unmöglich ,  und  widerrechtlich, 

§.  25. 

Ist  das  Verhältnifs,  das  zwischen  Eheleuten  seya 
sollte,  Tjnd  welches  das  Wesen  der  Ehe  ausmacht,  un- 
begrenzte Liebe  von  des  Weibes,  unbegrenzte  Grofs- 
muth  von  des  Mannes  Seite,  vernichtet,  so  ist  dadurch 
die  Ehe  zwischen  ihnen  aufgehoben.  Also  —  Ehe» 
leute  scheiden  sich  selbst  mit  freiem.  Willen,  so  wie  sie 
sich  mit  freiem  Willen  verbunden  haben.  —  Ist  dec 
Grund  ihres  Verhältnisses  aufgehoben ,  so  dauert, 
wenn  sie  doch  beisammen  bleiben,  ohnedies  die- Ehe 
nicht  fort,  sonder  ihr  Beisammenleben  läfst  sich  nur 
für  Concubinat  halten:  ihre  Verbindung  ist  nicht  mehr 
selbst  Zweck,  sonder  es  giebt  einen  Zweck  ausser  ihr^ 
meistens  den  des  zeitlichen  Vortheils.  Nun  kann  kei- 
nem Menschen  zugemuthet  werden,  etwas  unedles, 
dergleichen  das  Concubinat  ist,  zu  begehen:  also  kann 
auch  der  Staat  solchen ,  deren  Herzen  geschieden  sind, 
nicht  zumuthen,  langer  beisammen  zu  leben. 

Hieraus  würde  hervorgehen,  dafs  der  Staat  bei 
Trennungen  der  Ehen  gar  nichts  zu  thun  hätte;  ausser 
dies,  dafs  er  verordne,  auch  die  geschehene  Trennung 
ihm,  der  die  Verbindung  anerkannt  hat,  zu  deklari-  ^ 
ren.  Die  jiiridischen  Folgen,  welche  die  Ehe  hatte, 
fallen  nach  der  Trennung  derselben  nothwendig  weg, 
und  deswegen  mufs  der  Staat  davon  benachrichtiget 
werden,  um  seine  Maasregeln  darnach  zu  nehmen. 

§.  26.  Nun  V 
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§.  26. 

Nun  aber  maafsen  unsere  meisten  Staaten  sich  al- 
lerdings ein  Rechtserkenn tnifs  in  Ehescheidungssacheii 
an.  Haben  sie  daran  völlig  Unrecht;  oder  wenn  sie 
nicht  völlig  Unrecht  haben ,  worauf  gründet  sich  ihr 
Recht? 

Darauf;  es  kann  der  Fall  seyn ,  dafs  die  zu  tren- 
nenden Eheleute  den  Staat  zur  Hülfe  bei  ihrer  Tren- 
nung aufFodern ;  und  dann  mufs  der  Staat  urtheilen, 
ob  er  ihnen  diese  Hülfe  zu  leisten  habe,  oder  nicht. 
Das  Resultat  davon  wäre  dieses :  edles  liechtsurtheil 
des  Staats  in  EheschezdwigssachcJi  ist  nichts  anders^  als 
sein  KechtsurtJieiL  über  die  lli'dje  ^  die  er  seihst  dahei  zu 
leisten  habe.    Wir  wollen  dies  einzeln  durchgehen, 

§•  27. 

Entweder  beide  Theile  sind  einig  sich  von  einan- 
der zu  trennen,  und  auch  über  die  Theilune  des  Ver- 

o 

mögens  sind  sie  einig,  so  dafs  kein  Rechtsstreit  Statt 
hnde ;  so  haben  sie  schlechthin  nichts  v/eiter  zu  thun, 
a^>s  nur  dem  Staate  ihre  Trennung  zu  erklären.  Die 
Sache  ist  unter  ihnen  schon  abgethan,  das  Objekt  ih- 
rer Uebercinslimmung,  ist  ein  Objekt  ihrer  natürli- 
chen Freiheit:  und  der  Staat  hat  der  Strenge  nach 
nicht  einmal  nach  den  Gründen  ihrer  Trennung  zu 
fragen. 

Wenn  er  bei  uns  t].2rnach  fragt,  so  thut  es  nicht 
eigentlich  der  Staat,  sondern  die  Kirche  thut  es ,  als 
rioralische  Gesellschaft.  Daran  hat  sie  nun  ^anz 
IVecht;   denn  die  Ehe  ist  eine  moralische  Verbindung, 

und 
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und  es  kann  daher  den  sich  trennenden  Ehegatten  al- 
]erdin<TS  daran  liegen,  vor  dem  Repräsentanten  der 
moralischen  Gesellschaft,  der  Kirche,  in  der  sie  doch 
hoffentlich  bleiben  wollen,  sich  zu  rechtfertigen ;  auch 
etwa  den  Rath  ihrer  Lehrer  und  Gewissensräthe  dar- 
über zu  vernehmen.  Auch  wird  es  ganz  schicklich 
seyn  ,  dafs  die  leztern  Vorstellungen  versu<;hen.  Nur 
ist  dabei  folgendes  wohl  zu  merken:  die  Geistlichen 
haben  kein  Zwangsrecht,  weder  auf  das  Geständnifs 
der  Bewegungsgründe  zur  Trennung,  noch  auf  di« 
Befolgung  ihres  Raths.  Wenn  beide  Eheleute  sagen: 
Wir  wollen  es  auf  unser  Gewissen  nehmen,  oder:  eu- 
re Gründe  bewegen  uns  nicht,  so  mufs  es  dabei 
bleiben, 

Resultat :  die  Einwilligung  beider  Theile  trennt 
die  Ehe  juridisch ,  ohne  weitere  Untersuchung. 

§.  28. 

Wenn  ein  Theil  von  beiden  in  die  Trennung 
nicht  willigt,  dann  ist  die  Anzeige  bei  dem  Staate, 
nicht  eine  blofse  Deklaration,  sondern  zugleich  eine 
Anffoderung  seines  Schutzes,  und  jezt  tritt  ein  Rechts- 
crkeuntnifs  des  Staats  ein. 

Was  konnte  der  Theil,  der  die  Trennung  ver- 
langt  vom  Staate  fodern?  Klagt  der  Mann  auf  die 
Scheidung  wider  Willen  der  Frau,  so  ist  der  Sinn  sei- 
ner Foderung  der:  der  Staat  solle  die  Frau  aus  seinem 
'  Hause  vertreiben.  Klagt  die  Frau  gegen  den  Willen 
des  Mannes,  so  ist,  da  der  Mann  nicht  vertrieben 
werden  kann,  indem  ihm  als  Repräsentanten  der  Fa- 
milie 
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inllle  das  Haus  gehört,  die  Frau  aber,  da  sie  gehen  will, 
wohl  selbst  gehen  könnte  —  es  ist,  sage  ich,  der 
Sinn  ihrer  Foderung  der:  dafs  der  Staat  den  Mann  nö- 
thige,  ihr  ein  anderes  Unterkommen  zu  verschalten. 

Nach  welchen  Gesetzen  hat  nun  hierbei  der  Staat 
«ich  zu  bestiunnen  ? 

§.  29. 

Der  FaJl  sey  der,  dals  der  Mann  auf  die  bürger- 
liche Scheidung  klage,  um  Ehebruchs  der  Frau  willen. 
Es  ist  nach  dem  obigen  gegen  die  Ehre  des  Mannes, 
mit  einer  solchen  Frau  länger  zu  leben ,  und  ihr  Ver- 
hältnifs  kann  fernerhin  gar  nicht  mehr  Ehe  genannt 
werden,  sondern  es  wird  Concubinat.  Aber  der  Staat 
}cann  keinen  Menschen  nöthigen  etwas  gegen  seine 
Ehre,  und  sein  sittliches  Gefühl  zu  thun.  Es  ist  so- 
nach in  diesem  Falle  die  Schuzpflicht  des  Staates,  den 
Mann  seiner  Frau  zu  entledigen.  Aus  welchen  Grün- 
den könnte  denn  die  Frau  begehren,  langer  bei  dem 
Manne  zu  leben  ?  Liebe  ist  bei  ihr  nicht  zu  prasumi- 
ren,  also  um  anderer  Zwecke  willen.  Aber  der  Mann 
kann  sich  nicht  zum  Werkzeuge  ihrer  Zwecke  machen 
lassen.  Dafs  ohne  Klage  des  Mannes  der  Staat  kein 
Recht  habe,  auf  Ehebruch  zu  inquiriren,  und  etwa 
den  Mann  gegen  seinen  Willen  zu  scheiden,  geht 
schon  aus  dem  obigen  hervor,  da  der  Ehebruch  gar 
nicht  ein  Gegenstand  der  bürgerlichen  Gesezgebung  ist. 

Selbst  die  Kirche  hat  keine  Ehre  davon,  dem 
Manne  der  Ehebrecherin  zuzureden,  und  ihn  zur  Ver- 
zeihung zu  ermahnen.     Denn  dieselbe  kann  nichts 

unehr- 
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unehrbares  und  unmoralisches,  wie  die  Fortsetzung  des 
Beisamrneniebens  in  diesejn  Falle  olFenbar  seyn  würde» 
anralhen. 

Der  Fall  sey  der,  dafs  der  Mann  auf  die  Tren- 
nung klage  wegen  Mangel  an  Liebe  der  Frau  über- 
baupt.  Entweder  gesteht  diese  den  Mangel  der  Liebe 
zu,  —  Dann  hat  der  Staat  den  Mann  der  Frau  zu 
entledigen ;  denn  nur  Liebe  ist  der  Grund  einer  recht- 
cnäfsigen  Ehe,  und  wo  diese  nicht  ist,  ist  die  Verbin- 
dun«:  blofses  Concubinat.  Aus  welchem  Grunde  könn- 
te 

te  doch  die  Frau  verlangen ,  länger  mit  einem  Manne 
zu  leben,  den  sie  ihrem  eigenen  Geständnisse  nach, 
nicht  liebt.  Es  konnten  keine  andere  als  äussere 
Zwecke  s^yn ,  zu  deren  Werkzeuge  der  Mann  sich 
nicht  kann  machen  lassen.  —  Oder  die  Frau  gesteht 
ihren  Mangel  an  Liebe  nicht  zu.  —  Dann  kann  der 
Staat  nicht  unmittelbar  verfahren,  sondern  hat  dies© 
Ehe  unter  strenge  Aufsicht  zu  nehmen ;  bis  entweder 
die  Eheleute  sich  vertragen,  oder  bis  ein  triftiger 
Grund  der  Trennung  klar  und  erweiXslich  wird.  — 
£)as  Recht  der  Aufsicht,  welches  er  ausserdem  auf  keino 
Ehe  hat,  erhält  er  dadurch,  dafs  er  zum  Richter  ge- 
macht worden  ist,  über  einen  Umstand,  der  nicht  klar 
ist,  noch  ihm  klarwerden  kann,  ohne  diese  Aufsicht. 
(Etwas  vorher  nur  seinem  mittelbaren  Schutze  unter- 
worfenes, ist  ihm  durch  die  Klage  unmittelbar  uuLer- 
worfen  worden.) 

Die  Versagung  dessen,  was  man  auf  eine  sehr 
unedle  Weiüe  eheliche  Paicht  genannt  hat,  von  Seiten 
der  Frau,  beweifst  den  Mangel  der  Liebe,  und  ist  iu- 
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ein  Rechtsgrund  der  Trennung.  Die  Liebe  geht  aus 
von  dieser  Unterwerfung  der  Frau ,  und  diese  Vntex" 
werfung  bleibt  die  fortdauernde  Aeusserung  der  Liebe. 
Inwiefern  sie,  habe  ich  gesagt,  diesen  Biangel  dec 
Liebe  beweifst:  denn  wenn  Krankheit,  oder  ein  ande» 
rer  physischer  Yerhinderung"Sgrund  nachgewiesen  wer- 
den kann,  dann  beweifst  sie  den  Mangel  der  Liebe 
nicht.  In  diesem  Falle  wäre  die  Rlaoe  des  Mannes 
über  alle  Begriife  unedel.  —  Wenn  er  aber  doch  so 
unedel  dächte?  So  kann  der  Staat  zwar  zum  Diener 
seiner  gemeinen  Öenkart  sich  nicht  machen ;  aber  eia 
solcher  Mann  ist  einer  braven  Frau  unwürdig,  und  es 
ist  zu  hoffen ,  dafs  dieselbe  ,  besonders  durch  Vorstel- 
lungen der  Geistlichen  ,  zu  vermögen  seyn  wird ,  ge- 
gen einen  Ersaz,  in  die  Trennung  zu  willigen,  wo- 
durch denn  die  Einwilligung  beider  Theile  erhalten, 
und  beim  Staate  lediglich  eine  Deklaration  nöthig  seyrt 
würde ;  so  dafs ,  was  er  dabei  zu  thun  hätte ,  weiter 
nicht  in  Frage  käme. 

Wenn  die  Frau  in  eine  Criminaluntersuchung  ver- 
fällt, wo  der  Staat  sich  an  ihren  Leib  und  Leben  hält, 
ist  sie  durch  die  Sache  selbst  vom  Manne  geschieden . 
der  Staat  selbst  nimmt  sie  ihm  weg.  Der  Manu  ist 
sonst  ihr  gerichtlicher  Vormund.  In  einer  Criruinal- 
also  ausshlie^send  persönlichen  Sache,  kann  er  das 
nicht  seyn.  Sie  erhält  ihre  Selbstständigkeit,  und  ist 
dadurch  geschieden.  \A^ird  sie  unschuldig  befunden, 
.So  tritt  sie  wieder  zurück  unter  die  Eolhmäfsigkeit.des 
Mannes.  —  Will  nach  ausgestandener  Srrafe  der 
Mann  sie  wieder  nehmen,  so  darf  er  das  thun;  aber 

xiöthi-. 
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nöthigen  kann  ihn  dazu  niemand,  denn  er  ist  durch 
sie  entehrt  worden. 

§.  30. 

Der  Fall  sey  der,  dafs  die  Frau  auf  die  juridisch© 
Trennung  klage,  um  Ehebruchs  des  Mannes  willen.  — • 
Es  ist  nach  obigem  allerdings  möglich,  und  bringt  der 
Frau  keine  Unehre,  sondern  vielmehr  Ehre,  dem  Man- 
ne zu  verzeihen.  Es  ist  sonach  rathsam ,  ihr  Vorstel- 
lungen 'zu  thun:  auch  vrohl  auf  einige  Zeit  sie  zur 
Geduld  zu  verweisen.  —  (Die  Scheidung  von  Tisch 
und  Bette.)  Besteht  sie  aber  auf  ihrem  Begehren,  so 
mnfs  sie  o^eschieden  werden;  denn  nur  sie  selbst  kennt 
ihr  Herz ,  und  kann  darijber  entscheiden ,  ob  durch 
die  Untreue  ihres  Mannes ,  die  Liebe  zu  ihm  ganz  aus- 
getilf't  sey.  Nachdem  aber  die  Liebe  ausgetilgt  ist, 
die  Frau  dock  zu  nÖthigen,  ihrem  Manne  sich  zu  un- 
terwerfen, wäre  wider  die  erste  Pflicht  des  Staats 
gegen  das  weibliche  Geschlecht. 

Ueberliaupt  ist  der  Slaat  stets  verbunden,  auf  An- 
halten  der  Frau,  ihre  Klage  sey,  welche  sie  wolle, 
nach  vorläufigen  Vorstellungen,  wenn  sie  dennoch  auf 
ihrer  Fqderung  besteht,  sie  zu  scheiden.  Das  andere 
Geschlecht  mufs  hierüber  begünstigt  werden.  Der 
Grund  davon  ist  dieser;  durch  die  Klage  auf  die 
Scheidung  mag  sie  vielleicht  nichts  gegen  ihren  Manri 
beweisen;  was  sie  selbst  aber  betrilft,  beweifst  sie  den 
Mangel  ihrer  Liebe:  und  ohne  Liebe  soll  sie  nicht  g«.' 
nöthlgt  weiden,  sich  zu  unterwerfen.  Eben  dar- 

um  aber,  weil  sie  ihr  eignes  Herz  zuweilen  nicht 
r«cht  kennt,  und  wohl  mehr  liebt,  als  sie  graubt,^  sind 

'  hier 


hier  die  Vors  feil  un  freu,  und  der  Versuch  der  Scheidung 
für  eine  gewisse  Zeit  anzuwenden. 

Die  Klage  über  versagte  eheliche  Pflicht  von  Sei- 
ten des  Weibes  ist  eine  ihr  Geschlecht  entehrende 
Klage,  eine  Sünde  gegen  die  Natur:  und  man  kann 
es  nicht  wohl  anders,  als  Barbarei  nennen,  dafs  der 
Staat  —  sogar  die  Kirche  im  Namen  desselben  — 
eine  solche  Klage  annimmt.  Auch  bestätigt  es  die  Er- 
fahrung, dafs  die  Weiber  sich  ihrer  selbst  schämen, 
und  sie  meist  nur  als  Vorwand  gebrauchen.  Erlaube 
ihnen  doch  der  Staat  geradezu  ihre  Abneigung  zu» 
gestehen. 

Eine  Criminaluntersuchung,  in  die  der  Mann  ver- 
fällt, scheidet  nicht  nothwendig.  Das  Verhältnifs  ist 
hier  ein  ganz  anderes.  Der  ?*[ann  muls  ja  immer  in 
seinem  und  der  Frau  Namen  vor  Gerichte  stehen.  — 
Doch  ist  eine  solche  Untersuchung  ein  sehr  gültiger 
Grund  für  die  Frau,  auf  Scheidung  zu  klagen,  denn 
sie  kann  einen  Verbrecher  nicht  achten.  Will  sie  aber 
bei  ihm  bleiben,  selbst  sein  Schicksal  mit  tragen,  und 
es  erleichtern,  so  viel  es  ihr  die  Gesetze  zulassen, 
so  steht  ihr  das  ganz  frei. 

Bösliche  Verlassung  —  d.  i.  Verlassung  ohne  dafs 
der  Ehegatte  von  derselben  und  ihren  Gründen  weifs, 
als  Grund  der  Klape  auf  die  Scheiduna  scheidet  ohne 
weiteres,  den  der  Theil,  der  den  andern  verlassen  hat, 
ist  anzusehen,  als  habe  er  sich  selbst  geschieden;  der 
verlassene  aber  klagt  auf  die  Scheidung.  Sonach  ist 
hier  die  Einwilligung  beider  Theile. 

O  §.  31.  Wi« 


Wie  ist  es  bei  der  Scheidung  in  Absiclit  des  Ver- 
mögens zu  halten  ? 

Da  meine  Grundsatze  darüber  von  den  gewölitili- 
chen  abgehen  ,  so  bitte  ich ,  die  Gründe  der  Entschei- 
dung wohl  zu  überlegen. 

Die  Frau  unterwirft  mit  ihrer  Persönlichkeit  zu- 
gleich ihr  ganzes  Vermögen  dem  Manne;  und  er  kann 
ihre  Liebe  mit  nichts  anderm  vergelten,  als  dafs  er, 
so  wie  seine  Person  und  Freiheit,  also  auch  sein  gan- 
zes Vermögen,  ihr  gleichfalls  unterwerfe^  doch  mit 
dem  Unterschiede,  dafs  er  die  äussere  Herrschalt  über 
das  Ganze  behalte.  —  Aus  der  Vereinigung  der  Her- 
7,en  erfolgt  nethwendig  Vereinigung  der  Güter,  unter 
der  Oberherrschaft  des  Mannes.  Aus  zwei  Vermögen 
wird  nur  Ein  Vermögen. 

Tezt  wird  diese  Verbindung  getrennt ;  aber  wenn 
der  Grund  wegfällt,  fällt  das  Begründete  weg.  Teder 
Theil  müfste  der  ersten  Ansicht  nach  in  den  vorigen 
Zustand  wieder  eingesezt  werden  ;  zurückbekommen, 
was  er  zur  gemeinschaftlichen  Masse  gab. 

Aber,—  eine  Betrachtung,  die  dieses  Resultat 
sehr  ändert, —  beide  haben  eine  Zeitlang  dieses  Ver- 
mögen,—  der  Präsumtion  nach  durch  Einen  Willen, 
und  überhaupt ,  als  Ein  Subjekt ,  verwaltet,  genossen, 
vermehrt,  vermindert.  Der  Effekt  dieser  gemein- 
schaftlichen Verwaltung,  lälst  sich  nicht  aufheben,  er 
ist  nothwendig  beiden  gemein,  und  bleibt  beiden  ge- 
mein.   Nachgerechnet  kann  nicht  werden ,  so  dafs  der 
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eine  Theil  zum  andern  sage:  du  hast  diese  oder  jene 
Pfleire  bedurft,  die  ich  nicht  bedurfte ;  ich  habe  dieses 
oder  jenes  erworben,  dafs  du  nicht  erworben  hast; 
denn  wenn  beide  nur  in  einer  wahren  Ehe  lebten,  so 
war  das  JBedürfnifs  jedes  Theils  zugleich  Bedürf- 
niis  des  andern ,  und  der  Gewinn  des  eineu 
Theils  zugleich  Gewinn  ^des  andern;  beide  waren, 
der  rechtlichen  Präsumtion  nach  nur  Eine  Person.  So 
wenig  jemand  mit  sich  selbst  Abrechnung  hält,  und 
handelt,  und  processirt,  so  wenig  können  es  Ehegat- 
ten, lezt  freilich  wird  dieses  Verhältnifs  aufgehoben, 
und  es  ist  von  diesem  Augenblicke  an  anders;  bis  da- 
hin aber  war  es  so  ,  und  der  Effekt  dieses  Verhältnis- 
ses läf^t  sich  nicht  vernichten. 

Nun  aber  ist  die  äussere  Bedingung  dieses  Ef- 
fekts das  zugebrachte  Vermögen ;  nicht  etwa  blofs 
an  baarem  Gelde,  sondern  auch  an  Rechten  und 
^Privilegien.  (Ueber  die  innern  Bedingungen,  den 
Flelfs,  die  Sorgfalt  eines  jeden  .Theils  soll  eben 
nicht  nachgerechnet  werden.)  Nach  diesem  Verhalt- 
nisse des  zugebrachten  müfste  das  zur  Zeit  der  Schei- 
dung vorhandene  ganze  Vermögen,  als  Effekt,  ge- 
theilt  w^erden.  Was  jeder  Theil  zugebracht  hat, 
mufs  gerichtlich  nachgewiesen  werden  können,  zu- 
folge einer  oben  beigebrachten  Bemerkung.  Haue 
z.  B.  die  Frau  Ein  Drittel,  der  Mann  zwei  Drittel, 
des  ganzen  Vermögens,  v/omit  der  Ehestand  ange- 
fangen wurde,  eingebracht.  Der  Bestand  des  gan- 
zen Vermögens  bei  der  Scheidung  wird  untersucht, 
und  nach  demselben  Verhältnisse  getheilt ;  so,  dafs  die 
abgeschiedene  Frau  ein  Drittel  herausbekomme,  der 
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Mann  zwei  Drittel. belialte.  Die  Frau' belcommt  nicht 
etwa  ihr  eingebrachtes  zurück ;  sie  übertragt  von  dem- 
selben ihren  Theil  des  Verhistes,  wenn  sich  das  Gan- 
ze verringert,  sie  erhält  ihren  Theil  des  Gewinns, 
wenn  sich  das  Ganze  vermehrt  hat.  Es  ist  ganz  so, 
wie  bei  einer  Mascopei.  —  Andere  Dispositionen  der 
Gesezgebung  hierüber  mögen  wohl  ihre  politischen 
Gründe  haben ,  aber  sie  sind  nicht  gerecht. 

Wie  es  bei  einer  Scheidung  in  Absicht  der  Thei- 
lun^  der  Kinder  unter  die  geschiedenen  Ehegatten  zu 
halten  sey,  dies  wird  sich  erst  tiefer  unten  bei  Unter- 
suchung des  Verhältnisses  zwischen  Eltern  und  Kin- 
dern einsehen  lassen. 
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Dritter  Abschnitt. 

Folgerungen  auf  das  gegenseitige  Rechtsv er- 
hältnifs  beider  Geschlechter  überhaupt 
im  Staate. 


H  at  das  Weib  die  gleichen  Rechte  im  Staate,  welche 
der  Mann  hat? —  Diese  Frage  könnte  schon  als  Frage 
lächerlich  scheinen.  Ist  der  einzige  Grund  aller 
Rechtsfähigkeit,  Vernunft  und  Freiheit,  wie  könnte 
zwischen  zwei  Geschlechtern ,  die  beide  dieselbe  Ver- 
nunft und  dieselbe  Freiheit  besitzen  ein  Unterschied 
der  Rechte  Statt  finden  ? 

Nun  aber  scheint  es  doch  allgemein,  seitdem 
Menschen  gewesen  sind,  anders  gehalten,  und  das 
weibliche  Geschlecht  in  der  Ausübung  seiner  Rechte 
dem  männlichen  nachgesezt  worden  zu  seyn.  Eine 
solche  allgemeine  Uebereinstimmung  mufs  einen  tief- 
liegenden Grund  haben,  und  ist  die  Aufsuchung  dessel- 
ben je  ein  dringendes  Bedürfnifs  gewesen,  so  ist  sie 
es  in  unsern  Tagen. 

Vorausgesezt,  dafs  das  andere  Geschlecht  in  Ab- 
sicht seiner  Rechte ,  wirklich  gegen  das  erste  zurück- 
gesezt  sey,  so  würde  es  keinesweges  hinreichen,  als 
den  Grund  dieser  Zurücksetzung  die  geringem  Geistes- 
und körperlichen  Kräfte  des  Weibes  anzuführen.  Be- 
sonders au^  das  erstere  würden  die  Weiber,  ^und  ihre 
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Schuzredner  antworten;  zuförderst  bildet  man  uns 
nicht  gehörig  aus,  und  das  männliche  Geschlecht  ent- 
fernt uns  geflissentlich  von  den  'Quellen  der  Bildung : 
dann  ist  euer  Vorgeben  nicht  einmal  streng  richtig, 
denn  gegen  die  meisten  Männer,  die  der  Ruhm  ihres 
Geschlechts  sind,  wollten  wir  euch  gar  wohl  Weiber 
gegenüber  stellen,  die  nach  einer  gerechten  Schätzung 
ihnen  nichts  nachgeben  würden ;  endlich  konnte  aus 
dieser  Ungleichheit,  wenn  sie  auch  gegründet  wäre, 
nimmermehr  eine  so  entschiedene  Ungleichheit  der 
Rechte  folgen,  da  man  ja  wohl  auch  unter  den  Män- 
nern eine  sehr  grofse  Verschiedenheit  der  geistigen 
und  körperlichen  Kräfte  wahrnimmt,  ohne  dafs  man 
daraus  eine  so  drückende  Folgerung  auf  das  gegensei- 
tige Rechtsverhältnifs  derselben  gestatten  will. 

Es  ^väre  demnach  vor  allen  Dingen  nur  das  zu 
untersuchen,  ob  denn  auch  wirklich  die  Weiber  so  zu- 
rückgesezt  sind,  als  es  einige  unter  ihnen,  und  noch 
mehr,  einige  unberufene  Schuzredner  derselben  vorcre- 
ben.  Es  wird  in  unserer  Darstellung  ein  Punkt  nach 
dem  andern  sich  ergeben. 

§•  33- 

Ob  an  sich  dem  weiblichen  Geschlechte  nicht  alle 
Menschen-  und  Bürgerrechte  so  gut  zukomnlen ,  als 
dem  männlichen ;  darüber  könnte  nur  der  die  Frage  er- 
heben, welcher  zweifelte,  ob  die  Weiber  auch  völli- 
ge Alcjaschen  Seyen.  V,  ir  sind  darüber  nicht  im  Zwei- 
fel, wie  aus  den  oben  aufgestellten  Sätzen  hervorgeht. 
Aber  darüber,  ob  und  inwiefern  das  weibliche  Ge- 
schlecht alle  seine  Rechte  ausüben  auch  nur  wollen 
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könne,  Icönnte  allerdings  die  Frage  entstehen.  Wir 
geben,  um  diese  Frage  zu  beantworten,  die  möglichen 
Zustände  des  Weibes  einzehi  durch. 

§•  34- 

Der  Regel  nach ,  —  von  den  Ausnahmen  tiefer 
unten  —  ist  das  Weib  entweder  noch  lungfrauy  ulid 
dann  steht  sie  unter  der  väterlichen  Gewalt,  wie  der 
unverheirathete  lüngling  ebenfalls.  Hierin  sind  beide 
Geschlechter  ganz  gleich.  Beide  befreiet  ihre  Verhei- 
rathung,  in  Absicht  welcher  beide  gleich  frei  sind: 
oder,  wenn  Eins  den  Vorzug  hat,  so  sollte  die  Tochter 
ihn  haben.  —  Sie  darf  schlechthin  auch  nicht  einmal 
durch  Vorstellungen  und  Zureden  zur  Heirath  genÖ- 
thigt  werden:  welches  bei  dem  Sohne  noch  eher  thun- 
lich ist ,  aus  den  oben  angezeigten  Gründen.  — 

Oder  das  Weib  ist  verheirathet ,  und  dann  hängt 
ihre  eigene  Würde  daran,  dafs  sie  ihrem  Manne  ganz 
unterworfen  sey  und  scheine.  —  Man  bemerke  wohl 
  es  geht  zwar  dies  aus  meiner  ganzen  Theorie  her- 
vor, und  ist  mehrmals  ausdrücklich  angemerkt,  aber 
es  ist  vielleicht  nicht  überflüssig,  es  wiederholt  einzu- 
schärfen ,  —  das  Weib  ist  nicht  unterworfen,  so 
dafs  der  Mann  ein  Zivangsrecht  auf  sie  hatte :  sie  ist 
unterworfen  durch  ihren  eigenen  fortdauernden  noth- 
wendigen  und  ihre  Moralität  bedingenden  Wunsch, 
unterworfen  zu  seyn.  Sie  dürfte  v^olil  ihre  Freiheit 
zurücknehmen,  wenn  sie  wollte;  aber  gerade  hier 
liegt  es;  sie  kann  es  vernünftiger  Weise  nicht  wollen. 
Sie  mufs,  da  ihre  Verbindung  nun  einmal  allgemein 
bekannt  ist,  allen,  denen  sie  bekannt  ist ,  erscheinen 
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wollen,  als  ganzlich  unterworfen  dem  Manne,  als  in 
ihm  ganzlich  verloren. 

Also,  zufolge  ihres  eigenen  nothwendigeii^Wil- 
]ens  ist  der  Mann  der  Verwalter  aller  ihrer  Rechte ; 
sie  will,  dafs  dieselben  behauptet,  und  ausrgeübt  wer- 
den, nur  inwiefern  er  es  will.  Er  ist  ihr  natürlicher 
Repräsentant  im  Staate,  und  in  der  ganzen  Gesell- 
schaft. Dies  ist  ihr  Verhältnifs  zur  Gesellschaft,  ihr 
öffentliches  Verhältnifs.  Ihre  Rechte  unmittelbar 
durch  sich  selbst  auszuüben,  kann  ihr  gar  nicht 
einfallen. 

Was  das  häusliche  und  innere  Verhältnifs  anbe- 
langt, ^ieht  nothwendig  die  Zärtlichkeit  des  Mannes  ihr 
alles  und  mehr  zurück  ^  als  sie  verloren  hat.  Der  Manu 
wird  ihre  Rechte  nicht  aufgeben,  denn  sie  sind  seine 
eigenen  Rechte,  er  würde  dadurch  sich  selbst  schaden, 
und  sich  und  sein  Weib  vor  der  Gesellschaft  enteh- 
ren.   Das  Weib  hat  auch  Rechte  über  öiFentliche 

Angelegenheiten,  denn  sie  ist  Bürgerin.  Ich  halte 
es  für  die  Schuldigkeit  des  ivlannes,  dafs  er  in  Staaten, 
wo  der  Bürger  eine  Stimme  über  ölfentliche  Angele- 
genheiten hat,  diese  Stimme  nicht  gebe,  ohne  mit  sei- 
ner Gattin  sich  darüber  unlerredet,  und  durch  das  Ge- 
spräch mit  ihr  seine  Meinung  modificirt  zu  haben.  Er 
wird  sonach  nur  das  Resultat  ihres  gemeinsamen  Wil- 
lens vor  das  Volk  bringen.  (Ueberhaupt  mufs  ein  Fa- 
milienvater» der  zugleich  die  Rechte  seiner  Gattin  und 
seiner  Kinder  besorgt,  gröfsern  Einßufs,  und- eine  ent- 
scheirlendere  Stimme  im  gemeinen  Wesen  haben  ,  als 
derjenige,    der    blols  die  Rechte  seines  Individuum 

ver- 


vertritt.  Wie  dies  einzurichten  sey,  ist  eine  Untersu- 
chung für  die  Politik.) 

Die  Weiber  iiben  sonach  ihr  Stimmrecht  über 
ölFentliche  Angelegenheiten  wirklich  aus;  nur  nicht 
unmittelbar  durch  sich  selbst,  weil  sie  dies  nicht  wol- 
len können,  ohne  ihrer  weiblichen  Würde  zu  verge- 
ben; sondern  durch  den  billigen,  und  in  der  Natur 
der  ehelichen  Verbindung  gegründeten  Einflufs,  den  sie 
auf  ihre  Männer  haben. 

(Dies  beweifst  auch  die  Geschichte  aller  grofsen 
Staatsveränderungen.  Entweder  gingen  sie  von  Wei- 
bern aus  ,  oder  sie  wurden  durch  dieselben  gelenkt, 
und  beträchtlich  modihcirt.) 

Anmerkung.  Wenn  denn  nun  dies  ohne  Einwen- 
dung zugestanden  werden  mufs,  was  verlangen  denn 
eigentlich  die  Weiber  und  ihre  Schuzredner?  Was  ist 

o 

es  doch,  das  ihuen  entrissen  seyn  soll,  und  das  sie 
jezt  zurückfodern?  Die  Sache  selbst?  Sie  sind  in  dem 
vollkommensten  Besiz  derselben^  Nur  der  äussere 
Schein  kann  es  seyn ,  nach  welchem  sie  lüstern  sind. 
Sie  wollen  nicht  nur  wirken,  sondern  man  soll  es  auch 
wissen,  dafs  sie  gewirkt  haben.  Sie  wollen  nicht 
blols ,  dafs  geschehe ,  was  sie  wünschen ;  sondern  es 
soll  auch  bekannt  seyn,  dafs  sie,  gerade  sie,  es  ausge- 
führt haben.  Sie  suchen  Celebrität  bei  ihrem  Leben, 
und  nach  ihrem  Tode  in  der  Geschichte. 

Ist  nur  dies  ihr  Zweck;  kann  nur  dies  ihr  Zweck 
seyn ,  so  sind  sie  mit  ihrer  Klage  ohne  Bedenken  ab- 
zuweisen; denn  sie  können  dieselbe  gar  nicht  erheben, 
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ohne  auf  ihren  ganzen  weiblichen   Werth  Verzicht 
gethan  zu  hnben.     Die  wenigsten  unter  denen,  die 
sie  erheben,  erheben  sie  auch  im  Ernste.    Nur  einige 
^    verirrte  Köpfe  unter  den  Mannern,  welche  gröfSten- 
theils  selbst  kein  einzelnes  Weib  gewürdigt  haben,  es 
zur  Gefährtin  ibres  Lebens  zu  machen,  und  zum  Ersaz  da- 
für das  ganze  Geschlecht  in  Bausch  und  Bogen  in  der  Ge- 
schichte verewigt  sehen  möchten,  haben  sie  beredet,  der- 
gleichen wunderbare  Worte  vorzubringen,  bei  denen  sie 
nichts  denken  können,  ohne  sich  zu  verunehren.  Selbst 
der  Mann,  der  den  Ruhm  zum  Haupt-  oder  auch  nur  zum 
Nebenzwecke  seines  Handelns  macht,  verliert  das  Ver- 
dienst seiner  Handlung,   und,  über  kurz  oder  lang, 
aber  unausbleiblich ,  auch  den  Ruhm  derselben.  Die 
Weiber  sollten  es  ihrer  Lage  danken,  dafs  ein  solcher 
Verdacht   gegen   sie    gar  nicht    entstehen   kann.  — - 
Aber,  was-  mehr  bedeutet,  sie  opfern  dadurch  die  lie- 
benswürdige Schaamhaftigkeit  ihres  Geschlechts  auf, 
^ye}cher  nichts  widerlicher  seyn  kann ,  als  zur  Schau 
ausgestellt  zu  werden.    Ruhmsucht  und  Eitelkeit  ist 
für  den  Mann  verächtlich,  aber  dem  Vv^ eibe  ist  sie  ver- 
derblich, sie  rottet  jene  Schaamhaftigkeit  und  jene  hin- 
gebende Liebe  für  ihren  Gatten  aus,  auf  denen  ihre 
ganze  Würde  beruht.    Nur  auf  ihren  Mann,  und  ihre 
Kinder,  kann  eine  vernünftige  und  tugendhafte  Frau 
stolz  seyn;   nicht  auf  sich  selbst,   denn  sie  vergifst 
sich  in  jenen.  —    Dazu  kommt,  dafs  diejenigen  Wei- 
ber, welche  den  Münnern  im  Ernste  ihre  Celebrität 
beneiden,  über  das  wahre  Objekt  ihres  Wunsches  sich 
in  einer  sehr  leicht  aufzudeckenden  Tauschung  befm- 
den.    Das  Weib  will  nothwendig  die  Liebe  irgend  ei- 
nes Mannes,  und  um  diese  zu  erregen,  will  sie  die 
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Aufmerksamkeit  des  mannlichen  Geschlechts  auf  sich 
ziehen.  Dies  ist  Natureinrichtung,-  und  bei  dem  un» 
verheiratheten  Weibe  ganz  untadelhaft.  Nun  rechnen 
jene  Weiber  die  Reize  ihres  eigenen  Geschlechts,  de- 
nen sie  etwa  nicht  genug  trauen ,  noch  durch  dasjeni- 
ge, welches  Männer  auf  Männer  aufmerksam  macht, 
zu  bewafnen ,  und  suchen  im  Ruhme  blofs  ein  neues 
Mittel,  Männerherzen  zu  bestricken.  Sind  es  ver- 
heirathete  Frauen ,  so  ist  der  Zweck  eben  so  verächt- 
lich ,  als  das  Mittel  verkehrt  ist. 

§•  35. 

Könnte  oder  wollte  der  Mann  nicht  in  der  Volks- 
versammlung erscheinen ,  so  verhindert  nichts ,  dais 
seine  Gattin  an  seiner  Stelle  erscheine ,  und  die  ge- 
meinschaftliche Stimme,  doch  immer  als  Stimme  ihres 
Maimnes  vortrage. —  (Als  ihre  eigene  könnte  sie  dieselbe 
nicht  vortragen,  ohne  sich  dadurch  von  ihrem  Manne 
abzutrennen.)  Denn  wenn  der  Grund  wegfällt,  fällt 
das  Begründete  weg.  Nun  konnte  die  Frau  darum 
nicht  stimmen,  weil  der  Mann  die  gemeinschaftliche 
Stimme  gab.  Giebt  er  sie  nicht ,  so  kann  sie  dieselbe 
in  eigner  Person  geben. 

Dies  giebt  uns  zugleich  die  Principien  der  Beur- 
theilung  für  die  Wittwe,  die  xlbgeschiedene  und  die, 
welche  sich  überhaupt  nicht  verheirathet  hat,  ohne 
doch  unter  der  väterlichen  Gewalt  zu  seyn. 

Diese  alle  sind  keinem  Manne  unterworfen  :  es 
ist  sonach  gar  kein  Grund,  warum  sie  nicht  alle  bür- 
gerlichen Rechte,  gerade  wie  die  Männer,  durch  sich 
selbst  ausüben  sollten.  —    Sie  haben  das  Recht,  ihre 

Stimme 


220 


Stimme  zu  geben,  in  cler  Republik ;  das  Recht,  selbst 
vor  Gericht  zu  treten ,  und  ihre  Sache  zu  führen. 
Woüen  sie  sich  aus  natürlicher  Schaamhaftin;keit  und 
Schüchternheit  einen  Vormund  wählen,  so  mufs  ihnen 
das  erlaubt  seyn,  und  wie  sie  mit  diesem  sich  verabre- 
den, steht  bei  ihnen.  Wollen  sie  sich  keinen  Vor- 
mund wählen,  so  ist  gar  kein  Rechtsgrund  vorhanden, 
sie  darzu  zu  zwingen, 

§.  50.  - 

ledermann  im  Staate  soll  ein  Eigenthum  besitzen, 
und  es  seM)st  nach  seinen  Willen  verwalten,  also  auch 
dar»  lerllge  Weib.  —  Dieses  Eigonthum  braucht  nicht 
gerade  in  absolutem  Eigenthume,  in  Geld  oder  Gelfles- 
werth  zu  bestehen;  es  kann  auch  in  bürgerlichen 
Rechten  und  Privilegien  bestehen.  Es  ist  kein  Grund, 
warum  das  Weib  dieselben  nicht  haben  sollte. —  Das 
Weib  kann  Aecker  besitzen,,  und  den  Ackerbau  treiben. 
(Der  Mangel  an  körperlichen  Kräften  ist  kein  Ein- 
wurf d.iijeoen.  Die  Erfahruno- bestätipt,  dafs  Weiber 
allerdings  auch  pflügen  können,  und  säen  11.  dergl. 
Bei  den  alten  Germaniern  trieben  sie  den  Ackerbau 
ganz  allein.  Und  was  das  Weib  nicht  selbst  thun 
kann,  kiiim  sie  ja  thun  lassen,  durch  ihre  Dienstbo- 
tea,  wie  es  denn  auch  wirklicii  geschieht.)  Sie  kann 
andere  Produk  te  sanuneln.  Sie  könnte  auch  eine  Kunst 
oder  ein  Ilandvverk  treiben;  wenn  dasselbe  nur  ihren 
Klüften  angemessen  ist.  Sie  kann  Kaufmannschaft 
treiben,  wenn  sie  es  versteht.  —  (Alles  dies  ge- 
Scliiciit  nun  in  unsern  Staaten  wirklich ;  besonders 
durch  die  ^yittwen,  die  die  Handtliierung  ihrer  ver- 
storbenen  Männer  fortsetzen.    Es  ist  kein  Grund, 
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warum  es  nicht"  auch  flurch  imverheirathet  gebliehene 
Frauenspersonen  geschehen  könnte.) 

§•  37- 

Oefrentliche  Staatsamter  allein  können  äle  Wei- 
ber nicht  verwalten,  aus  folgenden  einfachen  Grün- 
den: —  Der  ötFentliche  Beamte  ist  dem  Staate  aanz 
und  durchgängig  verantw^ortlich  •,  nach  dem  oben  ge- 
führten Beweise;  entweder,  wenn  er  selbst  die  höch- 
ste Obrigkeit  ist,  dem  Volke;  oder  wenn  er  durch  die 
leztere  ernannt,  und  ein  Theil  ihrer  Gewalt  ihm  über- 
tragen ist,  der  Obrigkeit.  Er  mufs  sonach  ganz  frei 
seyn  ,  und  immer  von  seinem  eignen  Entschlüsse  ab- 
hängen; ausserdem  wäre  eine  solche  Verantwortlich- 
keit widersprechend  und  ungerecht.  — .  Nun  aber 
ist  S.P.S  Weib  frei  und  von  sich  selbst  abhängig,  n,ur 
so  lange  sie  unverheirathet  ist.  Das  Versprechen, 
sich  nie  zu  verheirathen ,  wäre  sonach  die  ausschlies- 
sende  Bedingung,  unter  welcher  der  Staat  einem  Wei- 
be ein  Amt  übertragen  könnte.  Ein  solches  Verspre- 
chen aber  kann  keine  Frau  vernünftiger  Weise  geben, 
noch  kann  der  Staat  vernünftiger  Weise  es  von  ihr 
annehmen.  Denn  sie  ist  bestimmt  zu  lieben  ,  und  die 
Liebe  kommt  ihr  von  selbst,  und  hängt  nicht  von  ih- 
rem freien  Willen  ab.  Liebt  sie  aber,  so  wird  es  ih- 
re PHicht  zu  heiratlien ;  und  der  Staat  darf  ihr  an  der 
Ausübung  derselben  nicht  hinderlich  seyn.  Heirathet 
aber  eine  Staatsbeamtin,  so  wären  nur  zwei  Fälle  mög- 
lich. Entweder  sie  unterwürfe  sich  ihrem  Manne  in 
Absicht  ihrer  Amtsgeschäfte  nicht,  sondern  bliebe  dar- 
über gänzlich  frei,  so  wäre  dies  gegen  iure  weibliche 

W  urde. 


Würde*  Sie  könnte  dann  nicht  sagen  ,  dafs  sie  sich 
«lern  Manne  gänzlich  hingegeben  habe.  Ueberdies, 
V170  <^ehen  denn  die  bestimmten  Grenzen  zwischen  dem, 
y/vas  zum  Amte  gehört ,  und  dem ,  was  nicht  darzu  ge- 
SiÖrt?  Was  könnte  es  denn  doch  geben,  das  nicht 
gewissermafsen  darauf  Einflufs  hätte  ?  —  Oder  sie  un- 
terwürfe sich,  wie  Natur,  und  Moralität  es  von  ihr 
fodert,  dem  Manne  auch  in  Absicht  ihrer  Amtsgeschäf- 
te. Dann  würde  Er  der  Beamte,  und  Er  allein  verant- 
wortlich. Das  Amt  würde  an  ihn  verheirathet ,  so 
wie  das  übrige  Vermögen  der  Frau ,  und  ihre  Rech- 
te an  ihn  verheirathet  werden.    Dies  aber  kann  der 

5j-jjat          wenn  seine  Aemtex  nur  wirkliche  Aemte^, 

Geschäfte,    und  nicht  blofs  Pfründen  zum  Genüsse 

glnd         sich  nicht  gefallen  lassen.    Er  mufs  die  Ge» 

schicklichkeit  und  den  Charakter  der  Person  kennen 
und  prüfen ,  der  er  ein  Amt  überträgt ,  und  "kann  sich 
nichteinen,  nur  durch  die  Liebe  gewählten,  aufdrin- 
gen lassen. 


§•  38. 

Dieses,   dafs   die  Weiber  nicht  für  öffentliche 
Aemter  bestimmt  sind,  hat  eine  andere  Folge,  welche-, 
die  Schuzredner  der  Weiber  als  eine  neue  Beschwerde 
fregen  unsere  politische  Einriciitungen  anführen.  Sie 
wenden  nemlich  sehr  natürlich  nicht  zur  Verwaltung  \ 
dessen  erzogen,  was  sie  nie  verwalten  sollen,  sie  wer-.  • 
den  nicht  auf  Schulen  und  Universitäten  geschickt  j 
und  da  behaupten  sie  denn ,  dafs  man  ihren  Geist  ver- 
nachlässige,  sie  hinterlistiger  und_ neidischer  Weise  in 
der  Unwissenheit  erhalte,  und  von  den  Quellen  der 

Auf. 


Aufklarung  entferne.  —  Wir  wollen  diesen  Vorwurf 
von  Grund  aus  beleuchten. 

Der  Gelehrte  von  Profession  studirt  nicht  ledig- 
lich für  sich;  als  Gelehrter,  der  Form  nach,  stu^iirC 
er  gar  nicht  für  sich  ,  sondern  für  andere.  Entweder 
er  wird  ein  Kirchendiener,  oder  Staatsbeamter,  oder 
Arzt;  so  ist  es  ihm  darum  zu  thun,  das  erlernte  un- 
mittelbar auszuüben;  deswegen  lernt  er  die  Form,  u  ie 
es  auszuüben  ist,  mit  hinzu,  und  lernt  es  gleich  auf 
die  Weise,  dafs  dieselbe  dabei  sey.    Oder  er  wird  ein 
Lehrer  künftiger  Gelehrten  auf  Schulen  oder  Univer- 
sitäten ;  so  ist  sein  Zweck  das  erlernte  einst  wieder 
mitzutheilen,  und  durch  eigene  Erfindungen  zu  ver- 
mehren, damit  die  Kultur  nicht  stille  stehe.    Er  mufs 
sonach  wissen ,    wie  es  gefanden ,    wie  es  aus  der 
menschlichen  Seele  entwickelt  wird.     Dieses  gerada 
ist  es ,  was  die  Weiber  nicht  brauchen  können ,  denn 
sie  sollen  weder  das  erstere  noch  das  leztere  werden. 
—  Zum  eigenen  Gebrauch  für  den  Menschen  gehören 
von  der  Geisteskultur  nur  die  Riesultate,  und  diese  er- 
halten die  Weiber  in  der  Gesellschaft:  in  jedem  Stan- 
de das  Resultat  der  ganzen  Kultur  dieses  Standes.  Das 
sonach,  warum  sie  uns  beneiden,  ist  das  äussere  un- 
wesentliche,   das  formelle,    die  Schaale :  ihre  Lage 
und  unser  Umgang  erspart  ihnen  die  Mühe ,  sich  erst 
durch  jene  durchzuarbeiten,    und  giebt  ihnen  unmit- 
telbar das  Wesen.    Mit  der  Form  könnten  sie  ohne- 
dies nichts  machen :  als  Mittel  sie  anzusehen ,  sind  sie 
nicht  gewöhnt,  und  können  sie  sich  nicht  gewöhnen, 
weil  man  das  nur  durch  den  Gebrauch  lernt:  sie  be- 
trachten sie  sonach  ^als  Zweck  an  sich,  als  etwas  an 

sieb 
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Sicli  herrliches  und  vortrefliches ;  woher  es  denn  auch 
kommt,  dafs  eigentlich  gelehrte  Weiber  —  ich  rede 
nicht  von  denen ,  die  blofs  nach  dem  gesunden  Men- 
schenverstände raisonniren ,  denn  diese  sind  höchst 
achtunaswürdig;  —  meistens  Pedantinnen  werden. 

Um  auf  keine  Art  misverstanden  zu  werden,  will 
ich  dies  weiter  aus  einander  setzen.  —  Es  läfst  sich 
nicht  behaupten  ,  dafs  das  Weib  an  Geistestalenten 
■unter  dem  Manne  stehe ;  aber  das  läfst.  sich  behaupten, 
dafs  der  Geist  beider  von  Natur  einen  ganz  verschiede- 
nen Charakter  habe.  Der  Mann  bringt  alles ,  was  in 
ihm  und  für  ihn  ist,  auf  deutliche  Begriffe,  und  fin- 
det es  nur  durch  Raisonnement ;  wenn  er  nemlich 
wirklich  überzeugt  seyn  soll,  und  sein  Wissen  nicht 
lediglich  ein  historisches  Wissen  ist.  Das  Weib  hat 
ein  natürliches  Unterscheidüngsgefühl  für  das  wahre, 
schickliche,  gute;  nicht  etwa  dafs  ihr  dasselbe  durch 
das  blofse  Gefühl  gegeben  werde,  welches  unmöglich 
ist;  sondern  dafs,  wenn  sie  es  von  aussen  bekommt, 
sie  durch  das  blofse  Gefühl,  ohne  deutlich-e  Einsi<:ht 
in  die  Gründe  ihres  Urtheils,  leicht  beurtheilen  könne, 
ob  es  wahr  und  gut  sey,  oder  nicht.  Man  kann  sa- 
gen, der  Mann  mufs  sich  erst  vernünftig  machen:  aber 
das  Weib  ist  schon  von  Natur  vernünftig.  Aus  dem 
oben  angegebnen  Grundzuge,  der  das  Weib  vom  Man- 
ne unterscheidet,  läfst  sich  dieses  leicht  ableiten. 
Ihr  Grundtrieb  verschmilzt  gleich  ursprünglich  mit  der 
Vernunft,  weil  er  ohne  diese  Verbindung  die  Ver- 
nunft aufhübe;  er  wird  ein  vernünftiger  Trieb;  dar. 
um  ist  ihr  ganzes  Gefülilsystem  vernünftig,  und 
gleichsam  auf  die  Vernunft  berechnet.    Da  hingegen 

mufs 


22!^ 

mufs  der  Mann  alle  seine  Triebe  erst  durch  Mühe  und 
7'hätigkeit  der  Vernunft  unterordnen.  ' 

Das  Weib  ist  sonach  Schon  durch  ihre  Weiblich- 
keit vorziigUch  praktisch;  kelnesweges  aber  spekulativ. 
In  das  Innere  über  die  Grenze  ihres  Gefühls  hinaus 
eindringen  kann  sie  nicht,  und  soll  sie  nicht.^  (Da- 
durch wirdein  sehr  bekanntes  Phaenomen  erklärt.  Wir 
haben  nemlich  Wq^ber  gehabt,  die  in  Sachen  des  Ge- 
dächtnisses, 7,.  B.  in  Sprachen ,  selbst  in  der  Mathe- 
matik, inwiefern  sie  erlernt  werden  kann,  als  Viel- 
wisserinnen  sich  auszeichneten ;  solche,  die  in  Sachen 
der  Erfindung,  in  der  sanftem  Dichtkunst,  im  Roma- 
ne, selbst  in  der  Geschichtschreibung  berühmt  wur- 
den. Aber  Philosophinnen  oder  Ernnderinnen  nt-uer 
Theorien  in  der  Mathematik  haben  wir  nicht  gehabl.) 

Noch  ein  paar  Worte  über  die  Begierde  der  Wei- 
ber, Schriftstellerei  zu  treiben,  die  sich  unter  ihnen 
immer  weiter  verbreitet.  / 


Es  lassen  sich  nur  zwei  Zwecke  der  Schriftstelle- 
rei denken;  entweder  der,  neue  Entdeckungen  in  den 
Wissenschaften  der  Prüfung  der  Gelehrten  vorzuleben; 
oder  der,  das  schon  bekannte,  und  ausgemachte  durch  po- 
puläre Darstellung  \veiter  zu  verbreiten.  —  Entdeckun- 
gen können  die  Weiber  nicht  machen,  aus  den  oben 
ang-eführten  Gründen.  Populäre  Schritten  für  Weiber, 
Schriften  über  die  weibliche  Erziehung,  Sittenlehren 
für  das  weibliclie  Geschlecht,  als  solches,  können  die 
Weiber  am  zweckmälsigslen  schreiben;  theils ,  weil 


sie  ilir  Geschlecht  besser  kennen ,  als  es  je  ein  Mann 
kennen  wird,  indem  sie  selbst  zu  diesem  Geschkchte 
gehören;  es  versteht  sich,  wenn  sie  zugleich  Krafl  o,e- 
nuj^  haben,  sich  zum  Theil  über  dasselbe  zu  erheben; 
theils,  weil  sie  bei  demselben,  der  Regel  nach,  am 
leichtesten  Eingang  finden.  Selbst  der  gebildete 
Mann  )^s.nn  aus  dergleichen  Schriften  seine  Kennfnifs 
des  weiblichen  Charaktcis  gar  sehr  vermehren.  Es 
versteht  sich,  dafs  die  Verfasserin  dgnn  auch  als  Weih 
schreiben,  und  in  iiirer  Schrift,  als  Weib,  nicht  als 
ein  übel  verkleideter  Mann  erscheinen  v/ollen  mul^- 
te.  —  Ich  habe,  wie  man  sieht,  vorausgesezt ,  dali> 
das  Weib  lediglich  um  zu  nützen,  und  einem  entdecl\- 
tcn  Bedürfnisse  ihres  Geschlechts  abzuhelfen,  für  ihr 
Geschlecht,  keinesvveges  aber  aus  Ruhmsucht,  und  Ei- 
telkeit für  das  unsere  schreibe.  Ausser,  dafs  in  dem 
leztern  Falle  ihre  Produkte  wenig  littcrarischen  Werth 
haben  werden,  würde  auch  dem  nioralischen  Werthe 
der  Verfasserin  dadurch  grofser  Abbruch  geschehen. 
Ihre  Schriftsteller^i  wird  dann  weiter  nichts  für  si^ä 
seyn,  als  ein  Werkzeug  der  Koketterie  mehr.  Ist  sie 
verehlicht,  so  erhält  sie  durch  ihren  schriftstelleri- 
schen Ruhm  eine  von  ihrem  Gatten  unabhängige  Selbst- 
ständie,keit,  die  das  eheliche  VerhäUnifs  nothwendig- 
entkräftet,  und  zu  lösen  droht.  Oder  wird  sie  getadelt, 
so  empfindet  sie  den  Tadel,  als  eine  ihrem  Geschlech- 
te zugefügte  Beleidigung,  und  ihre,  und  ihres  un- 
schuldigen Gatten  Tage  werden  verbittert. 
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Vierter  Abschnitt. 

Ueber  das  gegenseitige  Rechtsverhalmifs 
zwischen  Eltern  und  Kindern. 


§•  39- 

Das  ursprüngliche  Yerhältnifs  zwischen  Eltern  und 
Ivindern  wird  nicht  lediglich  durch  den  blofsen  Rechts» 
be£;rilF,  sondern  durch  Natur  und  Sittlichkeit  bestimmt, 
gerade  wie  das  zwischen  Ehegatten.  Demnach  müssen 
■wir  bei  der  gegenwärtigen  Untersuchung,  gerade  wie 
bei  der  vorigen ,  von  Principien  ausgehen,  die  da  hö- 
her liegen,  als  der  Kechtsbegriff ,  um  diesem  erst  ein 
Objekt  der  Anwendung  zu  verschafFen.  Denn  es  kann 
wohl  seyn  ,  dafs  es  in  diesem  durch  Natur  und  Sittlich- 
keit begründeten  Verhältnisse  weitere  Bestimmungen 
giebt,  die  durch  den  RechtsbegrilF  zu  ordnen  sind. 

Die  das  ganze  Verhältnifs  als  ein  lediglich  juridi- 
sches ansehen  wollen ,  sind  durch  ihre  Voraussetzung 
zu  abentheuerlichen  Behauptungen  genöthigt  worden, 
z,  B.  dafs  cfie  Kinder,  zufolge  des  Akts  der  Erzeugung, 
als  einer  Fabrikation ,  (per  formationem)  das  Ei^ai- 
thum  des  Vaters  wären  u.  dergl. 

§.  40. 

Die  Frucht  erzeugt  sich  im  Leibe  der  Mutter, 
als  ein  zu  ihr  gehörender  Theil.  Die  eigene  Gesund- 
heit und  Erhaltung;  der  Matter  in  der  Schwancrerschaft 
ist  an  die  Erhaltung  der  Frucht  gebunden;  und  zwar, 

V  2  worauf 


worauf  alles  ankommt,  nicht  wie  bei  dem  vernunftlo- 
sen Thiere,  dafs  es  nur  so  sey ^  sondern  dafs  die  Mut- 
ter um  diese  nothwendige  Verknüpfung  der  Erhaltung 
der  Frucht  und  ihrer  eigenen  Erhaltung  wisse.  Es  ist 
nicht  hlofs  mechanisch  nothwendig,  dafs  sie  die  Frucht 
aus  sich  erzeuge,  und  sie  in  ihrem  Leibe  bilde,  son- 
dern es  wird  auch  ihrem  Bewufstseyn  die  bedachte,  und 
überlegte  Sorge  für  die  Erhaltung  derselben  aufge- 
drungen. 

Das  Kind  wird,  nach  einem  ganz  sicher  allgemei- 
nem Naturgesetze,  nicht  ohne  Schmerzen  geborten. 
Der  Augenblick,  da  es  erscheint,  ist  der  Augenblick,^- 
da  die  Mutter  eines  Schmerzes  entledigt  wird  ,  und 
daher  nothwendig  ein  fröhlicher  Augenblick  für  sie. 
Sie  wird  durch  Freude  an  die  Existenz  desselben 
gekettet. 

Auch,  nachdem  das  Kind  geboren  ist,  ist  das  or- 
ganische Band  zwischen  ihm  und  der  Mutter  noch 
nicht  aufgelös't.  ISoch  immer  wird  in  der  Mutter  die 
IS^ahrun^  zubereitet,  welche  zu  geben  die  Mutter  das- 
selbe Bedürfnifs  empiindet,  als  das  Kind,  sie  zu 
nehmen. 

(Zu  Einem  organischen  Leibe  gehören  diejenigen 
Theile ,  in  deren  einem  ein  Trieb  ist,  einem  Bedürf- 
nisse im  andern ,  welchem  dieser  andere  nicht  durch 
sich  abhelfen  kann ,  abzuhelfen ;  und  in  dem  andern 
ein  Trieb ,  ein  Bedürfnifs  des  eratern  zu  stillen ,  wel- 
ches der  erstere  eben  so  wenig  durch  sich  stillen  kann  ; 
und  dieses  Verhiiltnifs  nenne  ich  das  organische  Band 
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der  Theile,  Indem  die  Natur  nirgends,  als  im  Leibe 
der  Mutter,  die  dem  neugehornen  Kinde  zuträglichste 
iVahrun^  bereitet,  und  keinen  andern  Kanal  für  die 
Abführung  der  Milch  aus  der  Mutter  angelegt  hat, 
den  Mund  des  Kindes,  so  bleibt  zwischen  beiden,  ohn- 
crachtet  sie  nun  im  ^jp^  bestehende  Kör- 

per sind,  eii^^gam^ire^jiancl.  'iLs  scheint  mir  der 
Mühe  werth'^zu  untersuchen ,  ob  und  inwiefern  die- 
ses Naturgesez,  dafs  die  in  der  Erscheinung  schon 
selbststiindige  Pflanze,  sich  doch  nicht  sogleich  (per 
saltum)  von  ihrem  Mutterkörper  trenne,  auch  im  Pflan- 
zenreiche gelte.) 

§.  41. 

Das  zulezt  angezeigte  Naturgesez,  in  der  Pflanze 
oder  im  Thiere  gedacht ,  wird  dieselben ,  ohne  weite- 
res zur  Thätigkeit,  einen  Körper  ausser  ihnen  in  ge- 
wisser Rücksicht  fortzubilden,  treiben.  Der  Trieb  ge- 
bietet in  ihnen  m^^^thwendigkeit ;  aus  ihm,  und 
auf  ihn  unmittelbar  folgt  die  beabsichtigte  Thätigkait- 
In  der  Inteljigeriz  aber  tritt  zwis^en  Nai  urtrieh  und 
IlhndKxn^^m  drittes  mitten  e i n":  das ^ J3eyy-niTs?^Yjl^ 
Die  Intelligenz  wird  des^Naturtrie.bes  ,  als  einer  Em- 
pfindung si^h^^bgjj^j^.  Diese  Empfindung  ist  das 
nothwendi.2;e  Produkt  des  Naturtriebes,  und  folgt  ihm 
unmittelbar:  oder  noch  schärfer,  sie  ist  selbst  der  Na- 
turtrieb in  der  Intelligenz.  Aber  die  Handlung  erfolgt 
nicht  nothwendig,  und  nicht  unmittelbar,  sondern  sie 
ist  durch  ein«  Anwendung  der  Freiheit  bedingt. 

Der  Naturtrieb  war,  eines  fremden  Körpers  sich 
anzunehmen,  wie  seines  eigenen.    Wie  wiid  in  der 

mensch- 


mensclilichen  Mülter  dieser  Nafmlrieb  sich  äussern? 
OHcn]jar  als  Empjuidung  des  Bedürjntsses  eines  andern^ 
so  wie  sie  ihr  eignes  empfindet.  Eine  solche  Empfindunj^ 
aber  heifst  M/f/dzd  Mitleid  sonach  ist  die  Gestalt,  un- 
ter welcher  der  Naturinjjtinkt  der  menschlichen  Mutter 
für  ihr  Rind  erscheint. 

Dieses  Mitleid  geht  auf  dasselbe^^  worauf  der 
Naturinstinkt  ging  :  auf  die  physische  Erhaltung  des 
Kindes. 

Die  Mutter  wird  durch  das  in  ihrer  Natur  liegen- 
de Mitleid,  wenn  sie  sicli  der  Natur  überläfst,  getrie- 
ben, für  die  Erhaltung  des  Kindes  zu  sorgen. 

Es  ist  darin  ein  Mechanismus  der  Natur  und 
Vernunft,  in  ihrer  Vereinigung,  aus  welchem  diese 
Erhaltung  des  Kindes  nothvyendig  folgt  —  es  ^-ersteht 
sich,  f!a  die  Vernunft  auch  mit  wiikt,  dafi  diesem 
Triebe  widerstanden  werden  könne,  wenn  der  Mensch 
zur  Unnatürlichkeit  herabsinkt.  ^NaLürlicher  Weise 
aber  wird  ihm  nicht  widerstanden. 

^^^^^^"^om  Rechte  ist  liier  noch  gar  nicn^^ig^gigdg^ 

Man  kann  eben  ^o«^\A^e n i g .^s^a>g e n  ,  das  Kind  habe  ein 
Recht,  diese  physische  Erhal tL^llgg^^^(Df^,^rt3^|^^vIu tter  zu 
federn,  als  man  sagen  kann,  der  Ast  habe  ein  Recht, 
auf  dem  Baume  zu  wachsen;  und  eben  so  wenig,  die 
Muiter  habe  die  Zwangspüicht ,  ihr  Kind  zu  erhalten, 
als  man  sagen  kann,  der  Baum  habe  die  Zwangspflicht, 
den  Ast  zu  tragen.  Es  ist  Naturgesez ,  jedoch  in  Ver- 
bindunrr  mit  der  Vernunft.    Bei  dem  Thiere  ist  es  blo- 


fses  Naturgesez, 
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fDies  noch  zur  Erläuterung:  moralische  Pflicht 
ist  es  ursprün.'^licii  ehen  so  wenig,  r],  i.  als  hesondere 
Flacht,  aerade  dieses  Kind  zu  erhalten.  Hinterher 
aber,  nachdem  die  Mutter  diesen  Trieb  gefühlt,  wird 
es  ihr  allerdings  moralische  Pflicht,  denselben  zu  un- 
terhalten und  zu  bestiirken.  —  Vv'as  etwa  der  Staat 
könne,  und  dürfe,  uni  diese  Erhaltung  des  Kindes  für 
die  Mutter  difrch  positive  Gesetze  zur  Zwangspilichfc 
zu  erheben  ,  davon  tiefer  unten. 

Es  ist  in  der  menschlichen  XaLur  überhaupt  und 
sonach  auch  im  Planne  ein  Trieb,  sich  des  schwächern 
and  hülilosen  ,  selbst  mit  AiTek-!,  anzunehmen.  Dieser 
allgemeine  Trieb  wird  nun  im  J  äter  ohne  Zweifel  auch, 
für  sein  Kind  sprechen  ;  aber  eben  darum,  weilerein  all- 
gemeiner Trieb  ist,  der  sich  auf  den  Anblick  der  Iliilf- 
losigkeit,  als  solcher  gründet,  so  spricht  er  für  jedes 
Kind,  und  es  ist  kein  Grund  zu  einer  besondern  Vor- 
liebe für  sein  Kind  bei  dem  Vater  da.      Eine  solche 
Vorliebe  aber  müfsf:e  aufgewiesen  werden.     Da  dns 
Verhältnifs  ledigUch  ein  physisches  ist,  so  könnte  die- 
se lyiebe  keinen  andern  Grund  haben,  als  einen  physi- 
schen.   Ein  solcher  findet  sich  nun  nicht;  denn  es  ist 
zwischen  dem  Vater  und  seinem  Kinde  gar  kein  physi^ 
sches  Band  ;    sonach  ist  zu   urtlieilen  ,  dafs  der  Vater 
unmittelbar  keine  besondere  Liebe  zu  seinem  Kinde 
habe.     Aus    dem  einzigen   natürlichen  Verhältnisse, 
dem  Akte  der  Zeugung,  läfst  sich  nichts  folgern;  denn 
dieser  kommt,    als  solcher,    als  Zeugung  dieses  be- 
stimmten Individuum,  nicht  zum  Bewufstseyii. 

Di<5 
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Die  bpsonderre  Liebe  des  Va-tSTS  zu  seinem  Kin- 
de  geilt  urspi'ängluh  —  Wölclie  Queli^-'u  deraelben  es 
111  der  durch  unsere  Einrichrungcn  gebildi^ten  Mtuuoi^r 

geben  könne,    davon  ist  hier  nicht:  die  Frage    sie 

geht  ursprünglich  aus  seiner  Zärliicbiveit  zur  Mutter 
hervor.  Diese  Zürthchkeit  macht  alle  Wunscbe,  und 
alle  Zwecke  der  Mutter  zu  den  sehiigen;  sonach  auch 
den,  für  die  Erhaltung  des  Kindes  Sorge  zu  tragen. 
Wie  dies  die  natürlich  notbvvendige  AngeJegenheit  der 
Mutter  is{  ,  wird  es  durch  Uebertragung  ancb  die  des 
Vaters;  denn  beide  sind  Ein  Subjekt,  und  ihr  Wille 
ist  nur  Einer, 


Auch  hier  läfst  sich  keinesweges  von  einem  na- 
türlichen Zvvangsrechte  der  Mutter  aut"  den  Ynter  zur 
Ernährung  des  Kindes  reden.  Die  Gründe,  auf  wel- 
che man  etwa  ein  solches  Zwangsreclit  aufbauen  zu 
können  glauben  machte  ,  sindmchc  hioj  eichend.  Dio 
Mnlter,  dürfte  man  meinen,  kann  dem  Vaier  saoea; 
du  biüt  die  Ursache,  dals  ich  ein  Kind  habe:  darum 
nimm  mir  nun  die  Last  der  Erhaltung  desselben  ab. 
Daraui:  kann  der  Vaier  mit  Recht  auivv orten:  weder 
ich  noch  du  haben  das  beabsichiigt;  du  hat  die  Natur 
das  K-ind  gegeben,  nicht  mir;  ertrage,  was  für  dich 
erfolgt  ist,  so  wie  ich  gleichfalls  es  würde  haben  tra- 
gen müssen ,  wenn  etwas  für  jnich  erfolgt  wäre» 

Ein  anderes  wäre  es,  wenn  etwa  zwischen  bei- 
den ein  Vertrag  über  die  Erhaltung  des  Kindes  abge- 
schlossen wäre.    Aber  auch  in  diesem  Ealle  müfste  der 
Staat  diesen  Vertrag  garanlirt  haben;  widrigenfalls  er- 
abermals  kein  für  ami  äussern   Gexichtshof  gültiges 

Zwangs- 
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Zwangsrechl,  sondern  blofs  eine  innere  moralische 
i  nUclit  begründen  würde;  welche  in  unserm  Falle 
'.   durch  keinen  hesondern  Vertrag  begründet  zu  werden 

bedarf,  da  sie  ohnedies  in  der  Ehe  der  Eltern  liegt. 

Was  der  Staat  in  dieser  Rücksicht  allerdings  thun  kou* 

ne  und  solle ,  wird  sich  tiefer  uuteu  zeigen. 

§•  43. 

Die  Eltern  leben  zusammen,  und  das  Kind,  als 
der  Vorsorii,e  heider  durch  die  INatur  empfohlen,  mufi 
mit  ihnen  gleichfalls  zusammenleben:  widrigenfalls 
könnten  sie  ja  ftir  die  Erhaltung  desselben  nicht  Sorge 
tragen. 

Es  liegt  ein  nalüilicher  Trieb  im  Menschen ,  so 
weit  als  es  nur  irgend  wahrscheinlich  ist,  ausser  sich 
Vernunft  zu  vermuthen  ,  und  Gegenstande,  z.  B.  Thie- 
le, so  zu  behandeln,  als  ob  sie  welche  hätten.  Die 
Eltern  werden  ihr  Kind  gleichfalls  so  behandehr,  es 
aulfodern  zur  freien  Thätigkeit:  und  so  wird  sich  denn 
allmählig  Vernunft  und  Freiheit  bei  demselben  zei- 
aen.  — '•  Freiseyn  gehört  nach  den  nolhwendigen  Be- 
'jrifFen  des  Menschen,  zum  Wohlseyn :  die  Eltern  wol- 
icu  das  Wohlseya  ihres  Kindes;  sie^  werden  sonach 
seine  Freiheit  iiim  lassen»  ■ —  i\her  uiajicher  Gebrauch 
derselben  würde  seiner  Erhaltung  nachtheilig  seyn, 
welche  ihr  Zweck  gleichfalls  ist.  Sie  werden  sonach 
beide  Zwecke  vereinigen,  und  die  Freiheit  des  Rindes 
so  beschranken,  rl-^Is  der  Gebrauch  derselben  seine  Er- 
iuilluvig  nicht  in  Gefahr  bringe.  Dies  aber  ist  der  er- 
ste Begrilf  der  Erziehung.  —  Die  Eltern  weiden  ihr 

Kind 
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Kind  erziehen;  dies  folgt  aus  der  Liebe  zu  ilira,  unä 
aus  der  Sorge  für  seine  Erhaltung. 

Man  kann  nicht  sagen ;  das  Kind  habe  ein 
Zvvangsrecht  auf  die  Erziehiing ;  und  die  Eltern  seye^j^ 
durch  Zwangspflicht  gebunden.  Was  der  Staat  dar- 
über thun  könne ,  wird  sich  zeigen. 

§•  44- 

Es  ist  allgemeine  moralische  Pflicht  für  jeden  sitt- 
lich guten  Menschen,  Moralität  ausser  sich  zu  ver- 
breiten, und  allenthalben  zu  befördern.  ledes  freie 
Wesen  aber,  sonach  auch  das  Kind,  ist  der  Moralität 
fiihi<^.  Nun  lebt  es,  aus  andern  Gründen,  nothwendig 
mit  den  Eltern  zusammen.  Sind  die  Eltern  selbst  mo- 
ralisch,  so  werden  sie  sich  aller  möglichen  Mittel 
bedienen,  um  Moralität  im  Kinde  zu  entwickeln;  und 
dies  ist  der  BegrilF  der  hohem  Erziehung. 

(Wir  lehren  hier  nicht  Moral :  wir  haben  sonacli 
nicht  zu  sagen:  sie  sollen  es  thun:  sondern  nur:  sie 
•Verden  es  thun.  Wir  stellen  natürliche  ,  und  morali- 
sche Dispositionen  hier  nur  auf  als  Thalsachen,  um 
erst  Slolf  für  die  Anwendung  des  Rechtsbegriffs  zu 
hskomineii.) 

Es  gehört  zu  dieser  Erziehung  folgendes  beide*: 
zufürderst ,  dafs  die  Kräfte  des  Kindes  entwickelt  und 
gebildet  werden,  zur  Brauchbarkeit  für  allerlei 
Zwecke:  dann,  dafs  sein  Sinn  auf  Moralität  ge- 
richtet werde.  Um  den  ersten  Zweck  zu  erreichen, 
mufi  die  Freiheit  des  Kindes  abermals  eingeschränkt 

werden : 
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werden:  es  mufs  jeaer  Gebrauch  dieser  Freiheit,  der 
mit  dem  ersten  Zwecke,  der  Erhaltung  und  Gesundheit, 
und  dem  leztern,  der  Eildunir  der  Kräfte,  in  Wider- 
spruche steht,  verhindert;  es  muis  jeder  Gebraucli  der- 
selben, der  der  Absicht  der  Ekern  zufolge  übt,  beför- 
dert; das  erstere  verboten ,  das  lez^tere  geboten  wer- 
den. Nur  fiir  den  leztern  Zweck  darf  die  Freibeit 
pJcht  eingeschränkt 'werden ;  denn  nur  was  aus  freiem 
Entschiasse  hervor-reht ,  ist  moralisch.  Moralität  ent- 
wickelt  sich  aus  dem  Menschen  selbst^  und  läfst  sich 
nicht  durch  Zwang,  oder  kiinstlicbe  Anstalten  hervor- 
hrlno;en. 

PrTan  kann  nicht  s.igen,  das  Rind  habe  ein 
Zw.ngsrecht  auf  Erzieliung:  oder  die  Eltern  eine 
Zwangspflicht  darza.  Eben  so  v/enig  kann  man  sagen, 
die  Eltern  haben  in  Beziehung  ai/J  das  Kind  —  wie 
es  in  Beziehung  auf  andere  stehen  möge,  davon  zu 
seinerzeit  — -  ein  Recht  dasselbe  zti  erziehen,  und  das 
Kind  die  Pflicht  sich  von  ihnen  erziehen  zu  lassen  ;  denn 
das  Kind  ist,  inwiefern  es  unter  der  Erziehung  sieht, 
überhaupt  nicht  frei;  sonach  überhaupt  nicht  ein  mög- 
liches Subjekt  eines  ra;chts,  oder  einer  Pflicht;  son- 
dern es  ist  insofern  lediglich  Objekt  des  JJandelns  der 
Eltern;  ist,  und  wird  ,  wozu  die  Ellern  es  machen. 

§•  45-  - 

Nur  die  Eltern  ühersehcn  den  Zweck  der  Erzie- 
hung; die  Kinder  nicht,  eben  darum,  weil  sie  erst 
erzogen  werden  soli.  :i.  Welche  Mittel  sonach  für 
die  Erreichung  dieses  Zwecks  nöthig  sind,  können 

nur  (Tie  Eltern  beartheilea,  nicht  aber  das  Kind.   

Sie  sind  der  eigene  Richter  in  ihrer  Sache,  in  Bezie- 
hung 
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hung  auf  das  Kind;  sie  sind  soiiverain,  tmd  das  Kind 
is!  ,  inwiefern  sie  es  erziehen,  ihnen  unbedingt  unter- 
worfen. Dafs  sie  dieser  Unterwerfung  lediglich  dar- 
zu  sich  bedienen,  um  das  Kind  nach  ihrem  besten 
Wissen  auf  das  beste  zu  erziehen,  ist  ihnen  lediglich 
Gewissenssache,  und  gehört  vor  ihren  eigenen  innern 
B-ichterstuhL 

§.  46. 

^  Die  Möglichkeit  des  Staats  beruht  auf  der  «iem- 

\  lieh   gleichmäfsigen    Fortdauer    seiner   Volksmenge ; 

denn  Scbuz,  Abgaben,  Kraft,  sind  berechnet  auf  die- 
se Voliismenge.  Wenn  nun  dieselbe  durch  die  Sterb- 
lichkeit sich  imm'erfort  verminderte,  so  träfe  diese  Be- 
rechnung nicht  zu;  es  entstünde  Unordnung,  und 
endlich,  nachdem  nur  noch  wenige  übrig  wären, 
hörte  der  Staat  ganz  auf.  Diese  gleichmäfsige  Fort- 
dauer aber  hängt  davon  ab,  dafs  in  die  Stelle  der  ver- 
^  storbenen  neue  Bürger  treten. 

leder  Staatsbürger  verspricht  im  Bürgervertrage 
alle  Bedingungen  der  Möglichkeit  des  Staats  aus  allen 
Kräften  zu  befördern:  sonach  auch  die  eben  genannte. 
Diese  kann  er  am  besten  dadurch  befördern,  dafs  er 
Kinder  erzieht,  zur  Geschicklichkeit  und  Tauglichkeit 
für  allerlei  vernünftige  Zwecke.  Der  Staat  hat  das 
Recht,  diese  Erziehung  von  Kindern  zu  einer  Bedin- 
fTunu  des  Staatsvertrags  zu  machen:  und  so  wird  die 
Erziehung  äussere  Zwangspflicht,  nicht  unmittelbar 
gegen  das  Kind,  sondern  gegen  den  Staat.  Er  ist  es, 
der  im  Büigervertrage  das  Recht  erlangt,  sie  za 
fodcrn, 
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Ich -  redete  von  Erziehung  von  Kindern  überhaupt ; 
denn  dadurch  wird  der  Staatszvveck  erreicht.  Nun 
aber  kann  es  nicht  der  Willkiihr  des  Bürgers  überlas- 
sen werden  ^  welches  bestimmte  Kind  er  eben  erzie- 
hen wolle,  weil  durch  diese  Collision  der  Willkühr 
unauflösliche  Rechtsstreitigkeiten  entstehen  würden, 
sondern  es  mufs  darüber  etwas  ausgemacht  werden, 
welche  bestimmte  Kinder  jeder  erziehen  solle.  — • 
Das  zweckmäfsigste  hierbei  ist,  dafs  der  Staat  der 
Disposition  der  Natur  und  Vernunft  folge,  welcher 
zuwider  etwas  zu  verordnen,  er  ohnedies  das  Recht 
nicht  hat ;  und  d«n  Eltern  auflege,  ihre  eigenen  Kinder 
zu  erziehen. 

§.  47. 

Sind  die  Kinder  aus  einer  rechte  und  vernunft- 
mäfsigen,   von  dem  <^taate  anerkannten  Ehe  erzeugt, 
so  macht  dies  keine  Schwierigkeit.     Sind  sie  ausser 
der  Ehe  erzeugt,  entweder  in  einer  Verbindung,  der 
zur   Ehe  nichts    fehlte,    als    die  Anerkennung  des 
Staats;  die  sonach,   nach  obigen  Grundsätzen,  vom 
Staate  geschlossen  werden  mufs,    aber  etwa  gleich 
nachher  wieder  getrennt  wird;  oder  im  Concubinate : 
so  bleibt  die  Sorge  für  das  Kind  derjenigen ,  der  die 
.Natur  dieselbe  unmittelbar  aufgetragen  hat,  der  Mut- 
l'  ;•  ter.    Denn  die  getrennten  Eltern  können  es  nicht  ge- 
meinschaftlich erziehen.     Da  der  Vater  aber  zufolge 
seiner  Bürgerpflicht  gleichfalls  verbunden  ist,  zur  Er- 
haltung beizutragen,  so  ist  er  anzuhalten,  seinen  Bei- 
trag in  Geld  und  Gcldesvverth  zu  entrichten.     Der  Va- 
ter bezahlt  Ziehgeld,/  und  die  Mutter  übernimmt  die 
persönliche  Sorgfalt, 

'  §.  43.  Kin- 


238 


§•  48- 

KIiKlermord  durch  die  Mutter  ist  olme  Zweifel 
ein  ungeheures  widernatürliches  Verbrechen,  denn  es 
gehört  darzu  nichts  geringeres,  als  dafs  die  Mutter  al' 
le  Gefühle  der  Natur  zum  Schweigen  bringe :  aber  es 
ist  kein  Vergehen  gegen  das  äussere  Fvccht  des  Kindes. 
Das  Kind  hat  keine  äussern  Rechte  gegen  seine  Mut- 
ter. Ein  Vergehen  gegen  das  Gesez  das  Staats,  zufol- 
ge dessen  die  Kinder  aufgezogen  werden  sollen,  ist 
er,  und  insofern  strafbar.  Das  Vergehen  zeigt  eine 
widernatürliche  Rohheit., und  Wildheit,  und  gehört 
son.ich  unter  diejenigen,  wo  der  Staat  den  Versuch 
der  Besserung  anstellen  soll.  Der  Kindermord  ist  mit 
dem  Eesserungshanse,  bis  zu  erfolgter  Besserung,  zu 
bestrafen.  ^ 

(In  eini':i,en  alten  Republiken,  welche  die  zu  gro- 
fse  Vermehrung ,  besonders  der  privilegirten  Klasse, 
der  eigentlichen  Bürgerschaft  ,  zu  fürchten  hatten, 
war  die  Aussetzung  der  Kinder,  vorzüglich  der 
schwächlichen,  sonach  der  mittelbare  Kindermord, 
erlaubt,  Sie  zu  hejehlen^  hat  kein  Staat  das  Recht, 
denn  er  darf  nichts  unmoralisches,  keine  Sünde  gegen 
die  Natur,  befehlen.  Auch  blofs  die  Erkiubnifs  durch 
ein  ausdrückliches  Gesez  ist  immer  unmoralisch,  und 
der  Staat  entehrt  dadurch  sich  und  seine  Bürger.  Ge- 
^eu  die  Verstaltuncr  durch  das  Stillschweigen  des  Ge- 
setzes  aber  lafst  aus  Rechtsgiünden  sich  schlechter- 
dings nichts  sagen,  denn  für  die  Moralität  seiner  Bür- 
ger hat  der  Staat  kcaic  positive  Sorge;  äussere  Rech- 
te al)er  haben  neug'-üornc  Kinder  i^ur  dadiircii, 
dais  der  Staat  ihr  Leben  garanlii'.,  und  dies  ist  er  nur 

in so lern  • 
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insofern  schuldig,  inwiefern  die  Möglichkeit  seiner 
eignen  Erhaltung  davon  abhängt.) 

'    §.  49. 

Ob  überhaupt  die  Kinder  beim  Leben"  erhalten, 
genährt  und  gekleidet  werden,  und  unter  Menschen 
leben}  darüber  hat  der  Staat,  als  über  die  ausschlies- 
sende  Bedingung  ihrer  Bildung  zu  Menschen  und  Bür- 
gern, das  Recht  der  Aufsicht;  zufolge  der  angezeig- 
ten Bedingung  des  Bürgervertrags.  Dafs  dieses  Recht 
über  die  zur  Erziehung  gewählten  Mittel  sich  nicht 
erstrecke,  werden  wir  bald  sehen. 

§.  50- 

Der  Staat  macht  es  den  Eltern  zur  Pflicht,  ihre 
Kinder  zu  erziehen.  Er  garantirt  ihnen  sona«h  noth- 
wendig  die  Bedingungen  der  Möglichkeit  dieser  Erzie- 
hung. Es  gehört  dahin  zuförderst  dies,  dafs  kein  an- 
derer sich  ihrer  Kinder  bemächtigen  dürfe,  um  sie  zu 
erziehen.  Also  —  der  Staat  garantirt  notliwendig-  den 
Eltern  gegefi  andere  Bürger  das  ausscidiessende  RecJit  ihre 
Kinder  für  sich  zu  behalten,  W^enn  ein  Rechtsstreit 
darüber  entstehen  sollte,  so  müfsten  die  Gesetze 
zum  Vortheil  der  vi^ahren  Eltern  entscheiden. 

Zur  Erziehung  gehört  ein  fortgesezter  Plan, 
Gleichförmigkeit  der  Maximen,  nach  denen  die  Kin- 
der behandelt  werden.  Dieser  würde  gestört,  -^yenn 
«^in  Fremder  sich  in  die  Erziehung  mischen,  und  einen 
Einflufs  auf  die  Kinder  haben  vt'ollte.  Es  würde  übet 
eine  solche  Einmischung  Klage  Statt  finden ,  und  der 
Staat  müfste  stets  zum  Yortheil  der  wahren  Eitern  ent- 
sciieiden. 

§.51-  yoT' 
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§•  5^' 

Vorausgesezl. ,  dafs  die  Eltern  moraliscli  denlcen, 
so  ist  die  Erzieh Ling  der  Kinder  ihnen  Gewissenssache. 
Sie  wollen  dieselben  so  sittlicÄ  gut  erziehen,  als  sie 
nur  immer  können  :  aber  jeder  halt  nothwendig  seine 
eignen  Maximen  Tür  die  besten  und  richtigsten ;  — 
ausserdem  wäre  es  ja  gewissenlos  von  ihm,  dafs  er 
dieselben  beibehielte.  Aber  der  Staat  kann  keinen 
EingriiF  in  Sachen  des  Gewissens  thun.  Er  selbst  also 
kann  sich  auch  nicht  in  die  Erziehung  mischen. 

Er  hat  das  Recht  öffentliche  Erziehungsanstalten 
?.u  machen ;  aber  es  raufs  von  den  Eltern  abhän- 
gen ,  ob  sie  sich  derselben  bedienen  wollen ,  oder 
nicht.  Er  hat  kein  Zwangsrecht  auf  den  Gebrauch 
derselben. 

§.  52. 

Ueber  die  Maximen  der  Erziehung  ist  weder  der 
Staat  Richter,  noch  irgend  ein  anderer  Bürger,  noch 
das  Kind,  weil  das  leztere  ja  das  Objekt  der  Erzie- 
hung ist ;  sonach  sind  hierüber  die  Eltern  ihre  eignen 
Richter.  Es  kann  zwischen  Kindern,  die  noch  erzo- 
gen werden,  imd  Ekern,  keinen  Ixechtsstreit  geben. 
Die  Eltern  sind  in  dieser  Angelegenheit  die  höchst« 
Instanz,  und  souverain.  Der  Siaat  kann  über  die- 
ses Verhältnifs  keine  Gesetze  geben ,  so  wenig  als  er 
über  das  Verhältnifs  zwischen  Mann  und  Weib  Ge- 
setze geben  darf. 

Die  Herrschaft  der  Eltern  über  ihre  Kinder  grün- 
det wonach  sich  lediglich  auf  die  rüicht  der  Eltern, 

ihre 


ihre  Kmder  zu  erziehen.  Diese  Pflicht  der  Erziehung 
ist  durch  die  Natur  eingesezt,  und  durch  den  Staat 
garantirt.  Die  Kinder  für  ein  Eigenthum  der  Eltern 
zu  halten,  und  die  Rechte  der  leztern  auf  die  erstem 
als  Eigen thunisrechte  zu  betrachten,  ist  eine  grundlo- 
se Meinung. 

§.  54. 

Der  Staat  hat,  nach  obigem,  das  Recht  der  Auf- 
sicht, ob  überhaupt  das  Kind  erzogen  werde  ;  er  hat 
sonach  das  Recht  jeden  Gebrauch  desselben,  der  die 
Erziehung  olFenbar  aufhebt,  zu  verhindern:  luid  dar- 
um kann  er  gar  nicht  zulassen,  dafs  dasselbe  als  Ei- 
genthum behandelt  werde:  z.  B.  dafs  der  Sohn  ver- 
kauft werde. 

§•  55- 

Nur  derjenige  k£)nn  vor  den  Gerichten  verant- 
wortlich seyn ,  welcher  frei  ist.  Die  Kinder  sind 
nicht  frei;  denn  sie  stehen  ünter  der  Botmafsigkeit 
der  Eltern.  Der  Vater  sonach  —  weil  er  zugleich 
auch  der  Repräsentant  der  Mutter  ist  —  ist  ihr  ge- 
richtlicher Vormund.  Rechte  haben  sie  nicht,  die  er 
zu  vertheidigen  hätte  :  denn  sie  sind  noch  nicht  unmit- 
.telbare  Staatsbürger;  aber  wenn  sie  Scbaden  angerich- 
tet haben  sollten,  so  ist  er  für  sie  verantwortlich. 

Der  Beschädigte  hält  sich  an  den  Vater,  und  dies 
mit  Recht,  denn  die  Kinder  stehen  unter  der  Aufsicht 
desselben,  und  der  Vater  härte  die  Beschädigung  ver- 
hindern sollen.  Hat  er  sie  nicht,  verhindert,  so  nuifs 
er  den  Schaden  ersetzen.  —  Die  Kinder  können  kei- 
ner öifentlichen  Straf«  unterworfen  werden  j  denn  sie 
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stehen  gar  nicht  unler  den  äussern  Zwangsgesetzen  dtjs 
Staats.  Sie  stehen  lediglich  unter  den  Zwangsgesetzeu 
der  Eltern.  Diese  bestrafen,  si«  uach'  Gutdünken, 
nicht  aber  der  Staat,  dessen  Bürger  sie  noch  gar  nicht 
sind. 

§.  56. 

Der  einzige  Grund  der  Herrschaft  der  Elterji  über 
ihre  Kinder  ist  das  Bedürfnifs  der  Erziehung,  Fallt 
der  Grund  weg,  so  fallt  auch  das  begründete  weg. 
Sobald  die  Erziehung  geendigt  ist,  ist  das  Kind  frei. 

Aber  ob  sie  geendigt  sey,  können,  der  Regel  nach, 
nur  die  Eltern  entscheiden ,  weil  sie  es  sind,  die  das 
Ziel  derselben  sich  se]l>3t  gesezt  haben;  und  allein  das- 
selbe wissen.  —  Entweder  nun,  sie  urtheilen  selbst, 
dafs  das  Kind  erzogen  sey,  so  lassen  sie  mit  gutem 
freien  Willen  und  nach  eignem  Ermessen  dasselbe  frei» 
Sie  sollen  ja  ohnedies  dem  Kinde  immer  mehr  Freiheit 
lassen,  so  wie  es  verständiger  wir<l;  zwar  nicht  zufol- 
j^e  eines  Rechts  desselben,  sondern  zufolge  einer  wich- 
tigen Regel  der  Erziehung.  Lassen  sie  nun  das  lezte 
Band,  woran  sie  dasselbe  bisher  noch  hieben,  lios ,  so 
sind  die  Kinder  ganz  frei. 

Oder  ,  der  zweite  Fall ;  es  wird  durch  die  vSache 
selbst  klar,  dafs  der  Zweck  der  Erziehung  erreicht  sey.. 
Der  allgemeine  Zweck  derselben  ist  die  Brauchbarkeit 
unserer  Kräfte  zur  Beförderung  vernünftiger  Zwecke  : 
und  der  äussere,  v^on  den  Elteuii  zu  respektirende  Rich- 
ter über  diese  Brauchbarkeit  ist  der  Staat.  INun  kann 
zwar  der  Staat  nicht  unmittelbar  die  Kinder  freispre- 
chen, weil  er  dann  in  die  Erziehung  einen  Eingriff 
thäte ;  aber  er  kan^  es  mittelbar,  indem  er  dem  Sohne 
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©!n  Sfaatsamt,  oder  ein  anderes  bürgerliclies  Recht, 
etwa  die  Meisterschaft  in  einem  llandvverlcc  durch  die^ 
Zunft,  die  insofern  von  ihm  bevollmächtigt  ist,  über- 
trägt. Er  fällt  dann  das  Urtheil  der  Brauchbarkeit.  — 
Ein  Staatsamt  befreit  die  Kinder  von  der  väterlichen 
Gevyalt. 

Endlich  —  der  dritte  Fall  —  kann  die  Erziehung 
und  mit  ihr  die  Unterwürfigkeit  der  Kinder  aufgeho- 
ben werden,  dadurch,  dafs  sie,  der  Natur  der  Sache 
nach,  nicht  mehr  möglich  ist.  Dies  geschieht  durch 
die  Verheirathung.  Die  Tochter  w^ird  dem  Willen  ih- 
res Ehemannes  unbegrenzt  unterworfen,  und  kann  da- 
her keinen  andern  Willen,  dem  ihrer  Eltern,  unterwor- 
fen bleiben.  Der  Mann  hat  mit  unbegrenzter  Zärtlich- 
keit für  das  Glück  seiner  Gattin  zu  sorgen;  er  kann  in 
dieser  Sorge  durch  keinen  fremden  Willen,  den  der 
Eltern,  sieh  Stohren  lassen. 

Aber  eben  darum ,  weil  durch  die  Verheirathung 
die  Erziehung  aufhört :  aber  den  Eltern  allein  zukommt, 
zu  beurtheilen,  w^ann  sie  aufhören  könne,  haben  die 
Eltern  das  Recht,  den  Kindern  diese  Erlaubnifs  eine 
Zeit  lang  zu  versagen  :  oder  die  Verheiratjiung  dersel- 
ben aufzuschieben,       .         ,  t 

Ueberhaupt  ihnen  die  Verhei'iS'fchung  zu  verbie- 
ten, dazu  haben  sie  das  Recht  nicht;  und  eben  so  we- 
nig das ,  für  sie  zu  wählen ,  aus  den  schon  oben  ange- 
führten Gründen. 

§•57- 

Zwischen  Mann  und  Weib  ist  Gemeinschaft  des 
Eigenthums.    Die  Kinder  haben  keine  Gemeinacnait 
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am  Eigenthume,  und  haben  überhaupt  gar  Icein  Ei- 
genthum. Woher  sollen  sie  es  doch  haben?  Nah- 
rung und  Kleidung  sind  ihnen  die  Eltern  schuldig, 
nach  eignem  Ermessen ;  weil  ausserdem  der  Zweck 
der  Erziehung  nicht  erreicht  würde.  Diese  Pflicht 
ist,  wie  schon  oben  erinnert  worden,  .eine  Zwangs- 
pflicht der  Eltern  ^^gegen  den  Staat,  (nicht  gegen 
die  Kinder)  und  der  leztere  hat  darüber  das  Recht 
der  Aufsicht, 

Aber  die  Kinder  arbeiten,  sagt  man,  und  dadurch 
erhalten  sie  ein  Eigen thum.  —  Dies  i^ann  man  nur 
nach  der  unrichtigen  und  oben  widerlegten  Voraus- 
setzung, dafs  die  Formation  das  Eigenthumsrecht  be- 
gründe, behaupten.  Der  Zweck  ihrer  Arbeit  ist 
Uebung  der  Kräfte  für  die  Erziehung,  und  den  zu- 
fälligen Nutzen  derselben  nehmen  die  Eltern  mit  Recht 
in  ihr  Eigenthum  auf.  Das  Kind  kann  ja  gar  nichts 
ihun,  ohne  den  Willen  der  Eltern:  es  kann  sich  auch 
nicht  ein  Eigenthum  ohne  ihren  Willen  erwerben.  — 
Oder  soll  das  Eigenthumsrecht  sich  auf  einen  Contrakt 
mit  den  Eltern  gründen?  Contrahiren  kann  nur  derje- 
nige, der  frei  ist:  aber  die  Kinder  haben  gar  keine 
selbstständige  Freiheit  in  Beziehung  auf  die  Eltern. 
Sie  können  sich  nicht  von  ihnen  losreifsen,  und  einen 
eigenen  Willen  liaben ,  um  ihnen  gegen  über  Parthei 
zu  seyn. 

§•  58- 

leder  selbstständige  Bürger  mufs  ein  eignes  Ver- 
mögen haben,  und  dem  Staate  angeben  können,  wo- 
von er  lebe.    Sonach  kann  der  Staat  mit  Recht  von 
den  Eltern,  die  oiu  Kind  aus  ihren  Händüu  herausge- 
hen 


bsn  lassen  ,  verlangen  ,  dafs  sie  ihm  ein  gewisses  Ver- 
mögen geben  ,  oder  mit  einem  sehr  gut  bezeichijendeu 
Worte,  dafs  sie  dasselbe  ausstatten.  Wie  viel  aber  sie 
ihm  geben  sollen,  darüber  kann  er  nichts  vorschreiben, 
sondern  das  hängt  ab  von  ihrem  eignen  freien  Ermessen. 

Bei  der  Verlxeirathung  Hiüssen  die  beiderseitigen 
Eltern  der  künftigen  Ehegatten  sich  mit  einander  dar- 
über vertragen ;  ob  beide  etwas  erhalten  sollen,  oder 
nur  Eins,  vmd  wieviel.  Der  Staat  hat  darnach  gar  - 
nicht  zu  fragen,  woher  das  Vermögen  komme.  Er  hat 
nur  zu  fragen,  ob  die  neue  Familie,  die  er  riur  als 
Familie  kennt,  bestehen  könne. 

§•  59- 

Es  steht  gänzlich  in  der  Willkühr  der  Eltern,  ob  sie 
ein  Kind  etwa  reichlicher  ausstatten  wollen,  als  das 
andere.  Unbillig  kann  ein  solcher  Vorzug  wohl  seyn, 
aber  er  ist  nicht  gegen  äusseres  Recht.  Aus  welchem 
B.echt5grunde  könnte  das  in  Nachtheil  gesezte  Kind 
Iklagen?  Alles,,  was  es  besizt,  besizt  es  ja  lediglich 
durch  die  freie  Güte  der  Eltern. 

§.  60. 

Mit  dem  Tode  der  Eltern  hört  ihr  Recht  in  der 
Sinnenwelt,  sonach  ihr  Eigenthumsrecht  gänzlich  auf. 
Ob  die  Intestaterbschaft  der  Kinder  zu  gleichen  Thei- 
len  eingeführt  werden  solle ;  oder  ob  den  Eltern  das 
Recht,  ein  Testament  zu  machen  zustehen  solle;  wie 
weit  ihnen  dann  die  freie  Disposition  über  ihr  Vermö- 
gen zum  Vortheile  Fremder,  zukommen  solle ;  wie  weit 
die  Legitima  sich  erstrecken  solle,  wie  weit  das  Recht 
der  Enterbung.,  hängt  lediglich  ab  von  der  positiven 
Gesezgebung  des  Staats,  welche  nach  politischen  Grün- 
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den  über  dergleichen  Gegenstände  entscheidet.  .  Ent« 
Scheidungsgründe  a  priori  giebt  es  hierüber  nicht, 

§.  61. 

Die  Beantwortung  der  Frage:  wie  sollen,  falls 
die  Eltern  geschieden  würden  ,  die  Kinder  unter  sie 
getlieik,  werden  ,  haben  wir  uns  bis  hieher  vorbehal- 
ten, weil  sie  nicht  zu  beantworten  war,  ohne  die 
gründliche  Einsicht  in  das  Verhältnifs  der  Eltern  und 
der  Kinder, 

Ziiförderst,  da  die  Eltern  die  unumschränkte  Herr- 
schaft über  die  Kinderhaben,  so  niufs  es  denen,  die 
^ich  scheiden,  ganz  frei  stehen  eine  gütliche  Abkunft 
untereinander  zu  trelten.  Der  Staat,  hat  darein  nichts 
zu  reden,  wenn  nur  die  Erziehung  der  Kinder  gesichert 
ist.  Können  sie  sich  in  der  Güte  vereinigen,  auf  wel- 
che Bedingung  es  auch  sey,  so  ist  kein  Rechtsstreit, 
und  der  Staat  hat  nichts  zu  entscheiden. 

Erst  dann,  wenn  beide  Eltern  nicht  in  der  Güte 
einig  werden  können,  tritt  der  Richterspruch  des. 
Staats  ein. 

Es  lassen  sich  nur  zwei  Gründe  dieses  Streits  der 
Eltern  denken;  entweder  er  kommt  daher,  dafs  i<eines 
von  beiden  Eltern  die  Sorge  für  die  Kinder  überneh- 
men,  sondern  dieselbe,  so  viel  nur  irgend  möglich, 
auf  den  andern  Theil  werfen  will;  oder  daher,  dafs 
beide  die  Kinder  für  sicli  behalten,  und  dem  andern 
Theil  so  ^  wenige  als  möglich  davon  wollen  verabfol- 
gen lassen. 

Im  ersten  Falle  ist  so  zu  entscheiden:  Die  Pflicht 
für  die  Kinder  zu  sorgen  ist,  nach  obigem,  nur  für  die 
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Matter  unmittelbare,  für  den  Vater  nur  «littelbarc 
Pflicht,  abgeleitet  aus  seiner  Liebe  zur  Mutter.  Da 
diese  leztere,  miüiin  aach  der  natürliche  Grund  der 
väterlichen  Zärtlichkeit  hier  wegfallt,  so  sind  die  Kin- 
der der  persönlichen  Sorgfalt,  und  Pflege  der  Mutter 
zu  übergeben;  aber  der  Vater  hat,  unter  Aufsicht  und 
Garantie  des  Staats  die  Kosten  der  .Erhaltung  herzuge- 
ben ;  worüber  nach  den  Veraiögensumständen  der 
Eltern  etwas  bestimmtes  festZLisetzen  ist. 

Im  zweiten  Falle  wird  die  Entscheidung  so  aus- 
fallen; der  rechtsbegründete  Zweck  des  Staats  mit  den 
Kindern  ist  die  best  möglichste  Erzielmncr  derselben. 
Nun  ist  der  Regel  nach  —  und  nur  nach  ihr  können 
allgemeine  Gesetze  gegeben  werden  —  die  Mutter  die 
zweckmäfsigste  Erzieherin  der  Töchter,  der  Vater 
der  zweckmafsigste  Erzieher  der  Söhne  Die  Töchter 
sonach  sind  der  erstem ,  die  Söhne  dem  leztern ,  zu 
übergeben. 

Dafs  für  das  im  Ehebruch  erzeugte  Kind  nicht  der 
Ehegatte ,  sondern  der  wahre  Vater  die  Erhaltungsko» 
sten  zu  entrichten  habe,  versteht  sich  von  selbst. 


Grund- 


Grundrifs 

des 

Völker-    und  Weltbürgerrechts, 

(als  zweiter  Anhang  des  Naturrechts.) 


L  Ueber  das  Völkerrecht 

T  . 

-leder  Einzelne  hat,  nach  ohigem,  das  Recht,  den  Ein- 
zelnen den  er  antrift,  zu  nöthigen,  dafs  er  mit  ihm  iii 
einen  Staat  trete,  oder  aus  seiner  Wirkungssphäre  ent- 
weiche. Ist  einer  von  beiden  schon  im  Staate  und  der 
andere  nicht,  so  zwingt  der  erstere  den  andern,  dafs 
er  mit  seinem  Staate  sich  vereinige.  ^Y^ire  Iieiner'vou 
beiden  schon  im  Staate,  so  vereinigen  sie  sich  wenig- 
stens zum  Anfange  eines  Staates.  Es  folgt  daraus  der 
Saz  ,*/  wer  in  keinem  Staata  ist ,  kann  von  dem  ersten 
Staate,  der  ihn  antrift,  rechtlich  gezwungen  werden, 
«ich  entweder  ihm  zu  unterwerfen ,  oder  aus  seiner 
Nähe  zu  entweichen. 

Zufolge  dieses  Satzes  würden  allmählich  alle  Men- 
schen,  die  auf  der  Oberfläche  der  Erde  wohnen,  in 
einem  einzigen  Staate  vereinigt  werden. 

Aber  es  wäre  eben  sowohl  möglich,  dafs  an  verschie- 
denen Orten  abgesonderte  und  von  einander  nichts  wis- 
sen- 
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senfle  Menschenhaufen  sich  in  Staaten  vereinigten.  An 
diesem  Platze  der  Erde"würde  dieses  Bediirfnifs  gefühlt» 
und  ilim  abgeholfen,  an  einem  andern  dasselbe  gefühlt, 
und  ihm  abgeholfen,  ohne,  dafs  die  erstem  von  den 
zweiten,  noch  die  zweiten  von  den  erstem  wüfsten. 
Auf  diese  Weise  würden  auf  der  Erde  mehrere  Staatea 
entstehen. 

Es  ist  ein  Beweifs,  dafs  der  Staat  nicht  eine  will- 
kührliche  Erfindung,  soMidern  durch  die  Natur  und 
Vernunft  g^eboten  sey,  wenn  an  allen  Orten,  wo  Men- 
schen eine  Zeit  lang  bei  einander  leben,  und  ein  wenig 
sich  bilden,  sie  einen  Staat  errichten ,  ohne  zu  wissen, 
dafi  bei  andern  ausser  ihrem  Umkreise  dasselbe  ge« 
schiebt,  oder  geschehen  ist. 

Da  die  Oberfläche  der  Erde  zerschnitten  ist, 
durch  Meere,  Flüsse,  Gebirge,  und  durch  sie  die 
Menschen  getrennt,  so  ward  es  auch  dadurch  nothweu" 
dig,  dafs  verschiedene  Staaten  entstunden. 

§•3. 

Die  Menschen  in  diesen  verschiedenen  Staaten 
wissen  nichts  von  einander,  sie  stehen  wonach  in  gar 
keinem  eigentlichen  ReclitsverhUltnisse  ;  da  ,  nach  obi- 
gem, die  Möglichkeit  alles  Uechtsverhältnisses  bedingt 
ist  durch  wirklichen  gegenseitigen  Einflufs  mit  -ße- 
wufstscyn. 

§.4. 

Zwei  Bürger  aus  diesen  verschiedenen  unabham 
gig  \-on  einander  gebildeten  Staaten,  treften  auf  einan» 
dr-r.  leder  wird  von  dem  andern  die  Garantie  seiner 
Sicherheit  neben  ihm  fodern,    zufolge  seines  nach- 
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gewiesenen  vollkommenen  Rechts;  dadurch,  dafs  der 
andere  sich  mit  ihm  zugleich  seinem  Oberherrn  unter- 
werfe. Dies:  unterwirf  dich  meinem  Oberherrn,  fe- 
dert jeder  von  ihnen  mit  dem  gleichem  Rechte,  denn 
jeder  ist  in  einer  rechtlichen  Verfassung.  Es  hat  so- 
nach keiner  Recht;  denn  ihr  Recht  hebt  sich  gegen- 
seitig auf. 

Nun  aber  bleibt  es  doch  dabei,  dafs  sie  sich  ge- 
genseitig Garantie  leisten  müssen.  Da  das  nun  auf  die 
vorgeschlagene  Weise  nicht  geschehen  konnte ,  wie 
kann  es  geschehen  ?  —  Sie  sollen  sich  beide  einem 
gemeinschaftlichen  Richter  unterwerfen ;  aber  jeder 
hat  schon  seinen  besondern  Richter.  —  Ihre  Rich- 
ter selbst  müssen  sich  vereinigen,  und  in  Sachen,  die 
sie  beide  betreffen,  der  Eine  gemeinschaftliche  Richter 
beider  werden ;  d.  h.  ihre  beiden  Staaten  müssen  sich 
gegenseitig  anheischig  machen,  die  Ungerechtigkeit, 
die  durch  einen  ihrer  Mitbürger  öinem  Bürger  des  an- 
dern Staates  widerfahren  wäre,  zu  bestrafen,  und  gut 
zu  machen,  als  ob  sie  gegen  einen  eignen  Burger  wä- 
re verübt  worden. 

Cor  ollaria. 
1.)  Alles  Verhältnifs  der  Staaten  gründet  sich  auf 
das  rechtliche  Verhältnifs  ihrer  Bürger.  Der  Staat 
an  sich  ist  nichts,  als  ein  abstrakter  Begriff  :  nur  die 
Bürger,  als  solche,  sind  wirkliche  Personen.  —  Fer- 
ner, dieses  Verhältnifs  gründet  sich  ganz  bestimmt 
auf  die  ange2;eigte  Rechtspflicht  ihrer  Bürger,  einan- 
der ,  wenn  sie  in  der  Sinnenwelt  zusammentreffen, 
die  gegenseitige  Garantie  zu  leisten.  Also  stehen  zu- 
nächst nur  diejenigen  Staaten  im  Verhältnisse  zuein- 
ander, 
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ander,  die  mit  einander  p-enzen.  Wie  im  Räume 
getrennte  Staaten ,  dennoch  in  ein  Verhältnifs  kom- 
men können,  weiden  wir  tiefer  unten  sehen. 

2.  )  Dieses  Verhältnifs  der  Staaten  besteht  darin, 
dafs  sie  einander  gegenseitig  die  Sicherheit  ihrer 
Bürger,  sö  wie  den  Bürgern  ihres  eignen  Staates, 
garantiren.  Die  Contraktsformel  ist  die  :  ich  mache 
mich  verantwortlich  für  allen  Schaden,  den  meine 
Bürger  den  deinigen  zufügen  könnten,  unter  der  Be- 
dingung, dafs  du  gleichfalls  verantwortlich  seyst  für 
allen  Schaden,  den  deine  Bürger  den  meinigen  zufü- 
gen könnten. 

3.  )  Ein  solcher  Vertrag  mufs  ausdrücklich  ge- 
schlossen werden;  und  liegt  nicht  schon  im  Staats- 
bürgervertrage; und  dafs  er  geschlossen  sey,  mufs 
den  Bürgern  durch  die  Gesezgcbung  angekündigt 
werden.  Den  Bedingungen  des  Staatsbürgervertrags 
thut  der  Bürger  schon  dadurch  Genüoe,  dafs  er  nur 
nicht  die  Rechte  seiner  Mitbürger  verlezt;  auf  Frem- 
de ist  dabei  nicht  gesehen.  Erst  zufolge  dieses  Ver- 
trags wird  es  Gesez,  auch  die  Rechte  der  mit  dem 
Staate  im  Vertrage  stehenden  Staaten  zu  respektiren: 
und  die  VerletzunfT  derselben  wird  nun  erst  einstraf- 
würdiges  Vergehen. 

§•  5- 

In  dem  beschriebenen  V^ertrage  der  Staaten  mit 
einander  ist  die  gegenseitige  Anerkennung  nothwendig 
mit  enthalten,  und  wird  für  die  Möglichkeit  jenes  Ver- 
.  trags  vorausgesezt»    Beide  Staaten  nehmen  gegenseitig, 
jeder  die  Gewährleistung  des  andern  für  seine  Bürger 
an,  als  eine  gültige  Garantie,  und  nehmen  gegen  die- 
selbe 


^elbe  keine  weltern  Sidietungsmaafsregeln ;  es  sezt  se- 
nach  jeder  voraus ,  dafs  der  andere  eine  legale  Verfas- 
sung habe,  und  für  aeine  Bürger  einstehen  könne« 

leder  Staat  hat  sonach  das  Recht,  über  die  Lega- 
lität eines  andern  Staates,  mit  dessen  Bürgern  die  sei» 
nigen  in  Verbindung  kommen,  zu  urtheilen.  Doch  er* 
streckt  auch,  welches  wohl  zu  merken  ist,  das  Recht 
dieses  Urtheils  sich  nicht  weiter,  als  darüber,  ob  der 
benachbarte  Staat  zu  einem  äusserfi  legalen  Verhältnis- 
se tauge.  Die  innere  Verfassung  geht  keinem  das  ge- 
ringste an,  und  er  hat  darüber  das  Recht  des  Urtheils 
nicht. 

Hierin  besteht  die  gegenseitige  Unabhängigkeit 
der  Staaten. 

§.  (J. 

ledes  Volk,  das  nur  nicht  im  Naturstande  lebt, 

sondern  eine  Obrigkeit  hat,  sie  sey  beschaffen,  wie  sie 
wolle,  hat  ein  Zwangsrecht  auf  die  Anerkennung  durch 
die  benachbarten  Staaten.  Der  Beweifs  geht  aus  dem 
obigen  hervor :  und  ist  daselbst  unmittelbar  schon  ge- 
führt. Der  Staat  kann  den  Bürger  eines  andeni  Staa- 
tes nicht  nöthigen,  sich  ihin  zu  unterwerfen :  denn  der 
benachbarte  Staat  halte  dann  dasselbe  Recht,  welches 
sich  widerspricht.  Doch  mufs  er  sich  Garantie  von 
ihm  geben  lassen  für  die  Sicherheit  seiner  Bürger,  und 
sie  ihm  geben  ,  dies  ist  aber  nur  möglich  unter  Bedin- 
gung der  Anerkennung.  —  Einen  Staat  nicht  an- 
erkennen, heifst,  seine  Bürger  für  solche  ausgeben, 
die  in  gar  keiner  rechtlichen  Verfassung  stehen :  dar- 
aus aber  folgt  das  Recht,   sie  zu  unterjochen.  Die 

Ver- 
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Verweigerung  der  Aoerkennung  giebt  sonach  ein  gül- 
tiges Recht  zum  Kriege. 

Die  Staaten  sind  nothwendig  unabhängig  von  ein« 
ander  und  selbstständig. 

§•  7.      .  ' 

Auf  ein  Volk,  das  keine  Obrigkeit  hat,  sonach  kein 
Staat. ist,  hat  der  benachbarte  Staat  das  Recht,  es  ent- 
weder sich  selbst  zu  unterwerfen,  oder  es  zu  nöthigen, 
dafs  es  sich  eine  Verfassung  gebe,  oder  es  aus  seiner 
jNachbarschaft  zu  vertreiben.  Der  Grund  davon  ist 
der:  wer  dem  andern  nicht  Garantie  für  die  Sicherheit 
seiner  Rechte  leisten  kann ,  der  hat  selbst  keine.  Ein 
solches  Volk  würde  sonach  völlig  rechtslos.  . 

(Man  befürchte  nicht,  dafs  durcH  diesen  Saz  et- 
was für  eroberungssüchtige  Mächte  gewonnen  werde. 
Es  giebt  wohl  nicht  leicht  ein  Volk,  wie  das  beschrie- 
bene; und  der  Saz  wird  mehr  um  der  Vollständi^^keit 
der  Argumentation,  als  um  der  Anwendung"  willeij, 
aufgestellt.  ledes  Volk,  das  auch  nur  einen  Anführer 
zum  Kriege  hat,  hat  ohne  Zweifel  eine  Obrigkeit.  Die 
fränkischen  Republikaner  schlugen  die  coalisirten  Mäch- 
te einmal  über  das  andere,  während  diese  zweifelten, 
ob  sie  auch  eine  Regierung  hätten,  und  fragten,  mit 
wem  sie  denn  eigentlich  Friede  schliossen  sollten.  Hät- 
ten sie  sich  doch  bei  der  nächsten  Quelle,  mit  der  sie 
in  Berührung  standen,  bei  denen,  von  welchen  sie  ge- 
schlagen wurden,  erkundigt,  wer  sie  denn  eigentlich 
in  der  Schlacht  komjnandite.  Vielleicht,  dafs  diesel- 
ben ,  die  den  Befehl  gegeben  hatten  ,  sie  zu  schlagen, 
I  auch  den  Befehl  hätten  geben  können,  sie  in  Ruhe  zu 
laasen.  EadUch,  nachdem  sie  nur  hinlänglich  geschla- 
gen 
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gen  sind,  haben  sie  sich  auch  glücklich  auf  diesen  Aus- 
weg besonnen ,  und  entdeckt,  dafs  die  Franken\denil 
doch  eine  Regierung  haben  inLilsten.) 

§•  ß- 

Die  benachbarten  Staaten  gavantiien  sich  gegen- 
seitig die  Eigenthumsrechte  ihrer  Bürger.  Es  mufs  so- 
nach nothwendig  über  die  Grenzen  dieser  Rechte  zwi- 
schen ihnen  etwas  festgesezt  werden.  Die  Bestimmung 
dieser  Grenzen  ist  schon  durch  den  Vertrag  geschehen, 
den  jeder  Staat  mit  seinen  eignen  Bürgern  schlofs,  und 
braucht  nicht  erst  jezt  zu  geschehen.  Der  an  den 
Staat  B  grenzende  Bürger  des  Staats  A,  hat  gegen  sei- 
nen Staat  erklärt,  dafs  er  bis  so  weit  Eigenthümer  seyn 
wolle,  und  der  Staat  hat  es  zugegeben;  ebeil  so  der 
unmittelbar  mit  jenem  grenzende  Bürger  des  Staats  B 
gegen  seinen  Staat.  Diese  Verträge  werden  jezt  auch 
durch  die  benachbarten  Staaten,  als  solche,  im  Nahmen 
ihrer  Bürger,  und  vor  ihnen  garantirt.  Was  anfangs 
nur  die  eignen  Mitbürger  verband,  verbindet  von  nun 
an  auch  die  Bürger  der  benachbarten  Staaten.  Streitig- 
keiten, die  darüber  allenfalls  vorkommen  könnten,  wer- 
den entschieden,  so  wie  Einzelne  auf  dem  Boden  des 
INatarrechts  sie  entscheiden;  durch  gütliche  Ueberein- 
Jtunft,  weil  es  keine  Rechtsgründe  a  priori  giebt,  war- 
um ein  Objekt  vielmehr  diesem  als  jenem  zugehören 
solle.  Die  erste  Bedingung  des  legalen  Verhältnisses 
zwischen  Staaten  ist  sonach  die  Greuzziehxmg.  Diese 
mufs  ganz  bestimmt  und  unzweideutig  festgesezt  seyn : 
ausserdem  würden  in  der  Zukunft  Grenzstreitigkeiten 
entstehen.  —  Es  gehört  darzu  nicht  blols  die  Greuze 
des  Grundes  und  Bodens ;  sondern  auch  die  Grenzbe- 
stimmung gewisser  Rechte;   z.  B.  der  Fischerei,  der 
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lagd,  der  SchiiFarth  u.  s.  w.  Die  Grenze  der  Bürger 
wird  für  die  Staaten  Grenze  des  Staats. 

Beide  Staaten  sind  in  diesem  Vertrage  einander 
völlig  gleich.  Was  der  eine  tliut,  um  den  Bürger  des 
andern  vor  Schaden ,  zu  bewahren,  mufs  der  andere 
auchthun,  in  Beziehung  auf  die  Bürger  des  erstem; 
Vielehe  Gesetze  der  eine  in  dieser  Rücksicht  giebt,  die- 
selben mufs  der  andere  auch  geben.  Gröfsere  Sorgfalt 
aber  anzuwenden,  als  der  andere  in  Beziehung  auf  ihn 
anwendet,  ist  keiner  verbunden.  Es  ist  sonach  sehr 
•wohl  möglich,  dafs  in  einem  Staate  die  Rechte  der 
Mitbürger  mehr  geschüzt  seyen,  als  die  der  Fremden, 
weil  vielleicht  der  andere  Staat  sich  von  seiner  Seite 
zu  keinem  sorgfältigem  Schutze  verstehen  wollte;  ja 
es  ist  möglich,  dafs  das  Eigenthum  der  Fremden  aus 
einem  benachbarten  Staate  mehr  geschüzt  sey ,  als  das 
der  Freunden  aus  einem  andern-,  weil  der  erstere  Staat 
auch  von  seiner  Seite  gröfsere  Sorgfalt  anwendet»  Das 
ganze  Verhältnifs  gründet  sich  lediglich  auf  Ueber- 
einkunft. 

§.  10. 

Durch  diesen  Vertrao;  erhalten  die  darin  besriiTe- 
nen  Staaten  das  Recht  der  gegenseitigen  Aufsicht  auf 
einander,  ob  in  jedem  diesem  Vertrage  gemäfs  verfah- 
ren und  die  zufolge  desselben  gegebenen  Gesetze  in 
Ausübung  gebracht  werden.  Der  Grund  davon  läfst 
sich  leicht  einsehen.  Der  Vertrag  verbindet  nur  ,  in- 
wiefern beide  Theile  ihn  halten ;  sonach  müssen  beide 
wissen,  ob  er  von  dem  andern  gehalten  werde,  um  dar- 
nach ihre  eigne  Veibindlichkeit  beurtheilen  au  können. 

Diese 
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Diese  Aufsiclit  kann  nur  ^eschelien  in  dem  Staate 
Selbst,  welcher  beobachtet  wird.  Um  sie  auszuüben, 
müssen  daher  die  Staaten  einander  gegenseitig  Gesand- 
ten zuschicken.  Es  können  allerdings,  um  entwed<^r 
den  jezt  beschriebenen  oder  irgend  einen  besondern 
Vertrag  abzuschliessen,  Gesandte  von  einem  Staate  in 
den  andern  geschickt  werden;  aber  diese  Bestimmung 
derselben  ist  theils  vorübergehend,  theils  zufällig; 
(man  nennt  dergleichen  Gesandschaften  Ambassaden.) 
Der  eie;entliche  ursprüngliche  Charakter  eines  bestän- 
digen, residirenden  Gesandten,  (Residenten,  Charge 
d'alFaires)  besteht  darin,  dals  er  Aufsicht  halte,  ob 
der  Staat,  an  welclren  er  geschickt  ist,  seinen  Verbind- 
lichkeiten gegen  den  Staat,  der  ihn  abgeschickt  hat,  Ge- 
nüge thue;  dafs  er  auch  wohl  den  erstem  an  seine 
Pilicht  erinnere,  und  die  vertragsmäfsigen  IlFandlungen 
fodeii*..  In  die  innerri^ einheimischen  Angelegenheilen 
des  Staats  aber,  an  welchen  er  gesendet  ist,  darf  er 
sich  nicht  einm.ischen;  weil  der  ihn  autorisirende  Staat 
«s  selbst  nicht  darf. 

§. 

Da  der  Gesandte  in  einer  gewissen  Rücksicht  die 
Aufsicht  über  den  Staat,  an  welchen  er  abcreschlckt  ist, 
hat,  so  kann  er  von  demselben  nicht  abhän£;en;  widri- 
genfalls er  ja  gehorchen  müfste,  und  durch  den  be- 
fohlnen  Gehorsam  die  Absicht  seiher  Sendung  vereitelt 
wer^den  könnte.  Er  steht,  so  lange  er  sich  in  den  Gren- 
zen seiner  Gesandtschaft  hält,  lediglich  unter  seiner 
eignen  Übrigkeit,  und  diese  aiiein  hat  über  ihn  zu 
richten.  Er  ist  sonach  für  den  Staat,  an  welchen  er 
gesandt  ist,  heilig,  und  unverlezlich;  er  repräsentiicfc 
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seinen  eignen  unabliängigen  StaaL  (Die  Freiheit  von 
allen  Auflagen  ist  dem  Gesandten  von  Rechtswegen  zu- 
zugestehen: die  Abgaben  sind  ein  Beitrag  zur  schützen- 
den Staatsgewalt;  er  aber  ist  kein  Bürger  dieses  Staats. 
Dafs  ein  Gefandter  diese  Freiheit  über  seine  eigne  Per- 
son ausdehne,  und  sich  ihrer  zu  einem  Schleichhandel 
bediene,  ist  so  unwürdig  und  niederträchtig,  dafs  man 
die  Möglichkeit  davon  in  den  Verfri^gen',  welche  die 
Staaten  mit  einander  abschliessen ,  nicht  füglich  vor- 
aussetzen kann.) 

Ueberschreitet  der  Gesandte  die  Grenzen  seiner 
Gesandschaft,  indem  er  entweder  einen  Einilufs  in  die 
einheimischen  Geschäfte  sich  zu  erwerben  sucht,  oder 
durch  Vergehungen  Unordnungen  stiftet,  so  wird  der 
Staat,  an  welchen  er  geschickt  ist,  zwar  nicht  sein 
Kichter,  denn  er  hat  den  Gesetzen  desselben  sich  nie 
unterworfen,  aber  er  erhalt  das  Recht,  ibn  zurück  zu 
schicken,  und  von  dem  absendenden  Staate  Genug- 
thuung  zu  begehren. 

§.  12. 

Ist  der  Vertrag  zwischen  beiden  Staaten  nur  klar, 
und  fest  bestiniuit  —  es  ist,  da  er  nie  eine  grofse  Men- 
ge von  Gegenständen  begreifen  kann,  sehr  leicht,  ihn 
genau  zu  bestimmen,  und  ein  Mangel  an  Bestimm t.ieit: 
würde  schon  den  bösen  Willen  entdecken,  welcher  ei- 
nen Vorwand  zu  künftigen  Kriegen  sucht  —  so  ist 
nicht  leicht,  oder  gar  nicht  eine  Ungerechtigkeit  aus 
Irrthum  möglich,  sondern  es  läfst  dann  mit  hoher 
Wahrsclieinliclikeit  sicli  auc  bösen  Willen  schliessen. 
Doch  verhalte  sich  dies,  wie  es  wolle:  die  Verletzung 
des  Vertrags  glebt  ein  Recht  zum  Iviieoe,  so  gut  als 
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die  versagte  Anerkennung.  In  beiden  Fällen  zeigt  der 
2u  bekriegende  Staat,  dafs  mit  ihm  ein  legales  Verhält» 
nifs  nicht  möglich  ist,  dafs  er  selbst  sonach  gar  keine 
Rechte  hat. 

§.  13. 

Das  Ftecht  des  Kriegs,  ist,  wie  nach  obigem  (S. 
Iii,  1.  Th.)  alles  Zwangsreclit,  unendlich.  Der  be- 
kriegte hat  keine  Rechte,  weil  er  die  Rechte  des  krieg- 
führenden Staats  nicht  anerkennen  wilh  —  Er  bittet 
etwa  späterhin  um  Friede,  und  erbietet  sich  von  nun 
an  gerecht  zu  seyn.  Wie  soll  aber  der  kriegführende 
überzeugt  werden,  dafs  es  ihm  Ernst  sey ,  und  dafs 
er  sich  nicht  blofs  eine  bessere  Gelegenheit  ersehen, 
wolle  umihu  zu  unterdrücken  ?  Welche  Garantie  kann 
er  ihm  dagegen  geben? —  Also  der  natvirliche  Zweck 
des  Kriegs  ist  immer  die  Vernichtung  des  hekritgtcn 
Staats y  d.  i.  die  Unterwerfung  seiner  Bürger.  —  Es 
kann  wohl  seyn ,  dafs  zuweilen  ein  Friede,  (eigentlich 
nur  ein  WalFenstillstand)  geschlossen  wird ,  weil  ent- 
weder ein  Staat,  oder  well  beide  gegenwärtig  entkräf- 
tet sind ;  aber  das  gegenseitige  Mifstrauen  bleibt,  und  der 
Zweck  der  Unterjochung  bleibt  gleichfalls  bei  beiden. 

Nur  die  bewafnete  Macht  der  kriegenden  Staaten 
führt  den  Krieg;  nicht  der  unbewafnete  Bürger,  noch 
wird  er  gegen  diesen  geführt.  Derjenige  Tlieil  des 
Staatsgebiets,  den  die  Truppen  desselben  nicht  mehr 
bedecken,  wird,  da  ja  der  Zweck  des  Kriegs  die  Un- 
terwerfung des  bekriegten  Staats  ist,  eine  Acquisition 
des  Eroberers;  und  dieser  kann  ja,  ohne  völlig  zweck- 
widrig, und  vernunftvv  idrig,  also  auch  (Kriegs-)  Rechts- 
widrig 
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widrig  zu  handeln,  seine  neuen  Bürger  nicht  ausplün- 
dern,  noch  seinen  eignen  Besiz  verheeren.  Sobald 
er  die  bevvafneten  Vertheidiger  des  Landes  vertrieben 
hat,  sind  die  unbewafneten  seine  ünterthanen.  Der- 
jenige Theil  des  Staatsgebiets  aber,  den  die  Truppen 
desselben  noch  bedecken,  ist  dem  Feinde  nicht  unter- 
worfen. Den  ersten  kann  er  um  seines  eignen  Zwecks 
willen  nicht  verheeren;  den  zweiten  zu  verheeren  ist 
physisch  unmöglich.  —  Die  gewöhnliche  Art  Krieg 
zu  führen,  ist  allerdings  vernunftwidrig,  und  barba- 
risch. Der  Eroberer  verwüstet  die  eroberten  Provin- 
zen, um  in  der  Eil  soviel  als  möglich  daraus  zu  ziehen, 
und  dem  Feinde  so  wenig  als  möglich  darin  zurückzu- 
oreben.  Er  rechnet  also  nicht  darauf,  sie  zu  behalten. 
Wenn  dies  ist,  warumführt  er  denn  eigentlich  Krieg? 

Der  entwafnete  Soldat  ist  gleichfalls  nicht  mehr 
Feind,  sondern  Unterthau,  Dafs  er  bei  uns  Kriegsge- 
fangner wird,  um  ausgewechselt  zu  werden,  ist  eine 
willkührliche  Einrichtung  unserer  rieuen  Politik ,  die 
schon  bei  Zeiten  darauf  denkt,  dafs  sie  mit  dem  Fein-< 
de  wieder  in  Unterhandlung  treten  werde ,  und  über- 
haupt keinen  tüchtigen  vor  sich  selbst  bestehenden 
Zweck  bei  ihren  Kriegen  hat. 

Der  Zweck  eines  Kriegszuges  ist  garrnicht  clor, 
zu  tödten,  sondern  nur  der,  die  bewafneten^  die  den 
Bürger ,  und  sein  Land  bedecken  ,  zu  verlreiben,  und 
zu  entwafncn.  Im  Handgemenge,  wo  Mann  an  Mann 
geräth ,  tödtet  einer  seinen  Gegner,  um  nicht  von  ihm 
^etödtet  zu  werden ;  zufolge  seines  eipien  Rechts  der 
Selbstcj-haltiing y  nicht  aber  zufolge  eines  ihm  von  seinem 
Staate  verliehenen  Rechts ,    todt  zu  schlagen ;  welches 
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flcTselbe  nicht  hat ,  uild  folglich  auch  nicht  verleihen 
liarin.     So  lafs'  auch  die  neuere  .\r(,  mit  Kanonen  und 
anflerm  Schiefs «bewehr  Krit'p;  zu  führen,  sich  ansehen. 
Es  ist  nicht  der  Zweck,  durch  die  Kugeln  zu  tödten, 
sondern  nur,  den  Feind  von  den  Platzen  abzuhalten, 
wo  dieselben  fallen,     Oeht  er  denn  doch  dahin,  so  ist 
es  seine  Schuld,  wenn  er  von  d«r,  nicht  gerade  auf 
ihn  gerichteten,    K  igel  getroffen  wird.     (Der  Ver- 
nunft nach,  sollte  man  den  Feind  erst  benachrichtigen, 
dalä  man  einen  Posten  beschiefsen  werde,    wenn  er 
ihn  nicht:  in  Gutem  v«^^iasse;  gerade  so,  wie  man  Fe- 
stungen erst  zur  Uebergabe  aulFodert,  ehe  man  sie  be- 
schiefst,)_    Das  einzige  in  unserer  neuern  Kriegskunst, 
"was  schlechthin   rechtswidrig  ist,    sind   die^  Scharf' 
scliiitzerij    die  im   Dickicht  auüauern,     und  kaltblü- 
tig,   und  selbst  gesichert   nach   dem  Menschen  zie- 
len,   wie  nach   einer  Scheibe.      Bei  ihnen  ist  der 
Mord  Zweck.      (Ihr  erster  Gebrauch  geg'^n  policirte 
Nationen,  [von  dem  Hause  Oesterreich  ge,üen  Treuss^n] 
erreete  auch  wirklich  die  allgemeine  Indignation  voii 
Europa.    lezt  haben  wir  uiVs  'däran'gewöhnt ,  und  ah- 
men es  nachi  und  dies  macht  uns  wenig  Ehre) 

§'  v5. 

Der .,\'«rlezte  Staat  iiat,  wie  wir  gesehen  haben, 
das  voliki?£nmene  Recht,  dein»  ungererirten  S'taat  zu  be^ 
kriegeny  bis  er  ihn  als-fur  sich  besleh^liden  Staat,  aus- 
getilgt, mid. seine. Unterthannen  mit  sich  selbst  vereinigt 
habe;  und  so  wäre  denn  der  Krieg  ein  sicheres,  iinrl 
ganz  rechtliches  IMillel  die  Inegal i tat  in  dem  Verhält- 
nisse der  Staaten  zu  einander  zu  sichern:  wenn  man 
nur  ein  JMiltel  finden  kfiimte,  durch  welches  d^r,  der 
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die  gerechte  Sache  hat,  stets  der  Sieger  wäre.  Da 
aber  auch  unter  den  Staaten  nicht  jeder  gerade  so  viel 
Gewalt  hat,  als  er  Recht  hat,  so  dürfte  durch  den 
Krieg  das  Unrecht  wohl  eben  so  sehr,  oder  auch  noch 
mehr  befördert  werden,  als  das  Recht 

Nun  bleibt  allerdings  der  Krieg  das  einzige  Mittel, 
einen  Staat  zu  zwingen:  es  müfste  sonach  nur  darauf 
gedacht  werden ,  es  so  einzurichten ,  dafs  in  ihm  die 
gerechte  Sache  stets  siegte,  und  diö  niächtigere  wäre. 
—  Macht  entsteht  durch  die  Menge;  es  müfsten  so- 
nach mehrere  Staaten  für  die  Behauptung  des  rechtli- 
chen Verhältnisses  unter  ihnen  sich  verhinclen^  und 
den  ungerechten  mit  vereinifrter  Macht  anfallen.  — 
Dafs  dadurch  eine  stets  siegreiche  Macht  entstehen 
würde,  daran  ist  wohl  niclit  leicht  ein  Zweifel:  aber 
es  ist  eine  höhere  Frage:  wie  kann  man  es  dahin  brin- 
gen ,  dafs  diese  Vereinigung  der  Staaten  stets  gerecht 
spreche  ? 

Ich  führe  zuförderst  die  angegebene  Idee  \Yeiter 

aus. 

§.  16. 

Mehrere  Staaten  vereinigen  sich,  und  garanliren 
sich  selbst  untereinander  und  gegen  jerlen,  d'-v  auch 
lüclit  mit  in  der  Verbindung  ist,  ihre  Unabhäqgigkeit, 
und  die  Unverlezlichkeit  des  eben  beschriebenen  Ver- 
trags. Die  Formel  dieses  Bundes  würde  diese  seyn  : 
wir  alle  versprechen  mit  vereinigter  IMacht  denjenipjen 
Staat,  stehe  er  mit  im  Bunde,  oder  nicht,  auszutil- 
gen ,  welcher  cVie  Unabhängigkeit  eines  von  uns  nicht 
anerkennen,  oder  den,  zwischen  einem  von  uns  und 
ihm  bestehenden  Vertrag  brechen  wird. 

Ich 


Ich  sage  ^ie  Formel  dieses  Bundes:  denn,  das  hc" 
achriebene  wäre  ein  Völkerhund ^  keinesweges  ein  Vul' 
herstaat.  Der  Unterschied  griindeh  sich  darauf.  In 
^en  Staat  zu  treten  kann  der  einzelne  gezwungen  wer- 
den ;  weil  ausserdem  ein  rechtliches  Verbältnifs  mit 
il:im  gar  nicht  möglich  ist.  Aber  kein  Staat  kann  vge- 
z;wun^en  werden,  diesem  Bunde  heiz'itreten ,  weil 
er  auch  ausser  ihm  in  einem  rechtlichen  Verhältnisse 
seyn  kann.  In  dasselbe  sezt  er  sich  mit  den  benachbar- 
ten Staaten  schon  dadurch,  dafs  er  sie  anerkennt,  imd 
den  oben  beschriebenen  Vertracr  mit  ihnen  schliefst; 

Ii j positiven  Schuz  Ae^anAcxn  Staates,  hat  kein  Staat 
das  Zwanasrecht,  —  Also  es  ist  eine  freiwillige,  kei- 
nesweges  eine  durch  Zwang  zu  begründende  Verbin-r 
duiig ,  und  eine  solche  nepnt  mau  eiuen  Bund. 

Ob  die  Unabbänaiakeit  eines  Staats  anerkannt 
werde  oder  nicht,  ergiebt  sich  sogleich  daraus,  ob  der 
andere  Staat  sich  mit  ihm  in  den  oben  beschriebenen 
Vertrao  einlasse:  hat  er  das  ffcthan,  so  hat  er  aner- 
kannt,  weigert  er  sich  es  zu  tbnn,  so  will  er  nicht  an- 
erkennen. Ueber  diesen  Umstand  sonach  kann  der 
Bund  in  seinem  Richterspruche  sich  nicht  irren.  — 
Mit  Wissen  und  Willen  aber  ein  unoerechtes  Urtheil 
fällen,  ivann  er  nicht,  ohne  dafs  alle  Welt  sehe,  daf^ 
es  ungerecht  sey  ;  und  auf  einige  Schaam  sollte  juau 
doch  iiofFentlich  bei  ihm  rechnen  l>önnen.  Die  Beant- 
^vortung  der  Frage  ,  ob  der  Vertrag  erfüllt  sey,  oder 
nicht,  hangt  ab  thcils  von  der  Zuverlässigkeit  des  bei- 
gebrachten Factum,  tlicils  von  den  Worten  des  Ver- 
trags.  Was  zuförderst  das  erste  an  betrift;  alle  Staaten 

/  sollen 


solleil  schon  zufolge  des  Staatsbürgerrechts,  mit  PuLU- 
cität  verfahren;  ob  etwas  geschehen  sey  oder  nichts 
miifs  sich  sonach  wohl  ausmachen  lassen.  Der  einer 
Unterlassung  beschuldigte  Staat  mufs  den  positiven  Be- 
wcifs  führen,  dafs  geschehen  sey,  was  gefodert  wor- 
den, dafs  z.  B,  ein  Verbrecher  bestraft,  ein  Schaden 
ersezt  sey,  u.  dergl.  und  so  etwas  sollte  sich  ja  doch 
wohl  ins  Reine  brincren  lassen.  Wenn  ein  Staat, dem 
Bundesgerichte  sich  nicht  stellen  wollte,  so  gäbe  er 
schon  dadurch  seine  Sache  auf,  und  es  wäre  gegen  ihn 
zu  verfahren.  —  Es  könnte  etwa  ein  nicht  zum  Bun- 
de gehörender  Staat  sagen :  was  geht  dieses  Gericht 
mich  an  ;  es  ist  nicht  mein  Richter.  Darauf  wäre  ihm 
zu  antworten :  seiner  Parthei  ist  er  denn  dach  verant- 
wortlich zufolge  des  Vertrags.  Wenn  nun  diese  dass 
Eundesgericht  an  ihre  eigne  Stelle  sezt,  so  hat  sie  dar- 
an ohne  Zweifel  das  vollkommenste  Recht. 

Was  die  Einsicht  in  den  Vertrag  anbelangt,  so 
erhält,  gerade,  weil  er  nach  demselben  richten  soll, 
der  Bund  das  Recht  der  Oberaufsicht  über  die  Klrsrhcit 
und  Bestimmtheit  desselben.  Es  werden  ja  alle  Ver- 
träge mit  den  verbündeten  Staaten  unter  seiner  Garan- 
tie geschlossen^  Unbestimmtheit  derselben  kann  er 
nicht  dulden  ,  weil  er  nach  ihnen  zwischen  den  strei- 
tenden ParLheien  Recht  sprechen  soll«  —  Dadurch 
versichert  man  sich  denn  auch  seiner  eignen  Rechtlich- 
keit. Er  kann  niclit  ungerecht  richten ,  ohne  dafs  alle 
<is  sehen.  —  Feiner  bedenke  man,  dafs  diese  ver- 
.^chiedenen  in  ihren  Privatinteressen  getheillen  Staaten, 
gar  kein  gemeinschaftliches  Interesse  haben  können, 
ungerecht  zu  verfahren.  Ein  migercchter  Richteispruch 
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gleit  ein  Beispiel  gegen  sie  selbst.  Nach  den  Grund- 
siitzen,    nach  denen  sie  andere  richten,    werden  sie 


selbst  gerichtet  werden. 


§•  18- 

Der  Eund  mufs  seine  Rechtssurtheile  auch  zur 
Exekution  bringen  können.  Dies  geschieht,  wie  aus 
dem  obigen  klar  ist,  durch  einen  Vernichtungskrieg 
j^ctren  den  im  Bundsgerichte  verfallnen  Staat.  Der 
Eiaid  mufs  sonach  bewafnet  seyn.  Es  könnte  die  Fra- 
ge entstehen,  oh  eine  besondere  stehende  Bundesarmee 
errichtet,  oder  ob  nur  im  wirklichen  Falle  des  Krieges 
eine  Extkutionsarmee  aus  Beitrögen  der  verbündeten 
'Siaaten  gesammelt  werden  solle.  Da  hoffentlich  der 
Fall  des  Krieges  selten,  und  späterhin  nie  eintreten 
wird,  so  würde  ich  für  das  leztere  stimmen:  denn  wo- 
zu eine  stehende  Bandesarmee,  welche,  der  Voraus-. 
Setzung  nach,  gröfstentbeils  müssig  seyn  müfste  ? 

§•  ^9- 

Aber  die  absolute  Unmöglichkeit  eines  ungerech- 
ten Ricliterspruchs  des  Völkerbundes  ist  doch  noch 
nicht  dar2;ethan  worden?  Diese  läfst  sich  nicht  dar- 
thun:  eben  so  wenig  als  im  Staatsrechte  sich  die  abso- 
lute Unmöglichkeit  eines  ungerechten  Richtersprucbs 
des  versammelten  Volks  darthun  liefs.-  So  lange  die 
reine  Vernunft  nicht  in  Person  auf  der  Erde  erscheint, 
und  (las  Ricbtcramt  übernimmt,  mufs  immer  ein  höch- 
ster IViehter  seyn,  der,  weil  er  denn  doch  endlich  ist, 
r,icli  inen  oder  einen  brisen  Willen  haben  kann :  die 
Aufgabe  ist  nur;  denjenigen  zu  finden ,  von  dem  dies 
Tm  allerwenigsten  zu  befürchten  sey:  und  dieser  ist. 

über 
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über  (las  bürgerliche  Verl]  alt  Ulfs,  die  Nation  ;  über  das 
StaatenverL^alluifä,  der  beschriebene  Völkerbund.   

§•  20. 

Wie  dieser  Biihd  sich  weiter  verbreitet,  und  all- 
mählig  die  ganze  Erde  umfaist,  tritt  der  ewige  Friede 
ein ;  das  einzige  rechtmäfsige  Verhältnifs  der  Staaten : 
indem  der  Krieg,  wenn  er  von  Staaten,  die  Richter 
in  ihrer  Sache  sind,  geführt  wird,  eben  so  leicht  das 
Unrecht  siegend  machen  kann,  als  das  Recht;  oder, 
wenn  er  auch  unter  der  Leitung  eines  gerechten  Völ- 
kerbunds steht,  doch  nur  das  Mittel  ist  zum  lezten 
Zweck,  zur  Erhaltung  des  Friedens:  keinesvyeses  aber 
der  leate  Zweck  selbst. 


IL  Vom  Weltbürgerrechte. 

§.  21. 

Teder'  Bürger  hat  das  Recht,  auf  dem  ganzen 
S!"aatS2;ebiete ,  seinen  Verrichtungen  nachzugehen. 
Dieses  Recht  ist  <^in  Theil  der  ihm  durch  den  Slaats- 
vertrag  garanlirten  Bürgerrechte.  Der  Gesandte  des 
fremden  Staats ,  hat,  zufolge  des  Vertrags  der  beiden 
Siaaten,  das  Reclit,  in  das  Land  seiner  Bestimmung 
zu  kommen,  es  zu  dTirchreisen :  und  sich  aii  alle  die 
Orte  zu  begehen,  wohin  ihn  sein  Auftrag  ruft.  Er  hat 
das  Recht  zum  Zw-ecrke,  zur  Aufsicht  über  die  ver- 
tragsmäfsigen  Xicistungen:  er  hat  es  sonach  auch  zu 
den  Mitteln.      Er  weifst  seine  Bevollmächtigung  au 

den 
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den  Grenzen  vor;  und  es  ist  nun  Pflicht  des  Staats, 
an  welchen  er  geschickt  ist,  ihn  einzulassen.  Die  unbe- 
dingte Abweisung  desselben,  als  eines  Gesandten  über- 
haupt —  wenn  nicht  etwa  besondere  Gründe  der  Un- 
zufriedenheit mit  seiner  Person  Statt  finden ,  und  der 
abweisende  Staat  erklärte,  dafs  er  eine  andere  Person 
gerne  aufnehmen  würde,  —  würde  ein  Recht  zum 
Kriege  begründen.  Privatpergonen  des  Einen  aner- 
l^annten  und  freundschaftliclten  Staats  verfügen  sich  in 
einen  andern;  etwa  um  ihrer  Geschäfte  willen,  oder 
auch  blofs  zum  Vergnügen.  In  diesem  Falle  wird  nach 
den  bestehenden  Verträgen  geurlheilt.  Haben  beide 
Staaten  sich  die  Sicherheit  ihrer  gegenseitigen  Bürger 
garantirt,  auch  wenn  sie  auf  das  Gebiet  des  andern 
Staats  kommen,  so  ist  der  Bürger  sicher,  zufolge  die- 
ses Vertrags.  Dafs  er  aber  ein  Bürger  dieses  bestimm- 
ten Staats  ist,  thut  er  dar  durch  Vorzeigung  seines  Pas- 
ses an  der  Grenze. 

Aber,  wenn  ein  Fremder,  der  von  keinem  ver- 
bündeten Staate  weder  abgesendet,  noch  durch  einen 
Vertrag  mit  einem  solchen  berechtigt  ist,  das  Staatsge- 
biet betritt ,  vt^as  ist  dann  Rechtens  ?  Diese  einzige 
noch  übrige  Rechtsfrage  ist  es ,  die'  das  Weltbürger- 
recht  zu  beantworten  hat. 

^.  22. 

Alle  positiven  Rechte,  die  Rechte  auf  etwas,  grün- 
den sich  auf  einen  Vertrag,  Nun  hat  dieser  fremde 
Ankömmling  gar  keinen  Vertrag  mit  dem  besuchten 
Staate,  für  sich ;  weder  dafs  ef  für  seine  Person  einen 
geschlossen  hätte,  noch  dafs  er  sich  auf  einen  berufen 

konnte, 
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könnte,  ^en  sein  Staat  für  ihn  geschlossen ;  denn  er 
ist,  der  Voraussetzung  nach,  entweder  aus  keinem 
Staate ,  oder  der  besuchte  Staat  kennt  seinen  Staat 
nicht,  und  steht  mit  demselben  in  keinem  Vertra£;e. 
Ist  er  denn  also  rechtslos,  od**3r  hat  er  doch  Rechte; 
welche  und  aus  welchem  Grunde  9  —  Er  hat  das  ur- 
sprüngliche Menschenrecht,  das  allen  Rechtsvertr^gen 
vorausgeht,  und  allein  sie  möglich  macht:  das  Rechte 
auj-  die  Voraussetzung  aller  Menschen ,  dnfs  sie  mit  ihm 
durch  Verträge  in  ein  rechtliches  J^erhältnifs  kommen  köfL' 
nen.  Dies  allein  ist  das  eigentliche  Menschenrecht, 
das  den  Menschen,  als  Menschen,  zukommt;  dielNTög- 
lichkeit  sich  Rechte  zu  erwerben.  Diese,  aber  auch 
nur  sie,  mufs  jedem  zugestanden  werden,  der  sie  nicht 
ausdrücklich  durch  seine  Handlungen  verwirkt  hat.  — 
Dies  wird  durch  Gegensaz  vielleicht  deutlicher.  Nem- 
lich,  derjenige,  mit  welchem  der  Staat  den  Bürger- 
vertrag aufhebt,  verliert  alle  seine  dadurch  erlangten 
positiven  Rechte;  nicht  nur  aber  sie,  sondern  auch 
das  Recht,  sich  in  dieser  Gesellschaft  Rechte  zu  erwer- 
ben, weil  er  die  absolute  Unmöglichkeit,  sich  mit 
ihm  in  ein  rechtliches  Verhältnifs  zu  setzen,  schon  ge- 
zeigt hat.  Der  neue  Ankömmling  hat  eben  so  wenig 
positive  Hechte,  als  der  erste;  aber  das  Recht  hat  er, 
zu  fodern,  dals  man  die  Möglichkeit  annehme,  mit 
ihm  in  ein  rechtliches  Verhältnifs  zu  kommen. 

Aus  diesem  Rechte  folgt  sein  Recht,  das  Gebiet 
des  fremden  Staats  zu  betreten;  denn  wer  das  Recht 
zum  Zwecke  hat,  hat  es  zu  den  Mitteln  ;  aber  er  kann 
den  Versuch,  in  ein  rechtliches  Verhältnifs  mit  diesem 
Staate  sich  zu  versetzen,  nicht  machen,  ohne  auf  sein 
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Geliiet  zu  ihm  zu  küinmeii,  und  ihm  eine  VeihInJun«- 
anzutragen. 

In  diesem  Rechte,  auf  dem  Erdhoden  frei  hcrum- 
zutrehen,  und  sich  zu  einer  rechtlichen  yerbindun<7  au- 
zutragen,  besteht  das  Recht  des  hloiden  IVelthiirzers. 

§.  25. 

Der  Rechtsgrund  des  fremden  Ankömmlings,  das 
Gebiet  eines  Staats  zu  betreten,  war  sein  Recht  einen 
Umgang  mit  den  Bürgern  dieses  Staates  zu  versuchea 
und  anzutragen.  Zuförderst  also  hat  der  besuchte  StaaC 
das  Recht,  den  fremden  zu  fragen,  was  er  wolle,  und 
ihn  zur  Erklärung  zu  zwingen.  Erklärt  er  sich  nicht, 
so  fallt  sein  Rechtsgrund  weg;  und  er  ist  von  den 
Grenzen  abzuweisen.  —  Eben  so;  erklärt  er  sich 
zwar,  aber  sein  Antrag  wird  nicht  angenommen,  so 
wird  sein  Reclitsgrund  gleichfalls  aufgehoben,  und  er 
mit  Recht  über  die  Grenze  gewiesen.  Doch  mufs  dies 
geschehen  unbeschadet  seiner  Erhaltung.  •  Denn  es 
bleibt  ihm  die  Möglichkeit  übrig,  mit  einem  andera 
'Staate  in  Verbindung  zu  treten,  n  .chdem  es  mit  die- 
sem nicht  £;elang.  Diese  ist  sein  vollkommenes  Recht, 
und  darf  ihm  nicht  geraubt  werden. 

§.  24. 

Wird  sein  Antrag  angenommen,  so  steht  er  von 
nun  an,  tt/imi^ttMur  (für  seine  Terson  ohne  Dazwischrn- 
kunffc  eines  Staats  von  seinei  Seite)  im  Vertrage  mit 
diesem  Staate;  und  die  gegenseitigen  Rechte  beider 
Partheien,  werden  durch  diesen  Vertrag  bestimmt, 
kuförderst,  schon  dadurch,  dafs  er  sich  in  einen  Ver- 
trag 
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trag  eingelassen,  hat  er  den  Staat,  als  ein  rechtliches 
Subjekt  anerkannt,  mithin  die  Eigenthumsrechte  seiner 
einzelnen  Bürger  zugleich  mit  anerkannt.  Dies  braucht 
er  nicht  ausdrücklich  zu  versprechen ;  es  folgt  unmit- 
telbar aus  der  Handlung  des  Vertragens.  Den  übrigen. 
Gesetzen  des  Staates  ist  er  unterworfen ,  lediglich  in- 
wiefern er  sich  denselben  unterworfen  hat. 

Uebrigens  wird  dieser  Staat  nothwendig  sein 
Richter ;  denn ,  da  kein  anderer  Staat  für  ihn  in  das 
Mittel  getreten  ist,  so  wie  für  den  Gesandten,  so  ^ebt 
es  keinen  andern  Richter  in  seinen  Angelegenheiten. 
So  lästig  ihm  dieser  Umstand  fallen  möge  ^  so  mufs  er 
sich  demselben  doch  unterwerfen ,  denn  er  ist  unver- 
meidlich. 


I 


